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Editorial: Sparen und Herrschen 


„Sparen und Herrschen“ war der Titeleines 
Aufsatzes von Josef Esser und Wolfgang 
Fach (1983), mit dem die Autoren auf die 
Krise des sozialdemokratischen Modells 
Deutschland und den Übergang zur kon- 
servativ-liberalen Regierung reagierten, 
also den Beginn der neoliberalen Wende, 
in deren Zentrum die Haushaltskonsoli- 
dierung, die Senkungder Staatsquote und 
die Senkung der Steuern stehen sollte. In- 
struktiv an den Überlegungen von Esser 
und Fach war, dass sie, anders als andere 
materialistische Autoren, nicht so sehr die 
politische Ökonomie des Steuerstaates in 
den Blick nahmen (vgl. dazu PROKLA 
154 Mit Steuern steuern sowie die Texte 
von Michael Krätke in PROKLA 82 und 
PROKLA 65), sondern das Moment von 
Herrschaft. Ihre These war: „Sparen ist 
Herrschen“ (Esser/Fach 1983: 444). Ihr 
Aufsatz registriert und betont sehr bewusst 
die fiskalpolitische Wende, die mit dem 
noch von der SPD verantworteten Staats- 
haushalt für 1982 in Gang gesetzt wurde, 
und in deren Kontinuität sich auch heute 
nach dreißig Jahre immer noch und in ra- 
dikalerer Form die politischen Entschei- 
dungen bewegen. Der Haushalt, so war es 
das erklärte Programm von Finanzminister 
Matthöfer, sollte umgelenkt werden von 
konsumtiven Ausgaben hin zur Förde- 
rungvon Wachstum und Beschäftigung. 
Entsprechend wurde das Steuersystem 
auf Wettbewerbsfähigkeit, Investition 
und Innovation hin ausgerichtet. Im So- 
zialbereich wurde gekürzt (bei Kindergeld, 
Sozialhilfe, Arbeitsförderung und im öf- 


fentlichen Dienst), die Lohnnebenkosten 
und indirekte Steuern wurden erhöht. Die 
Absetzbarkeit von Betriebswagen wurde 
verbessert - eine für das Luxussegment der 
Automobilindustrie bis auf den heutigen 
Tag wichtige Subvention. Diese Maßnah- 
men wurden, wie das Handelsblatt damals 
schrieb, von der kleinen Oligarchie der 
Spitzenpolitiker in der Regierung und an 
der Spitze der Fraktionen erzwungen. Die 
Abgeordneten von SPD und FDP wurden 
mit der drohenden Auflösung der Koali- 
tion erpresst. Die Parteien hätten zu lernen, 
wieder dem Staat zu dienen; Dissidenten, 
die Bewegungen mobilisieren und ihre Par- 
teien unter Druck setzen könnten, müssten 
diszipliniert werden. 

Den Herrschaftsakt sahen die beiden 
Autoren in den disziplinierenden Folgen 
der neuen fiskalpolitischen Orientierung. 
Denn zwangsläufig mußte es zu Kürzun- 
gen kommen. Diese Kürzungen wurden 
orchestriert mit Diskursen, die seitdem 
aus der Politik der Bundesrepublik nicht 
mehr wegzudenken sind. Da ist einmal 
der Diskurs der zu hohen staatlichen 
Ausgaben, der sich seitdem in einer Art 
ideologischem Trommelfeuer in den 
Zeitungen, den Fernsehnachrichten und 
Talkshows, in Expertengutachten und in 
den Universitäten vollzieht und verstetigt 
hat. „Im Verlauf der letzten Jahre ist der 
Bürger vielleicht nicht gerade mündiger 
geworden, aber doch etwas schlauer: Je- 
den Tag droht man ihm mit der Peitsche. 
Bei Sabine Christiansen sind der Staats- 


bankrott und die Talfahrt der Wirtschaft 
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längst Routine geworden.“ (Rossum 2004: 
73) Daist zum zweiten der Diskurs der ho- 
hen Löhne und Lohnnebenkosten. Da ist 
der Diskurs der „Sozialschmarotzer“. Das 
Sparen, so argumentierten Esser und Fach, 
führe zwangsläufig zu einem Druck auf 
die sozialstaatlich ermöglichte, teilweise 
Dekommodifizierung des menschlichen 
Arbeitsvermögens. Sie diene unterneh- 
merischen Interessen. Denn wenn die 
Lohnabhängigen von ihrem Lohn abhän- 
giger würden, weil ihnen der Zugang zu 
anderen Subsistenzmitteln versperrt sei, 
wenn zudem die Arbeitslosigkeit ansteige, 
dann wirke das Sparen wie eine Peitsche 
und würde in den Betrieben die Fabrik- 
disziplin und die Konkurrenz miteinan- 
derund Isolierungvoneinander verstärken. 
Krankheit und Arbeitslosigkeit würden 
als Drückebergerei und Ausbeutung des 
Sozialversicherungssystems unerbittlich 
diskriminiert, um den Lohnarbeitszwang 
durchzusetzen und die Lohnabhängigen 
der bestehenden Herrschaftsordnung zu 
unterwerfen. Es wurde an die Opferbereit- 
schaft der Bevölkerungappelliert - und wie 
oft mussten wir seitdem bei derjeder Runde 
von Steuersenkungen, Sparmaßnahmen, 
Erhöhungen der Krankenkassenbeiträge 
und Leistungsverschlechterungen die Sätze 
hören, daß „wir über unsere Verhältnisse 
lebten“ oder der „Gürtel enger zu schnal- 
len“ sei. Diese Disziplinierung trug offen- 
sichtlich dazu bei, die Basis der Gesellschaft 
zu formieren und sie die Austeritätspolitik 
akzeptieren zu lassen. Die Gewerkschaften 
konnten geschwächt werden, der Korpo- 
ratismus, der in der fordistischen Phase 
eine Stärke war, wurde nun zu einem 
Opfergang und einer Anerkennung der 
ideologischen Hegemonie des Unterneh- 
mertums (Esser, Fach 1983: 440). Aufdiese 
Weise konnte in den folgenden Jahren eine 
gewaltige Umverteilung bewirkt werden. 
Die Sparsamkeitsrhetorik kontrastierte 
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nämlich auffällig mit der Wirklichkeit: 


Die Gewinne der Unternehmen stiegen 
enorm. Rossum nennt als Ergebnis der 
Senkung der Körperschaftssteuer durch 
die Regierung Schröder/Fischer einen 
Ausfall von 50 bis 60 Mrd. Euro für die drei 
Jahre 2001-2003. Diese Steuern wurden 
gesenkt, obwohl in den Jahren zuvor, im 
Zeitraum von 1993 bis 1998, die Einkünfte 
aus Unternehmensgewinnen um 100 Mrd. 
Euro zunehmen konnten, ohne daß sie ver- 
steuert worden wären. Er gibt Schätzungen 
wieder, wonach etwa 400 Mrd. Euro aus 
Deutschland in Steuer-Oasen geflossen 
seien (Rossum 2004: 78f). 

Über lange Zeit war die Erwartung in 
den Gewerkschaften, in den sozialen Be- 
wegungen und der Sozialdemokratie, auf 
verfassungsmäßigem Wege Demokratie 
zu verwirklichen. Der Sozialstaat, also 
der Eingriff in die Wirtschaftsordnung, 
wurde als die höchste Stufe der Demokra- 
tie geschen. Esser und Fach interpretierten 
in diesem Zusammenhang die Sparaktion 
- tragischerweise durchgeführt vom lin- 
ken Sozialdemokraten Matthöfer - als 
Selbst-Entmachtung des demokratischen 
Sozialstaats, eine paradoxe Demokratiesi- 
cherung durch Demokratieabbau. Es fand 
ein Politikwechsel und der Abschied vom 
Keynesianismus statt. Hatte dieser ermög- 
licht, reformerische Programmatik mit sys- 
temstabilisierender Pragmatik in Einklang 
zu bringen, so blieb mit der Sparpolitik nur 
noch Pragmatik übrig. 

An solche Überlegungen müssen Ana- 
Iysen der Fiskalpolitik heute anknüpfen. 
Staatliche Einnahmen und Ausgaben, da- 
her auch die Einsparungen und die Politik 
der Haushaltskonsolidierung, sind immer 
mit Aspekten der sozialen Herrschaft ver- 
bunden. Die Frage, ob Bürger Steuern zah- 
len und wie viel, ob es sich um direkte oder 
indirekte Steuern handelt, wie die Vertei- 
lung zwischen den staatlichen Instanzen 
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Bund, Länder oder Gemeinden ausfällt, 
und wie diese dem Staat als Einnahmen 
zur Verfügungstehenden Geldmitteldann 
politisch verwendet werden - dasallessind 
eminent politische Fragen, die unmittelbar 
auf den Herrschaftszusammenhang hin- 
weisen. Genau genommen stehen sie im 
Zentrum der politischen Macht, vor allem 
demokratischer Macht, denn gerade in der 
Entscheidungsmacht über die Besteuerung 
und den Haushalt soll die Prärogative des 
Parlaments bestehen. Obwohl die Steuern 
ein erstaunlich politisiertes Thema sind 
und ständig in den Berichten, Analysen 
und Talkrunden aufgerufen werden, spie- 
len sie für die Diskussionen in der Linken 
und den Gewerkschaften eine eher unter- 
geordnete Rolle. Selbst Attac, dasjaalsein 
Bündnis für die Besteuerung von Finanz- 
markttransaktionen angetreten war, hat 
sich insgesamt wenigum eine Politisierung 
dieses Themas von unten bemüht. Die Poli- 
tik des Finanzministeriums, ebenso wie die 
Bedeutung dieses Buchhaltungsministeri- 
ums für die Politik der verschiedenen Bun- 
desregierungen, spielt in der öffentlichen 
Wahrnehmung eine geringe Rolle. 

Esser und Fach haben in ihrer Analyse 
allerdings einen Aspekt außer Betracht 
gelassen, der uns heute, Jahrzehnte später, 
viel mehr beschäftigen muss, nämlich die 
Frage der Ausbeutung über die Besteue- 
rung. „Steuerausbeutung“ derarbeitenden 
Klassen ist cher die Regel als die Ausnahme 
(Krätke 2009: 130). Diese Form der Aus- 
beutung, ebenso wie die Disziplinierung 
der Lohnabhängigen durch die Sparpoli- 
tik, wird durch die staatliche Bewältigung 
der Krise des Finanzmarktes verstärkt und 
erhält eine neue Gestalt. Die Regierungen 
haben die Banken durch Verstaatlichung, 
durch Bürgschaften und durch Rekapitali- 
sierungen zu Lasten der Steuerzahler geret- 
tet. Noch ist nicht genau absehbar, wie viel 
Geld diese Rettungsaktionen tatsächlich 
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kosten werden. Doch schon jetzt lässt sich 
ein paradoxer Effekt dieser staatlichen Kri- 
senlösung feststellen. Die Banken können 
sich bei den Zentralbanken mit billigem 
Geld versorgen, welches sie dem Staat gegen 
höhere Zinsen ausleihen. Daran und am 
Verkaufvon Staatsanleihen am Markt ver- 
dienen die Banken gut. Diese Einnahmen 
werden umso höher, je höher das Risiko 
eingeschätzt wird, dass Staaten ihre Schul- 
den nicht zurückzahlen können. Wenn 
also die Banken und Ratingagenturen die 
Risiken von Staaten wie Griechenland, 
Portugal oder den USA als hoch einschät- 
zen, müssen diese für die Aufnahme von 
Geld auf dem Kapitalmarkt noch mehr 
Zinsen zahlen. Der ganze Vorgang wirkt 
wie eine umgekehrte „Zwickmühle“ - 
was immer die Banken tun, sie können 
nur gewinnen. Aus der Krise der Banken 
und Vermögensanleger wurde damit aber 
eine Krise der Staatsfinanzen. Vor diesem 
Hintergrund wurde in den vergangenen 
Monaten in Deutschland und in der Euro- 
päischen Union eine neue Austeritätspoli- 
tik verfolgt (vgl. zur europäischen Politik 
und den unterschiedlichen Interessen, die 
dabei eine Rolle spielen, den Beitrag von 
Hans-Jürgen Bieling). Eine neue Welle der 
öffentlichen Sparpolitik wurde in Gang 
gesetzt, Lohn- und Gehaltskürzungen 
im öffentlichen Dienst, Entlassungen, 
Senkung der Ausgaben und Leistungen. 
In Deutschland ist vorgesehen, in den 
nächsten fünf Jahren einen Betrag von 60 
Mrd. Euro einzusparen, die Koalition von 
CDU/CSU und SPD hat 2009 die soge- 
nannte Schuldenbremse im Grundgesetz 
festgeschrieben, also die Festlegung, dass 
ab 2020 nur noch eine strukturell bedingte 
Nettokreditaufnahme von 0,35 Prozent 
des Bruttoinlandprodukts erlaubt sein 
soll, womit das Maastricht-Kriterium für 
die Neuverschuldung, maximal 3 Prozent 
des BIP, noch erheblich verschärft wird 
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(vgl. zur Schuldenbremse als politischem 
Projekt den Aufsatz von Kai Eicker-Wolf 
und Klemens Himpele). Einzelne Bundes- 
länder wie Hessen haben diese Regelung 
in die eigene Verfassung übernommen, 
andere klagen dagegen. Die Folgen für 
Bildung, öffentliche Kinderbetreuung, 
Infrastrukturen, Kommunen erweisen sich 
als negativ. Zu erwarten ist in der Tat, dass 
neue steuerliche Belastungen und weitere 
Verschlechterungen öffentlicher Dienst- 
leistungen aufdie Bürger zukommen (siche 
den Beitrag von Sabine Reiner). Dass dies 
keineswegs nur ein europäisches Problem 
ist, sondern sich auch in den Städten der 
USA abspielt, macht der Aufsatz von Mar- 
‚git Mayer deutlich. 

Worin besteht heute der Herrschafts- 
akt, wenn er in den 1980er Jahren in der 
Disziplinierung der Lohnabhängigen in 
der Fabrik, in der Entsolidarisierung und 
in der Unterwerfung der Gewerkschaften 
bestand? Darin, die Steuerausbeutung zu 
verschärfen, die Disziplin aufrecht zu erhal- 
ten und die Zweifel an der kapitalistischen 
Ordnung zu marginalisieren (dazu trägt 
auch die „aktivierende“ Arbeitsmarktpo- 
litik bei, deren Widersprüchlichkeit von 
Kai Marquardsen analysiert wird). Vor 
allem aber wird jeder politische Hand- 
lungsspielraum, der sich aus der Verfügung 
über Haushaltsmittel hätte ergeben kön- 
nen, endgültigeingeschränkt. Egal welche 
Partei oder Koalition an der Regierungist, 
sie wird nur noch die Sparzwänge exeku- 
tieren können. Deswegen gilt unverändert 
die Empfehlung, die seinerzeit Esser und 
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Fach aussprachen: Da Sparen Herrschen 
ist, ist die Alternative nicht Ausgeben, 
sondern Veränderung. Dazu bedarfes aber 
dringend einer kritischen Politisierung der 
Fiskalpolitik als einer der zentralen Fel- 
der neoliberaler Formen kapitalistischer 
Herrschaftsausübung. 

Ein weiterer Schwerpunkt dieser Aus- 

gabe setzt sich mit den aktuellen Umbrü- 
chen in der arabischen Welt auseinander. 
Ingar Solty analysiert die gerade ange- 
laufene westliche Intervention in Libyen 
vor dem Hintergrund der politischen 
Ökonomie des Gaddafi-Regimes. Sabah 
Alnasseri untersucht die revolutionären 
Erschütterungen vor dem Hintergrund der 
längerfristigen sozialen und ökonomischen 
Entwicklung des arabischen Raumes und 
seiner politischen Systeme. 
Thematisch zur letzten Ausgabe der PROK- 
LA Nie wieder Krieg? und dort auch schon 
angekündigt, gehört der Beitrag von Heide 
Gerstenberger. Sie untersucht die Ursachen 
der neuen Piraterie und die Art und Weise 
wie Deutschland und die EU darauf militä- 
risch reagieren. 


Esser, Josef, Fach, Wolfgang (1983): Sparen und 
Herrschen. Über den Zusammenhang von fis- 
kalischer Knappheit und autoritärer Politik; in: 
H.H. Hartwich (Hg.), Gesellschaftliche Proble- 
me als Anstoß und Folge von Politik, Opladen. 

Krätke, Michael (2009): Kritik der öffentlichen 
Finanzen, in: PROKLA 154, S.119-139. 

Rossum, Walter van (2004): Meine Sonntage mit 
„Sabine Christiansen“. Wie das Palaver uns re- 
giert, Köln. 


172 PROKL.A-Redaktion 


PROKLA 164: Kritik der Wirtschaftswissenschaften 
(September 2011) 


Dass die herrschenden Wirtschaftswissenschaften im 21. Jahrhundert auf der Höhe 
des real existierenden Kapitalismus wären, lässt sich ernsthaft kaum vertreten. Nicht 
weil sie die letzte Finanzkrise nicht vorhergeschen hätten, sondern weil ihnen die 
theoretischen Instrumente fehlen, auch nur im Nachhinein diese und andere Krisen 
angemessen zu verstehen. Der Vorwurfder Realitätsferne an die Adresse der domi- 
nierenden neoklassischen Theorie istallesandere als neu. Selbst der Popper-Schüler 
Hans Albert erhob ihn in den frühen 1960er Jahren gegenüber einer Wissenschaft, 
die sich in der Konstruktion von eleganten Modellen gefiel, in denen sämtliche Ak- 
teure sich stets rational verhielten und die Wirtschaft ein System von Anpassungen 
und wiederkehrenden Zuständen des Gleichgewichts darstellte, das allenfalls von 
außen gestört werden konnte. An dieser Realitätsverweigerung hat sich auch vier 
Jahrzehnte später nichts Grundsätzliches geändert. 

Nachdem die deregulierten Finanzmärkte 2008 in eine massive Krise geraten 
waren, sahen sich die USA und Deutschland genötigt, die größten Konjunktur- 
pakete ihrer Geschichte zu verabschieden. Der Glaube an die ominösen „Selbst- 
heilungskräfte der Märkte“ war erschüttert und für manche schien es schon so, als 
werde die Neoklassik vom Keynesianismus entthront. Inzwischen sicht es nicht 
mehr danach aus, und es wäre zu diskutieren, ob dies nur an den institutionellen 
Kräfteverhältnissen oder nicht auch an inhaltlichen Defiziten keynesianischer und 
postkeynesianischer Strömungen liegt. An den Universitäten dominiert nach wie 
vor die Neoklassik, wo sie sogar für eine Neugewichtung der Schwerpunkte des 
Faches Wirtschaftswissenschaften sorgte: gegenüber einer Makroökonomie, die im 
Verdacht steht, den Weg des reinen (Markt)Glaubens ein Stück weit zu verlassen, 
gewann die Mikroökonomie beständig an Boden. Damit einhergehend etablierten 
sich neuere Ansätze, wie etwa die behavioral economics, die den überholten homo 
oeconomicus mit etwas realistischeren Attributen versieht, wobei aber zu fragen ist, 
ob diese Erweiterungen bloße Modernisierungsphänomene sind oder tatsächlich 
neue Einsichten liefern. Parallel dazu hat auch die Betriebswirtschaftslehre immer 
mehr an Bedeutung gewonnen. 

Grundlegende Einwände gegen die herrschende Ökonomik - etwa feministische 
Kritiken an der (scheinbaren) Geschlechtslosigkeit der Ökonomie, die Diskussion 
der ökologischen Grenzen des auf „Wachstum“ fixierten Kapitalismus oder die 
weltweit destruktiven Auswirkungen von Freihandel und deregulierten Märkten 
- spielen in der herrschenden Wirtschaftswissenschaft jedenfalls keine große Rolle. 
Um eine kritische Diskussion der herrschenden Volkswirtschaftslehre und ihrer 
Modernisierungsbemühungen soll es jedoch in dem geplanten Heft der PROKLA 
gehen. 


Hans-Jürgen Bieling 


Vom Krisenmanagement zur neuen 
Konsolidierungsagenda der EU 


1. Einleitung: Verschiebung der Krisendynamik 


Die Krisenprozesse haben sich in den letzten Jahren spürbar verlagert. Was im 
Jahr 2007 als Immobilien- und Subprime-Krise in den USA begann, entfaltete 
sich schon bald zu einer globalen Wirtschafts- und Finanzkrise. Der europäische 
Wirtschaftsraum war aufgrund seiner engen Verflechtung mit der US-Ökonomie 
von der Krise besonders betroffen. Zugleich gab es, was die Intensität und den 
zeitlichen Verlauf der Krise betrifft, aber auch deutliche Unterschiede. Diese 
resultierten zum einen aus der relativen Bedeutungder Mechanismen oder Kanäle 
- die Kapital- und Kreditmärkte oder die Handelsbeziehungen -, über die sich die 
Krise aus den USA nach Europa übertrug (vgl. Becker/Jäger 2009; Becker 2010). 
Allgemein waren all jene Länder, deren Kapital- und Kreditmärkte schr stark in 
das globale Dollar-Wall Street-Regime (DWSR) (Gowan 1999) integriert waren, 
mit einem schr raschen und häufigschr heftigen Krisenausbruch konfrontiert. Im 
Unterschied hierzu konnte die Ansteckung über die Handelsbeziehungen, also 
der Einbruch der Exporte, konjunkturpolitisch zumeist etwas abgefedert werden, 
zogsich zeitlich aber länger hin. Neben den externen Übertragungsmechanismen 
sorgten zum anderen aber auch innereuropäische Faktoren für jeweils spezifische 
nationale Krisenverläufe. Im Laufe der letzten Jahre und Monate hat sich gezeigt, 
dass Ökonomien mit strukturellen Leistungsbilanzdefiziten, die ihrerseits auf 
externe Kapitalzuflüsse - Direktinvestitionen oder Kredite - angewiesen sind, 
zumeist nur über geringe wirtschaftspolitische Handlungsspielräume verfügen. 
Dies gilt vor allem dann, wenn sie - als Mitglieder der Eurozone - keine eigen- 
ständige Geld- und Währungspolitik mehr betreiben können oder die negative 
Leistungsbilanz mit einer hohen Verschuldung der öffentlichen Haushalte kor- 
respondiert. In dieser Notlage verfolgen die Regierungen vielfach eine schr harte 
Strategie der haushaltspolitischen Konsolidierung und versuchen zudem, durch 
arbeits- und sozialpolitische Deregulierungsmaßnahmen die Wettbewerbsfähig- 
keit der nationalen Ökonomien zu stärken. 

Dieser Kursschwenk verdeutlicht, dass sich die Wirtschaftskrise zu einer fiska- 
lischen Krise fortentwickelt und zugleich stärker ins politische System verschoben 


PROKLA. Verlag Westfälisches Dampfboot, Hefi 163, 41. Jg. 2011, Nr. 2, 173-194 


174 Hans-Jürgen Bieling 


hat. Am Anfangstanden die beträchtlichen Ausgaben für Bankenrettungspakete, 
Konjunkturprogramme, die automatischen Stabilisatoren — erhöhte Sozialleis- 
tungen und ein gleichzeitig vermindertes Steueraufkommen - sowie einige Zeit 
später die Einrichtung eines gemeinsamen Notfallfonds für zahlungsunfähige 
Staaten der Eurozone. Inzwischen wird mit Blick auf die sprunghaft angestiege- 
nen Staatsschulden insbesondere von der Europäischen Kommission, der Euro- 
päischen Zentralbank und einigen Regierungen - in erster Linie der deutschen 
Regierung - nun aber vehement das Problem der öffentlichen Verschuldung 
thematisiert. Die Schwierigkeiten der Schuldenrefinanzierung und der seit Mitte 
2009 forcierte Diskurs über eine sog. Exit-Strategie, d.h. den Übergang zu einer 
erneuten finanzpolitischen Konsolidierungs-Agenda, scheinen sich wechsel- 
seitig hochzuschaukeln. Mit dieser Aussage soll keineswegs bestritten werden, 
dass die Kosten des staatlichen Krisenmanagements beträchtlich sind (2.) und 
entsprechend beglichen werden müssen. Der rasch eingeforderte und eingeleitete 
Übergang zu einer neuen, austeritätspolitisch ausgerichteten Konsolidierungs- 
agenda vermag jedoch weder theoretisch-konzeptionell noch praktisch zu über- 
zeugen. Theoretisch-konzeptionell werden die transnationalen sowie macht- und 
verteilungspolitischen Aspekte der europäischen Verschuldungsproblematik 
nicht hinreichend reflektiert (3.); und was die politische Praxis betrifft, so wird 
diese durch den Diskurs der europäischen Gläubigergemeinschaft dominiert, 
der insofern verengt ist, als Fragen einer steuerpolitisch progressiven Belastung 
der Verschuldungsgewinner nicht gestellt und alternative Optionen eines gesell- 
schaftlich wie transnational solidarischen Krisenmanagements von vornherein 
ausgeschlossen werden (4.). Doch nicht nur die finanzpolitischen Themen im 
engeren Sinne werden austeritätspolitisch dominiert, auch die arbeits- und so- 
zialpolitischen „Reform“-Aktivitäten verweisen im Prinzip aufeine schr ungleich 
verteilte Belastung der schwächeren sozialen Klassen. Das finanzkapitalistische 
Reproduktionsmuster, das bereits maßgeblich die jüngere Krisendynamik mit 
verursacht hat, scheint sich vorerst damit fortzusetzen (5). 


2. Die öffentlichen Kosten der Krise 


Im Rückblick stellt sich die europäische Währungs- und Finanzpolitik, dies gilt 
insbesondere für die Eurozone, als janusköpfig dar. Auf der einen Seite ist seit 
den 1990er Jahren mit der Wirtschafts- und Währungsunion (WWUÜ) ein schr 
restriktiver vertragsrechtlicher Handlungsrahmen geschaffen worden. Dieser 
setzt die gesellschaftlichen und staatlichen Akteure einem erhöhten Wettbe- 
werbsdruck aus. Nach dem Wegfall spezifischer nationaler Gestaltungsoptio- 
nen - etwa Wechselkursanpassungen oder einer engen Verzahnung von Geld-, 
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Wirtschafts- und Tarifpolitik - bleibt ihnen kurzfristig oft nur die Möglichkeit, 
die nationale Wertbewerbsfähigkeit durch arbeits- und sozialpolitische Kosten- 
senkungsprogramme zu verbessern (so schon früh Altvater/Mahnkopf 1993; 
Busch 1994). In Ergänzung zu dem erhöhten Wettbewerbsdruck, der der WWU 
strukturell eingeschrieben ist, soll der Stabilitätspakt - zuvor galten bereits die 
Konvergenzkriterien - dazu beitragen, dass sich die Regierungen der Eurozone 
haushaltspolitisch disziplinieren. Außerdem hat die institutionell autonome, 
inhaltlich aber auf den Primat der Geldwertstabilität fokussierte Operations- 
weise der Europäischen Zentralbank (EZB) ebenfalls eine restriktive Wirkung, 
während die wirtschaftspolitischen Koordinationsmechanismen, nicht zuletzt 
die im Rat ausgehandelten „Grundzüge der Wirtschaftspolitik“, nur allgemeine 
programmatische Leitlinien repräsentieren. 

Die sehr enge und restriktive Konzeption der WWU, die politisch von den 
hartwährungsorientierten Regierungen der „nordischen“ Länder, in erster Linie 
Deutschland, Niederlande, Österreich, Finnland, die EZB sowie von den Banken 
und anderen Finanzmarktakteuren eingefordert wird, ist in der Praxis dann 
jedoch weitaus weniger rigide umgesetzt worden als vielfach angenommen. Dies 
lag zum Teil daran, dass auf der anderen Seite einige Regierungen - in erster 
Linie aus Frankreich, Italien und anderen südeuropäischen Ländern - bereits 
von Beginn an eine zweite bzw. „verborgene“ Agenda verfolgten (vgl. Jabko 2010: 
321). Diese bestand weniger in einer offenen Zurückweisungder vorherrschen- 
den marktliberal-monetaristischen Orthodoxie als vielmehr in einer partiellen 
Erweiterung politischer Gestaltungsoptionen. Während es sich bei einer vom 
Rat definierten Wechselkurspolitik nur um eine vertragliche Option handelt, 
wird über die Institutionalisierung einer europäischen Wirtschaftsregierung 
offen debattiert. Vor allem aber sind die haushaltspolitischen Vorgaben zunächst 
in der Praxis wiederholt unterlaufen, dann aber auch durch die im Frühjahr 
2005 vollzogene, zyklische Defizite erlaubende Reform des Stabilitätspaktes 
vertragsrechtlich abgeschwächt worden. 

In der globalen Wirtschafts- und Finanzkrise ist diese zweite Seite der WWU, 
die sich am Leitbild einer aktiven politischen Gestaltung der Globalisierung 
orientiert, zunächst weiter ausgebaut worden (vgl. Bieling 2011). So hatten viele 
Regierungen bereits im Sommer 2007 ihre bis dahin proklamierte Interventions- 
scheu abgelegt und durch die ad hoc Rettung vieler in Not geratener Banken die 
Kredit- und Finanzmärkte zu stabilisieren versucht. Die EZB hatte diesen Prozess 
mit großzügigen Liquiditätsspritzen begleitet, um sich abzeichnenden Engpäs- 
sen im Interbankenmarkt entgegenzuwirken, während sich die Finanzminister 
im Herbst 2007 auf erste allgemeine Richtlinien für ein grenzüberschreitendes 
krisenpolitisches Management verständigten. Dieser Übergang zu einer gelo- 
ckerten Geldpolitik und zu vielfältigen Aktivitäten der Bankenrettung - bis 
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hin zur Errichtung staatlicher Bürgschafts- und Rettungsschirme - setzte sich 
in den nachfolgenden Monaten fort. Auch als sich im Herbst 2008 abzeichne- 
te, dass die Krise zunehmend die sog. „Realwirtschaft“ erfasste, reagierten die 
maßgeblichen Akteure in der EU weiterhin schr pragmatisch: Die EZB war 
recht kreativ im Bestreben, neue und effektive Instrumente einer expansiven 
Geldpolitik zu entwickeln; die Regierungen verabschiedeten zunächst nationale 
Konjunkturprogramme, kamen dann aber auch überein, diese in einem European 
Economic Recovery Plan (EERP) - mit einem Gesamtvolumen von etwa 200 
Mrd. Euro zu bündeln - und dessen Umsetzung im Kontext der G-20 und der 
EU zu koordinieren; die Europäische Kommission unterstützte diese Entwick- 
lung mit etwa 30 Mrd. Euro aus europäischen Haushaltsmitteln und trieb den 
Koordinationsprozess mit voran, konzentrierte sich angesichts beschränkter 
eigener Kompetenzen und Ressourcen ansonsten aber vor allem darauf, das Sys- 
tem der Finanzmarktregulierung - in den Fokus rückten dabei insbesondere 
Hedge Fonds, Rating-Agenturen, Steueroasen oder die Gehälter und Boni von 
Managern - zu verbessern und ein effektiveres, auch systemische Risiken erfas- 
sendes Überwachungs- und Frühwarnsystem zu etablieren (vgl. Quaglia 2010, 
Semmler/ Young 2010). 

Die aufgeführten Aktivitäten brachten eine zum Teil beträchtliche Belastung 
der öffentlichen Haushalte mit sich. In den offiziellen Statistiken wird zumeist 
zwischen den „direkten“ und „indirekten“ Kosten der Krise unterschieden. Die 
direkten Kosten bezichen sich vor allem auf die Maßnahmen zur Stabilisierung 
des Kreditsystems, also vornehmlich der Banken-Rettung. Konkret verbergen 
sich hierunter Kredite oder Beteiligungen, die zur Aufstockung des Eigenkapi- 
tals der Banken (Rekapitalisierung) oder zum Aufkauf der sog. „Giftpapiere“ 
verwendet wurden, um die Bankenbilanzen zu bereinigen. Außerdem haben die 
Regierungen die Haftung von Bankanleihen und Garantien für Spareinlagen 
übernommen. Werden nur die Beteiligungen und Kredite berechnet, so belaufen 
sich die Gesamtbelastungen der öffentlichen Haushalte in der Eurozone für die 
Jahre 2008-2009 auf etwa 2,5% des BIP. Die Haftungszusagen liegen mit etwa 
9,4% und die Garantien für Spareinlagen mit 20,1% des BIP deutlich höher (vgl. 
van Riet 2010: 15). Hierbei sind allerdings zwei Aspekte zu berücksichtigen: Zum 
einen sind die einzelnen Staaten sehr unterschiedlich betroffen. Die Staaten, 
deren Kreditmärkte schr stark in das DWSR integriert sind - aus der Eurozone 
vor allem Irland, Deutschland, die Niederlande, Belgien und darüber hinaus 
Großbritannien und die Schweiz - mussten überdurchschnittliche Lasten tra- 
gen. Zum anderen sind die kursierenden Daten schr unsicher, da die staatlichen 
Rettungsaktionen — dem eigenen Anspruch nach - auf eine spätere finanzielle 
Rückübertragung der geretteten Finanzinstitute vertrauen, rückwirkend also 
partiell gemindert werden können. Die Kosten, die Kapitalbeteiligungen, zins- 
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günstige Kredite, Bürgschaften und Garantien für die öffentlichen Haushalte mit 
sich bringen, lassen sich daher noch nicht definitiv beziffern; zumal die Ausgaben 
in den laufenden Haushalten vorerst nicht verbucht, sondern sog. Sonderhaushal- 
ten - in Deutschland dem mit etwa 500 Mrd. Euro ausgestatteten Sonderfonds 
Finanzmarktstabilisierung (SOFFIN) - angelastet werden. 

Im Unterschied zu den „direkten“ stellen sich die „indirekten“ öffentlichen 
Kosten der Krise - zumindest vorläufig - als weitaus gravierender dar. So haben 
die Regierungen in der EU in den letzten Jahren beträchtliche Finanzressourcen 
mobilisiert, um politisch gegenzusteuern. Ein Blick auf Tabelle 1 zeigt dabei, dass 
die größeren EU-Staaten in der Kombination von Konjunkturprogrammen und 
automatischen Stabilisatoren - entgegen anderslautender Einschätzungen - große 
finanzielle Anstrengungen unternommen haben und konjunkturpolitisch kaum 


hinter den USA zurückgeblieben sind.! 


Tabelle 1: Schätzung der stützenden Wirkung von Konjunkturprogrammen und 
automatischen Stabilisatoren in Prozent des BIP 


Konjunk Auto- Konjunk Auto- Konjunk- Auto- Gesamt- 


turpro- matische turpro- matische turpro- matische wirkung 
gramme Stabilisa- gramme Stabilisa- gramme Stabilisa- 
toren toren toren 
2008 2008 2009 2009 2010 2010 2008-10 

Frank- 0,0 0,1 -0,7 -2,0 -0,7 -2,5 5,8 
reich 
Ditld 0,0 1,0 -15 -2,7 -2,0 -2,9 8,1 
Italien 0,0 -0,5 -0,2 - 3,4 -0,1 -3,1 7,3 
Spanien -1,9 -0,4 -2,3 -2,9 0,0 -3,6 11,1 
GB -0,2 0,2 -1,4 -2,4 -0,1 -2,9 -6,8 
USA -11 -0,2 -2,0 -1,6 -1,8 -1,8 -8,5 


Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Schelkle (2010a: 10 u. 12). 


Aufgrund der vielfältigen nationalen Aktivitäten sind die haushaltspolitischen 
Deckungslücken zugleich deutlich angewachsen (vgl. Tabelle 2). Natürlich 


l Obwohlder europäische Beitragzur Bewältigung der globalen Wirtschafts- und Finanz- 
krise durchaus beachtlich war, sind Einschränkungen zu machen: Erstens konnten einige 
Regierungen - etwa die deutsche Bundesregierung - nur mühsam dazu bewegt werden, 
konjunkturpolitisch aktiv zu werden; zweitens waren die nationalen Konjunkturpro- 
gramme überwiegend strukturkonservativ ausgerichtet, setzten also kaum zukunftsori- 
entierte, etwa die ökologische Nachhaltigkeit und soziale Integration stärkende Akzente; 
und drittens kam die supranationale Dimension im Krisenmanagement allenfalls in der 
Geldpolitik der EZB und der Koordination der nationalen Aktivitäten zur Geltungund 
war mangels eigener finanzieller Ressourcen insgesamt nur schwach entwickelt. 
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Tabelle 2: Verschuldung der öffentlichen Haushalte in den Mitgliedstaaten der EU 


Haushaltsdefizit in Prozent Öffentlicher Schuldenstandin _Verände- 
des BIP Prozent des BIP rungd. 
Schul- 
den- 
stands 
in % 
punkten 
2007 2008 2009 2010 2011 2007 2008 2009 2010 2011 2007-11 
Belgien -0,2 -12 -60 50 -5,0 842 898 967 990 100,9 16,7 
Dtld 0,2 0,0 -33 -5,0 -47 65,0 660 73,2 788 81,6 16,5 
Irland 01 -73 -143 -11,7 -12,1 25,0 439 64,0 773 873 62,3 
Griechen- -5,1 -77 -13,6 -93 -99 95,7 992 115,1 124,9 133,9 38,2 
land 
Spanien 19 -41 -112 -98 -88 362 397 53,2 649 72,5 36,3 
Frank- -2,7 -33 -75 -80 -74 638 675 776 83,6 88,6 24,8 
reich 
Italien -15 -27 -53 -5,3 -5,0 103,5 106,1 115,8 118,2 118,9 15,5 
Luxem- 3,6 29. =07 35% -39 67 137 145 190 23,6 16,9 
burg 
Nieder- 0,2 07 -53 -63 -51 455 582 60,9 663 69,6 24,1 
lande 
Österrich -04 -04 -34 -47 -46 595 92,6 665 702 72,9 13,4 
Portugal -2,6 -2,8 -94 -85 -79 63,6 663 76,8 85,8 911 27,5 
Slowenien 0,0 -17 -55 -61 -52 234 22,6 359 416 45,4 22,0 
Finnland 52 42 -22 -38 -29 352 342 440 505 54,9 19,7 
Malta -2,2 -45 -38 -43 36 619 637 691 715 725 10,6 
Zypern 3,4 09 -61 -71 -77 583 484 562 6023 676 9,3 
Slowakei -19 -23 -68 -60 -54 293 277 357 40,8 44,0 14,7 
Euro- -0,6 -2,0 -63 -66 -6,1 66,0 694 787 84,7 885 22,5 
zone-16 
Bulgarien 0,1 18 -39 -23,8 -2,2 182 141 148 174 188 0,6 
Tschechien -0,7 -27 -59 -57 -5,7 290 30,0 35,4 39,8 43,5 14,6 
Dänemark 4,8 34 -2,7 -55 -49 274 342 416 460 495 22,1 
Estland 26 -27 -17 -24 -24 3,8 4,6 7,2 96 12,4 8,6 
Lettland -03 -41 -90 -86 -99 90 195 361 485 573 48,3 
Litauen -10 -33 -89 -84 -85 169 15,6 293 386 45,4 28,5 
Ungarn -5,0 -38 -40 -41 -40 659 72,9 783 789 77,8 11,9 
Polen -19 -37 -71 -73 -70 450 472 510 539 593 14,3 
Rumänien -2,5 -54 -83 -80 -74 12,6 133 237 305 35,8 23,3 
Schweden 3,8 25 -05 -21 -16 40,8 383 42,3 42,6 42,1 1,3 
GB -2,8 -4,9 -11,5 -12,0 -10,0 44,7 52,0 681 791 86,9 42,2 
EU-27 -0,8 -23 -68 -72 -65 588 616 736 796 83,8 25,0 
Quelle: European Commission (2010a: 14 u. 16) 
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wäre es verkürzt, die öffentlichen Defizite und den Gesamtschuldenstand allein 
auf die globale Wirtschafts- und Finanzkrise zurückzuführen. Schon frühere 
Wirtschafts- und Strukturkrisen haben die öffentlichen Haushalte mitunter 
stark belastet, ohne dass es anschließend - selbst in Phasen der wirtschaftlichen 
Erholung- gelang, den Schuldenstand wieder deutlich abzusenken. Die Ursachen 
dieser Entwicklung sind vielschichtig. Unter anderem spielte es eine Rolle, dass 
der hohe Schuldendienst und steigende Gesundheits- und Sozialausgaben die 
Konsolidierung der öffentlichen Haushalte erschwerten, zumal zugleich die Un- 
ternehmen, Kapitalbesitzer und Spitzenverdiener steuerpolitisch entlastet wur- 
den. Ungeachtet vieler politischer Verlautbarungen blieben die Anstrengungen 
zur Konsolidierungim Kontext einer angebotsorientierten Wettbewerbsstrategie 
oft nur halbherzigund belasteten in erster Linie die abhängig Beschäftigten und 
sozialschwache Gesellschaftsgruppen. Letztlich gelanges kaum, die disponiblen 
haushaltspolitischen Gestaltungsspielräume wieder zu erweitern (vgl. Krätke 
2009; Streeck 2010). 


3. Gläubiger-Schuldner-Beziehungen 
in der europäischen Ökonomie 


Die Haushaltsdefizite gelten in Verbindung mit dem hohen öffentlichen Schul- 
denstand gemeinhin als die zentrale Ursache der Schuldenkrise. Diese hat einige 
Länder der Eurozone bereits erfasst, droht andere in der näheren Zukunft zu 
ergreifen und hat damit das Potenzial, die Gemeinschaftswährung, den Euro, 
substanziell in Frage zu stellen. Um dies zu verhindern, haben sich die nationalen 
Regierungen in der EU und der Internationale Währungsfonds (IWF) in der 
ersten Hälfte des Jahres 2010 zunächst ad hoc darauf verständigt, Griechenland 
mit - auf drei Jahre angelegten - Nothilfe-Krediten im Umfang von 110 Mrd. 
Euro, davon 30 Mrd. Euro vom IWF, unter die Arme zu greifen. Anschließend 
kamen sie überein, eine „European Financial Stability Facility“ (EFSF), d.h. einen 
Notfallfonds für in Bedrängnis geratene Staaten der Eurozone, zu etablieren. 
Die EFSF stützt sich auf Garantien über insgesamt 750 Mrd. Euro, wobei 440 
Mrd. Euro von den Staaten der Eurozone, 60 Mrd. Euro von der Europäischen 
Kommission und 250 Mrd. Euro vom IWF übernommen worden sind. Das tat- 
sächliche Kreditvolumen des EFSF lagjedoch deutlich unterhalb der staatlichen 
Garantien. Um die Kredite auf 440 Mrd. Euro aufzustocken, wurde auf dem EU- 
Sondergipfel Mitte März 2011 daher eine Erhöhung der Garantien beschlossen. 
Bislang hat sich nur die irische Regierung der hieraus gespeisten Kredite bedient. 
Vielfach wird jedoch befürchtet, dass andere - vornehmlich südeuropäische — 
Staaten dem irischen Beispiel bald folgen könnten, zumal im Laufe des Jahres 
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2011 in der Eurozone staatliche Kredite im Umfang von etwa 700 bis 800 Mrd. 
Euro refinanziert werden müssen. Ob selbst das erhöhte Kreditvolumen des EFSF, 
der ab 2013 dauerhaft in den „European Stability Mechanism“ (ESM) überführt 
werden soll, ausreichen wird, bleibt vorerst abzuwarten. 

Die europäische Schuldenkrise wird bis heute von oftmals recht hektischen, 
stark vereinfachenden oder sogar irreführenden Diskussionen begleitet. Dies gilt 
in erster Linie für die Boulevard-Presse und populistische Statements von Poli- 
tikern, abgeschwächt zum Teil aber auch für die Berichterstattung in der Tages- 
presse und die wissenschaftliche Diskussion. So ist der öffentliche Verschuldungs- 
Diskurs durch einige Engführungen gekennzeichnet, die eine doppelt verzerrte 
Sichtweise - dies betrifft sowohl die Problemdiagnose als auch die politischen 
Antworten - begünstigen: 

Eine erste Engführung und Verzerrung besteht darin, dass sich der Blick pri- 
mär - zuweilen ausschließlich - auf die Rolle der Schuldner richtet. Tatsächlich 
handelt es sich bei einer Verschuldung jedoch stets um ein soziales Verhältnis, 
d.h. um eine Gläubiger-Schuldner-Beziehung. Entsprechend stellt auch die 
Staatsschuldenproblematik keine „einfache“ Generationenfrage dar; schließlich 
kann es sich keine Bank erlauben, über 30 Jahre auf die Tilgung von Krediten 
zu verzichten. Richtig bleibt aber, dass über die öffentliche Kreditaufnahme - 
oben wurde bereits darauf hingewiesen - Zahlungsströme festgelegt werden, 
die zukünftig den Staatshaushalt belasten.” So stellt die in der Vergangenheit 
aufgetürmte Staatsverschuldung für all jene Gruppen, deren Reproduktion 
von staatlichen Leistungen - Beschäftigung, öffentlichen Dienstleistungs- und 
Infrastrukturangeboten oder Sozialtransfers — abhängig ist, eine aktuelle und 
zukünftige Belastung dar. Im Gegenzug betrachtet die Gemeinschaft der Gläu- 
biger - Finanzvermögensbesitzer wie Sparer und Banken, Versicherungen oder 
Investmentfonds - die staatlichen Schuldpapiere als eine lukrative, da relativ si- 
chere Anlageoption. Wenn genau dieser Aspekt, dass von der Staatsverschuldung 
zugleich auch unterschiedliche Gläubigergruppen profitieren, in der öffentlichen 
— auch der wissenschaftlichen - Diskussion systematischer thematisiert würde, 
so wäre dies zumindest in zweifacher Hinsicht folgenreich: zum einen würden 
die gesellschaftlichen Interessenlagen im politischen Krisenmanagement der 
Staatsverschuldung umfassender diskutiert; und zum anderen würde verstärkt 
die Frage aufgeworfen, ob und wie die unterschiedlichen Gruppen der Gläubiger 
und Finanzvermögensbesitzer als Gewinner der Staatsverschuldung selbst an den 
Kosten der Schuldenkrise zu beteiligen sind. 


2 Hierbeiistzu berücksichtigen, dass eine Kreditaufnahme zur Finanzierung öffentlicher In- 
vestitionen ihrerseits Entlastungseffekte generieren kann,z.B.ein perspektivisch gesteiger- 
tes Wirtschafts- und Beschäftigungswachstum und auch ein erhöhtes Steueraufkommen. 
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Die Erweiterung der Analyse- und Politikperspektive verweist implizit auf 
eine zweite Verengung: nämlich auf die Fokussierung einer primär durch na- 
tionale Probleme charakterisierten Staatsverschuldung, die anschließend per 
europäischer Koordination politisch bewältigt werden muss. Nimmt man die 
Gläubiger-Schuldner-Beziehungen genauer in den Blick, so zeigt sich schr schnell, 
dass sich diese - zweifelsohne gefördert durch den Prozess der wirtschaftlichen 
Integration in der EU - zum Teilerheblich transnationalisiert haben. Dabei lassen 
sich mehrere Dimensionen unterscheiden: die Transnationalisierungdurch Direk- 
tinvestitionen, die insbesondere in den mittel- und osteuropäischen Transformati- 
onsökonomien dazu geführt hat, dass sich deren Kreditsysteme fast vollständigin 
ausländischer Hand befinden (vgl. Frangakis 2009: 72); die Transnationalisierung 
der Kreditvergabe an private Akteure - vornehmlich Unternehmen, zum Teil 
aber auch private Haushalte in Ländern mit einem Konjunkturboom oder einer 
Immobilienblase -, die auch in den stark von der Schuldenkrise betroffenen 
Ländern dominant ist; und schließlich die Transnationalisierung der Kredit- 
aufnahme der öffentlichen Hand (vgl. Tabelle 3). 

Die Zahlen verdeutlichen, dass die ausländischen Gläubiger - etwas anders 
stellt sich die Situation in Griechenland dar - ihre Kredite nur zum Teil an 
den öffentlichen Sektor und überwiegend an die Privatwirtschaft - Haushalte 
und Unternehmen, vielfach ihrerseits Banken - vergeben haben. Die Stabilität 
des europäischen Finanzsystems ist demzufolge, anders als im austeritätspoliti- 
schen Diskurs suggeriert, nicht nur durch die gestiegene öffentliche, sondern 
auch durch eine erheblich private Schuldenlast gefährdet (vgl. Horn etal. 2010). 
Wenn in Zeiten der Krise und Stagnation der private Schuldendienst nicht mehr 
erfüllt werden kann und zugleich auch die Staaten nicht gewillt oder finanziell 
nicht mehr in der Lage sind?, den Kreditausfall zu übernehmen, also private in 
öffentliche Schulden zu transformieren, sind die Gläubiger - Banken und andere 
Finanzvermögensbesitzer - ihrerseits gezwungen, die Kredite abzuschreiben. 
Mehr noch, wenn ein sehr großes Kapitalvolumen abgeschrieben werden muss, 
können die Banken nicht nur in Liquiditätsnöte, sondern sogar in ernsthafte 
Solvenzprobleme geraten. 

Die mitunter schr heftige europäische Debatte über das fiskalische Krisenma- 
nagement erklärt sich wesentlich aus dem transnationalen Charakter der Gläu- 
biger-Schuldner-Beziehungen. Sofern die transnationale Dimension überhaupt 
wahrgenommen wird, zeigt sich oft jedoch eine dritte Verengung. Diese besteht in 


3 Es ist genau diese Problemkonstellation, die den bangen Blick der Rating-Agenturen, 
Gläubiger und politischen Entscheidungsträger auf die Entwicklung des öffentlichen 
Schuldenstands gelenkt hat; schließlich werden die Ressourcen zur Stabilisierung und 
Steuerung des Finanzsystems vor allem aus den öffentlichen Haushalten entnommen. 
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Tabelle 3: Internationale Bankschulden März 2010 (in Mrd. US-Dollar) 


Nationalität der Banken Summe 
Dild Spa- Frankr Italien Sons- GB USA Restd 
nien tige Eu- Welt 


rozone 


Grie- ÖF. 231 09 270 3,3 22,9 36 54 63 92,5 
chenld Sektor 


Insge- 51,0 16 111,6 8,8 479 165 412 186 2972 


samt 

Irland  Öf. 34 02 8,7 0,9 3,8 73. 19 36 29,7 
Sektor 
Insge- 205,8 162 857 286 92,5 222,4 113,9 78,7 843,8 
samt 

Portugal ÖF. 99 06 204 22 15 26 16 40 6,9 
Sektor 
Insge- 46,6 108,0 49,7 9,4 29,1 324 373 10,0 322,4 
samt 

Spanien Öff. 30,0 46,9 2,3 191 76 49 169 1276 
Sektor 
Insge- 217,9 244,2 42,5 200,6 141,7 186,4 69,3 1.102,6 
samt 

Summe Öff. 664 11,7 103,0 8,7 57,3 211 13,8 30,8 312,7 
Sektor 
Insge- 5213 125,8 491,2 893 370,1 413,0 378,8 176,6 2.566,0 
samt 


Quelle: EuroMemo Gruppe (2011: 12). 


einer nahezu ausschließlich auf die monetären Transferprozesse fokussierten Dis- 
kussion. Mit anderen Worten, die Tatsache, dass die transnationale Kreditvergabe 
gewissermaßen spiegelbildlich die Strukturen des grenzüberschreitenden Handels 
und Dienstleistungsverkehrs reflektiert, wird- zumindest in den Krisendiskursen 
der Länder mit einem Leistungsbilanzüberschuss - kaum thematisiert. Wenn es 
sich, wie im Falle Deutschlands, um einen schr großen und über mehrere Jahre 
strukturell angewachsenen Leistungsbilanzüberschuss handelt (vgl. Tabelle 4), ist 
dies äußerst problematisch: zum einen, weil zu befürchten ist, dass der Kapital- 
bzw. Kreditbedarfin den Ländern mit einem Leistungsbilanzdefizit - vor allem 
dann, wenn diese in der Eurozone über keine eigene Währung mehr verfügen 
und nicht mehr abwerten können - weiter anwächst; und zum anderen, weil 
ohne Instrumente einer politisch gemeinschaftlich organisierten Korrektur der 
Ungleichgewichte zukünftig noch stärker nationalistisch akzentuierte Wettbe- 
werbsstrategien verfolgt werden, die nicht nur einzelne Mitgliedstaaten, sondern 
letztlich die Eurozone und womöglich die EU insgesamt in Gefahr bringen. 


Vom Krisenmanagement zur neuen Konsolidierungsagenda der EU 183 
Tabelle 4: Leistungsbilanz in Prozent des BIP und in absoluten Zahlen 
(Mrd. Euro) ausgewählter Überschussländer 
1997-01 2002-06 2007 2008 2009 2010* 2003-09 2010* 2011* 
Durch- Durch- kumuliert 
schnitt schnitt 
Belgien 4,5% 4,5% 3,9% 11% 2,0% 1,7% 72,9 5,9 7.3 
Dild -0,8% 4,2% 7,6% 6,7% 5,0% 4,8% 894,8 119,5 119,7 
Finnland 6,6% 5,6% 4,2% 3,5% 13% 1,3% 46,3 2,3 2,9 
Nieder- 4,8% 7,5% 8,4% 4,8% 3,4% 5,2% 254,5 30,7 41,0 
lande 
Öster- -1,4% 2,4% 4,0% 3,7% 2,6% 3,0% 51,3 85 10,1 
reich 
Schweden 4,7% 6,7% 8,6% 8,9% 7,3% 6,6% 164,7 23,0 24,5 
Schätzung vom Oktober 2010, Quelle: European Commission (2010b: 208f) 
Tabelle 5: Leistungsbilanz in Prozent des BIP und in absoluten Zahlen 
(Mrd. Euro) ausgewählter Defizitländer 
1997-01 2002-06 2007 2008 2009 2010* 2003-09 2010* 2011* 
Durch- Durch- 
schnitt schnitt 
Bulgarien 2,8% -8,6% -20,1% -20,6% -8,4% -3,3% 26,3 -L2 -0,9 
Estland 74%  -11,8% -17,2% -8,8% 45% 41% -8,8 06 02 
Frank- 1,9% -0,6% -2,2% -2,7% -2,9% -3,3% -218,9 -64,0 -67,4 
reich 
Grie- -6,7%  -11,8% -15,7% -16,4% -14,0% -10,6% -195,1 -24,4 -18,1 
chenland 
GB -1,5% 2,3% -2,6% -1,6% -1,3% -2,2% -280,1 -37,6 -27,1 
Irland 0,5% -1,3% -5,5% -5,6% -31% -1,1% -35,9 -17 23 
Italien 1,2% -1,0% -1,8% -3,1% -3,2% -3,2% -191,0 -49,7 -42,3 
Lettland 7,3%  -12,5% -22,3% -13,1% 8,6% 3,9% -13,5 0,7. -0,1 
Litauen -8,5% -74% -15,1% -13,1% 2,6% 2,6% -15,1 07 04 
Polen 4,0% 2,4%  -5,1% -4,8% -1,9% -2,7% -61,9  -9,7 -12,7 
Portugal -8,8% -8,9% -10,2% -12,5% -10,4% -10,7% -111,0 -18,4 -13,8 
Spanien 2,4% -6,0% -10,0% -9,6% -5,5% -4,8% -506,0 -50,7 -40,7 
Rum: 5% -6,3% -13,6% -ILAR -45% 5,5%  -61L8 -67 71 
nien 
Slowenien -1,8% -1,4%  -4,5% -6,8% -1,3% -0,7% -6,7 -02 -0,2 
Slowakei -6,5% 7,5% -5,1% -6,9% -3,4% -2,9% 20,4 -19 -14 
Tschech. -4,1% 4,4% 2,6% -0,8% -1,2% -1,9% 204 -27 2,4 
Ungarn -6,2% -8,1% -7,0% -6,9% -0,4% 8,0% -43,1 0,8 0,4 


Schätzung vom Oktober 2010, Quelle: European Commission (2010b: 208f) 


184 Hans-Jürgen Bieling 


4. Exit-Strategie und Konsolidierungsagenda: 
Akteure und politische Konzeptionen 


Die Vorschläge und Positionen, die die nationalen Regierungen im europäischen 
Krisenmanagement vertreten, sind maßgeblich durch die skizzierten transnatio- 
nalen Gläubiger-Schuldner-Beziehungen und die mit diesen korrespondierenden 
wirtschaftlichen Verflechtungsstrukturen geprägt. Dabei ist freilich zu berück- 
sichtigen, dass sich in Ergänzung zu den Handels-, Dienstleistungs- und Kapi- 
talströmen auch die Kapitalbestände im Laufe der letzten Jahrzehnte erheblich 
transnationalisiert und europäisiert haben (vgl. Bieling 2010: 73ff). Ungeachtet 
der fortbestehenden spezifischen nationalen Interessenlagen hat die europäische 
Gestaltungsebene entsprechend an Bedeutunggewonnen, zumal dort inzwischen 
wichtige geldpolitische Kompetenzen angesiedelt sind. Außerdem wurden in der 
Krise einige gemeinsame interventionspolitische Instrumente geschaffen, die die 
supranationale Ebene partiell ebenfalls gestärkt haben. Gleichzeitigist aber auch 
nicht zu übersehen, dass sich vor dem Hintergrund der skizzierten Gläubiger- 
Schuldner-Beziehungen und der Implikationen, die die gemeinsamen Rettungs- 
aktionen und die Weiterentwicklung der WWU für die jeweiligen nationalen 
wirtschafts-, finanz- sowie arbeits- und sozialpolitischen Gestaltungsspielräume 
mit sich bringen, die Vorschläge und Positionen der nationalen Regierungen - 
und Zentralbanken - mitunter deutlich unterscheiden. In der konzeptuellen 
Divergenz reflektieren sich mithin unterschiedliche Kapitalismusmodelle (vgl. 
Schmidt 2011) und damit korrespondierende macht- und verteilungspolitische 
Interessenlagen. Diese werden zudem dadurch akzentuiert, dass sich in den 
Mitgliedstaaten der EU - so auch in der Eurozone - unterschiedliche Kulturen 
und hieraus gespeiste Diskurse der Währungs-, Wirtschafts- und Finanzpolitik 
reproduzieren. 

Mit diesem Verweis soll keineswegs ignoriert werden, dass sich die nationalen 
geld-, wirtschafts- und finanzpolitischen Kulturen im Fortgang der europäischen 
Integration, d.h. vor allem durch das Europäische Währungssystem (EWS) und 
die Konvergenzanforderungen der WWU, deutlich angenähert haben. In der EG 
und dann in der EU orientierten sich die Zentralbanken, aber auch viele Politiker 
in wachsendem Maße an den Leitvorgaben der deutschen Stabilitätspolitik (vgl. 
McNamara 1998: 122). Allerdings war die Verallgemeinerungdes Paradigmas 
einer stabilitätsorientierten Geld- und Finanzpolitik weniger umfassend und tief 
verankert als vielfach angenommen. Im Verlauf des Krisenmanagements sind 
die teils macht- und interessenpolitischen, teils ideologisch-diskursiv bedingten 
Positionsunterschiede wieder stärker hervorgetreten. Vereinfacht lassen sich in der 
europäischen Krisen-, Stabilisierungs- und Reformdiskussion drei Länder- bzw. 


Akteursgruppen identifizieren (vgl. Jabko 2010; Schelkle 2010b): 
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Eine erste Gruppe bilden die südeuropäischen Länder, die der Eurozone an- 
gehören und deren Solvenz von den Rating-Agenturen und Gläubigern - mit 
Blick auf das Wirtschaftswachstum, die negative Leistungsbilanz und eine hohe 
Staatsverschuldung - als fragwürdig eingeschätzt wird. Im Kern sind dies die sog. 
„Club-Med“-Staaten (Portugal, Italien, Griechenland, Spanien), die ungeachtet 
der Spezifika der nationalen Problemlagen mit unterschiedlicher Dringlichkeit 
allesamt daran interessiert sind, durch gemeinsame europäische Ressourcen und 
Instrumente - wie zum Teil bereits geschehen - bei der Bewältigung der Krise un- 
terstütztzu werden. Jenach Diskussions- und Verhandlungsgegenstand schließt 
sich auch Irland, das die Mittel der EFSF bereits in Anspruch genommen hat, 
dieser Gruppe an. Der wichtigste Akteur und das Sprachrohr dieser Gruppe ist 
jedoch die französische Regierung. Sie ist angesichts der starken internationalen 
Gläubigerrolle der französischen Banken einerseits an einem umfassenden und 
aktiven nationalstaatlichen wie europäischen Krisenmanagement interessiert, 
versucht andererseits mit Blick auf die negative Leistungsbilanz und die stei- 
gende Staatsverschuldung zugleich aber auch neue europäische Instrumente zu 
generieren — etwa eine europäische Wirtschaftsregierung oder die Ausgabe von 
Eurobonds -, die den wettbewerbspolitischen Anpassungs- und Konsolidierungs- 
druck für diese Ländergruppe etwas abschwächen würden. 

Die zweite Gruppe umfasst die sog. „nordischen Länder“ - Deutschland, 
Niederlande, Österreich, Finnland plus Schweden und Dänemark -, die zwar 
ebenfalls hart von der globalen Wirtschafts- und Finanzkrise getroffen wur- 
den, sich aber anschließend einigermaßen erholten. Die genannten Länder sind 
dadurch gekennzeichnet, dass ihre Ökonomien über beträchtliche Leistungsbi- 
lanzüberschüsse verfügen und die heimischen Banken - dies gilt in erster Linie 
für Deutschland, aber auch für Österreich und Schweden - eine schr starke 
internationale Gläubigerposition aufgebaut haben. Grundlegend hierfür ist 
eine starke Exportindustrie, deren Wettbewerbsfähigkeit durch korporatistisch 
organisierte Arbeits- und Sozialsysteme und eine moderate Tarifpolitik sowie 
durch die stabilitätsorientierte Geldpolitik der Zentralbanken bzw. der EZB 
gestützt wird. Die Regierungen dieser Ländergruppe, nicht zuletzt die deutsche 
Regierung, sind in ihren Aktionen bestrebt, genau dieses Arrangement aufrecht 
zu erhalten (vgl. Bellofiore et al. 2010: 13ff). Obwohl hierdurch die Ungleichge- 
wichte in der EU und der Eurozone nicht korrigiert, sondern fortgeschrieben, 
vielleicht sogar verschärft werden, wird diese - austeritätspolitisch orientierte 
- Position in den meisten Punkten auch von der EZB und der Europäischen 
Kommission mitgetragen. 

Im Vergleich zu den ersten beiden Gruppen ist der politische Einfluss der 
dritten Ländergruppe, den mittel- und osteuropäischen Transformationsländern, 
sehr viel geringer. Dies liegt zum einen an ihrer schwachen ökonomischen Posi- 
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tion, d.h. der ausgeprägten Abhängigkeit vom westeuropäischen Markt sowie den 
von dort stammenden Direktinvestitionen und Krediten; zum anderen zählen 
die meisten Transformationsländer - bis auf Slowenien, die Slowakei und zuletzt 
Estland - bislang noch nicht zur Eurozone, verfügen also auch formell noch 
nicht über alle politischen Mitspracherechte. Angesichts der westeuropäischen 
Kontrolle der nationalen Finanzsysteme und des Bestrebens, in näherer Zukunft 
der WWU beizutreten, schließt sich diese Ländergruppe zumeist den Positionen 
Deutschlands und der nordischen Gruppe an. Zuweilen gibt es aber auch eine 
formal-symbolische, also nicht eine inhaltlich substanzielle Distanzierung, wenn 
sich diese dritte Ländergruppe in der Diskussion über die Reform der europäi- 
schen Geld-, Wirtschafts- und Finanzpolitik von Deutschland und Frankreich 
übergangen fühlt. 

Die Charakterisierung der skizzierten Länder- bzw. Akteursgruppen lässt er- 
kennen, dass die zweite Gruppe - und in dieser vor allem die deutsche Regierung 
- über ein besonderes Gewicht in der europäischen Krisen- und Reformdiskussion 
verfügt. Dies liegt nicht nur an der Zahl der Staaten, der guten Kooperation mit 
der EZB und Europäischen Kommission und der Einbindung der dritten Län- 
dergruppe, sondern auch an der strukturellen Dominanz von Gläubigerinteressen 
in der europäischen Geld-, Wirtschafts- und Finanzpolitik. Als die Gläubiger, 
in erster Linie die Banken, im Krisenverlauf der Jahre 2007 bis 2009 selbst in 
Liquiditäts- oder sogar Solvenznöte geraten waren, wurde ihnen durch staatliche 
Rettungsprogramme unter die Arme gegriffen (vgl. Altvater 2010: 85ff). Die 
damit einhergehende Hinwendungzu einem pragmatischen Krisenmanagement 
mit einer expansiven Geld- und Finanzpolitik wurde von den Banken durchaus 
begrüßt, zumal eine öffentliche Einflussnahme aufdie Geschäftspolitik der Banken 
abgewehrt werden konnte. Allerdings förderten die Krise und auch die staatliche 
Stützung des Kreditsystems eine gewisse Politisierung der Finanzmärkte wie auch 
der Geld- und Währungspolitik. Im europäischen Kontext zeigten sich in erster 
Linie die Regierungen der ersten Ländergruppe, allen voran die französische 
Regierung, bestrebt, die Operationsweise der WWU durch zusätzliche Ressour- 
cen und Instrumente wirtschaftspolitisch zu flankieren (vgl. Schelkle 2010b: 
12fF). Mit der aufbrechenden Schuldenkrise seit Ende des Jahres 2009 wurde 
dann jedoch die Rückkehr zum Primat der haushaltspolitischen Konsolidierung 
eingeleitet. So verständigten sich die Regierungen und die Europäische Kommis- 
sion zwar darauf, erneut einen Rettungsschirm - diesmal für hochverschuldete 
Staaten - aufzuspannen, zugleich nutzten die Regierungen der Überschuss- und 
Gläubigerländer die Gelegenheit aber auch dazu, die von ihnen verfolgte Agenda 
einer austeritätspolitischen Konsolidierung in den Vordergrund zu schieben. 

Die deutsche Regierung war eine treibende Kraft in diesem Prozess. Sie konnte 
sich dabei aufeinen relativ breiten politischen Rückhalt stützen. Schließlich war 
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bereits im Frühjahr 2009 - ungeachtet der fortdauernden Wirtschafts- und 
Finanzkrise — mit einer Zweidrittelmehrheit die Verfassung geändert worden, 
um eine „Schuldenbremse“ zu institutionalisieren. Zeitgleich meldeten sich in 
der deutschen akademischen und öffentlichen Diskussion die Vertreter marktli- 
beraler Positionen, die zu Beginn der Krise vorübergehend diskreditiert schienen, 
erneut wieder offensiver zu Wort (vgl. Bieling 2009). Sie argumentierten, dass 
die Krise weniger auf ein Versagen der Märkte als vielmehr der Politik - der 
US-amerikanischen Fed mit ihrer Niedrigzinspolitik sowie einer unzureichen- 
den Regulierung und Überwachung - zurückzuführen sei; dass gleichwohl im 
politökonomischen „Ausnahmezustand“ - einige zitierten sogar Carl Schmitt 
(vgl. Wohlgemuth 2009) - der Staat retten, sich dann aber möglichst rasch wieder 
aus der Politik zurückziehen müsse. Sobald sich das Gefühl breit machte, die 
Talsohle der Krise durchschritten zu haben, wurde demzufolge in Deutschland 
(vgl. z.B. Sachverständigenrat 2009: 6ff), aber auch in der EU sowie im Rahmen 
der G8 und G20 schon recht früh über die sog. „Exit-Strategie“ diskutiert, d.h. 
über den Ausstieg aus einem aktiven staatlichen Krisenmanagement und die 
Rückkehr zur finanzpolitischen Konsolidierung. 

Die hier angedeutete Agenda rückte anschließend in dem Maße in den Vorder- 
grund, wie sich die Schuldenkrise zuspitzte. Dieslagunter anderem daran, dass die 
von der EU mit dem IWF vergebenen Notfallkredite - im Falle Griechenlands 
ad hoc und für Irland und Portugal dann aus dem Notfallfonds - mit einer 
umfassenden austeritätspolitischen Konditionalisierung verknüpft waren. So 
musste die griechische Regierung ihr bereits vorab konzipiertes Sparprogramm, 
das im Haushalt des Jahres 2010 Einsparungen von etwa 9,6 Mrd. Euro vorsah, 
in den Verhandlungen nochmals verschärfen und mit insgesamt ca. 36,4 Mrd. 
Euro bis Ende 2013 erweitern (vgl. Kadritzke 2010: 8ff; Müller/Schmidt 2010: 
294); Irland, das bereits bei Ausbruch der Wirtschafts- und Finanzkrise mit einem 
ersten Sparpaket zu einer restriktiven Haushaltspolitik übergegangen war, musste 
mit der Inanspruchnahme des Notfallfonds in eine weitere Sparrunde mit insge- 
samt 15 Mrd. Euro bis Ende 2014 einwilligen; und auch mit Portugal, das schon 
im März 2010 Ausgabenkürzungen im öffentlichen Sektor beschloss, um das 
Haushaltsdefizit bis 2013 um 6,5 Prozentpunkte abzusenken (vgl. Mamede 2010), 
werden im Zuge der Inanspruchnahme des ESFS weitere austeritätspolitische 
Maßnahmen ausgehandelt. Doch auch ohne die politische Konditionalisierung, 
die in den Verhandlungen mit der Europäischen Kommission, der EZB und dem 
IWF festgelegt wurde, sind viele andere Regierungen, insbesondere jene mit 
Zahlungsschwierigkeiten, angesichts drohender Zinsaufschläge zu einer rigiden 
Sparpolitik übergegangen: So verabschiedete Spanien einen Konsolidierungsplan 
im Umfang von 45 Mrd. Euro bis 2013 (vgl. Köhler 2010: 11); Italien, das bereits 
in der Krise darauf verzichtet hatte, konjunkturpolitisch gegenzusteuern (vgl. 
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Braun 2010), verkündete im Sommer 2010 ein Sparpaket von 25 Mrd. Euro, das 
vor allem den öffentlichen Dienst betrifft und für die Jahre 2011 und 2012 gilt; 
und auch die neue britische Regierung beschloss in machiavellistischer Manier 
(„begehe Grausamkeiten am Anfang Deiner Amtszeit, verteile Wohltaten an 
ihrem Ende“) im Oktober 2010 ein Konsolidierungsprogramm, das sich aus 
öffentlichen Einsparungen von über 81 Mrd. Pfund in den kommenden vier 
Jahren zusammensetzt (vgl. Krätke 2010). 

Auch in anderen EU-Mitgliedstaaten sind - zumeist allerdings weniger 
drastisch - ähnliche Sparprogramme definiert worden. Dies verweist auf die 
gestärkte Rolle der Gläubigergemeinschaft, die sich im Kern über die Signale 
und Anforderungen der Finanzmärkte artikuliert. In Ergänzung hierzu wurde 
deren disziplinierende Kraft im europäischen Verhandlungsprozess zusätzlich 
verstärkt. Die deutsche Regierung spielte dabei eine wichtige Rolle (vgl. Barber 
2010). Sietrugzunächst dadurch, dass sie die Bereitstellung von Finanzmitteln in 
der Griechenlandkrise verzögerte, mit dazu bei, die Krise zu verschärfen. Ähnlich 
zurückhaltend war die Haltung bei der Etablierung der EFSF; zumindest machte 
die deutsche Regierung ihre Einwilligung davon abhängig, dass der IWF betei- 
ligt wird* und die Notfallkredite mit einer umfassenden austeritätspolitischen 
Konditionalisierung versehen werden. Gleiches gilt auch für den Verhandlungs- 
kompromiss aufdem EU-Sondergipfel im März 2011, der nur zustande kam, weil 
sich die hochverschuldeten Länder Griechenland und Portugal verpflichteten, 
weitere Einsparungen durchzuführen. 

Um der Exit-Strategie und dem Übergangzur neuen europäischen Konsolidie- 
rungsagenda weiteren Nachdruck zu verleihen, drängte die deutsche Regierung 
außerdem darauf, die Operationsweise des Stabilitätspaktes zu verschärfen. Die 
Reform aus dem Jahre 2005, die zyklische Defizite erlaubte, wurde zwar nicht 
in Frage gestellt, aber eine konsequentere Überwachung des Paktes und sogar 
„automatische Sanktionen“ eingefordert, die von der Europäischen Kommission 
dann nur noch exekutiert werden sollten. Diese Initiative fand eine recht breite 
Unterstützung - vor allem der „nordischen“ Länder, der EZB und der Kommissi- 
on -, stieß bei den Ländern mit einem hohen Haushaltsdefizit, insbesondere bei 
den südeuropäischen Ländern jedoch aufgroßen Widerstand. Letztere befürch- 
teten eine weitreichende Disziplinierungund Selbstentmachtungder Politik und 


4 Die Beteiligung des IWF war im Wesentlichen aus zwei Überlegungen gespeist: zum 
einen ging es darum, das Kapitalvolumen zu vergrößern und die betroffenen Staaten - 
zumindest partiell - durch die noch etwas günstigeren Zinsen der IWF-Kredite etwaszu 
entlasten; zum anderen sah man im IWF zugleich aber auch einen externen Anker und 
erfahrenen Akteur in der Implementierung der austeritätspolitischen Konsolidierung 


(vgl. Wehr 2010: 100). 
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plädierten stattdessen dafür, die zentrale Rolle des ECOFIN-Rates, also des Rates 
der nationalen Finanzminister, nicht aufzugeben. Im Oktober 2010 verständigten 
sich die deutsche und französische Regierung auf einen Kompromiss, der ein 
strengeres und konsequenteres Sanktionierungsverfahren im Rat vorsicht. 

Jenseits der Diskussion über eine Reform des Stabilitätspaktes beschränkte 
sich die deutsche Regierung - und was die Aktivitäten der EZB betraf, die Bun- 
desbank - vornehmlich darauf, weitergehende Vergemeinschaftungsinitiativen 
abzuwehren: Wenig erfolgreich war dabei noch der isolierte Widerstand des Bun- 
desbankpräsidenten Axel Weber, der sich vergeblich gegen das Vorhaben der EZB 
wandte, zur Flankierung der EFSF Staatsanleihen aufzukaufen. Etwas anders 
stellt sich die Situation aber in zwei anderen Streitpunkten dar: Zum einen ist der 
Vorschlagvon Jean-Claude Junker, Ministerpräsident Luxemburgs und zugleich 
Vorsitzender der Euro-Gruppe, eine europäische Schuldenagentur einzurichten 
und sog. Eurobonds einzuführen, mit Hilfe derer sich die finanzschwächeren 
Staaten zinsgünstigere Kredite beschaffen können, zurückgewiesen worden. 
Von deutscher Seite war befürchtet worden, im Umkehrschluss einen gewissen 
Zinsaufschlag hinnehmen zu müssen. Zum anderen ist auch die Diskussion 
über die Institutionalisierung einer europäischen Wirtschaftsregierung - ein 
französisches Prestigeprojekt, das bereits seit Anfang der 1990er Jahre wiederholt 
in die WWU-Debatte eingebracht worden war - nicht nur entschärft, sondern 
sogar wettbewerbspolitisch uminterpretiert worden. Dies war insofern nicht 
allzu schwer, als die Vorschläge des französischen Präsidenten Nicolas Sarkozy 
jenseits der Institutionalisierung eines europäischen Generalsckretariats für die 
Euro-Gruppe recht vage blieben.? Nachdem die deutsche Bundeskanzlerin Angela 
Merkel noch im Frühjahr 2010 die Fokussierung der Euro-Gruppe zurückge- 
wiesen hatte, stimmte sie Anfang 2011 dem Konzept zu. Allerdings wies sie den 
Plan, neue Institutionen zu schaffen, zurück und sprach selbst von einem „Pakt 
für Wettbewerbsfähigkeit“, in dessen Kontext die Steuerpolitiken, öffentlichen 
Sektoren sowie Arbeits- und Sozialsysteme wettbewerbspolitisch modernisiert 
werden sollten, um den Euro zu stabilisieren. 


5 Jenseits dieser oberflächlichen Thematisierung umfasste die Konzeption in früheren 
Phasen jedoch einige, die Operationsweise der WWU signifikant modifizierende Aspekte 
(vgl. Howarth 2007: 1066ff): einen wachstums- und beschäftigungsorientierten Policy- 
Mix; die Bereitstellung gemeinsamer wirtschaftspolitischer Interventionskapazitäten, 
eine engere Kooperation innerhalb der Euro-Gruppe zulasten der Gesamt-EU und eine 
Relativierung der operativen Unabhängigkeit der EZB. 
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5. Konsolidierung, aber wie? 
Disziplinierungszwänge und Gestaltungsoptionen 
im europäischen Finanzmarktkapitalismus 


Die meisten der hier angesprochenen Vorschläge und Diskussionspunkte sind im 
März 2011 aufzwei EU-Gipfeln gebündelt und verabschiedet worden. Neben der 
bereits zuvor ausgehandelten Verschärfung des Stabilitätspaktes verständigten 
sich die Regierungen auf die Aufstockung der EFSF, die Institutionalisierung 
des „European Stability Mechanism“ (ESM) ab 2013, die Möglichkeit dieser 
Institutionen, unter strengen Bedingungen Anleihen zu kaufen, und die Umset- 
zungeines „Paktes für den Euro“ (vgl. FTD, 14.3.2011). Alldiese Reformschritte 
weisen in die Richtung einer modifizierten politisch-institutionellen Einbettung 
der WWU. Allerdings wird durch diese der Primat der fiskalischen Austerität 
nicht in Frage gestellt, sondern weiter gestärkt. In der WWU-Reformdiskussion 
reflektiert sich mithin eine erneut gestärkte Hegemonie von Gläubigerinter- 
essen, die ihrerseits mit der Revitalisierung des europäischen „Finanzmarkt- 
Kapitalismus“ (Windolf 2005) korrespondiert. Diesem sind vielfältige Aspekte 
der Finanzialisierung - von der Orientierung am Sharcholder Value, der (Teil-) 
Privatisierung öffentlicher Unternehmen, Infrastrukturen und Rentensysteme 
bis hin zur austeritätspolitischen Konsolidierung der öffentlichen Haushalte - 
eingeschrieben; sie alle verweisen auf eine „increasing role of financial motives, 
financial markets, financial actors and financial institutions in the operation of 
the domestic and international economies“ (Epstein 2005: 3). 

Natürlich wäre es zu einfach, das europäische Krisenmanagement, die Reform- 
diskussion und nun die austeritätspolitische Konsolidierungsagenda allein und 
unmittelbar aufdie politökonomischen Machtstrukturen des Finanzmarktkapi- 
talismuszurückzuführen. Wie angedeutet, spielen nationale wirtschaftspolitische 
Kulturen, Leitbilder und Diskurse wie auch die politischen, institutionellen und 
mitunter auch persönlichen Rivalitäten im europäischen Verhandlungs- und öf- 
fentlichen Darstellungsprozess eine gewisse Rolle. Jenseits der skizzierten Ausein- 
andersetzungen fällt jedoch auf, dass sich seit dem Jahr 2009 ein marktliberaler, 
d.h. wettbewerbs- und austeritätspolitischer Diskurs erneut in den Vordergrund 
geschoben hat. Den Problemkern, auf den sich dieser Diskurs bezicht, bildet ein 
recht hoher öffentlicher Schuldenstand und somit beträchtlicher Konsolidie- 
rungsdruck. Die zeitliche und verteilungspolitische Organisation und Umsetzung 
der Konsolidierung wird im marktliberalen Problem-Diskurs dann aber insofern 
schr einseitig konzeptualisiert, als die Ursache der steigenden Staatsschulden 
kaum mehr in der Wirtschafts- und Finanzkrise, also in den Kosten der Ban- 
kenrettungund in den Konjunkturprogrammen geschen wird, sondern in erster 
Linie in einem fehlenden Reformwillen, der Verschwendung öffentlicher Gelder 
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sowie in einer unzureichenden Wettbewerbsfähigkeit aufgrund zu hoher Löhne 
und Sozialstandards. Der Blick richtet sich dabei auf die EU insgesamt, vor allem 
aber auf die sog. „PIIGS“-Staaten (Portugal, Italien, Irland, Griechenland und 
Spanien) und andere Länder mit einer negativen Leistungsbilanz. 

Gemäß dieser Problemdiagnose werden alle Vorschläge, die innerhalb der EU 
und der Eurozone transnational-solidarische Aspekte beinhalten, die auch die 
Gläubiger, also Finanzvermögensbesitzer belasten, tendenziell zurückgewiesen. 
Die verteilungspolitischen Anpassungslasten bleiben damit - im europäischen 
wie nationalen Kontext - schr einseitig verteilt. Dies gilt zum einen für die in- 
ter- bzw. transnationalen Verteilungskämpfe. Hier zeigen die Länder mit einer 
positiven Leistungsbilanz, die mit einem Sparüberschuss und einer Gläubigerrolle 
korrespondiert, wenig Bereitschaft, die Defizitländer, die aufausländische Kredite 
angewiesen sind, im Schuldenmanagement zu entlasten. Wie die (Um-) Inter- 
pretation des Konzepts einer europäischen Wirtschaftsregierung verdeutlicht, 
geschicht dies im Kontext der Fortsetzung des Wettbewerbsfähigkeits-Diskurses 
(vgl. van Apeldoorn 2003). Tatsächlich ist Wettbewerbsfähigkeit aber ein relativer 
Begriff. Der Vorwurfan die Krisenländer, sich zu hohe Löhne und Sozialstan- 
dards zu leisten, trifft daher allenfalls im Vergleich zu jenen Überschussländern 
zu, in denen - wie in Deutschland mit der Agenda 2010, einer tarifpolitischen 
Lohnzurückhaltung und einem zuletzt schr frühen und großen Sparpaket von 
über 80 Mrd. Euro - schr umfangreiche arbeits- und sozialpolitische Zugeständ- 
nisse an die Kapitalseite gemacht wurden (vgl. Busch/Hirschel 2011). 

Diese Entwicklung verweist zugleich darauf, dass nicht nur die internationalen, 
sondern zum anderen auch die nationalen gesellschaftlichen Anpassungslasten 
sehr ungleich verteilt sind. Sicherlich haben viele Unternehmen in der Wirt- 
schafts- und Finanzkrise beträchtliche Einbußen hinnehmen müssen. Weitaus 
härter werden von der Finanzmarktkrise und der nachfolgenden fiskalischen 
Konsolidierungspolitik hingegen große Teile der abhängig Beschäftigten getrof- 
fen. Schon im Verlaufder Krise ist in vielen Ländern die Arbeitslosigkeit deutlich 
angestiegen. Zudem ist zu erwarten, dass mit dieser Entwicklungauch eine weitere 
Ausbreitung atypischer, oftmals prekärer Beschäftigungsformen einhergeht. 

Vor dem Hintergrund der eingetrübten Beschäftigungsperspektiven wird 
es für die Gewerkschaften schwer werden, sich dem Druck zu tarifpolitischen 
Konzessionen entgegenzustellen. Dies gilt insbesondere für den öffentlichen 
Sektor, in dem die fiskalischen Konsolidierungsstrategien schon jetzt dazu ge- 
führt haben, dass die Löhne eingefroren oder gekürzt, Stellen gestrichen und die 
Entlohnungssysteme reformiert wurden (vgl. Glassner 2010). Werden die ange- 
kündigten Sparpakete wie geplant umgesetzt, so dürften sich derartige Tendenzen 
nicht nur weiter verschärfen, sondern auch durch eine Vielzahl sozialpolitischer 
Kürzungen - vornehmlich in den Bereichen öffentliche Dienstleistungen und 
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Alterssicherung - und neue Privatisierungsmaßnahmen ergänzt werden (vgl. 
Heise/Lierse 2011). Die dann privaten Leistungen gehen häufig mit erhöhten 
Gebühren einher, haben also ebenfalls eine regressive Verteilungswirkung wie 
die Erhöhung indirekter Steuern, die auch viele Konsolidierungsprogramme 
kennzeichnet. 

In einigen Gesellschaften hat der harte Übergang zur Austeritätspolitik wie- 
derholt Streiks und öffentliche Proteste provoziert. Diese zeugen zwar von einer 
wachsenden Unzufriedenheit mit den verantwortlichen Entscheidungsträgern, 
bislang vermochten es die Protestaktivitäten aber nicht, zu einer Diskussion 
über die Anforderungen an eine transnational-solidarische Konsolidierungs- 
strategie überzuleiten. Dies liegt weniger daran, dass es keine in diese Rich- 
tung weisenden Überlegungen gibt, so etwa (vgl. Horn et al. 2011: 6ff, Busch/ 
Hirschl 2011): die bereits angesprochenen Eurobonds, die niedrige Zinsen für 
die unter Druck geratenen Staaten ermöglichen; die Überführung der EFSF in 
einen Europäischen Währungsfonds (EWF), der die Auflage der Eurobonds 
organisiert, die nationalen Konsolidierungspfade überwacht und die Entwick- 
lung der Leistungsbilanzsalden beobachtet; eine Tarifpolitik, die sich an der 
Ausschöpfung verteilungsneutraler Spielräume — Trendproduktivitätswachs- 
tum plus Zielinflationsrate - orientiert und hierdurch lohnpolitisch induzierten 
Leistungsbilanzungleichgewichten vorbeugt; oder auch die Institutionalisierung 
eines europäischen Konsolidierungspaktes, der den Ländern mit einem hohen 
Leistungsbilanzüberschuss eine automatische Erhöhung der Besteuerung, z.B. 
von Unternehmens- und Kapitaleinkünften oder Erbschaften, auferlegt (vgl. 
Bofinger/Ried 2010: 207). 

Die Liste dieser Vorschläge ließe sich noch erweitern: etwa um Umschuldungs- 
maßnahmen zur Entlastung der Schuldner, um die Einführung einer Finanz- 
transaktionssteuer, oder um die Institutionalisierung einer vom Europäischen 
Parlament gewählten Wirtschaftsregierung, die finanziell hinreichend ausgestat- 
tet die skizzierten Aktivitäten in Absprache mit der Kommission koordiniert und 
gegebenenfalls wirtschaftspolitisch flankiert. Ob diese Schritte ausreichen, um 
die Funktionsweise der WWU nachhaltig zu stabilisieren, lässt sich nicht mit 
Gewissheit sagen. Es würde aber ein politisch-institutioneller Rahmen geschaffen, 
der aufeine Korrektur der Leistungsbilanzungleichgewichte zielt und dabei die 
Anpassung nicht allein den Defizitländern auferlegt. Der europäische Finanz- 
marktkapitalismus und die diesem eingeschriebenen Machtverhältnisse würden 
hierdurch keineswegs überwunden. Sie würden allerdings insofern modifiziert, 
als für die politischen Entscheidungsträger fortan die Möglichkeit gegeben wäre, 
die Gläubiger und Finanzvermögensbesitzer an den Kosten wirtschaftlicher Kri- 
senprozesse stärker zu beteiligen. 
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Kai Eicker-Wolf, Klemens Himpele 


Die Schuldenbremse als politisches Projekt 


1. Einleitung 


Aufihrer „Sparklausur“ im Juni 2010 einigte sich die schwarz-gelbe Bundesregie- 
rungunter dem Titel Die Grundpfeiler unserer Zukunft stärken aufein Sparpaket 
in Höhe von 11,2 Mrd. Euro für das Jahr 2011; bis einschließlich 2014 sollen 
sogar 81,6 Mrd. Euro eingespart werden. Unter sozialen Gesichtspunkten weisen 
die im Einzelnen beschlossenen Maßnahmen dabei eine deutliche Schieflage auf: 
Während etwa 40 Prozent der Einsparungen auf den Sozialbereich entfallen, 
wird auf höhere Einnahmen durch die stärkere Besteuerung von Besserverdie- 
nenden und Vermögenden verzichtet. Ganz im Sinne der Ideologie des schlan- 
ken Staates wird vor allem ausgabenseitig gekürzt - und Personal abgebaut: Die 
Bundesverwaltung soll um über 10.000 Stellen reduziert werden. Neben dem 
Bund schnüren auch die Bundesländer Sparpakete, die auch vor Kürzungen im 
Sozial- und Bildungsbereich oder bei den Zuweisungen an die Gemeindeebene 
nicht zurückschrecken. Die hessische Landesregierung beispielsweise entzieht 
Schulen und Hochschulen Mittel in Höhe von zusammen 75 Mio. Euro und 
den hessischen Kommunen trotz deren katastrophaler Haushaltslage 350 Mio. 
Euro - diese Summe entspricht annähernd zehn Prozent der Landeszuweisungen 
an die Kommunen. 

Als Begründung für dieses haushaltspolitische Gebaren werden die Vorgaben 
der so genannten Schuldenbremse angeführt, die im Sommer des Jahres 2009 
im Grundgesetz verankert wurde. Die Schuldenbremse schreibt unter anderem 
einen Abbau des strukturellen Defizits — also jener Verschuldung, die nicht kon- 
junkturbedingt ist - und einen Ausgleich der öffentlichen Haushalte über den 
Konjunkturzyklus hinweg fest, was einem Paradigmenwechsel in der Finanz- 
politik gleichkommt: Bis zum Sommer 2009 konnten sich Bund und Länder 
jenseits konjunktureller Schwankungen in Höhe der öffentlichen Investitionen 
verschulden. Untermauert werden die Schuldenbremse und die mit ihr begrün- 
dete Haushaltspolitik häufig mit der Behauptung, dass die öffentliche Hand in 
der Vergangenheit über ihre Verhältnisse gelebt habe, und dass großer Schaden 
für kommende Generationen drohe. Deshalb müsse „der Gürtel enger“ geschnallt 
werden, die angesprochenen Sparpakete seien alternativlos. Als Argument wird 
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von den Befürworterinnen und Befürwortern der Schuldenbremse gerne auf 
die schwierige Haushaltslage in den Ländern Griechenland, Irland, Spanien 
und Portugal verwiesen — diese Länder hätten durch eine ungebremste Ver- 
schuldungspolitik ihre aktuelle Lage selbstverschuldet herbeigeführt, und eine 
solche Situation gelte es in Deutschland durch eine konsequente ausgabenseitige 
Haushaltskonsolidierung zu vermeiden. Eine Behauptung, die zumindest mit 
Blick auf Spanien und Irland absurd ist: Beide Länder hatten in den Jahren vor der 
Weltwirtschaftskrise ihren Schuldenstand drastisch gesenkt, Spanien auf40 und 
Irland auf 25 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP). Erst infolge der Finanz- 
marktkrise und des damit einhergehenden dramatischen Konjunktureinbruchs 
ist der Schuldenstand in beiden Ländern deutlich gestiegen (Horn et al. 2010). 

Der Beitrag wird sich mit diesen einleitend genannten Argumentationsmus- 
tern und Begründungen für die Schuldenbremse und mit der hierdurch legi- 
timierten Haushaltspolitik auseinandersetzen. In Abschnitt 2 wird zunächst 
auf die Arbeit der Föderalismuskommissionen I und II eingegangen, und die 
einzelnen Regelungen der Schuldenbremse werden dargestellt. Abschnitt 3 hat 
die Entwicklung der staatlichen Defizite und der staatlichen Verschuldungzum 
Thema. Dabei wird zum einen nach dem theoretischen Gehalt des so genannten 
Generationenarguments gefragt, und zum anderen wird die Einnahmen- und 
Ausgabenentwicklung der öffentlichen Hand in Deutschland beleuchtet. Im 
Anschluss daran diskutiert und problematisiert Abschnitt 4 die im Grundgesetz 
verankerte Schuldenbremsenregelung. Im Zentrum stehen dabei die Ergebnisse 
verschiedener Studien, die erhebliche ökonomische und daraus resultierende 
gesellschaftspolitische Risiken offenlegen. Im abschließenden 5. Abschnitt erfolgt 
ein kurzer Ausblick. 


2. Neujustierung der bundesstaatlichen Ordnung 


Das Staatsverständnis in Deutschland hat sich in den vergangenen Jahren er- 
heblich verändert, was wesentlich mit einer neuen inhaltlichen Ausrichtung der 
SPD ermöglicht wurde. Galten in der Vergangenheit politische Programme und 
daraus resultierende Maßnahmen, die der sozialen, materiellen und kulturellen 
Wohlfahrt der gesamten Bevölkerung zu Gute kamen, als zentraler Maßstab 
staatlichen Handelns (Wohlfahrtsstaat), so ist zunehmend die „Förderung“ der 
Eigenverantwortungin den Vordergrund gerückt (Workfare-Staat). Bei der Frage 
nach dem Umfang staatlicher Leistungen spielen verteilungspolitische Fragen eine 
erhebliche Rolle, da die Staatsausgaben immer auch mit der Frage nach Höhe 
und Struktur der Staatseinnahmen verbunden sind - und letztere speisen sich 
zum überwiegenden Teilaus dem Steueraufkommen. Die Erhebungvon Steuern 
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wiederum stellt einen Eingriff in das private Eigentum dar; und die Frage, wer in 
welchem Umfang zur Finanzierung öffentlicher Aufgaben herangezogen wird, 
ist von zentraler verteilungspolitischer Bedeutung (Himpele/Recht 2009). Der 
Rückzug des Staates aus der Bereitstellung öffentlicher Leistungen ist daher 
immer auch als ideologisch motiviert zu begreifen - und dabei sind die Interessen 
hinter dieser Ideologie zu beleuchten. Der in den vergangenen Jahren erfolgte 
Rückbau des Sozialstaats (Hartz-Gesetze, Riester-Rente, Rente mit 67, Zuzahlung 
bei Arztbesuchen usw.) wurde wesentlich damit begründet, dass dieser nicht 
mehr bezahlbar und anfällig für Missbrauch sei. Dies führte zu erheblichen 
Leistungsreduktionen und einem sich ändernden Verständnis von der Rolle des 
Staates (Butterwegge 2005). 

Die Verteilung von Kosten (Steuern) und Leistungen des Staates ist umkämpft 
und veränderbar. Die immer wieder zu hörende Behauptung einer Alternativ- 
losigkeit von Reformen ist abwegig, da es immer alternative Verteilungsmodelle 
und Sozialstaatsregime gab und gibt, und diese auch gestaltbar sind. Politisch 
absichern lassen sich „Reformen“ mit dem Ziel eines Abbaus staatlicher Leistun- 
gen jedoch am besten, wenn alternativen Politiken das Fundament möglichst 
nachhaltigentzogen wird. Genau dies ist durch die beiden Föderalismusreformen 
geschehen: Die Neuordnung der föderalen Beziehungen und die Neujustierung 
des politischen Selbstverständnisses der Bundesrepublik Deutschland standen auf 
der Tagesordnung. Diese Neuordnung wurde einerseits mit der unübersichtlichen 
Verflechtung zwischen Bund und Ländern begründet, da eine Blockadepolitik 
(über den Bundesrat) zu leicht möglich und die Verflechtungen für den Bürger zu 
wenig durchschaubar sei. Vorgebliches Ziel war daher die Reduktion der durch 
den Bundesrat zustimmungspflichtigen Gesetze. Andererseits habe sich der Staat 
übernommen, der Sozialstaat sei überbordend, die öffentliche Verschuldung 
dramatisch. Es gelte daher, die finanzpolitischen Regeln für Bund und Länder 
zu schärfen. Bei der Neuordnung ging es demnach weniger um die Vor- und 
Nachteile einer föderalen Ordnung, etwa der Machtteilung (Borchard/Marge- 
dant 2004: 9), der Partizipationsmöglichkeiten von Bürgerinnen und Bürgern 
(Laufer/Münch 2000: 183) oder der räumlichen Nähe von Entscheidungen und 
damit der Äquivalenz von Kosten und Nutzen (Donges/Freytag 2001: 136), als 
vielmehr um die Durchsetzung eines spezifischen Staatsverständnisses und die 
damit verbundenen Verteilungsimplikationen. 


2.1 Die Föderalismusreformen als politisches Projekt 


Bis zur Großen Finanzreform des Jahres 1969 orientierte sich das Staatsschul- 
denrecht in Westdeutschland noch an Artikel 87 der Weimarer Reichsverfassung 
- die Kreditaufnahme war in der Regel zur Finanzierung von Staatsausgaben 
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nicht zulässig (hierzu und zum Folgenden: Himpele 2010: 22ff.). Erst mit der 
Großen Finanzreform des Jahres 1969 wurden Kredite neben den Steuerein- 
nahmen zu einem regulären Instrument zur Finanzierung von Staatsaufgaben. 
Die Haushaltspolitik hatte sich am gesamtwirtschaftlichen Gleichgewicht zu 
orientieren und war letztlich einer aktiven Konjunkturpolitik verpflichtet. Die 
Kreditaufnahme des Staates war dabei investitionsgebunden; nach der sogenann- 
ten „Goldenen Regel“ durften Schulden nur in Höhe staatlicher Investitionen 
aufgenommen werden, so dass einer Neuverschuldung immer ein Zugang an 
Vermögenswerten gegenüber stand. Diese Regelung ermöglichte erst den Ausbau 
öffentlicher Infrastruktur in den 1970er Jahren. Gemeinsam mit den ebenfalls 
1969 im Grundgesetz verankerten Gemeinschaftsaufgaben wurde so die politische 
und ökonomische Grundlage für den Ausbau des Sozial- und Wohlfahrtsstaates 
gelegt, Münch und Meerwaldt (2002) nennen dies „das herausragende Beispiel 
für den kooperativen Föderalismus in der Bundesrepublik Deutschland.“ Die 
Regelungen ermöglichten es, Projekte wie die Bildungsreform der 1970er Jahre 
anzugehen und weitere politische Projekte durchzusetzen; die Große Finanzre- 
form mit den Gemeinschaftsaufgaben ist als zentrales politisches Instrument für 
die Durchsetzung einer öffentlichen Investitionspolitik anzuschen. 

Bei der Reform der bundesstaatlichen Ordnung durch die beiden jüngst er- 
folgten Föderalismusreformen geht es im Kern um eine Neujustierung dieser 
Grundlagen. Einerseits sind die Kompetenzen im Bildungsbereich überwiegend 
den Ländern übertragen worden, was gemeinsame politische Projekte erschwert 
und faktische Blockadeoptionen schafft (Himpele 2007). Andererseits wurde 
die „Goldene Regel“, die bereits durch die sogenannten Maastricht-Kriterien 
eingeschränkt war, außer Kraft gesetzt. Die Revision der Finanzreform von 1969 
durch die Föderalismusreform I (Abschaffung der Gemeinschaftsaufgaben im 
Bildungs- und Hochschulbereich) und die Föderalismusreform Il (Abschaffung 
der „Goldenen Regel“, Einführung der Schuldenbremse) ist somit als Bruch mit 
den rechtlichen Prinzipien der Finanzverfassung anzuschen, die den Ausbau des 
Wohlfahrtsstaats und erhebliche Investitionen in Infrastrukturen und öffentliche 
Bildungermöglicht haben (Himpele 2010: 22). Die beiden Föderalismusreformen 
sind daher als politisches Projekt zur Durchsetzung einer an Neoklassik und 
Angebotsökonomik orientierten Wirtschaftspolitik zu werten, die im Kern das 
Primat des Privaten vor dem Staat postuliert. Der Staat solle sich möglichst nicht 
in das Wirtschaftsgeschehen einmischen, da die Summe der Individuen besser 
als die öffentliche Hand in der Lage sei, ökonomisch relevante Entscheidungen 
zu treffen. Diese Ideologie Ichnt staatliche Steuerungen weitgehend ab, ausgegli- 
chene öffentliche Haushalte sind hingegen ein zentrales Anliegen. Diese seien für 
die Stabilität der Wirtschaft entscheidend - nicht die Nachfrage nach Gütern 
und Dienstleistungen. Letztlich stellt die Durchsetzung dieser Linie durch die 
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Föderalismusreformen eine Dementierung der Bildungs- und Sozialreformen 
der 1970er Jahre dar. 

Der Ausbau des Wohlfahrtsstaats unter dem alten Schuldenregime in den 
Jahren nach 1969 ermöglichte kreditfinanzierte Investitionen, wenn der entspre- 
chende politische Wille vorhanden war. Ab 2020 ist es nach dem neuen Regime 
der Schuldenbremse den Ländern nicht mehr erlaubt, strukturelle Defizite aus- 
zuweisen. Es ist demnach auch nicht mehr möglich, Kredite für eine Investition 
aufzunehmen, d.h. Schulen, Hochschulen, Straßen, Krankenhäuser können 
künftig nur noch gebaut werden, wenn die Einnahmen der öffentlichen Hand 
aus Steuern, Gebühren und Beiträgen oder Erwerbseinkünften dies ermöglichen. 
Hier wird der ganze ideologische Unsinn der Schuldenbremse deutlich, da selbst 
originäre Funktionen der Staatsverschuldung - Vermögensbildung, Finanzierung 
von größeren Investitionen über mehrere Generationen, die alle den Nutzen dieser 
Investitionen haben usw. (vgl. Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik 
2005: 154 ff.; 2008: 169ff.; Bajohr 2007) - geleugnet werden. Da die finanzielle 
Situation der öffentlichen Haushalte auf absehbare Zeit äußerst angespannt 
bleiben dürfte, stellt sich die Frage, wie öffentliche Investitionen unter dem Re- 
gime der Schuldenbremse in auch nur einigermaßen hinreichendem Umfang 
getätigt werden sollen. Letztlich bleibt nur die Privatisierung (Public Private 
Partnership): Ein Bauträger finanziert bspw. ein Krankenhaus und vermietet 
dieses dann an den Staat - vorausgesetzt, die laufenden Kosten (Mietzahlungen) 
sind im Rahmen der Schuldenbremse aufzubringen. Sinnvoller - und für den 
Steuerzahler günstiger - wäre die Schuldenfinanzierung und die Tilgungdieser 
Schulden innerhalb eines bestimmten Zeitraums. 


2.2 Die Funktionsweise Schuldenbremse 


Durch die Implementierung der sogenannten Schuldenbremse in das Grundge- 
setz im Jahre 2009 ist die investitionsbezogene Staatsverschuldung wie dargelegt 
abgelöst worden. Nach der neuen Regelung werden Schulden künftig in eine 
konjunkturelle und eine strukturelle Komponente unterteilt. Die konjunkturelle 
Komponente soll dabei ein Reagieren aufkonjunkturelle Auf und Abschwünge 
ermöglichen, indem in schlechten konjunkturellen Zeiten die Aufnahme von 
Schulden erlaubt sein soll, in guten konjunkturellen Zeiten diese Schulden aber 
zwingend zurückgeführt werden müssen. Über einen Konjunkturzyklus hinweg 
soll dies zu ausgeglichenen Haushalten führen. Strukturelle Schulden sind die 
Schulden, die über das konjunkturell Erlaubte hinausgehen. Diese sind für die 
Bundesländer ab dem Jahr 2020 grundsätzlich nicht mehr zulässig; der Bund darf 
sich ab 2016 mit maximal 0,35 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) struktu- 
rell verschulden - das einleitend erwähnte Sparprogramm der Bundesregierung 
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in Verbindung mit einer generell restriktiv ausgerichteten Ausgabenpolitik soll 
helfen, dieses Ziel zu erreichen. 

Den Bundesländern verbleibt für den Abbau der strukturellen Verschuldung 
bis zum Jahr 2020 ein um vier Jahre längerer Zeitraum. Wenn ab 2011 jährlich 
zehn Prozent des strukturellen Defizits abgebaut werden, dann schafft das ent- 
sprechende Bundesland eine Punktlandung. Besonders hoch ist der Druck für 
die Bundesländer, die einen Anspruch auf Konsolidierungshilfen haben (Berlin, 
Bremen, Saarland, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein): Diese Hilfen in 
Höhe von insgesamt 800 Mio. Euro jährlich werden in den Jahren 2011 bis 2019 
nur dann ausgezahlt, wenn jährlich zehn Prozent des strukturellen Defizits abge- 
baut werden können (Art. 143d GG i.V.m. $2 des Gesetzes zur Gewährung von 
Konsolidierungshilfen). Dadurch besteht ab 2011 ein enormer Handlungsdruck, 
der ursächlich für manches „Sparpaket“ der Länder sein dürfte. 

Technisch bestehen bei der Schuldenbremse Probleme, deren Lösungerhebli- 
che politische und ökonomische Implikationen haben. So soll die konjunkturelle 
Komponente der Schuldenbremse eine Abweichung von der konjunkturellen 
Normallage abbilden. Dazu ist es zwingend notwendig, die konjunkturelle 
Normallage zu bestimmen, an der die tatsächliche Entwicklung dann gespie- 
gelt wird. Dies geschieht mittels eines Konjunkturbereinigungsverfahrens, und 
zwar in Form von so genannten Filtern und/oder indem Produktionsfunkti- 
onsansätze zu Grunde gelegt werden (RWI 2010; Truger et al. 2009b; Himpele 
2010). Dabei wird der Konjunkturverlauf der vergangenen Jahre geglättet, d.h. 
die konjunkturelle Entwicklung der Vergangenheit ist Grundlage der Berech- 
nung der Normalkonjunkturlage. Problematisch ist dabei zum einen, dass das 
Konjunkturgeschehen durch die Konjunkturbereinigungsverfahren zum Teil 
strukturell interpretiert wird, da konjunkturelle Entwicklungen der Vergan- 
genheit in die Berechnung der Normalkonjunktur einbezogen werden und so 
die Berechnung des konjunkturellen und des strukturellen Schuldenanteils be- 
einflussen. Dies führt dazu, dass die Schuldenbremse zumindest partiell prozy- 
klisch wirkt und somit Wachstumsverluste zu Folge haben kann. Zum anderen 
erscheint das strukturelle Defizit als vom Konjunkturgeschehen beeinflusst: 
Eine positive Konjunkturentwicklung verkleinert das strukturelle Defizit, ein 
schlechte Konjunkturentwicklung vergrößert es.' „Welch heilloses Chaos dadurch 


1 Vgl.dazu z.B. Horn et al. (2008), Horn (2009), Horn etal. (2011: 14 ff.) sowie Truger et 
al. (2009b). Jenseits der aufgezeigten, grundsätzlichen Problematik einer Trennung der 
Konjunkturentwicklung von der „Normallage“ stellt sich die Frage, wie das vom Bund 
bzw. den Ländern zu wählende Konjunkturbereinigungsverfahren konkret ausgestaltet 
werden soll. Ohne hier auf technische Details eingehen zu können, sei doch zumindest 
erwähnt, dass die Konjunkturbereinigungsverfahren einen erheblichen Gestaltungsspiel- 
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entstehen kann, war 2010 schon zu beobachten. Erst hieß es, das Strukturdefizit 
vom Bund werde 39 Mrd. Euro erreichen. Im Frühjahr wurde es plötzlich auf 
66 Mrd. geschätzt, im Sommer ging es wieder runter. Und die Professoren vom 
Sachverständigenrat urteilten im November, dass es nur 40 Mrd. Euro seien“ 
(Fricke 2011). Diese Schwankungen kamen wohlgemerkt zu Stande, ohne dass 
sich am Schuldenstand etwas Gravierendes geändert hätte. 

Beide Mängel stehen der Grundidee der Schuldenbremse - die Ermittlung 
eines konjunkturunabhängigen strukturellen Defizits, das abgebaut werden 
muss, und einer Konjunkturkomponente, die voll zur Wirkung kommen soll 
- diametral entgegen. 


3. Defizitentwicklung in Deutschland - 
Ursachen und Fehlinterpretationen 


3.1 „Generationengerechtigkeit” und Tragfähigkeit der 
Staatsverschuldung 


Ein zentrales Argument für die Einführungder Schuldenbremse ist die angeblich 
verletzte Generationengerechtigkeit: Hierbei wird unterstellt, dass die heutige 
Erwachsenengeneration durch schuldenfinanzierte Leistungen auf Kosten ihrer 
Kinder, Enkel und weiter folgenden Generationen lebe. Während die gegenwär- 
tige Generation kreditfinanziert staatliche Leistungen konsumiere, müssten die 
später zur Zins- und Tilgungszahlung aufzuwendenden Steuern von nachfolgen- 
den Generationen erwirtschaftet werden. 

Diese, leider auch unter Wirtschaftswissenschaftlerinnen und -wissenschaft- 
lern weit verbreitete Interpretation der Staatsverschuldung stellt eine nicht halt- 
bare Analogie zur privatwirtschaftlichen Verschuldung dar.” Dies deshalb, weil 
von einer Generation zur anderen nicht nur Zahlungsverpflichtungen, sondern 
auch die entsprechenden Zahlungsansprüche in Form von Vermögenstiteln wei- 
tergegeben werden: Kreditfinanzierte Staatsausgaben legen Zahlungsströme für 
die Zukunft fest, indem ein Teil der zukünftigen Einnahmen der öffentlichen 
Hand an ihre Gläubigerinnen und Gläubiger fließen. Eine einseitige Vererbung 
von Schulden an kommende Generationen findet aber ersichtlich nicht statt. 
Und selbst wenn die öffentliche Hand isoliert in ihrer Rolle als Schuldnerin 


raum bieten, und das strukturelle Defizit so ein durchaus „gestaltbares Ziel“ ist (vgl. dazu 
mit Blick auf den Bund Horn et al 2011: 15 £.). 


2 Vegl.dazu und generell zur Debatte um die Tragfähigkeit der Staatsverschuldung ausführ- 
lich Eicker-Wolf/Truger (2003: 345 ff.). 
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betrachtet wird, muss bedacht werden, dass der Staatsverschuldung in der Regel 
Vermögenswerte in Form öffentlichen Infrastrukturkapitals gegenübersteht, die 
ohne eine Kreditfinanzierung unter Umständen nicht entstanden wären. Diese 
Vermögenswerte - Straßen, Schulen, Schwimmbäder usw. - stehen auch den 
kommenden Generationen zur Verfügung. 

Die kreditfinanzierte Ausgabentätigkeit des Staates ist in Hinblick aufihren 
Wirkungsgrad in der ökonomischen Theorie durchaus umstritten und wird 
insbesondere mit dem Crowding-Out-Argument in Zweifel gezogen. Dabei geht 
es um die Frage, ob fiskalpolitische Maßnahmen private Nachfrage verdrängen 
und damit ganz oder zumindest zum Teil wirkungslos sind. Mögliche Verdrän- 
gungseffekte werden dabei über verschiedene Mechanismen konstruiert: Zentral 
ist dabei zum einen die These, dass die öffentliche Hand durch ihre zusätzliche 
Nachfrage dem Privatsektor Güter entziche, und zum anderen, dass im Falle 
einer Kreditfinanzierung zusätzlicher staatlicher Ausgaben private Kreditnehmer 
durch steigende Zinsen verdrängt würden. Daneben werden auch Effekte aufden 
Wechselkurs und auf die Erwartungen im Privatscktor durch kreditfinanzierte 
staatliche Ausgabensteigerungen unter dem Begriff Crowding-Out diskutiert 
(Kromphardt 1987: 164 ff.). 

Im Rahmen der Crowding-Out-Debatte werden je nach theoretischem Blick- 
winkel verschiedene Positionen vertreten. Vor allem im Rahmen der Neoklassi- 
schen (makroökonomischen) Theorie,’ für die der Arbeitsmarkt und hier die Höhe 
des Reallohns zentral für die Güterproduktion und die Höhe der Beschäftigung 
ist, führt eine Ausweitung der staatlichen Nachfrage grundsätzlich zu einem 
vollständigen Crowding-Out, d.h. eine Ausweitung der staatlichen Nachfrage 
verpufft wirkungslos: Ein kreditfinanzierter Anstieg der staatlichen Nachfrage 
hat einen steigenden Zinssatz zur Folge. Aufgrund des erhöhten Zinssatzes sinken 
die Unternehmensinvestitionen und die private Konsumnachfrage - letzteres, 
weil die privaten Haushalte wegen der höheren Zinsen mehr sparen. In welchem 
Umfang sich der Crowding-Out-Effekt auf die Investitions- und die Konsum- 
nachfrage verteilt, hängt von der Zinselastizität der Ersparnis - d.h. dem Ausmaß 
der Reaktion der Ersparnisse auf eine Variation des Zinssatzes - ab. 

Tatsächlich ist das Crowding-Out-Argument wenig überzeugend (Eicker- 
Wolf/Truger 2003: 345). Denn tritt im Falle eines Konjunkturabschwungs die 
staatliche an die Stelle der einbrechenden privaten Kreditnachfrage des Unter- 
nehmenssektors, dann werden keine Zinssatzsteigerungen auftreten. Außerdem 
wird die Höhe des gesamten Zinsniveaus in beträchtlichem Ausmaß durch die 


3 DieNeoklassische Makroökonomie und ihre wirtschaftspolitischen Implikationen werden 
ausführlich dargestellt von Felderer/Homburg (2005: 51 ff. und 161 ff.) und Heine/Herr 
(2003: 210 ff. und 565 ff.). Eine kurze Darstellung liefert Reef (2010: 115 ff.). 
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Geldpolitik der Zentralbank beeinflusst. Ferner ist empirisch inzwischen gut 
abgesichert, dass das Sparverhalten der privaten Haushalte wesentlich von ihrem 
Einkommen abhängt - Personen mit höheren Einkommen haben eine höhe- 
re Sparquote - und nicht von der Höhe des Zinssatzes. Ein weiterer zentraler, 
kreislauftheoretischer Einwand gegen das Crowding-Out-Argument stammt von 
Stützel (1978): Indem durch die erhöhte staatliche Nachfrage die Produktion und 
damit auch die Einkommen steigen, wird auch das Kapitalangebot vergrößert, 
da ein Teil der neu entstandenen Einkommen gespart wird. Dies jedoch führt 
zu sinkenden Zinsen. 

Auch wenn das so genannte Generationenargument und das Crowding-Out- 
Theorem nicht überzeugen können, so muss der längerfristigen Entwicklung der 
Schuldenstandsquote - also das Verhältnis von Staatsverschuldung und Brutto- 
inlandsprodukt - doch eine gewisse Aufmerksamkeit gewidmet werden. Eine 
dauerhafte und sich sogar beschleunigende Zunahme der Schuldenstandsquote 
führt zu steigenden Zinsausgaben, was den Spielraum für andere Ausgabenkate- 
gorien in den öffentlichen Haushalten cezeris paribus - also unter sonst gleichen 
Bedingungen - immer weiter einschränkt. 

Wie sich die Schuldenstandsquote und damit die Tragfähigkeit der Staats- 
verschuldungentwickelt, ist abhängig von der Höhe des laufenden Budgetsaldos 
im Staatshaushalt und vom Wirtschaftswachstum. Über diesen Zusammenhang 
kann man sich am besten Klarheit verschaffen, indem der staatliche Budgetsaldo 
in zwei Teile unterteilt wird: in die zu leistenden Zinszahlungen und den dann 
verbleibenden Rest, der auch als primmäres Budgetdefizit oder als primärer Bud- 
getüberschuss bezeichnet wird. Auf dieser Basis lässt sich näherungsweise durch 
die folgende Formel bestimmen, ob die Schuldenstandsquote in einem Land 
fällt oder steigt:* 

Ag=g(y) +pD 
Ag = Veränderung der Schuldenstandsquote der öffentlichen Hand; 
g= Schuldenstandsquote der öffentlichen Hand; 
i= Nominalzins; y= Wachstumsrate des nominalen BIP; 
pD = primäres Budgetdefizit in Prozent des BIP 


Liegt der Zinssatz über der Wachstumsrate, kann ein Anstieg der Schulden- 
standsquote nur durch einen Primärüberschuss vermieden werden. Und je hö- 
her die Staatsschuld in diesem Fall ist, desto größer muss der Primärüberschuss 
ausfallen, um die Schuldenstandsquote zu stabilisieren. Dies korrespondiert 
dann mit der Tatsache, dass der für den Schuldendienst aufzubringende Teil 


4 Zur Ableitung der Formel vgl. z.B. Heine/Herr (2003: 560 ff.). 
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der Steuereinnahmen umso höher ausfällt, je höher ceteris paribus der Wert der 
Schuldenstandsquorte liegt. 

Neben der Frage nach der Tragfähigkeit wird in der ökonomischen Theorie 
auch über die Frage der Verteilungswirkung der Staatsverschuldung diskutiert 
(Eicker-Wolf/Truger 2003: 346f.). In diesem Zusammenhang wird darauf ver- 
wiesen, dass die Gläubiger des Staates in der Regel Bezieher höherer Einkom- 
men sind, weil diese Gruppe über vergleichsweise hohe Sparquoten verfügt. Ein 
Anstieg der Staatsverschuldung führe bei gegebener Struktur der Besteuerung 
zu steigenden Zinszahlungen aus dem allgemeinen Steueraufkommen. Da Zins- 
zahlungen Personen zufließen, die bereits hohe Einkommen beziehen, kommt 
es zu einer Umverteilung von unten nach oben. Hieraus resultiert wiederum 
eine Schwächung der Konsumnachfrage, da Bezicherinnen und Bezieher hoher 
Einkommen eben eine vergleichsweise niedrige Konsumquote aufweisen. Diese 
zunächst plausibel erscheinende Argumentationskette ist allerdings nur bedingt 
schlüssig. Denn auch die kreditfinanzierten Ausgaben weisen Verteilungswir- 
kungen auf, die Berücksichtigung finden müssen. Zudem könnten spezifische 
Ausgabensteigerungen durch Ausgabenkürzungen in anderen Bereichen oder 
durch erhöhte Steuereinnahmen finanziert werden - und auch diese potentiellen 
Verteilungswirkungen müssen beachtet werden. 

Als Zwischenfazit bleibt festzuhalten, dass die Entwicklung der Schulden- 
standsquote haushaltspolitisch relevant ist, und dass eine Stabilisierung oder 
eine Reduzierung dieser Quote durchaus sinnvoll sein kann. Allerdings ist das 
in diesem Zusammenhang in der öffentlichen Debatte häufig vorgebrachte Ar- 
gument der Generationengerechtigkeit unsinnig. Allein vor dem Hintergrund 
von steigenden Zinsausgaben lassen sich Überlegungen rechtfertigen, die auf 
eine Konsolidierung der öffentlichen Haushalte abzielen - dabei sind jedoch 
zwei entscheidende Punkte zu beachten. 

Einerseits müssen mit Blick auf mögliche Konsolidierungsmaßnahmen die 
gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen Berücksichtigung finden, schließlich 
handelt es sich beiden staatlichen Ausgaben um ein großes gesamtwirtschaftliches 
Nachfragaggregat (siehe Abschnitt 4), und zudem beeinflusst die öffentliche 
Hand über die Steuer- und Ausgabenpolitik die private Nachfrage. Beispielsweise 
schwächen Kürzungen im Staatshaushalt die gesamtwirtschaftliche Nachfrage, 
und sie haben dadurch negative Auswirkungen auf Wachstum und Beschäftigung, 
Hiermit gehen wiederum geringere Steuereinnahmen und höhere Sozialtransfers 
einher, die den eigentlich angestrebten Defizitrückgangkonterkarieren.° Deshalb 


5 Vgl. hierzu das Konzept der Budgetmultiplikatoren (Scherf 1985; vgl. auch Heine/Herr 
2003: 554 ff.) und Oberhausers Überlegungen zum so genannten Schuldenparadoxon 
(Oberhauser 1985). 
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sollte eine Konsolidierung der öffentlichen Hand nach Möglichkeit über die 
Einnahmenseite erfolgen, indem das mit zunehmendem Wirtschaftswachstum 
ebenfalls im Trend steigende Steueraufkommen genutzt wird. Ausgabenseitige 
Konsolidierungsversuche sollten vermieden werden und notfalls nur in einer 
Phase hohen und stabilen Wirtschaftswachstums erfolgen. 

Andererseits muss bei der Frage nach einer Kreditfinanzierung öffentlicher 
Ausgaben auch beachtet werden, wofür die öffentliche Hand mehr Geld ausgibt. 
Die Kreditaufnahme der öffentlichen Hand zur Finanzierung staatlicher Aufga- 
ben kann nicht per se als ökonomisch nachteiligbewertet werden. Denn wenn der 
Nutzen neuer Schulden z.B. in Form höheren Wirtschaftswachstums oder eines 
besseren sozialen Zusammenhalts in der Gesellschaft größer ist als die Kosten 
(Zinsen), dann macht eine schuldenfinanzierte AusgabensteigerungSinn. Wenn 
etwa die öffentliche Hand ihre Ausgaben im Bildungsbereich erhöhen würde, 
dann würden sich diese durch einen höheren Bildungsstand der Bevölkerung, 
ein damit eingehendes größeres Bruttoinlandsprodukt und daraus resultierenden 
höheren Steuereinnahmen in der Zukunft selbst finanzieren. Neben dem Bil- 
dungsbereich sollten auch Investitionen in die öffentliche Infrastruktur (Straßen, 
öffentlicher Nahverkehr, Krankenhäuser usw.) über Kredite finanzierbar sein 
- etwa um zukünftig höhere ökologische Folgekosten zu vermeiden. 


3.2 Die Entwicklung der Staatsverschuldung in Deutschland 


Unstreitig ist, dass die Staatsverschuldung in Deutschland deutlich gestiegen 
ist, die Entwicklung der deutschen Schuldenstandsquote ist in Abbildung 1 
dargestellt. Dieser Sachverhalt wird - wie einleitend schon dargestellt - in der 
Regel so interpretiert, dass der Staat über seine Verhältnisse gelebt habe. 

In Abbildung 1 ist von 1991 bis etwa 1995 ein starkes Ansteigen der Schul- 
denstandsquote zu schen. Ursache hierfür sind die vereinigungsbedingten 
Mehrausgaben, wobei die Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten 
als historisch einmaliges Ereignis einzustufen ist und kaum als Beleg für eine 
überbordende Ausgabentätigkeit herangezogen werden kann. Danach bleibt die 
Staatsverschuldung einige Jahre stabil und steigt erst ab 2001 wieder an. Hierin 
spiegeln sich vor allem steuerreformbedingte Mindereinnahmen wider (s.u.). Im 
Anschluss gehen die Schulden wieder leicht zurück und steigen erst in Folge der 
Weltwirtschaftskrise, die Deutschland ab 2008 erfasste, mit ihren erheblichen 
Einbrüchen bei den Steuereinnahmen wieder an. 

Eine expansive Ausgabenpolitik und „ein Leben über unsere Verhältnisse“ 
lässt sich für Deutschland in den Jahren vor der Weltwirtschaftskrise nicht 
ausmachen - ganz im Gegenteil: Die Ausgabenentwicklung der öffentlichen 
Hand in Deutschland fällt von 1998 bis 2008 extrem zurückhaltend aus. Die 


206 Kai Eicker-Wolf, Klemens Himpele 


Abbildung 1: Schuldenstand des öffentlichen Gesamthaushalts in Relation zum BIP 
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durchschnittliche jährliche Wachstumsrate der gesamtstaatlichen Ausgaben 
liegt bei nominal 1,4 Prozent (real: -0,2 Prozent). Der Durchschnitt der alten 
EU-Länder liegt knapp dreimal so hoch. In diesem Zeitraum verzeichnet kein 
anderes entwickeltes Land mit Ausnahme von Japan ein niedrigeres Wachstum 
der Staatsausgaben als Deutschland (Truger 2011: 26 ff.). Der geschilderte Sach- 
verhalt spiegelt sich auch in der Entwicklung der deutschen Staatsquote wider: 
Diese ist von rund 48 Prozent Ende der 1990er Jahre auf knapp 44 Prozent im 
Jahr 2008 gesunken - einen im internationalen Vergleich relativ geringen Wert. 
Angesichts dieser Zahlen ist es auch kein Wunder, dass sowohl die öffentlichen 
Investitionen als auch die Bildungsausgaben in Deutschland im internationa- 
len Vergleich schr niedrig ausfallen;* zudem ist die öffentliche Beschäftigung 
in Deutschland stark rückläufig und weist ein schr geringes Niveau auf (vgl. 
Eicker-Wolf et al. 2009: 60 ff.). So waren nach Angaben der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) vor der jüngsten Weltwirtschaftskrise in Deutschland 
14,1 Prozent aller Arbeitsplätze im öffentlichen Bereich angesiedelt, in USA sind 
es 16,4 Prozent, in Großbritannien 20,2 Prozent, in Frankreich 29,0 Prozent und 
in Schweden gar 33,9 Prozent. 


6 Vegl.z.B. Truger (2011) und Heintze (2011). Zum Ausgabenbedarfim Bildungssektor vgl. 
auch Jaich (2011). 
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Angesichts dieser Zahlen stellt sich natürlich die Frage, warum mit Blick auf 
die öffentlichen Haushalte in Deutschland ein permanenter Konsolidierungs- 
druck zu bestehen scheint und warum selbst in konjunkturell guten Jahren keine 
nennenswerten Überschüsse in den öffentlichen Kassen ausgewiesen wurden. 
Die Antwort auf diese Frage liefert ein Blick auf die Einnahmeentwicklung. 

Insbesondere die Steuerrechtsänderungen der rot-grünen Bundesregierung 
seit dem Jahr 1998 haben hohe Ausfälle verursacht (Truger 2009 und 2011: 
29f.). Besonders profitiert haben hiervon aufgrund des drastisch abgesenkten 
Einkommensteuerspitzensatzes Haushalte mit hohem Einkommen. Auch der 
Unternehmenssektor ist von Rot-Grün durch das Absenken und die Reform der 
Körperschaftsteuer kräftigentlastet worden, insgesamt um jährlich elf Milliarden 
Euro. Zu bedenken ist in diesem Zusammenhang, dass die Einnahmenausfälle 
in den Jahren 2001-2005 den aufgrund der Vorgaben des Europäischen Stabili- 
täts- und Wachstumspakts ohnehin bestehenden Druck auf die Ausgabenseite 
drastisch verstärkt haben.’ Im Jahr 2003 wirkte die Finanzpolitik den auto- 
matischen Stabilisatoren entgegen, und in den Jahren 2004 und 2005 wurden 
letztere durch die Sparmaßnahmen sogar negativ überkompensiert und damit 
eine prozyklische Fiskalpolitik betrieben. Die Ausgabenpolitik der öffentlichen 
Hand hat mit dieser Politik zur Verlängerung der wirtschaftlichen Stagnation 
im Zeitraum 2001-2005 beigetragen. 

Unter der Großen Koalition hat die Steuerpolitik bis zum Ausbruch der Wirt- 
schaftskrise im Herbst 2008 in der Summe einen anderen Kurs eingeschlagen: 
Zwar hat es zahlreiche steuerliche Entlastungen vor allem für den Unternehmens- 
sektor gegeben. Per saldo haben die in den Jahren 2006 und 2007 beschlossenen 
steuerpolitischen Maßnahmen die Haushaltslage jedoch verbessert, da Steuerer- 
höhungen wie vor allem der Anstiegder Umsatzsteuer zum 1. Januar 2007 quan- 
titativ dominiert haben. Durch die Steuersenkungen in den Konjunkturpaketen 
und im Ende 2009 aufden Weggebrachten „Wachstumsbeschleunigungsgesetz“ 
haben sich die Steuerausfälle - ausgehend vom Rechtsstand 1998 - auf aktuell 
jährlich gut 50 Milliarden Euro erhöht. 

Insgesamt hat die öffentliche Hand im Zeitraum 2000-2010 durch Steuer- 
rechtsänderungen, die insbesondere reiche Haushalte und den Unternehmens- 
sektor begünstigten, in der Summe etwa 340 Mrd. Euro verloren - im Jahr 2011 
wird sich dieser Betragdann aufannähernd 400 Mrd. Euro erhöhen. Ohne diese 
Steuermindereinnahmen wäre die Schuldenstandsquote im Zeitraum 2000 bis 


7 Zur Bewertungder Finanzpolitik in den Jahren 2000-2005 unter konjunkturpolitischen 
Gesichtspunkten vgl. ausführlich Eicker-Wolf/Truger (2006: 36ff.). Vgl. auch Eicker- 
Wolf et al. (2009: 35ff.). Zur Frage der (nationalen) Spielräume bei der Besteuerung vgl. 
Himpele/Recht (2009) und Kraus (2009). 
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Abbildung 2: Auswirkungen von Steuerrechtsänderungen durch die verschiedenen 
Regierungskoalitionen seit 1998 (2000 bis 2010) in Mrd. Euro 
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2008 um knapp 5 Prozentpunkte zurückgegangen. Deutschland hätte seinen 
Schuldenstand in Relation zum BIP also deutlich senken können. Selbst nach 
der Krise läge die Schuldenstandsquote nur unwesentlich über dem Wert des 
Jahres 2000. Um es in aller Deutlichkeit zu sagen: Die Steuergeschenke an Bes- 
serverdienende und Unternehmen sind als wesentliche Ursache des Anstiegs 
der Schuldenstands auszumachen, und nicht exorbitant gestiegene öffentliche 
Ausgaben. 


4. Schuldenbremse als Wachstumsbremse? 


Die Haushaltspolitik des Bundes und der Bundesländer wird in den kommenden 
Jahren von der so genannten Strukturkomponente der Schuldenbremse - genauer 
gesagt vom Abbau der strukturellen Defizite - bestimmt sein. Das strukturelle 
Defizit wird auf der gesamtstaatlichen Ebene von Truger (2011: 25) sehr vorsich- 
tig auf aktuell 50-60 Mrd. Euro geschätzt - nach den bestehenden offiziellen 
Plandaten sind es sogar 96 Mrd. Euro, und verschiedene Studien kommen eben- 
falls zu höheren Werten -, d.h. in dieser Größenordnung muss die öffentliche 
Hand ihren Haushalt konsolidieren. Dabei wird - das zeichnet sich aufgrund 
der Haushaltspolitik des Bundes und vieler Bundesländer schon jetzt ab - vor 
allem ausgabenseitig vorgegangen, da die Staatseinnahmen im Vorfeld über die 
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Steuerpolitik festgelegt sind, und im Moment keine Erfolgversprechende Initia- 
tive für höhere Steuereinnahmen im Raum steht. Mit Blick auf die Bundesländer 
ist zudem zu bedenken, dass diese kaum Möglichkeiten haben, ihre Einnahmen 
selbständig zu steigern.® Den Ländern bleibt daher - neben der theoretisch be- 
stehenden Möglichkeit, politischen Druck auf der Bundesebene auszuüben, die 
Steuergesetze zu ändern - nur der Weg, die Vorgaben der Schuldenbremse über 
Ausgabenkürzungen zu erfüllen. Dies macht die „asymmetrische Wirkung“ der 
Schuldenbremse deutlich: Ausgabenkürzungen werden gegenüber Einnahmeer- 
höhungen präferiert (Merkel/Runde 2008: 4). Auch bei den Kürzungen der 
Ausgaben sind die Bundesländer jedoch nicht frei, daeseine Reihe von Ausgaben 
gibt, die sie verpflichtend tätigen müssen, da sie etwa bundesgesetzlich geregelt 
sind. „Was bleibt, sind im Wesentlichen die Aufwendungen für Polizei, kom- 
munale Investitionen und eben die Bildungsausgaben: Die Bildung wird damit 
zwangsläufig zum Sparschwein der Nation.“ (Renzsch 2010) Ähnliches gilt für 
den Bund: Auch hier gibt es eine Reihe von Zahlungsverpflichtungen, die nicht 
in den politischen Ermessungsspielraum gestellt sind. Die Schuldenbremse steht 
damit anderen politischen Zielen wie dem Ausbau des Bildungssystems und der 
Steigerung der Ausgaben für Bildung und Forschung auf zehn Prozent des BIP 
diametral entgegen. 

Für die Länderebene sind mittlerweile verschiedene Studien verfügbar, die 
für die einzelnen Bundesländer die Höhe der jeweiligen strukturellen Defizite 
ermitteln (Himpele 2010, RWI 2010, Truger/Will 2009, Truger et al. 2009a 
und 2009b). Viele von ihnen stehen vor erheblichen Konsolidierungsaufgaben, 
Bundesländer wie Schleswig-Holstein dürften mit dem von der Schuldenbremse 
ausgehenden Konsolidierungszwangan den Rand der Handlungsfähigkeit geraten. 

Insgesamt droht der Konsolidierungsdruck, der von der Schuldenbremse 
ausgeht, die Binnennachfrage und damit die gesamtwirtschaftliche Nachfrage 
zu belasten. Der Entzug der staatlichen Nachfrage durch die Schuldenbremse 
ist erheblich: Die Handlungsbedarfe zur Erfüllung der Vorgaben der Schulden- 
bremse summieren sich in Bund und Ländern nach den bestehender Plandaten 
bis 2014 auf bis zu 96 Mrd. Euro,® was ca. 4 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
entspricht. Die bisher durch die Bundesregierung vorgelegten Maßnahmen zur 
Konsolidierung der Haushalte sind allerdings nur zum Teil nachfragewirksam 
— bei den Ländern hingegen ist davon auszugehen, dass der Großteil der Maß- 
nahmen nachfragewirksam ist. Es ist auf Grund plausibler Annahmen davon 
auszugehen, dass sich mehr als die Hälfte des haushaltspolitischen Handlungs- 


8 Die Schätzungen der verschiedenen Studien liegen nicht weit auseinander, allerdings ist 
für die Frage des Konsolidierungsbedarfs die wirtschaftliche Entwicklung entscheidend, 
so dass die genannten Zahlen lediglich eine Größenordnung darstellen. 
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bedarfes nachfragemindernd auswirken wird (Himpele 2010: 131). Dies bleibt 
auch für die wirtschaftliche Entwicklung nicht ohne Bedeutung. 

Schon in der jüngeren Vergangenheit hat die aufgezeigte schwache Entwicklung 
der staatlichen Nachfrage wesentlich zur Binnenmarktschwäche in Deutschland 
beigetragen, und die Schuldenbremse wird eine noch restriktivere Ausgabenpolitik 
zur Folge haben. Dies wird konjunkturpolitisch insbesondere dann zum Problem 
werden, wenn die Konjunkturentwicklung weniger positiv ausfällt als noch im 
Jahr 2010. Darüber hinaus verhindert die Schuldenbremse mit ihrem Zwang, die 
strukturelle Verschuldungabzubauen, die eigentlich dringend gebotene Erhöhung 
wichtiger Ausgabenkategorien - zu nennen sind die Bereiche Erziehung und 
Bildung, öffentliche Investitionen, Erneuerbare Energien und Soziales. 


5. Ausblick 


Die Schuldenbremse wird - dies zeichnet sich jetzt schon ab - den „Weg in den 
Magerstaat“ (Peter Bofinger) weiter beschleunigen. Damit wird ein Politikmuster 
radikalisiert, das ein wesentlicher Bestandteil neoliberaler Politik war und ist. 
Wünschenswert wäre angesichts des schon erfolgten permanenten Staatsabbaus 
eigentlich eine breite gesellschaftliche Debatte über die Aufgaben der öffent- 
lichen Hand. Vom Ergebnis dieser Debatte würde sich ableiten, wieviel Geld 
der Staat benötigt, um die erwünschten Dienstleistungen und Infrastrukturen 
bereitstellen zu können. Mit Blick auf die Finanzierung öffentlicher Ausgaben 
müsste dann die Verteilung von Einkommen und Vermögen eine Rolle spielen. 
Ohne eine angemessene Beteiligungder besser Verdienenden, der Vermögen und 
der Unternehmen an der Finanzierung öffentlicher Aufgaben ist eine Weiterent- 
wicklung des deutschen Wohlfahrtsstaates nicht zu denken. Nur wenn hier ein 
grundsätzliche Umdenken stattfindet kann auch wieder über die Finanzierung 
notwendiger und wünschenswerter öffentlicher Leistungen diskutiert werden. 
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Gutes Leben und gute Arbeit weggespart 
Wie die angebliche Tugend des Sparens für 
Umverteilung und Verschlechterung der Lebensbedingungen 
in Städten und Gemeinden instrumentalisiert wird 


1. Sparen scheint alternativlos 


Die Gebühren für die Kita steigen, die Schlaglöcher auf den Straßen werden in 
jedem Frühjahr nur notdürftig geflickt, das Freibad schließt, weil kein Geld für 
die Sanierung da ist, frei werdende Stellen in den Verwaltungen werden nicht 
nachbesetzt - Bürgerinnen und Bürger erleben vor Ort in ihren Gemeinden 
schon seit Jahren die Folgen einer Politik, die versucht, durch immer noch mehr 
Sparen der Finanzknappheit in den öffentlichen Kassen zu entkommen. Eine 
aktuelle Umfrage der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Ernst & Young (2011) 
kommt zum Ergebnis, dass sich trotz Aufschwung die Finanzlage der Kommu- 
nen weiter verschlechtert und listet auf, in welchen Bereichen Leistungen weiter 
reduziert, Gebühren und Steuern weiter erhöht oder weitere Privatisierungen 
durchgeführt werden sollen. 

Für viele scheint dieser Weg alternativlos, weil doch einleuchtet: Wo kein Geld 
da ist, muss eben gespart werden. „Wir haben über unsere Verhältnisse gelebt“, 
erklärt Kanzlerin Merkel bei jeder Gelegenheit. Wohin das führt, scheman doch an 
Griechenland und den anderen „Schuldenstaaten“. Dass mit Spanien und Irland 
zwei dieser Länder bis zur Finanzmarktkrise mit einer nur etwa halb so hohen 
Schuldenquote wie Deutschland als haushaltspolitische Musterländer galten, 
spielt in der veröffentlichten Diskussion praktisch keine Rolle. 

Doch was für einen privaten Haushalt zutreffen mag, darf nicht einfach auf 
Bund, Länder und Gemeinden, also eine gesamte Volkswirtschaft übertragen 
werden. Selbst für private Haushalte und erst recht für private Unternehmen gilt 
die angebliche Binsenweisheit nur eingeschränkt. Für größere Anschaffungen 
wie etwa eine eigene Wohnung ist Verschuldung selbstverständlich und auch die 
Regel. Ohne eine Vorfinanzierungüber Kredite würde ein Großteil der Nachfrage 
unterbleiben - zum Nachteil für Wohlstand und Entwicklung. Für Investitionen 
gilt, dass eine Finanzierung über Kredite immer dann sinnvoll ist, wenn der 
erwartete Ertrag die Kosten (Zinsen) der Verschuldung übersteigt. 
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Daran ändert auch der häufig gemachte Hinweis auf die Generationenge- 
rechtigkeit nichts. Staatsverschuldung bedeutet nicht, dass die gegenwärtige 
Generation auf Kosten zukünftiger Generationen lebt. Vielmehr sind künftige 
Generationen die Leidtragenden, wenn öffentliche Investitionen etwa in Bildung 
oder ökologischen Umbau mit dem Verweis auf angeblich zu hohe Verschul- 
dung dem Rotstift zum Opfer fallen. Staatsverschuldung berührt nicht das 
Verhältnis zwischen Generationen, sondern innerhalb der jeweiligen Genera- 
tionen. Schuldner/inne/n stehen notwendigerweise immer Gläubiger/innen 
gegenüber - in der jetzigen wie in künftigen Generationen. Vererbt werden nicht 
nur Schulden sondern in gleichem Umfang die Verpflichtung des Staates, die 
Schulden zurückzuzahlen. Staatsverschuldung ist daher auch Ausdruck eines 
Verteilungsproblems, das bereits besteht. Nur wer Geld hat, kann dem Staat 
Geld leihen - und bekommt dafür Zinsen. Deshalb wäre es auch das Sinnvollste, 
notwendige öffentliche Ausgaben durch höhere und gerechte Steuereinnahmen 
zu finanzieren. Mehr öffentliche Verschuldung ist nur die zweitbeste Lösung. 
Die schlechteste Perspektive für künftige Generationen aber ist, wenn Politiker 
und Politikerinnen mit Verweis aufzu hohe Verschuldung Ausgaben kürzen und 
Zukunftsinvestitionen unterlassen. 


300 Jahre nichts gelernt? 


Dass rabiates Sparen kein Erfolg versprechender Weg ist, die Verschuldungeiner 
Volkswirtschaft zu reduzieren, ist eine Lektion, die eigentlich spätestens mit der 
Weltwirtschaftskrise ab 1929 hätte gelernt sein müssen. Die Erklärung lieferte 
damals die mit dem Namen des britischen Ökonomen John Maynard Keynes 
verbundene Theorie, die auf viel ältere Einsichten aufbauen konnte. In seinem 
Hauptwerk, der Allgemeinen Theorie, zitiert er zum Beispiel den Sozialtheoreti- 
ker Bernard Mandeville, der Anfang des 18. Jahrhunderts seine „Fabel von den 
Bienen“ veröffentlichte, die „durch die Anklage der Jury von Middlesex 1723 als 
anstößig verurteilt wurde“. Denn die Fabel „Der summende Bienenschwarm oder 
Schurken tugendhaft gemacht“ ist ein Text, „in welchem die große Bedrängnis 
eines wohlhabenden Gemeinwesens gezeigt wird, dessen Bewohner es sich alle 
plötzlich in den Kopf setzen, vom luxuriösen Leben abzulassen“ (Keynes 1936: 
304). Im Kommentar zu seiner Fabel schreibt Mandeville: „Da diese vorsich- 
tige Wirtschaft, die von einigen Ersparnis genannt wird, in privaten Familien 
die sicherste Methode ist, ein Vermögen zu vergrößern, so glauben einige, daß 
gleichgültig, ob ein Land unfruchtbar oder ergiebig ist, die gleiche Methode, falls 
allgemein verfolgt (was sie als durchführbar erachten), die gleiche Wirkungaufein 
ganzes Land haben wird... dies ist nach meiner Ansicht ein Irrtum“ (Mandeville 
zit. n. Keynes 1936: 305, Hervorhebung im Original). 
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Es ist wenig überraschend, dass solche Ansichten vor fast 300 Jahren für die 
Herrschenden in Staat und Kirche als unmoralisch und anstößiggalten. Weniger 
anstößig und unmoralisch als vielmehr Ausdruck der Stärke der herrschenden 
Klasse ist, dass auch heute mit dem Appell an die Tugend der Sparsamkeit Ver- 
zicht gepredigt wird. Wer die öffentliche Verschuldung als Krisenursache in 
den Vordergrund rückt, stimmt zwar mit den Medien und den meisten Öko- 
nominnen und Ökonomen überein, verdreht aber Ursache und Wirkung. Erst 
die Bekämpfung der Krise der Finanzmärkte hat die Schulden in allen Ländern 
massiv nach oben getrieben. Gigantische Bankenrettungsprogramme sowie weni- 
ger gigantische Konjunkturpakete trieben die Ausgaben hoch und der Einbruch 
beim Wachstum ließ Einnahmen zurückgehen. 

Vor allem die deutsche Bundesregierung arbeitet vehement daran, die öf- 
fentliche Verschuldung ins Zentrum der Kritik zu stellen. In den Worten von 
Angela Merkel in ihrer Regierungserklärung am 24. März 2011 zum „Pakt für 
den Euro“: „Seit Beginn der Schuldenkrise im Euro-Raum haben wir immer 
wieder gefordert, dass neben allem notwendigen Krisenmanagement auch über 
den Tag hinaus gedacht werden muss. Vor allem müssen wir eine neue Stabili- 
tätskultur und die Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit ins Zentrum unserer 
Bemühungen stellen ... Künftigriskieren Euro-Mitgliedstaaten auch dann schon 
Sanktionen, wenn sie nicht die notwendigen Schritte in Richtung eines ausge- 
glichenen Haushalts unternehmen. Damit soll frühzeitig einem übermäßigen 
Defizit entgegengesteuert werden.“ Die Rolle der Finanzmärkte als Krisenauslöser 
und vor allem die Tatsache, dass die Spekulation gegen einzelne Eurostaaten ihre 
Refinanzierung massiv erschwert, kommen in der ganzen Erklärungmit keinem 
Wort vor (zur Eurokrise vgl. ver.di 2011a). Für Merkel ist es das wichtigste, den 
Spar- und Schrumpfkurs der öffentlichen Haushalte und den einseitig an der 
Wettbewerbsfähigkeit privater Unternehmen orientierten Umverteilungskurs 
der Bundesregierung nicht in Frage stellen zu müssen und dies sogar zur Leitidee 
für Europa zu machen. 


Umverteilung und Entstaatlichung als Krisenursachen 


Umverteilung und Vorrang des Privaten sind keine spezifisch deutschen Stra- 
tegien, aber in Deutschland wurde diese Strategie in den letzten zehn Jahren 
besonders intensiv verfolgt. In den Industrieländern zeigt sich die Umverteilung 
von unten nach oben insbesondere seit den 1970er Jahren an einem langfristigen 
erheblichen Rückgang der jeweiligen Lohnquoten und an einem heftigen An- 
stieg der Einkommen von reichen Haushalten. In den USA hatte die nach der 
Weltwirtschaftskrise der 1930er Jahre eingeleitete Politik des New Dealbis in die 
1970er Jahre zu einer gleichmäßigeren Verteilungvon Einkommen und Vermögen 
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geführt. Seither wurde dieser Trend wieder umgekehrt, heute sind bei der Ein- 
kommensverteilung wieder die Verhältnisse der 1920er Jahre hergestellt (IMK 
2009). Die Einkommen des am besten bezahlten Fünftels der US-Bevölkerung 
stiegen seit 1970 real um 60 Prozent, während die übrigen Einkommensbezicher/ 
innen real zehn Prozent verloren (Funnell 2009). 

In Deutschland ist der langfristige Umverteilungstrend mit der Politik der 
„Agenda 2010“ seit 2003 massiv verstärkt worden. Im vergangenen Aufschwung 
stieg die Beschäftigung nicht durch die Schaffung von normalen Vollzeitstellen. 
Zwischen 2003 und 2008 nahm die Zahl der unbefristeten, sozialversicherten 
Vollzeitjobs sogar um fast eine Million ab. Dagegen boomten alle Formen prekärer 
Beschäftigung (vgl. ver.di 2010). Im Ergebnis sind die Einkommen der Beschäf- 
tigten insgesamt seit Anfangdes Jahrtausends real nicht mehr gestiegen, während 
die Einkommen aus Gewinnen und Vermögen um 35 Prozent gewachsen sind. 
Nach einem Rückgang im Jahr 2009 haben letztere inzwischen wieder das Vor- 
krisenniveau erreicht. Mit über 22 Prozent aller Beschäftigten hat Deutschland 
in der EU knapp vor Großbritannien inzwischen den größten Niedriglohnsektor. 
Dabei sind 70 Prozent der Beschäftigten im Niedriglohnsektor weiblich - das 
ist fast jede dritte erwerbstätige Frau. Im Vergleich zu anderen Ländern ist der 
geschlechtsspezifische Unterschied damit besonders groß — nur in Japan ist er 
ähnlich hoch (vgl. Bosch u.a.: 2009). 

Die Steuerpolitik der vergangenen Jahre hat ebenfalls zur Polarisierung von 
Einkommen und Vermögen beigetragen und sie hat öffentlichen Haushalten 
immer stärker Einnahmen entzogen. Die Steuerquote - der Anteil der Steuer- 
einnahmen am Bruttoinlandsprodukt - ist von rund 24 Prozent in den 1970er 
Jahren auf aktuell 21 Prozent gesunken. Das entspricht einem jährlichen Ein- 
nahmeausfall von heute 75 Milliarden Euro. Zum Vergleich: Das Defizit von 
Bund, Ländern und Gemeinden hatte mit 73 bzw. 82 Milliarden Euro in den 
Krisenjahren 2009 und 2010 ungefähr die gleiche Größenordnung. Besonders 
stark ist die Steuerquote seit dem Jahr 2000 abgestürzt. Der Wirtschaftsweise Pe- 
ter Bofinger spricht von einem „Jahrzehnt der Entstaatlichung“ (Bofinger 2008). 
Die durchschnittliche jährliche Wachstumsrate der nominalen Staatsausgaben 
lagin Deutschland zwischen 1998 und 2008 bei 1,4 Prozent. Realentspricht dies 
einer jährlichen Schrumpfung um 0,2 Prozent - bei gleichzeitigem Wachstum 
des Bruttoinlandsprodukts um jährlich 1,6 Prozent in diesem Zeitraum. In der 
EU sind die realen Staatsausgaben dagegen jährlich im Durchschnitt um 1,5 
Prozent gestiegen. Außer Deutschland gibt es unter den 32 untersuchten Ländern 
mit Japan nur noch ein Land, in dem die Staatsausgaben in diesem Zeitraum 
ebenfalls geschrumpft sind (Truger 2010: 28). 

Profitiert haben von der Entstaatlichung durch Steuersenkungspolitik in 
Deutschland vor allem Unternehmen sowie Menschen mit hohen Einkommen 
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und Vermögen. Überwiegend sind dies Männer. Gutverdienende im oberen 
Einkommenszehntel sind zu über 80 Prozent männlich. Frauen sind nur im 
unteren Einkommensfünftel in der Mehrheit (Gender Datenreport 2005). Das 
reichste Zehntel der Bevölkerungbesitzt inzwischen über 60 Prozent des Vermö- 
gens. Dabei war das durchschnittliche Vermögen von Männern 2007 um 38.000 
Euro höher als das von Frauen. 2002 lag der Unterschied noch bei 23.000 Euro 
(Böckler Impuls 2010b). 

Umverteilung und Entstaatlichung als Kennzeichen des Shareholder-Value- 
Kapitalismus bedeuten eine systematische Geringschätzung von Bedürfnissen 
und von menschlicher Arbeitskraft: Nur die Rendite und die zahlungsfähige 
Nachfrage zählen. Immer mehr gesellschaftliche Bereiche wurden der Gewinn- 
logik unterworfen. Öffentliche Angebote und Leistungen wurden zunehmend 
reduziert oder privatisiert und für viele Menschen unerschwinglich. Aufgefangen 
werden muss vieles durch mehr unbezahlte Arbeit im Care-Bereich. Und schließ- 
lich ist durch Umverteilung immer mehr Geld auf die Finanzmärkte geflossen 
- mit der Erwartung aus Geld durch immer höhere Renditen noch mehr Geld 
zu machen. Umverteilung und Entstaatlichung haben damit die sogenannte 
Realwirtschaft geschwächt und zur (zeitweiligen) Abkopplung der Finanzmärkte 
beigetragen. 


Keine Entwarnung durch den Aufschwung 


Dank der momentan wieder besseren Konjunktur sind die Defizite der öffent- 
lichen Haushalte nicht ganz so groß ausgefallen wie befürchtet. Statt bei über 
130 Milliarden lag das Finanzierungsdefizit des Staates im vergangenen Jahr 
„nur“ bei gut 80 Milliarden Euro. Im laufenden Jahr wird es nach den Wirt- 
schaftsprognosen vom Frühjahr 2011 voraussichtlich noch bei 45-50 und 2012 
bei 25-30 Milliarden Euro liegen (Makro-Konsortium 2011 und Projektgruppe 
Gemeinschaftsdiagnose 2011). Der Maastricht-Grenzwert von drei Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts wurde mit 3,3 Prozent nur im Jahr 2010 überschritten. 
Das ließ Vertreter der Bundesregierung und vor allem der FDP schon wieder 
von Steuersenkungen phantasieren. Auf die Idee, das im Juni 2010 beschlossene 
„Sparpaket“ zurückzunehmen, ist die Regierung dagegen nicht gekommen. Be- 
standteile des „Sparpakets“ sind unter anderen Kürzungen beim Elterngeld - sogar 
Streichung für ALG-IU-Beziehende, Kürzungen bei Qualifizierungsmaßnah- 
men für Arbeitslose und weiterer Personalabbau im öffentlichen Dienst. Eine 
Rücknahme der Kürzungen im sozialen und öffentlichen Bereich hätte auch der 
fixen Entstaatlichungsidee widersprochen: Wegen der Defizite sind Kürzungen 
angeblich unabwendbar; sind die Defizite kleiner als erwartet, muss trotzdem 
gekürzt, können aber gleichzeitig Steuern weiter gesenkt werden. 
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Das Makro-Konsortium, zu dem das Institut für Makroökonomie und Kon- 
junkturforschung (IMK) in der Hans-Böckler-Stiftung gehört, schlägt vor, dass 
die durch das höhere Wachstum entstandenen Spielräume für eine teilweise 
Aussetzung des „Sparpakets“ genutzt werden könnten. Auf diese Weise würde 
die Bremswirkung auf das Wachstum reduziert. Zusätzlich schlägt das Makro- 
Konsortium vor, entstandene finanzielle Spielräume als Puffer für konjunkturell 
schwächere Phasen auf einem Kontrollkonto festzuhalten. Einig ist man sich 
mit der Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose immerhin, dass Steuersenkun- 
gen nicht auf der Tagesordnung stehen. Denn die wirtschaftliche Entwicklung 
schwächt sich wieder ab und ist weiter mit erheblichen Risiken behaftet. Kippt 
die Konjunktur, droht die Neuverschuldung schnell wieder anzusteigen. 


2. Entstaatlichung bei Städten und Gemeinden 


Die Verschuldung der öffentlichen Haushalte in Deutschland lagvor der Wirt- 
schaftskrise noch bei 1,6 Billionen Euro und liegt heute bei zwei Billionen Euro 
bzw. deutlich über 80 Prozent des Bruttoinlandsprodukts. Besonders stark war 
der Anstieg im Jahr 2010, als die Verbindlichkeiten und Risiken der Banken- 
rettung in den Staatshaushalt ausgegliedert wurden. Ohne diese Effekte wäre 
die Verschuldung seit der Krise nur halb so stark gestiegen (vgl. Projektgruppe 
Gemeinschaftsdiagnose 2011). Die Kommunen sind zwar nur mit 120 Milliarden 
Euro dabei, hätten aber eigentlich überhaupt keine Schulden aufbauen dürfen. 
Sie sind zur Haushaltskonsolidierung verpflichtet, wenn ein Haushaltsausgleich 
mittel- und längerfristig gefährdet ist. 2010 mussten 40 Prozent aller Kommu- 
nen ein Haushaltssicherungskonzept verabschieden. Für 2011 befürchten noch 
immer 32 Prozent, keinen ausgeglichenen Haushalt vorlegen zu können und die 
Finanzplanung von der Kommunalaufsicht genehmigen lassen zu müssen (vgl. 
Ernst & Young 2011). 

Immerhin hat sich der Finanzierungssaldo der Kommunen aufgrund der uner- 
wartet guten Konjunktur ebenfalls besser entwickelt als angenommen. Für 2010 
wurde im Frühjahr zunächst ein Defizit von 15 Milliarden Euro erwartet. Im Lauf 
des Jahres haben die kommunalen Spitzenverbände den Betrag auf zwölf, dann 
zehn Milliarden Euro nach unten korrigiert. Tatsächlich liegt das Defizit nach 
vorläufigen Ergebnissen des Statistischen Bundesamts bei „nur“ 7,7 Milliarden. 
Die Differenz zu den letzten Schätzungen der Spitzenverbände dürfte vor allem 
daraufzurückzuführen sein, dass auch die laufenden Zuweisungen’ der Länder - 


l Kommunen erhalten knapp 40 Prozent ihrer Finanzmittel aus Zuweisungen von Ländern 
und dem Bund, ebenfalls knapp 40 Prozent aus Steuereinnahmen und rund ein Viertel 
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vermutlich ebenfalls wegen der günstigen wirtschaftlichen Entwicklung - höher 


waren als erwartet. 


Entstaatlichung durch Einnahmeentzug 


Die Ursachen der Finanznot von Städten und Gemeinden geht weit über die 
Folgen von Wirtschafts- und Finanzmarktkrise hinaus. Der Grund für die lang- 
jährigen Defizite ist eine strukturelle Unterfinanzierung, die sich in der Krise weiter 
zugespitzt hat. Nur in den kurzen Jahren des Wirtschaftsaufschwungs 2006 bis 
2008 konnten die Kommunen Überschüsse erwirtschaften. Auch davor wurden 
jahrelang milliardenschwere Defizite geschrieben - nicht etwa wegen „explo- 
dierender“ Ausgaben, sondern wegen ausbleibender Einnahmen. Wiederholte 
Steuersenkungen haben Städte und Gemeinden finanziell ausgeblutet. 


Defizite/Überschüsse der Städte und Gemeinden nu 
in Milliarden Euro 
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Quelle: Statistisches Bundeamt 


Der Rückgang der Einnahmen ab 2001 wurde maßgeblich durch die Senkung 
von Einkommen- und Körperschaftsteuer verursacht. Die Steuersenkungen, 
von denen vor allem Bezieher und weniger Bezicherinnen von hohen Einkom- 
men sowie finanzstarke Unternehmen profitierten, hatten für die Kommunen 
Einnahmeausfälle von bis zu drei Milliarden Euro pro Jahr zur Folge. Mit den 
weiteren Steuersenkungen, die Bestandteil der Konjunkturpakete und des 


aus Gebühren und sonstigen Einnahmen. Zu Gemeindefinanzen vgl. den jährlich erschei- 
nenden Gemeindefinanzbericht und ver.di 2011b; übersichtliche Infografiken sind auf 
der Internetseite des Deutschen Städte- und Gemeindebundes zu finden (www.dstgb.de). 
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Kommunalfinanzen ei 
Einnahmen und Ausgaben in Prozent am Bruttoinlandsprodukt 
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sogenannten „Wachstumsbeschleunigungsgesetzes“ sind, summieren sich die 
Einnahmeausfälle aufgegenwärtigüber acht Milliarden Euro pro Jahr. Ohne die 
Steuersenkungspolitik hätten Kommunen 2010 kein Defizit, sondern sogar einen 
kleinen Überschuss erwirtschaftet. Für Bund, Länder und Gemeinden insgesamt 
hat diese Politik zu Einnahmeausfällen von derzeit rund 50 Milliarden Euro im 
Jahr oder weit über 300 Milliarden Euro seit der Jahrtausendwende geführt (vgl. 
Eicker-Wolf/Truger 2010). Ausfälle durch die seit 1997 nicht mehr erhobene 
Vermögensteuer, die als Ländersteuer über den kommunalen Finanzausgleich 
wesentlich auch den Kommunen zugute kam, sind dabei noch nicht einmal 
berücksichtigt. 

Etwas weiter zurückgeblickt und gemessen am Bruttoinlandsprodukt wird 
deutlich, wie stark die Einnahmen wie die Ausgaben der Städte und Gemeinden 
durch die Entstaatlichungspolitik der letzten Jahrzehnte gesunken sind. Anfang 
der 1990er Jahre betrug ihr Anteil - wie auch Anfang der 1980er - noch rund 
8,5 Prozent. 2008, vor dem krisenbedingten Wiederanstieg, waren es noch gut 
sieben Prozent. Lägen Einnahmen und Ausgaben der Städte und Gemeinden 
noch auf dem früheren Niveau, hätten sie jährlich mindestens 30 Milliarden 
Euro mehr zur Verfügung. 


Weniger öffentliche Angebote und Beschäftigte im öffentlichen Dienst 


Sicherlich finden sich immer irgendwo Ausgaben, die eine Stadt oder Gemeinde 
sich sparen könnte - Hamburgzum Beispiel die Elbphilharmonie, Stuttgart einen 


Gutes Leben und gute Arbeit weggespart 221 


neuen Bahnhofoder Werder an der Haveleine Therme, weil die im nahegelegenen 
Belzig schon nicht ausgelastet ist. In den meisten Gemeinden geht es heute aber 
nicht darum, ob man sich eine Investition oder ein Prestigeprojekt leisten kann 
oder will. Esgeht um die laufenden Ausgaben - für die Musikschule, das Jugend- 
haus, den Seniorentreff, den Sportplatz, die Bibliothek, so vorhanden das Theater 
oder Museum, den Zuschuss für den Nahverkehr. Mit einem Kahlschlagbei den 
sogenannten freiwilligen Leistungen lassen sich die grundlegenden Finanzprob- 
leme zwar nicht lösen. Aber wer sich der „Spartugend“ nicht unterwirft, erntet 
schnell den Vorwurf, über den Verhältnissen zu leben - etwa Berlin, das sich 
vom Ex-Ministerpräsidenten Mappus aus Baden-Württemberg die beitragsfreien 
Kindergärten vorhalten lassen musste. 

Personalausgaben sind knapp vor den Sozialausgaben der größte Ausgaben- 
block bei den Kommunen.? Allerdings stagnieren sie seit Jahren. Als Anteil an 
den Gesamtausgaben sind sie gesunken. Dies ist Ergebnis eines rabiaten Beschäf- 
tigungsabbaus: Die Anzahl der Beschäftigten im unmittelbaren öffentlichen 
Dienst der Kommunen ist von knapp zwei Millionen 1991 aufgut 1,2 Millionen 
gesunken, die Zahl der Vollzeitbeschäftigten hat sich sogar von 1,6 Millionen 
auf 760.000 mehr als halbiert. Der Beschäftigungsabbau im öffentlichen Dienst 
der Kommunen war damit noch stärker als der Abbau im gesamten öffentlichen 
Dienst. Dortgingdie Anzahl der Beschäftigten in den letzten 20 Jahren um über 
zwei Millionen auf noch 4,55 Millionen zurück. Inzwischen hat Deutschland 
einen der „schlankesten“ Staaten der Welt. Mit einem Anteil der Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst an der Gesamtbeschäftigung von gut 14 Prozent liegt 
Deutschland unter den 16 Prozent der USA. In Frankreich ist der Anteil mit 
29 Prozent doppelt so hoch, in Dänemark und Schweden liegt er sogar deutlich 
über 30 Prozent (vgl. ILO 2011). Internationale Vergleiche von Eurostat oder 
der OECD zeigen regelmäßig, dass Deutschland auch bei den Ausgaben für 
öffentliche Investitionen oder bei Bildungsausgaben deutlich unter dem Durch- 
schnitt liegt. 

Der Beschäftigungsabbau erfolgte keineswegs im Rahmen von Reformbemü- 
hungen, denen eine klare Aufgabenanalyse und Aufgabenkritik vorangegangen 
war. Esgingschlicht um Personalkostensenkung - so die nüchterne Bilanz eines 
Personalratsvorsitzenden. Gleichzeitig fehle ein effektiver Schutz der Beschäf- 
tigten: „Umstrukturierungen, Privatisierungen oder Teilverlagerungen von Tä- 
tigkeiten des öffentlichen Dienstes in privatwirtschaftliche Unternehmen lösen 


2 Die Personalausgaben betrugen 2010 ein Viertel der Gesamtausgaben, die Ausgaben 
für Soziales 23 und für laufenden Sachaufwand 21 Prozent. Zurückgefallen sind die 
Investitionsausgaben (13 Prozent), die 2000 noch 17 Prozent ausmachten. Für Zinsen 
mussten drei Prozent aufgewendet werden, Sonstiges macht den Rest aus. 
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Probleme aus, die der Gestaltung durch Interessenvertretung entzogen sind.“ 


(ver.di 2009a: 17) 
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Inzwischen wächst bei vielen Bürgerinnen und Bürgern aber der Zweifel, ob 
diese Form der „Spartugend“ wirklich alternativlos geschweige denn zukunfts- 
weisend ist. Viele Menschen haben erlebt und im eigenen Geldbeutel nachzählen 
können, dass privatisierte Dienstleistungen nicht besser und billiger sondern 
teurer und oft schlechter geworden sind. Vor allem bei Bahn, Energieversorgung, 
ÖPNV, Krankenhäusern und Wohnungen sind Bürgerinnen und Bürger mit 
großer Mehrheit der Überzeugung, dass die Dienstleistungen nach der Priva- 
tisierung teurer geworden sind. Allein das Telefonieren ist nach Einschätzung 
einer Mehrheit billiger geworden, so das Ergebnis einer Umfrage. 80 Prozent der 
Bevölkerungschen Privatisierungen inzwischen kritisch. 50 Prozent sprechen sich 
gegen weitere Privatisierungen aus, 30 Prozent sind sogar dafür, Dienstleistungen 
wieder in die öffentliche Hand zurückzuholen (vgl. DGB 2011). Auch Fallstudien 
haben gezeigt, dass gewinnorientierte Privatunternehmen oft höhere Gebühren 
verlangen, obwohl sie schlechtere Arbeitsbedingungen bieten und niedrigere 


Löhne zahlen (vgl. Böckler Impuls 2010a). 


Steigende Sozialausgaben 


Bei stagnierenden Einnahmen und struktureller Unterfinanzierung entwickeln 
sich die schnell steigenden Sozialausgaben zum großen Problem für die Kom- 


Gutes Leben und gute Arbeit weggespart 223 


munen - und der Anstieg beschleunigt sich stetig. Sie liegen heute bei über 40 
Milliarden Euro, 2003 waren es noch 30 Milliarden. Dazu gehören vor allem 
Kosten für Unterkunft und Heizung für ALG-I-Beziehende, Ausgaben der 
Jugendhilfe und Ausgaben für Sozialhilfe, darunter Kosten der Grundsicherung 
im Alter, Hilfe zur Pflege und Wiedereingliederungshilfe. Der Bund zahlt zwar 
Anteile an verschiedenen Ausgaben, diese reichen aber nicht aus und überlassen 
den Kommunen den größeren Teil der Verantwortungfür die schnell wachsenden 
Ausgaben (vgl. Deutscher Städtetag 2010a). 

Im Zuge der Neuregelung der Hartz-IV-Sätze ist vereinbart worden, dass die 
Kommunen durch höhere Bundesbeteiligungen an den Sozialausgaben entlastet 
werden. Die Vereinbarung zur (vorläufigen) Neuregelung der Regelsätze hat 
zwar viele scharfe Reaktionen provoziert, so etwa vom Hauptgeschäftsführer des 
Paritätischen Gesamtverbands, Ulrich Schneider, in einer Pressemeldung vom 
21. Februar 2011: „Das Geschacher der letzten Wochen und Tage um drei Euro 
mehr oder weniger ist die erbärmlichste Farce, die die deutsche Sozialpolitik je 
erlebt hat“. Die Kommunen aber scheinen von den Neuregelungen insgesamt zu 
profitieren. „Kinder und Kommunen sind die Gewinner“, erklärten wortgleich 
zum Beispiel Niedersachsens Ministerpräsident David McAllister und der Staats- 
ekretär im Bundesministerium für Arbeit und Soziales Ralf Brauksiepe, beide 
CDU. Und die SPD sicht ebenfalls einen „Erfolg für die Kommunen: Der Bund 
übernimmt ohne Vorbedingungen schrittweise bis 2014 die Kosten der Grund- 
sicherung im Alter. Die Kommunen werden dadurch ab 2014 um 4 Milliarden 
Euro pro Jahr entlastet. Zusätzlich übernimmt der Bund die tatsächlichen Kosten 
des Bildungspaketes und der Mittagessen der bedürftigen Kinder.“ (SPD 2011) 

Die Paritätische Forschungsstelle hat eine erste Abschätzung vorgenommen, 
welche finanziellen Auswirkungen der Hartz-IV-Kompromiss tatsächlich auf 
die Kommunen hat. Belastet werden sie vor allem durch die Ausgaben für das 
Bildungspaket, Verwaltungskosten und einige weitere Posten. Entlastet werden 
sie durch eine höhere Bundesbeteiligung an den Kosten der Unterkunft und 
perspektivisch vor allem durch die Übernahme der Grundsicherung im Alter. 
Per Saldo errechnet die Paritätische Forschungsstelle für 2011 noch eine Belas- 
tung der Kommunen von knapp 300 Millionen Euro, danach aber eine kräftig 
steigende Entlastung (die Entlastung steigt von 924 Millionen Euro 2012, über 
2,6 Milliarden auf 4,5 Milliarden Euro 2015) (vgl. Martens 2011). 

Bei dieser Entlastungswirkung muss allerdings berücksichtigt werden, dass die 
Ausgaben für soziale Leistungen der Kommunen im Durchschnitt der letzten 
Jahre um deutlich über eine Milliarde Euro pro Jahr gestiegen sind. Die errechnete 
Entlastung wächst also mit den voraussichtlich weiter steigenden Kosten der 
sozialen Leistungen. Entsprechend vorsichtig ist daher auch die Einschätzungder 
kommunalen Spitzenverbände. Der Hauptgeschäftsführer des Deutschen Städte- 
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und Gemeindebundes lobt die Neuregelung insgesamt, stellt aber gleichzeitigfest: 
„Mitder Übernahme der Grundsicherungim Alter und der korrekten Erstattung 
von Kosten für das Bildungspaket ist ein erster wichtiger Entlastungsschritt für 
die Kommunen eingeleitet ... Die Finanzlage der Kommunen wird auch nach dem 
Entgegenkommen des Bundes schwierigbleiben.“ (Pressemeldungdes Deutschen 
Städte- und Gemeindebunds vom 23. Februar 2011) 


Die Gewerbesteuer - Lehrbeispiel für weitere Umverteilungsversuche 


Die Übernahme von Kosten für soziale Leistungen durch den Bund hat Aus- 
wirkungen aufdie Anfangdes Jahres 2010 eingesetzte Gemeindefinanzkommis- 
sion, die Vorschläge zur Neuordnung der Gemeindefinanzen erarbeiten sollte. 
Ihr tatsächliches Ziel hatte die schwarz-gelbe Bundesregierung aber bereits im 
Koalitionsvertrag festgehalten. Die Kommission solle den Ersatz der Gewerbe- 
steuer durch einen höheren Anteil an der Umsatzsteuer und einen kommunalen 
Zuschlagaufdie Einkommen- und Körperschaftsteuer prüfen. Eine solche Ände- 
rung würde erneut Unternehmen in Milliardenhöhe entlasten und Beschäftigte 
sowie Verbraucherinnen und Verbraucher belasten und den Kommunen weitere 
Einnahmeausfälle bescheren. 

Vertreter/innen kommunaler Spitzenverbände kritisierten, man werde den 
Verdacht nicht los, dass es nicht um eine Verbesserung der Finanzlage der Kom- 
munen, sondern wieder einmal nur um die Abschaffung der Gewerbesteuer gehe 
(vgl. Gemeindefinanzbericht 2010: 1). Dasich die Kommunen gegen Änderungen 
bei der Gewerbesteuer sperrten und die drohenden weiteren Einnahmeausfälle 
in schöner Regelmäßigkeit in der Öffentlichkeit thematisierten, galten umfang- 
reichere Entlastungen bei den Kosten für die Sozialausgaben als mögliche Kom- 
pensation, um den Kommunen ein Entgegenkommen bei der Gewerbesteuer 
abzuringen. Ein guter Teil der möglichen Kompensation ist der Bundesregierung 
inzwischen durch den Hartz-IV-Kompromiss allerding abhanden gekommen. 

Die Gewerbesteuer ist die mit Abstand wichtigste Gemeindesteuer. Sie brachte 
2007 und 2008 Rekordeinnahmen von jeweils rund 37 Milliarden Euro. Die 
Einnahmen sind im Krisenjahr 2009 zwar um 20 Prozent abgestürzt, stiegen 
2010 aber wieder aufüber 32 Milliarden Euro an. Die Gewerbesteuer ist ein Teil 
der Unternehmensbesteuerung, der an die Stadt oder Gemeinde gezahlt wird, 
in der das Unternehmen sitzt. Aktiengesellschaften und GmbH; zahlen die Ge- 
werbesteuer zusätzlich zur Körperschaftsteuer. Gewerbliche Einzelunternehmer 
und Personengesellschaften zahlen Gewerbesteuer und können sie anschließend 
mit der Einkommensteuer verrechnen. 

Wirtschaftsverbände und ihnen nahestehende Parteien üben notorisch Kritik 
an der Gewerbesteuer, weil ihre Bemessungsgrundlage weniger großzügig ist als 


Gutes Leben und gute Arbeit weggespart 225 


bei der Einkommen- und Körperschaftsteuer. Für letztere können Betriebe Zinsen, 
Mietzahlungen, Pachten, Lizenz- und Leasinggebühren vom Gewinn abzichen, 
bevor die zu zahlende Steuer ermittelt wird. Für die Gewerbesteuer müssen sie 
einen Teilder Abzüge wieder „hinzurechnen“. Die Möglichkeit Zinsen, Mieten, 
Lizenzgebühren usw. vom Gewinn abzuzichen, eröffnet für große Unternehmen 
erhebliche steuerliche Gestaltungspielräume. Bekannte Beispiele sind die hohen, 
gewinnschmälernden Mieten der Karstadt-Kaufhäuser oder die hohen Lizenz- 
gebühren, die Ikea Deutschland an den Mutterkonzern zahlt. Ikeakonnte in der 
Vergangenheit durch die Nutzung von Steuerschlupflöchern die Gewinnsteuern 
in Deutschland ganz legal auf rund 15 Prozent drücken. 

Ein wesentliches Argument der Unternehmer und ihrer Lobby gegen die 
Gewerbesteuer ist, dass es sich bei der Einbeziehung der sogenannten ertragsun- 
abhängigen Elemente wie Mieten, Zinsen usw. um eine „Substanzbesteuerung“ 
handle, die Unternehmen in ihrer Existenz gefährden könne. Allerdings gibt 
dafür keine Belege: „Es ist bisher empirisch nicht nachgewiesen worden, dass 
sich durch gewinnunabhängige Steuerbestandteile die Zahl der Insolvenzen 
erhöht hätte. In den Medien aufgegriffene Fälle haben stets ergeben, dass diese 
Unternehmen Steuersparmodelle gefahren und sich in ihren eigenen steuerspa- 
renden Gestaltungen verheddert haben.“ (Deutscher Städtetag2010c, vgl. zur Ge- 
werbesteuer auch ders. 2010b) Die sogenannten ertragsunabhängigen Elemente 
werden aus der im Unternehmen erzeugten Wertschöpfungbezahlt, sind also eine 
Gewinnausschüttungan Eigentümer und Fremdkapitalgeber. Ihre Einbeziehung 
bei der Gewerbesteuer sorgt dafür, dass die vor Ort erarbeitete Wertschöpfung 
eines Betriebes der Kommune steuerlich zugute kommt. Unternehmen geraten 
dennoch auch in Krisenzeiten durch die Gewerbesteuer finanziell nicht in Pro- 
bleme - dafür sorgen Freibeträge und der gewerbesteuerliche Verlustausgleich. 

Münchens Oberbürgermeister Christian Ude, der Anfang Mai 2011 Petra 
Roth als Präsident des Deutschen Städtetags nachfolgte, gibt zuversichtlich 
Entwarnung: „Der Kampf der Kommunen gegen Steuersenkungen und die 
von der Wirtschaft geforderte Abschaffung der Gewerbesteuer könne ... in den 
Hintergrund treten ... ‘Die Schlacht ist geschlagen.’ Bund und Länder hätten 
eingeschen, dass die Lage der öffentlichen Haushalte keine Steuersenkungen 
erlaube.“ (Vgl. Süddeutsche Zeitung vom 23./24./25. April 2011) Er vertraut 
anscheinend auf Finanzminister Schäuble, der im November 2010 verkündete, die 
Gewerbesteuer solle nicht gegen den Willen der Kommunen abgeschafft werden. 
Doch Wirtschaftsverbände und Vertreter der Regierungskoalition versuchen 
weiter, Änderungen auf den Weg zu bringen und „zumindest“ die sogenannten 
Hinzurechnungen zu senken oder abzuschaffen. „Ich habe die Erwartungan die 
Kommunen, dass sie mit sich über eine Rückführung bei Mieten und Pachten 
reden lassen“, sagt der Staatssekretär im Finanzministerium, Hartmut Koschyk 
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(CSU). Sein FDP-Kollege Volker Wissing, Vorsitzender des Finanzausschus- 
ses, droht den Kommunen offen: „Es war ein Fehler, dass das Ministerium von 
vornherein gesagt hat: Wir machen nichts ohne die Kommunen. Daran ist die 
Reform bisher auch gescheitert.“ (beide zitiert nach Financial’ Times Deutschland, 
15. April 2011) 

Die Abschaffung der „Hinzurechnung‘ soll der grundsätzlichen Abschaffung 
der Gewerbesteuer den Boden bereiten. Denn dadurch würden die Bemessungs- 
grundlagen für Gewerbe-, Einkommen- und Körperschaftsteuer einander ange- 
nähert und eine Unterscheidung der Steuerarten würde überflüssig - das Ende 
der Gewerbesteuer durch die Hintertür. 


3. Gerecht geht anders - Zukunft gestalten statt wegsparen 


Kommunen, die drei Oppositionsparteien im Bundestag, Gewerkschaften und 
viele Bürgerinnen und Bürger setzen sich für den Erhalt und eine Weiterentwick- 
lung statt Abschaffung der Gewerbesteuer ein. Dazu sollen die zuletzt wieder 
eingeschränkten Hinzurechnungen ausgeweitet und zusätzlich Freiberufler und 
andere Selbständige einbezogen werden. Sie sind bisher von der Gewerbesteuer 
ausgenommen, auch wenn sie höhere Einkommen erwirtschaften als viele kleine 
Gewerbebetriebe. Sie können die Steuer aber, wie bisher auch die Gewerbesteuer, 
von der Einkommensteuer abziehen. Nach den Vorschlägen von ver.di (2009b 
und 2011b) würden ein Freibetrag von 25.000 Euro pro Jahr und die Beibehal- 
tung der Anrechnung auf die Einkommensteuer sicherstellen, dass die große 
Mehrzahl der Betriebe und Selbstständigen nicht zusätzlich belastet wird. Die 
Einnahmen der Gemeinden aber blieben auch bei schwächerer wirtschaftlicher 
Entwicklung stabiler, weil die Einkommen vieler Freiberufler wie Ärztinnen und 
Ärzte, Anwälte und Steuerberater/innen weniger konjunkturell schwanken. Die 
Mehreinnahmen würden per Saldo rund vier Milliarden Euro pro Jahr betragen. 
Für Städte und Gemeinden kämen nochmals etwa acht Milliarden Euro hinzu, 
die aber durch die Anrechnung bei der Einkommensteuer zu entsprechenden 
Ausfällen bei Bund und Ländern führt. Die Einnahmen aus der Gewerbesteuer 
würden also erhöht und zusätzlich Einnahmen von Bund und Ländern hin zu 
den Gemeinden verschoben. 

Die Stabilisierungund Verbesserungder Einnahmen von Städten und Gemein- 
den kann aber keine tragfähige, dauerhafte Lösung sein, wenn sie zulasten der 
Haushalte von Bund und Ländern geht. Nötig ist eine umfassende Stärkung der 
Einnahmen von Bund, Ländern und Gemeinden, wie zum Beispiel ver.di sie im 
Konzept Steuergerechtigkeit (ver.di 2009b) vorgeschlagen hat. Auskommunaler 
Sicht sollten neben der Weiterentwicklung der Gewerbesteuer die Wiedererhe- 
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bung der Vermögensteuer und eine stärkere Besteuerung großer Erbschaften im 
Vordergrund stehen. Beide sind als Ländersteuern besonders dazu geeignet, über 
den kommunalen Finanzausgleich der Länder die finanziellen Bedingungen 
vor Ort zu verbessern. Zusätzlich müssen hohe Einkommen und finanzstarke 
Unternehmen wieder einen größeren Beitragzur Finanzierung gesellschaftlicher 
Aufgaben leisten. Der Höchststeuersatz bei der Einkommensteuer soll wieder auf 
bescheidene 50 Prozent angehoben werden - unter Kanzler Kohllager noch bei 
53 Prozent. Bei der Unternehmensbesteuerung stehen die Wiederanhebung des 
Körperschaftsteuersatzes auf 25 Prozent und eine Verbreiterungder Bemessungs- 
grundlage im Vordergrund. Die Finanztransaktionsteuer und Verbesserungen 
beim Steuervollzug würden jeweils mindestens zehn Milliarden Euro bringen. 
Allein die Vermögensteuer und eine höhere Besteuerung großer Erbschaften 
würden nach den ver.di-Vorschlägen 26 Milliarden Euro Mehreinnahmen brin- 
gen. Würden die vermögensbezogenen Steuern (Grundsteuer, Vermögensteuer, 
Erbschaftsteuer) auf das durchschnittliche EU-Niveau angehoben, könnten sogar 
Mehreinnahmen von 33 Milliarden Euro erzielt werden (Bofinger 2009: 185). 
Die ver.di-Vorschläge würden insgesamt zu Mehreinnahmen von jährlich über 
70 Milliarden Euro führen - das entspricht knapp drei Prozent des Bruttoin- 
landsprodukts - und Deutschland beim Steueraufkommen wieder dem Niveau 
vergleichbarer europäischer Länder annähern. Deutschland hat im Vergleich zu 
diesen eine niedrige Steuerquote, das gilt auch bei Einbeziehung von Sozialab- 
gaben. Dennoch sind, wie die OECD regelmäßig feststellt, hierzulande Beschäf- 
tigte verhältnismäßig stark mit Steuern und Abgaben belastet. Die steuerliche 
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Entlastung der letzten Jahre fand vor allem im Bereich der hohen Einkommen 
und Vermögen sowie Unternehmen statt. 

Ohne die Steuergeschenke der vergangenen Jahre und mit einer Steuerpolitik, 
die für stabile Einnahmen und eine gerechte Verteilungder Steuerbelastung sorgt, 
hätten die öffentlichen Haushalte rechnerisch in den meisten Jahren Überschüsse 
erzielt. Die ganze Sparhysterie wäre überflüssig gewesen. 


Gerechtigkeit gibt es nicht geschenkt 


Rationale Argumente, Aufklärung und Gegenkonzepte allein reichen aber 
nicht aus. Das hat der eingangs erwähnte Bernard Mandeville vor 300 Jahren 
schon erfahren müssen. Einen Politikwechsel, gutes Leben und gute Arbeit gibt 
es nur durch gesellschaftlichen Druck - wenn Menschen ihre Vorstellungen 
formulieren und sich für sie einsetzen. Dafür stehen Gewerkschaften. 2007 
wurde die „Initiative öffentliche Dienste“ unter dem Motto „Genug gespart!“ 
ins Leben gerufen. „Öffentlich ist wesentlich“ ist das Motto, mit dem sich die 
ver.di-Fachbereiche Bund und Länder sowie Gemeinden „für eine soziale Ge- 
sellschaft und gute Arbeit“ einsetzen. Mit der Initiative „Gerecht geht anders“ 
schließlich wirbt ver.di seit Sommer 2010 für eine andere Politik und vor allem 
dafür, aktiv zu werden (vgl. die entsprechenden Internetauftritte unter dem 
jeweiligen Motto). 

Die Initiativen wenden sich gegen das staatliche Spardiktat zu Lasten der 
Bürgerinnen und Bürger und setzen sich für mehr und attraktive öffentliche Leis- 
tungen sowie eine faire Bezahlung der Beschäftigten im öffentlichen Dienst ein. 
Neben den konkreten Vorschlägen für eine andere Steuerpolitik standen immer 
auch inhaltliche Vorschläge für Investitionen in Bereichen im Vordergrund, die 
ein gutes Leben und bessere Zukunftschancen für alle ermöglichen. Allgemein 
unbestritten ist - zumindest in allen Sonntagsreden - dass mehr in Bildungund 
Kinderbetreuung investiert werden muss. Dringender Bedarfbesteht außerdem 
in den Bereichen Gesundheit und Pflege, Kultur und Freizeiteinrichtungen, sowie 
Verkehr/ÖPNV, Energie und Entsorgung, die für den ökologischen Umbau 
wichtig sind. Ein Ausbau der Zukunftsfelder im öffentlichen Dienst schafft und 
sichert nicht nur sinnvolle und tariflich bezahlte Arbeitsplätze, sondern trägt auch 
zu mehr Geschlechtergerechtigkeit bei. Im öffentlichen Dienst sind inzwischen 
mehr als die Hälfte der Beschäftigten weiblich - allerdings mit dem Unterschied, 
dass fast die Hälfte der Frauen Teilzeit arbeitet, die Männer dagegen fast alle 
Vollzeit. „Öffentlich ist wesentlich“ sichert dennoch Einkommen und Arbeits- 
plätze für viele Frauen und verbessert durch mehr öffentliche Angebote auch die 
Vereinbarkeit von Privatem und Erwerbsarbeit sowie die Entwicklungschancen 
von Kindern und Jugendlichen. 
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Auch wenn der viel beschworene heiße Herbst 2010 die Verhältnisse (noch) 
nicht zum Tanzen gebracht hat, so gab es doch eine Vielzahl von Aktivitäten 
und Aktionen in Betrieben, Verwaltungsstellen und der Öffentlichkeit vor Ort. 
Die erschwingliche Kita, die Volkshochschule und der Sportplatz, ein funk- 
tionierender Nahverkehr, die gepflegte Grünanlage, die Feuerwehr, Müllab- 
fuhr, der Energieversorger, die verlässliche Pflegeeinrichtung mit motivierten 
Beschäftigten - das sind alles Angebote und Leistungen, auf die Menschen in 
verschiedenen Lebensphasen mehr oder weniger angewiesen sind. Vor Ort ist die 
beste Gelegenheit, über Vorstellungen und Wünsche miteinander ins Gespräch 
zu kommen, welche Leistungen als öffentliche Angebote erwartet werden, was 
staatlich, was privat oder solidarisch organisiert sein soll oder wie die Verteilung 
von Erwerbsarbeitszeit, Zeit für Familie, Freunde, gesellschaftliches Engagement 
oder Muße aussehen sollte. Immer mehr Menschen gelangen zu der Überzeu- 
gung, dass gutes Leben und gute Arbeit für alle deshalb so schwer zu erreichen 
sind, weil sich eine Parallelgesellschaft der Eliten entwickelt hat, die andere auf 
Abstand zu halten versucht, indem sie über die Tugenden von Sparsamkeit und 
Bescheidenheit predigt. Jetzt kommt es darauf an, den Eliten stärker zu trotzen, 
gutes Leben und gute Arbeit für alle zu beanspruchen, um die Zukunft selber 
gestalten zu können. 
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Kai Marquardsen 


Eigenverantwortung ohne Selbstbestimmung? 
Zum Verhältnis von „Autonomie“ und Heteronomie 
in der aktivierenden Arbeitsmarktpolitik 


Das Konstrukt der Aktivierung’ in der deutschen Arbeitsmarktpolitik ist von 
einem eigentümlichen Widerspruch gekennzeichnet. So zielt die Forderung nach 
‘mehr Eigenverantwortung’ zwar aufdie Nutzbarmachungindividueller Potenti- 
ale der Selbststeuerung. Zugleich beinhaltet sie aber einen Ausschluss eben dieser 
Potentiale: Der individuellen Pflicht, sich ‘eigenverantwortlich’ zu verhalten, steht 
die zum Teil drastische Beschneidung selbstbestimmten Handelns gegenüber. 
Gegenstand des vorliegenden Beitrags ist es, das Verhältnis zwischen Aktivierung 
und Autonomie analytisch zu präzisieren. Es wird argumentiert, dass Politiken 
der Aktivierung daraufabzielen, mittels positiver und negativer Verhaltensanreize 
ein ganz bestimmtes, nämlich das ‘richtige’ individuelle Verhalten zu bewirken. 
Ein solcher Anspruch, Arbeitslose auf ein festgelegtes Ziel hin zu aktivieren, ist 
jedoch ein Widerspruch in sich, da die vermeintlich zu aktivierenden Subjekte zu 
Objekten verhaltenssteuernder Maßnahmen gemacht werden. Der vorliegende 
Beitrag wird dagegen zeigen, dass individuelle und kollektive Selbstbestimmung 
die notwendige Voraussetzung eigenverantwortlichen Verhaltens bilden. Zugleich 
wird auf der Grundlage eigener empirischer Erhebungen verdeutlicht, dass Ar- 
beitslose unter dem Druck aktivierender Verhaltensanforderungen eigensinnige 
Bewältigungsstrategien entwickeln, die Ansprüche und Potentiale individueller 
und kollektiver Autonomie beinhalten. 

In einem ersten Schritt wird das Konstrukt der Aktivierung’ in der Arbeits- 
marktpolitik untersucht (1). Es wird aufgezeigt, dass mit der Aktivierungspoli- 
tik eine Individualisierung erwerbsbezogener Chancen und Risiken stattfindet. 
Gleichzeitig wird Druck auf die Individuen ausgeübt, ihre Nützlichkeit für die 
Gesellschaft unter Beweis zu stellen. Damit beinhaltet die Aktivierungspolitik 
auch eine Standardisierung von Verhaltenserwartungen und die Tendenz einer 
Ent-Individualisierung (2). Dem verkürzten Verständnis von individueller Eigen- 
verantwortung, das dem Leitbild der Aktivierung in der deutschen Arbeitsmarkt- 
politik zugrunde liegt, wird ein Begriff der Autonomie gegenübergestellt, der auf 
die Arbeiten von Cornelius Castoriadis Bezugnimmt (3). Aufdieser Grundlage 
wird der Begriff der Eigenverantwortungin der aktivierenden Arbeitsmarktpoli- 
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tik einer kritischen Analyse unterzogen (4). Schließlich werden auf der Basis von 
Interviews mit Erwerbslosen verschiedene Bewältigungsmuster identifiziert, in 
denen eine eigensinnige Aneignungheteronomer Handlungsbedingungen durch 
die Betroffenen zum Ausdruck kommt, die über die Perspektive individueller 
Selbstbestimmung hinaus auch Ansprüche kollektiver Selbstbestimmung ent- 
hält (5). Besondere Aufmerksamkeit wird auf dem Einfluss sozialer Netzwerke 
liegen, da diese die individuellen Bewältigungsstrategien maßgeblich prägen 
und mittragen. 


1. Welche Aktivierung? 


Zentrales Kennzeichen der aktivierenden Arbeitsmarktpolitik ist ihr Fokus auf 
das individuelle Verhalten der Arbeitsmarktakteure. Arbeitslosigkeit wird als 
Ausdruck von Defiziten in der individuellen Motivation und Verfügbarkeit ei- 
ner Person interpretiert (Trube 2003: 302). Entsprechend zielt die aktivierende 
Arbeitsmarktpolitik auf die Kontrolle und Steuerung individuellen Verhaltens 
(Bartelheimer 2005: 55f.; Bothfeld 2007: 40; Behrend 2008: 20f.). Dafür kommt 
eine Vielzahl von Instrumenten und Maßnahmen zum Einsatz, mit denen ei- 
nerseits ein verstärkter Druck zum Abgang aus der Hilfebedürftigkeit ausgeübt 
(Fordern) und andererseits ‘aktives’ Verhalten unterstützt werden soll (Fördern). 
Sinnbildlich für diesen Gedanken steht die Formel „Eigenaktivitäten auslösen 
und Sicherheiten einlösen“ als das programmatische Leitbild der Hartz-Reformen 
(vgl. Hartz etal. 2002). Selbstredend darfein solches Leitbild nicht mit der prak- 
tischen Umsetzung der Reformvorschläge gleichgesetzt werden. So wurde mit der 
Arbeitsmarktreform vor allem eine deutliche Abkehr von bisherigen Grundsätzen 
der sozialen Sicherung in Richtung einer verstärkten Konditionalität sozialer 
Leistungen (van Berkel/Hornemann Meoller 2002: 54; Behrend 2008: 20f.) 
sowie einer Ausweitung unsicherer Beschäftigungsverhältnisse (Walther 2003: 
202; Bescherer et al. 2008: 28f.) vollzogen. 

Gerechtfertigt werden die verschärften Zumutbarkeitsregeln und Sankti- 
onsmechanismen durch die grundlegende Annahme, dass Arbeitslosigkeit ein 
selbstverschuldetes Schicksal darstellt. Zugleich wird das Recht auf Leistungen 
der sozialen Sicherung an die Bedingung geknüpft, sich ‘richtig’ zu verhalten. 
Andernfalls droht der Leistungsentzug. Damit ist zunächst eine Individualisie- 
rung von Chancen und Risiken verbunden: Die Verantwortung für ‘Erfolg’ oder 
‘Versagen’ am Arbeitsmarkt wird den Erwerbslosen selbst zugesprochen, während 
die strukturellen Bedingungen am Arbeitsmarkt in den Hintergrund treten 
(Trube 2003: 302). Dem Ziel, erwünschtes Verhalten auf Seiten der Erwerbslosen 
herzustellen, liegt die Annahme zu Grunde, dass vor allem der Druck auf die 
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Erwerbslosen erhöht werden muss, um die Massenarbeitslosigkeit zu 'bekämpfen‘. 
Das Problem fehlender Arbeitsplätze, die ein existenzsicherndes Einkommen 
ermöglichen, bleibt dabei freilich ebenso ungelöst wie das Problem strukturell 
ungleich verteilter Chancen und Risiken am Arbeitsmarkt. So können Personen 
mit einem guten ‘Aktivierungsprofil’ leichter mit den Anforderungen der Ak- 
tivierung umgehen und sind so auch weniger häufig von Sanktionen betroffen 
(Ullrich 2004: 155f.). Personen mit ‘multiplen Hemmnissen’ werden hingegen 
nicht nur häufiger sanktioniert, sondern für sie besteht bestenfalls die Aussicht 
auf eine ‘Karriere’ am zweiten oder dritten Arbeitsmarkt bzw. eine Vermittlung 
in eine prekäre Beschäftigung (Bescherer et al. 2008: 29f.). Die aktivierende 
Arbeitsmarktpolitik führt so zu einer Reproduktion und Vertiefung ungleicher 
Erwerbschancen und -risiken. 

Das der Aktivierungsideologie zugrundeliegende Ideal des „unternehmeri- 
schen Selbst“ (vgl. Bröckling 2007) trifft also auf ungleiche Realisierungschan- 
cen. Zugleich wird die Erwerbsarbeit als allseits verbindlicher, einziger legiti- 
mer Modus der gesellschaftlichen Zugehörigkeit und Teilhabe festgeschrieben 
(Marquardsen 2008: 46f.). Der Ruf nach ‘mehr Eigenverantwortung’ verweist 
die Betroffenen dabei auf die Alternative, sich den fremdbestimmten Anforde- 
rungen an das eigene Verhalten entweder ‘freiwillig’ zu unterwerfen oder den 
vermeintlich selbstverschuldeten Preis des sozialen Ausschlusses zu zahlen. Bei 
genauerer Betrachtung steht der oben beschriebenen Individualisierung der 
Verantwortungszuschreibung daher die Tendenz einer Ent-Individualisierung 
im Sinne einer Standardisierung von Verhaltenserwartungen gegenüber. Dieser 
Aspekt wird im Folgenden erläutert. 


2. Aktivierung als Ent-Individualisierung 


Neben einer Verlagerung der Risikoverarbeitung in die Verantwortung der 
Individuen findet eine starke Einhegung individueller Handlungsspielräume 
durch verbindliche, mittels Sanktionen durchgesetzte Verhaltensvorgaben statt. 
Individualität ist im Konstrukt der Aktivierung nur insoweit positiv bestimmt, 
wie sie ‘nützlich’ ist. Mit dieser Gleichzeitigkeit eines gezielten Zugriffs auf das 
schöpferische Potential der Individuen und des Versuchs, den unerwünschten 
Anteil dieses Potentials auszuschließen, ist ein Widerspruch aufgezeigt, der für 
das Verhältnis zwischen Gesellschaft und Individuen (nicht nur) im “aktivieren- 
den Sozialstaat’ kennzeichnend zu sein scheint. Dieser Zusammenhanglässt sich 
zunächst vor dem Hintergrund einer historischen Kontrastfolie verdeutlichen. 
Dabei stellt die folgende Darstellunglediglich eine heuristische Annäherungan 
den Gegenstand dar, die einer weiteren Präzisierung bedarf. 
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So lässt sich als Kontrastfolie zunächst das Verständnis vom ‘Individuum’ als 
Untertan in der feudalen Gesellschaft anführen. Persönliche Abhängigkeitsver- 
hältnisse gegenüber dem Feudalherren waren mit einer Vielzahl von Pflichten 
verbunden, denen keine einklagbaren Rechte gegenüber standen (Marshall 1992: 
41). Im Übergangzum modernen Kapitalismus verbreitete sich mit dem neu ent- 
stehenden Bürgertum das Bild eines freien Individuums, das seine Besonderheit 
nicht nur entwickeln darf, sondern dazu moralisch verpflichtet ist (Weber 2004: 
77££.). Den individuellen Rechten wurde mit der Durchsetzung dieser Idee ein 
zunehmend breiter Raum gegeben (vgl. Marshall 1992). Als Kulminationspunkt 
dieser Entwicklung lässt sich ein Phänomen verstehen, das Ulrich Beck in den 
1980er Jahren als „Individualisierung“ identifizierte (vgl. Beck 1983). Dabei 
verweist er jedoch bereits auf die Begrenzung individueller Autonomie, die mit 
dieser Entwicklung verbunden ist, denn noch nie war Beck zu Folge „die in- 
dividuelle Existenz so wenig individuell-autonom zu führen wie heute, wo die 
Individualisierung am meisten fortgeschritten ist“ (ebd.: 55). Dem Zugewinn 
an individueller Autonomie, der mit der Individualisierung von Lebenslagen 
und Lebenswegen verbunden war, steht ein neuer Konformismus gegenüber, der 
im Konstrukt der Aktivierung’ idealtypisch zum Ausdruck kommt (Lessenich 
2008: 82). Diese Entwicklung stellt keine Rückkehr zu ständischen Abhängig- 
keiten dar. Es kommt jedoch zu einer Verschiebung zwischen den Rechten und 
Pflichten des Staatsbürgerindividuums (ebd.: 92f.). Die Frage, die nicht nur in 
der Arbeitsmarktpolitik, sondern in ganz unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Feldern gestellt wird, lautet: “Was kannst Du für die Gesellschaft, für die Wirt- 
schaft, für Dein Land tun?’ 

Dies ist selbstverständlich keine neue Frage. So lässt sich das Leitbild, das 
den verschiedenen Aktivierungspolitiken zugrunde liegt, ideengeschichtlich auf 
die bereits im 18. Jahrhundert formulierte Vorstellung zurückführen, dass alles 
individuelle Handeln am Prinzip der Nützlichkeit zu bewerten sei (z.B. Mill 
1976). Neu erscheint aber der Autoritarismus, mit dem das politische Programm 
der „neosozialen Gouvernementalität“ (Lessenich 2008: 84) die Forderung an 
die gesellschaftlichen Individuen heranträgt, ihre Nützlichkeit unter Beweis zu 
stellen. Die Abweichungvom richtigen’ Verhalten gilt als irrationale Handlung, 
der durch Sanktionen begegnet wird. Diese Programmatik steht im Widerspruch 
zu einem zweiten Leitbild, nämlich dem modernen Grundversprechen der Auto- 
nomie (Rosa 2007: 17). So wird aus dem gleichen „Recht, Verschiedenheit und 
Ungleichheit zu zeigen und zu entwickeln“ (Marshall 1992: 80) eine mittels 
Sanktionen autoritär durchgesetzte Pflicht zur Nützlichkeit. Das Prinzip der 
Entfaltung (und Nutzbarmachung) des schöpferischen Potentials der Individuen 
wird in der Aktivierungspolitik vom Prinzip der autoritären Formierung (und 
Nutzbarmachung) der Individuen abgelöst, die sich über formelle (z.B. rechtliche) 
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ebenso wie über informelle (z.B. diskursive) Formen der Kontrolle individuellen 
Verhaltens vollzieht. 

Ein wesentlicher Grund für diese Entwicklung dürfte darin liegen, dass das 
Misstrauen gegenüber den schöpferischen Potentialen der Individuen - die den 
politischen wie den wirtschaftlichen Eliten ohnehin stets suspekt erscheinen 
müssen - im Zeichen vermehrter und sich beschleunigender gesellschaftlicher 
Krisen! wächst, da sie als unberechenbarer und potentiell systemgefährdender 
Faktor erscheinen. Zugleich stellt soziale Unangepasstheit ein Ärgernis dar, das 
den 'Leistungsträgern’, die sich tagtäglich unter der Last der ‘'neo-konformen’ 
Verhaltenserwartungen zu bewähren haben, als verachtenswert und als Hohn 
ihrer eigenen Lebensführung erscheint. Das Pendel der politischen Regulation 
schlägt unter diesen Bedingungen in Richtung einer verstärkten Kontrolle der 
Staatsbürger und einer Konditionalität sozialer Rechte aus. Dabei wird die Be- 
wältigunggesellschaftlicher Widersprüche verstärkt in die Person hinein verlagert 
(Voß/Pongratz 1998: 152). Einigen gelingt es, die heteronomen Anforderungen 
an das eigene Verhalten (mehr oder weniger erfolgreich) zu bewältigen. Dafür 
greifen sie auf vorhandene Ressourcen und Fähigkeiten zurück, die sie für ein 
“‘konformes’ Verhalten mobilisieren können. Dieser Personenkreis kommt in 
den Genuss weitgehender (wenn auch permanent bedrohter) sozialer Rechte 
und Sicherheiten. Die aktivierenden Verhaltensanforderungen betreffen sie nur 
eingeschränkt, da sie sich zugute halten können, nützlicher Teil der Gesellschaft 
zu sein und daher ‘nichts zu verbergen’ zu haben. Auf der anderen Seite stehen 
jene, die aufgrund unerwünschter Eigenschaften zum Objekt von Aktivierungs- 
politiken werden. Für sie wird die Individualisierung von sozialen Chancen und 
Risiken überwiegend als „negativer Individualismus“ (vgl. Castel 2008: 401ff.) 
wirksam, der mit einer Entrechtung und Entmündigung einhergeht. 

Zielder Aktivierungspolitik ist es, das schöpferische Vermögen der Individuen 
nutzbar zu machen oder es als Störfaktor auszuschalten. Neben dem gezielten 
Zugriff auf individuelle Potentiale geht es also immer auch um ihren gezielten 
Ausschluss. Eine derartige 'Formierung nützlicher Subjekte’ findet nicht erst unter 


1 Die Liste der aktuellen ‘Krisen’ ist lang: So ist z.B. neben einer Wirtschaftskrise, einer 
Finanzkrise und einer Bankenkrise von einer Arbeitsmarktkrise, einer Krise des Sozial- 
staats, einer ökologischen Krise, einer Krise der Männlichkeit und viele anderen Krisen die 
Rede. Zu fragen bleibt freilich, ob sich die Krisen tatsächlich vermehrt und beschleunigt 
haben oder ob es primär die gesellschaftliche Selbstwahrnehmung ist, die sich stärker 
in Richtung der Wahrnehmung einer von Risiken gekennzeichneten gesellschaftlichen 
Wirklichkeit verschoben hat (Beck 1986: 48). So ist es nicht zuletzt die „gefühlte soziale 
Ungleichheit und Unsicherheit“ (Vogel 2007: 78), die für die individuelle Wahrnehmung 
der sozialen Realität eine maßgebliche Rolle spielt und zum Ausgangs- und Zielpunkt 
für politische Programme wird. 
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dem Einfluss der Aktivierung statt. Zugleich wird jedoch die moderne Ambiva- 
lenz zwischen nützlichen und autonomen Individuen in der Aktivierungspolitik 
einseitigaufgelöst: Das Individuum wird aufdie Frage seiner Nützlichkeit reduziert. 
Die ‘andere Seite der Individualität’, d.h. die unbestimmten, die scheinbar 'nutz- 
losen’ und unerwünschten Eigenschaften der Person, werden ausgeblendet und 
unterdrückt. Wie im nächsten Abschnitt gezeigt werden soll, ist die Fähigkeit 
der eigensinnigen Aneignung der heteronomen Handlungsbedingungen durch 
die Individuen jedoch die Bedingung einer permanenten Neuschöpfung der 
Gesellschaft. Sowirdin Anknüpfungan die bisherigen Überlegungen ein Begriff 
von Autonomie entwickelt, der im Kontrast zu den aufgezeigten heteronomen, 
aktivierenden Verhaltensanforderungen steht. 


3. Welche Autonomie? 


In der einschlägigen Literatur zum Verhältnis von Autonomie und Aktivie- 
rung bleibt der Begriff der Autonomie’ unterbelichtet. Silke Bothfeld und Sigrid 
Gronbach benutzen den Begriff der individuellen Autonomie synonym zum 
Begriff der Wahlfreiheit. Sie stellen fest, dass die Herstellung von Wahlfreiheit 
sozialpolitische Regelungen erfordere, mit denen die Autonomie in Entschei- 
dungssituationen erhöht wird, indem materielle Zwänge vermindert und die 
soziale Wertschätzung differenter Lebens- und Erwerbsformen durch rechtliche 
Normierung ermöglicht wird (Bothfeld/Gronbach 2002: 221). Der eigenverant- 
wortliche Umgang mit der eigenen Arbeitskraft sei voraussetzungsvoll, weshalb 
eine Politik, die auf eine Stärkung individueller Eigenverantwortung abzielt, 
eine „Strategie der Ermächtigung und der Steigerung der Handlungsautonomie“ 
(Bothfeld 2007: 35) sein müsse. Carsten G. Ullrich bezeichnet individuelle Auto- 
nomie bzw. Selbstbestimmung als Fähigkeit des Einzelnen zur unabhängigen, 
eigenständigen Handlungswahl. Dazu gehöre die Kontrolle der Lebensführung 
und die Unabhängigkeit von äußeren Zwängen (Ullrich 2004: 148). Dabei gibt 
Ullrich einem relativen Begriff der Autonomie den Vorzug, den er zwischen den 
Polen der vollständigen Autonomie und der vollständigen Heteronomie veror- 
tet, da beide Extreme real nicht zu verwirklichen seien (ebd.: 149). Individuelle 
Autonomie findet dieser Sichtweise zu Folge ihre Grenzen in den Autonomie- 
bestrebungen der anderen. Je nach der gesellschaftlichen Position einer Person 
würden wohlfahrtsstaatliche Eingriffe dabei individuelle Autonomiegewinne 
oder Autonomieverluste beinhalten (ebd.: 151). 

Anhand dieser beiden Positionen zeigen sich zwei Aspekte: Zum einen wird 
Autonomie als wünschenswerter Zustand begriffen, der durch politisch-recht- 
liche und materielle Zwänge eingeschränkt oder begünstigt wird. Hier findet 
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sich eine normative Begründung sozialpolitischer Regulierung. Zum anderen 
wird suggeriert, dass ein Widerspruch zwischen individueller und kollektiver 
Autonomie besteht. Im Folgenden werde ich eine Position entwickeln, die diese 
beiden Sichtweisen kritisch aufgreift und so zur Klärung des Verhältnisses zwi- 
schen Aktivierung und Autonomie beiträgt. 

Mit Castoriadis (2010a: 42) lässt sich Autonomie verstehen als „ein Typus 
von gesellschaftlichem Sein, das seine eigenen Gesetze, seine eigene bestehende 
Ordnung bewusst reflektieren und verändern und ständig die Frage: “Warum 
dieses Gesetz und nicht ein anderes?’ offen halten kann.“ (Wolf 1998: 107). Dies 
steht im Kontrast zur Vorstellung vom Individuum als souveränem Marktakteur, 
der sich „in einer feindlichen und indifferenten Umwelt zu behaupten“ (ebd.: 
108) hat. Eine solche Vorstellung verweist auf die heteronomen gesellschaftlichen 
Bedingungen, die den individuellen und kollektiven Autonomiebestrebungen 
einer Gesellschaft spezifische Grenzen setzen (ebd.). In Abgrenzung zu den 
oben angeführten Begriffsbestimmungen wird Autonomie nicht als normativ 
wünschenswerter Zustand, sondern als Fähigkeit einer Gesellschaft verstanden, 
sich permanent selbst zu schöpfen. Zugleich steht individuelle Autonomie nicht 
im Gegensatz zur Verwirklichung kollektiver Autonomie, sondern beide sind 
unauflöslich miteinander verbunden. 

Castoriadis zu Folge werde die Einheit der gesellschaftlichen Gesamtinstitution 
durch ein komplexes Gewebe von Bedeutungen zusammengehalten, „die das 
gesamte Leben der betreffenden Gesellschaft und der sie |....] begründenden Indi- 
viduen durchdringen, lenken und führen“ (Castoriadis 2010a: 30) Im Unterschied 
zu früheren Gesellschaftsformationen können diese imaginären gesellschaftlichen 
Bedeutungen aber nicht mehr aufeinen außergesellschaftlichen Ursprungzurück- 
geführt werden, sondern offenbaren sich dem Menschen als Produkte ihres eigenen 
Handelns (Castoriadis 2010b: 140f.). Die Idee der Autonomie ist daher bereits 
im gesellschaftlichen Imaginären enthalten: Die Erkenntnis von der gesellschaft- 
lichen Selbstschöpfung ermöglicht die Utopie einer autonomen, durch explizite 
und bewusste Selbstinstitution gekennzeichneten Gesellschaft. Das Imaginäre ist 
damit nicht nur die Bedingung der Existenz und Reproduktion der Gesellschaft, 
sondern die Bedingung ihrer Transformation. Es ist die „unaufhörliche und (ge- 
sellschaftlich-geschichtlich und psychisch) wesentlich indeterminierte Schöpfung 
von Gestalten/Formen/Bildern‘ (Castoriadis 1997: 12, Hervorh. i.O.) Was als 
eherne Gesetzmäßigkeit erscheint, ist bereits Ausdruck dieser schöpferischen 
Kraft des Imaginären. Die Wahrnehmung der Determiniertheit ist hingegen auf 
die heteronome Verfasstheit der gesellschaftlichen Verhältnisse zurückzuführen, 
da diese die Bedingungen ihrer eigenen Seins vor sich selbst verschleiert. 

Individuelle und kollektive Autonomie werden im hier dargestellten Ver- 
ständnis nicht als Gegensätze, sondern als zwingende Einheit verstanden. So ist 
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individuelle Autonomie in einer heteronomen Gesellschaft nicht möglich, da 
letztere die Autonomie des/der Einzelnen beständigeinschränkt. Anders gesagt: 
In einer Gesellschaft, die das kreative Potential zur Selbstschöpfung einengt, 
kann es auch keine individuelle Autonomie geben. Stattdessen erscheint das 
Streben der einzelnen Akteure als gegeneinander gerichtet und konkurrenzhaft 
- die individuelle Selbstbestimmunghat ihre Grenze gewissermaßen am eigenen 
Gartenzaun oder an den Ellenbogen der Arbeitskollegen. Auf diese Weise ist die 
Selbstbestimmung jedes und jeder Einzelnen weitgehend unterdrückt. Diesen 
heteronomen Verhältnissen stellt Castoriadis einen Begriff der Autonomie ge- 
genüber, der individuelle Autonomie als die Möglichkeit der Teilnahme an der 
‘Gesetzgebung’ versteht. Eine Gesellschaft, die sich auf diese Weise ihre Gesetze 
selber gibt, verbindet die Perspektive der kollektiven und der individuellen Auto- 
nomie (Castoriadis 2006: 158). Entsprechend ziele eine Politik der Autonomie 
daraufab, „Institutionen zu schaffen, die, von den Individuen verinnerlicht, das 
Erreichen ihrer individuellen Autonomie und ihre effektive Teilnahme an jegli- 
cher Form expliziter Macht, die in der Gesellschaft existiert, in größtmöglichem 
Maße erleichtern.“ (ebd.: 163) 

Diese Analyse lässt sich nun mit den heteronomen Handlungsbedingungen der 
Individuen konfrontieren. So verweist Harald Wolf darauf, dass das „kapitalisti- 
sche Projekt“ daraufangewiesen sei, „auf die elementare Eigenschaft des Sozialen 
zur Selbstveränderungauf seine Weise ‘zuzugreifen. Aufseine Weise heißt: gemäß 
seiner unantastbaren ‘rationalen’ Leitwerten und Kontrollprinzipien, in deren 
engen Horizont die Indienstnahme der Kreativität des Sozialen eingeschlossen 
bleiben soll.“ (Wolf 1998: 107) Darin liege die Besonderheit der modernen Form 
gesellschaftlicher Heteronomie. In Auseinandersetzung mit betrieblichen Dezen- 
tralisierungsmaßnahmen beschreibt Wolf, dass trotz partizipativer betrieblicher 
Organisationsformen die Arbeitskraft das Objekt bürokratisch-kapitalistischer 
Herrschaft bleibe. Mehr noch: Das Primat der Ökonomie herrsche mit diesen 
neuen Formen der Selbststeuerung souveräner denn je (Wolf 1997: 211). Die Selbst- 
organisation im Sinne des dezentralisierten Unternehmens setze gesellschaftliche 
Heteronomie voraus und diene ihrer Sicherung (Wolf 1998: 126). Zugleich gäben 
aber die kapitalistischen Institutionen - indem sie auf die schöpferische Kraft 
des Imaginären angewiesen sind — den individuellen und kollektiven Autono- 
miebestrebungen neue Nahrung (ebd.: 111). 

Dieser „Dualismus zwischen Ein- und Ausschluss“ (Wolf 1997) erscheint nur 
bedingt auf jenen Personenkreis übertragbar, der im Fokus der aktivierenden 
Arbeitsmarktpolitik steht. So scheint das schöpferische Potential der langzeit- 
arbeitslosen „Überzähligen“ (vgl. Sondermann et al. 2009) für die Arbeitsgesell- 
schaft weitgehend verzichtbar. Und auch für diejenigen, die in prekäre Formen der 
Beschäftigung hinein ‘aktiviert’ werden, bleiben Erfahrungen des Ausschlusses 
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zentral (Brinkmann et al. 2006: 58f.). Der Rhetorik der Eigenverantwortung 
zum Hohn dürfte in beiden Fällen die Wahrnehmung vorhertschen, lediglich 
Objekt bürokratischer Herrschaft zu sein. Zugleich tritt aber das Potential der 
Selbstschöpfung eben dort besonders deutlich hervor, wo Situationen als wider- 
sprüchlich und unsicher erlebt werden und von Seiten der Individuen veränderte 
Handlungsstrategien erfordern: Unter dem Druck anhaltender Ausschlusserfah- 
rungen entstehen zugleich neue, eigensinnige Strategien des Einschlusses. Diese 
Strategien sind nicht als große und fertige gegengesellschaftliche Entwürfe zu 
verstehen. So werden sie zum einen im kleinen, alltäglichen Rahmen entwickelt 
und erprobt - daher auch die Bedeutung sozialer Netzwerke. Zum anderen liegen 
die damit verbundenen Autonomieentwürfe nicht in abgeschlossener Form vor, 
sondern beinhalten individuelle und kollektive Lernprozesse, die ohnehin nicht 
abschließbar sind. Solche Strategien und Entwürfe können von den Beteiligten 
für gescheitert erklärt oder aus individuellen Beweggründen (z.B. der Aufnahme 
einer Erwerbstätigkeit) wieder aufgegeben werden. Wenn im Folgenden nach 
Perspektiven kollektiver Autonomie gefragt wird, dann deshalb, weil sich in sol- 
chen Ansätzen alternative Formen der Vergemeinschaftungidentifizieren lassen, 
die zwar vorläufig, prozesshaft und kleinteilig sein mögen, aber trotz allem von 
den beteiligten Akteuren als verallgemeinerbare, partizipative Modi der sozialen 
Anerkennungund Zugehörigkeit wahrgenommen werden.” Das selbstbestimmte 
Moment dieser kollektiven Strategien liegt in der Re-Definition sozialer Zuge- 
hörigkeit im Zeichen einer (erzwungenen) Abkehr vom dominanten Modus der 
Vergesellschaftungdurch Erwerbsarbeit. Bevor daraufanhand konkreter Fallbei- 
spiele näher eingegangen wird, gilt es jedoch zunächst das Verhältnis zwischen 
Eigenverantwortung und Aktivierung analytisch zu präzisieren. 


4. Eigenverantwortung ohne Selbstbestimmung 


Trotz des ‘konservativen’ und repressiven Charakters der aktivierenden Arbeits- 
marktpolitik lässt sich die Frage stellen, ob mit dem Fokus auf die individuelle 
Eigenverantwortung nicht auch Chancen für die Erwerbslosen verbunden sein 


2 Dicse Eigenschaft tritt vorallem in Abgrenzung zu jenen Strategien hervor, die ausschließ- 
lich das Ziel individueller Autonomie verfolgen: Der Versuch, sich in der Erwerbslosigkeit 
selbst als selbstbestimmte/r Gestalter/in des eigenen Lebensschicksals zu behaupten, 
kann in diesen Fällen nicht von anderen angeeignet werden. Im Gegenteil: Das Bestreben 
anderer, sich an dem jeweiligen ‘Projekt’ zu beteiligen, wird oft als Konkurrenz und damit 
wiederum als Verunsicherung wahrgenommen. Solche exklusiven Autonomieprojekte 
bilden damit den Kontrast zu den hier diskutierten ‘inklusiven), kollektiven Strategien 
einer alternativen Vergemeinschaftung. 
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können. So ließe sich argumentieren, dass eine solche Politik dazu beitragen kann, 
individuelle Autonomiepotentiale überhaupt erst freizulegen, da das ‘Erlernen’ 
von Eigenverantwortung Voraussetzung für eine selbstbestimmte Lebensführung 
ist (Bothfeld/Gronbach 2002: 221). Dass durch die aktivierende Arbeitsmarkt- 
politik tatsächlich individuelle Autonomiepotentiale geschaffen werden, wird 
jedoch überwiegend kritisch bewertet. So wird zwar darauf verwiesen, dass der 
Gedanke der Eigenverantwortung das Versprechen der Selbstbestimmungbein- 
halte. In der Praxis zeige sich aber, dass die potentielle Vergrößerung von Hand- 
lungsautonomie durch Repressionsmechanismen konterkariert wird (Bothfeld et 
al. 2005: 35). Durch die Konzentration der aktivierenden Arbeitsmarktpolitik 
auf das sanktionsbewährte Fordern von Eigenverantwortung werde diese nicht 
geweckt und unterstützt, sondern erstickt (Spindler 2003: 300). 

In der Konstruktion der aktivierenden Arbeitsmarktpolitik kommt ein starkes 
Misstrauen gegenüber dem Individuum und seinen Kapazitäten selbstbestimmten 
Handelns zum Ausdruck: Eigenaktivität ist im arbeitsmarktpolitischen Konst- 
rukt der Aktivierung nur insoweit erwünscht, wie sie zum Ausstiegaus dem Hil- 
febezugführt. Abweichungen von den gesellschaftlichen Nützlichkeitserwartungen 
erscheinen als irrationales Fehlverhalten, deren Konsequenzen die Person selbst zu 
tragen hat. Die Aktivierungindividueller Fähigkeiten der Selbstregulierung erfolgt 
fremdbestimmt aufein Ziel hin, dass von den Betroffenen nicht beeinflussbar ist, 
auf dessen Erreichung sie jedoch alle ihre Anstrengungen richten sollen. Damit 
aber ist die Intention, individuelle Autonomie durch Aktivierung zu stärken 
schlichtweg illusorisch: aktiviert zu werden ist ein heteronomes Projekt, dass 
für die Betroffenen mit einem ungewissen und zudem subjektiv nicht unbedingt 
erwünschten Ausgang verbunden ist. 

Aus Sicht der Betroffenen wird sowohl die Anbindung an das Erwerbssys- 
tem als auch der Übergang in die Nicht-Erwerbstätigkeit vielfach als Teil einer 
fremdbestimmten Lebensführungerfahren. Der Individualisierungder Chancen 
und Risiken im Arbeitsmarkthandeln steht zugleich die Erfahrung gegenüber, 
kaum Einfluss aufdie Gestaltung des eigenen Lebens- und Arbeitsmarktschick- 
sals nehmen zu können. Stattdessen sind die Betroffenen mit standardisierten 
Verhaltenserwartungen konfrontiert. Das Dilemma dieser Konstellation besteht 
darin, dass individuelle Handlungsressourcen aufdiese Weise nicht nur ungenutzt 
bleiben, sondern vielmehr sogar weiter beschnitten werden - und zwar nicht nur 
in Bezug aufden Arbeitsmarkt, sondern auch in Bezugaufzivilgesellschaftliches 
Handeln und demokratische Partizipation: Dem Idealbild eines zur Selbstbe- 
stimmung fähigen und sich über die gesellschaftliche Teilhabe konstituierenden 
mündigen Subjekts steht in der Aktivierungspolitik das Zerrbild des selbstver- 
schuldeten ‘Delinquenten’ gegenüber, der unfähig und unwürdig ist, gleich- 
berechtigtes Mitglied der Gesellschaft zu sein. Damit werden jedoch auch die 
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Voraussetzungen für eigenverantwortliches Handeln im Allgemeinen gefährdet: 
Die Aktivierungspolitik zielt auf Eigenverantwortung ohne Selbstbestimmung, 
Dies ist jedoch nicht einlösbar. Die Ergebnisse eigener empirischer Erhebungen 
zeigen allerdings, dass die Erwerbslosen diese Bedingungen keineswegs passiv 
erleiden, sondern eigensinnige Handlungsstrategien entwickeln, in denen über 
den Versuch der Wiederherstellung individueller Autonomie hinaus auch kol- 
lektive Autonomiepotentiale enthalten sind. 


5. „...ich kann das so nicht hinnehmen.” Der eigensinnige 
Umgang mit heteronomen Verhaltensanforderungen 


Neben den finanziellen Restriktionen macht sich der Ausschluss aus dem Er- 
werbssystem für die Betroffenen vor allem in einem Mangel an sozialer Aner- 
kennungund der Wahrnehmung bemerkbar, nicht mehr länger dazu zu gehören 
(vgl. Grimm/Marquardsen 2009). Dieser Zustand wird von den Betroffenen als 
Zumutung und als Teil einer fremdbestimmten Lebensführung empfunden. 
Im Zeichen eines dauerhaft versperrten Zugangs zum Arbeitsmarkt wirken die 
aktivierenden Verhaltensanforderungen nicht etwa als Lösung dieses Problems, 
sondern tragen vielmehr zu seiner Verschärfung bei. Durch die verschärften Zu- 
mutungen, die an die Erwerbslosen gestellt werden, wird der Druck der sozialen 
Ausgrenzung vergrößert. Vor diesem Hintergrund entwickeln sie Strategien 
der Wiederherstellungvon Anerkennungund Zugehörigkeit (vgl. Marquardsen 
2008). Im Folgenden wird auf diesen Aspekt genauer eingegangen. Im Fokus 
werden dabei jene Strategien stehen, die aufeine offensive Erweiterungvon Hand- 
lungsoptionen zielen und neben der Perspektive der individuellen Autonomie 
auch die Perspektive einer kollektiven Autonomie beinhalten. Die empirische 
Grundlage der folgenden Überlegungen sind 27 problemzentrierte Interviews, 
die ich zwischen Ende 2006 und Mitte 2007 mit Langzeitarbeitslosen und 
Personen aus ihrem sozialen Umfeld in einem ost- und einem westdeutschen 
Untersuchungsort geführt habe. 

Unter dem Druck der Langzeitarbeitslosigkeit und der aktivierenden Ver- 
haltensanforderungen lässt sich eine eigensinnige Aneignung der heteronomen 
Handlungsbedingungen durch die Betroffenen beobachten. So entwickeln sie 
Bewältigungsstrategien, die sich von den Verhaltensanforderungen der aktivie- 
renden Arbeitsmarktpolitik abgrenzen und auf Ansprüche individueller und 
kollektiver Selbstbestimmung verweisen. Ziel dieser Strategien ist die Herstellung 
alternativer Formen der Zugehörigkeit und Anerkennungvor dem Hintergrund 
anhaltender Erfahrungen des sozialen Ausschlusses. Dabei können sie eine mehr 
oder weniger starke Ablösung von den Erwartungen der Arbeitsgesellschaft bein- 
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halten. In jedem Fall greifen die Erwerbslosen auf vorhandene Ressourcen zurück, 
die sie für ihr Handeln mobilisieren. Im Folgenden wird das Hauptaugenmerk auf 
die Rolle sozialer Netzwerke für die Bewältigung der Situation gerichtet, da die 
jeweilige Bewältigungsstrategie durch das soziale Umfeld der Person maßgeblich 
mitgetragen und unterstützt wird.’ 

Wie bereits angedeutet, handelt es sich bei besagten Bewältigungsstrategien 
nicht um fertige gegengesellschaftliche Entwürfe, sondern um Alltagsstrategi- 
en, die der Bedrohung der eigenen Identität entgegengesetzt werden. Sie stellen 
zunächst den Versuch der Wiederherstellung individueller Autonomie dar, in- 
dem die Person sich alternative Handlungsoptionen jenseits der ursprünglich 
verfolgten, jetzt aber blockierten Handlungsziele eröffnet. Die Bewältigung der 
heteronomen Handlungsbedingungen in der Erwerbslosigkeit stellt insofern 
eine mehr oder minder aktive Leistung der Erwerbslosen dar. Die verschiedenen 
Bewältigungsstrategien von Arbeitslosigkeit lassen sich anhand zweier Merkmale 
unterscheiden. So liegt ein erstes Unterscheidungsmerkmal in der Frage, ob sie 
aufeine Kompensation blockierter Handlungsoptionen oder aufeine Erweiterung 
von Handlungsoptionen zielen. Im ersten Fall wird soziale Anerkennung und 
Zugehörigkeit überwiegend innerhalb eines vorhandenen sozialen Netzwerks 
gesucht. Hier findet eine Privatisierung sozialer Inklusion statt. Im zweiten Fall 
werden dagegen gezielt Ressourcen aufgebaut und mobilisiert, die eine Verwirkli- 
chungder eigenen Handlungsziele ermöglichen. Die Person tritt in diesen Fällen 
dezidiert als aktive Gestalterin ihrer sozialen Beziehungen in Erscheinung. 

Das zweite, damit eng verbundene Unterscheidungsmerkmal für die ver- 
schiedenen Bewältigungsstrategien von Erwerbslosigkeit und aktivierenden 
Verhaltenszumutungen betrifft die Frage, ob sie als individuelle Strategien eine 
exklusive, nicht generalisierbare Lösung für die Bewältigung der eigenen Lage 
darstellen oder ob sie als kollektive Strategien potentiell verallgemeinerbar sind. Um 
die Frage nach Ansätzen selbstbestimmten Handelns unter den Bedingungen 
heteronomer Handlungsbedingungen in den Blick nehmen zu können, werden 


3 Dabei wird es nicht um die Bedeutung sozialer Netzwerke für die Jobsuche gehen. Diese 
Funktion sozialer Netzwerke bleibt eher eine Ausnahmeerscheinung. Dies hängt zum 
einen damit zusammen, dass die Zugangschancen zum Arbeitsmarkt grundsätzlich be- 
grenzt sind. Zum anderen fehlen Kontakte zu erwerbstätigen Personen. Schließlich zeigt 
sich aber auch, dass sich bei dauerhafter Erwerbslosigkeit die Prioritäten verschieben: Die 
Rückkehr in die Erwerbstätigkeit verliert vor dem Hintergrund anhaltender Ausschlusser- 
fahrungen an subjektiver Bedeutung. Zugleich werden andere, über das soziale Netzwerk 
der Erwerbslosen vermittelte Formen der Anerkennung und Zugehörigkeit aufgewertet. 
Die Erwerbslosen suchen dabei aktiv nach sozialen Bezichungen, die diese Funktion 
erfüllen und von denen sie soziale Unterstützung bei der Bewältigung des Alltags in der 
Erwerbslosigkeit erwarten können (vgl. Marquardsen/Röbenack 2010). 
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im Folgenden anhand von Fallbeispielen drei Muster aufgezeigt, die sich in ihren 
Bewältigungsstrategien sowohl durch den Versuch einer strategischen Erweiterung 
von individuellen Handlungsoptionen als auch durch die Perspektive kollektiver 
Autonomie auszeichnen. Auch wenn sie nicht als fertige Gegenentwürfe zu den 
bestehenden heteronomen Handlungsbedingungen zu verstehen sind, beinhalten 
diese Fallbeispiele doch einen Autonomieentwurf, der eine jeweils spezifische 
Alternative zur prekären Vergesellschaftung durch Erwerbsarbeit enthält. 


Muster 1: Aufbau von Öffentlichkeit 


Dieses Bewältigungsmuster wird durch das Ehepaar Grewe‘ repräsentiert. Frau 
Grewe ist zum Interviewzeitpunkt 56 Jahre. Sie ist seit über zwei Jahren ar- 
beitslos. Herr Grewe ist 61 Jahre alt. Erst vor wenigen Wochen ist er in den 
Arbeitslosengeld II-Bezug „gefallen“. Beide Partner blicken auf eine langjährige 
Erwerbsbiographie als Angestellte im Einzelhandel zurück, die jeweils durch den 
Konkurs des Arbeitgebers beendet wurde. Frau Grewe hat zudem über viele Jahre 
als Betriebsrätin gearbeitet und ist gewerkschaftlich organisiert. Die Interviews 
sind durch einen kämpferischen Grundton geprägt. Beide Partner sind in der 
Erwerbslosenarbeit ehrenamtlich aktiv. Neben dem öffentlichen Protest gegen 
die "Hartz-Gesetze’ (und dem ‘Skandal’ der Erwerbslosigkeit als solchem) sind sie 
unter anderem in der Erwerbslosenberatung engagiert. Durch ihr ehrenamtliches 
Engagement verfügen Herr und Frau Grewe über ein umfangreiches soziales 
Netzwerk, dasüberwiegend aus anderen aktiven Erwerbslosen besteht. Dabei pfle- 
gen sie mit ihren sozialen Beziehungen einen schr aktiven Umgang, So geben beide 
an, eine bewusste Auswahl getroffen zu haben: Übrig geblieben seien nur jene 
Kontakte, die sich in der Erwerbslosigkeit als verlässlich und nützlich erwiesen 
haben: „Dann ham wir also selber so 'n bisschen selektiert und sind denn auch von 
den anderen Seiten selektiert worden. |...] der Freundeskreis und Bekanntenkreis, 
der hat sich 'n bisschen umgeschichtet. Und da sind wir nicht böse drum, weil das 
trennt so 'n bisschen die Spreu vom Weizen.“ 

Bei diesem Bewältigungsmuster handelt sich um eine offensive Strategie: Da 
die ursprünglichen Handlungsziele dauerhaft blockiert sind, wird eine Wieder- 
herstellung individueller Selbstbestimmung mittels alternativer Handlungsziele 
verfolgt. Auf diese Weise gelingt es Herrn und Frau Grewe sich selbst als aktive 
Gestalter/innen ihres eigenen Lebensschicksals wahrzunehmen. Ihr Handeln 
und die Ergebnisse ihres Handelns werden als Ausdruck des eigenen Willens 
und nicht als Ausdruck einer fremdbestimmten Lebensführung verstanden. 


4 Allein den folgenden Abschnitten genannten Namen wurden geändert. 
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Das ehrenamtliche Engagement wird dabei zu einem Substitut für die verloren- 
gegangene Erwerbsarbeit. Eine Rückkehr in die Erwerbstätigkeit wird kaum 
noch angestrebt. Zugleich treten Herr und Frau Grewe als aktive Gestalter ihrer 
sozialen Beziehungen auf. Die Beziehungen zu den anderen Personen im Netz- 
werk erscheinen überwiegend instrumentell, da sie nach ihrer Nützlichkeit für 
die Verwirklichungder eigenen Handlungsziele ausgewählt werden. Die eigenen 
Handlungsziele werden zum Maßstab für das Verhalten der anderen Personen im 
Netzwerk und auch darüber hinaus erhoben. Konflikte im Netzwerk entstehen 
eben dort, wo andere Personen gegen das vermeintlich ‘gemeinsame Interesse’ 
handeln, indem sie ihr Engagement einschränken oder aufkündigen. Auch wenn 
ein solcher Versuch der Vergemeinschaftung jenseits der Erwerbssphäre instabil 
und instrumentell geprägt bleibt, stellt er ausdrücklich eine kollektive Strategie 
dar, die verallgemeinerbare Anerkennungs- und Zugehörigkeitskriterien jenseits 
der Erwerbsarbeit formuliert. Schließlich steht dem überwiegend instrumentellen 
Verhältnis zu den anderen Akteuren im sozialen Netzwerk ein kleiner Kreis sehr 
enger partnerschaftlicher und freundschaftlicher Kontakte gegenüber, der diese 
Strategie entscheidend mitträgt. 


Muster 2: Pflege nützlicher Freundschaftsbeziehungen 


Grundlage für dieses Bewältigungsmuster sind enge, freundschaftliche Bezie- 
hungen, durch die vielfältige Ressourcen der Alltagsbewältigungzur Verfügung 
gestellt werden. Als Fallbeispiel sei hier auf die 40-jährige Frau Jahnke verwie- 
sen, die sich nach einem abgeschlossenen Ingenieursstudium und langjähriger 
Tätigkeit in diesem Bereich zu einer beruflichen Umorientierung entschlossen 
hatte. Dieser Entschluss war für sie mit wiederholten Phasen der Arbeitslosigkeit 
verbunden. Seit dem Ende einer Umschulung vor etwa einem halben Jahr ist sie 
im Arbeitslosengeld II-Bezug. Zurzeit nimmt Frau Jahnke an einer ABM teil. Die 
Befragte verfügt über eine Vielfalt an Ressourcen sozialer Unterstützung in ihrem 
sozialen Netzwerk. Dafür betreibt sie eine intensive Beziehungspflege. So führt 
sie als einen positiven Aspekt der Erwerbslosigkeitan, die zusätzliche Zeit für die 
Pflege ihrer Kontakte nutzen zu können, die mit verschiedenen Freizeitaktivitäten 
verbunden sind. Trotz der finanziellen Einschränkungen in der Erwerbslosigkeit 
stehen diese gemeinsamen Aktivitäten nicht in Frage. So befinden sich die anderen 
Personen zwar in unterschiedlichen Lebenssituationen. Der über die Position im 
Erwerbssystem vermittelte soziale Status der Personen spielt aber eine unterge- 
ordnete Rolle: „Also ich denke, danach bemisst sich für mich auch die Qualität der 
Freundschaft, also das jemand auch dann aufmich Rücksicht nehmen kann, wenn 
ich nicht so mitziehen kann wie andere. Und von daher war dort nie ein Problem, 
und ich denk auch nicht, dass das jemals ein Problem sein wird.“ 
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Obwohl die Erwerbslosigkeit aufgrund der fehlenden sozialen Anerkennung 
und Erfahrungen der Stigmatisierung durchaus als Problem wahrgenommen 
wird, vermittelt die Einbindung in ein stabiles Netzwerk freundschaftlicher 
Beziehungen eine hohe Sicherheit und Kontinuität im eigenen Handeln. Dabei 
werden die eigenen sozialen Beziehungen nicht als schicksalhaft zugeschrieben 
wahrgenommen, sondern als etwas, dass es durch permanente Pflege aktiv zu 
gestalten gilt. Diese aktive Pflege von Beziehungen ermöglicht eine Bewältigung 
der heteronomen Handlungsanforderungen. Auch in diesem Fall handelt es 
sich um eine offensive Strategie, mit der die individuelle Handlungsfähigkeit 
unter restriktiven Bedingungen aufrechterhalten wird und gezielt Ressourcen 
für die Verwirklichung der eigenen Handlungsziele aufgebaut und mobilisiert 
werden. Im Unterschied zum ersten Muster ist das Verhältnis zu den Personen 
im sozialen Netzwerk aber weniger instrumentell bestimmt: Es geht nicht um 
die Verwirklichung der gemeinsamen Interessen von (mit Ausnahme weniger 
enger Beziehungen) austauschbaren Personen. Stattdessen stehen die konkreten 
Personen mit ihren individuellen Eigenschaften im Mittelpunkt der Interaktion. 
Auch in diesem zweiten Beispiel finden sich dabei alternative Formen der sozialen 
Anerkennung und Zugehörigkeit jenseits der Erwerbsarbeit, die als prinzipiell 
verallgemeinerbar wahrgenommen werden. Insofern handelt es sich wiederum um 
eine kollektive Strategie. Ganz ausdrücklich wird eine solche kollektive Perspektive 
im letzten der drei Muster formuliert. 


Muster 3: Pflege einer semi-privaten Parallelstruktur 


Auch dieses Bewältigungsmuster basiert vor allem auf Beziehungen zu Freunden 
und Bekannten. Stellvertretend für dieses Muster steht Herr Wagner, ein 29-jäh- 
riger Befragter mit Hochschulteife, der nach dem Ende seiner Ausbildungkeinen 
Einstieg ins Erwerbsleben gefunden hat. Er ist seit über zwei Jahren erwerbslos. 
Zum Zeitpunkt des Interviews absolvierte er eine ABM. Herr Wagner verfügt 
über eine große Anzahl von Freunden und Bekannten, die zum einen noch aus 
der Schulzeit und zum anderen über den Besuch einer Jugendeinrichtung be- 
stehen. Im Verhältnis zu diesen Personen stehen der gemeinsame Zeitvertreib, 
gemeinsame Projekte sowie die gemeinsame Lebensphilosophie der Beteiligten 
im Vordergrund. So teilt das soziale Netzwerk von Herrn Wagner überwiegend 
seine ausdrückliche Ablehnung von Erwerbsarbeit. Stattdessen wird die Ver- 
wirklichungalternativer Handlungzziele verfolgt, die bewusst in Opposition zur 
sozialen Integration über Erwerbsarbeit formuliert werden: „Kreativ und flexibel 
muss man sein. Auf jeden Fall. Und das kann man halt wirklich nur, wenn man 
arbeitslos ist. Ich würde sogar die These aufstellen, wenn man arbeitslos ist, ist man 
sozialfähiger als wenn man arbeitet. Weilman da viel mehr Möglichkeiten oder viel 
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mehr Zeit hat auch auf Leute zuzugehen und Leute kennen zu lernen.“ Von der 
aktivierenden Arbeitsmarktpolitik sicht Herr Wagner sich nur insofern berührt 
als es einige grundlegende Regeln einzuhalten bzw. zu umgehen gilt, um seinen 
Lebensstil weiter aufrechterhalten zu können. 

In den Beziehungen zu den anderen Personen spielt der über Erwerbsarbeit 
vermittelte soziale Status keine Rolle. Im Unterschied zu den ersten beiden Mus- 
tern fehlt die positive Orientierung an der gesellschaftlichen Öffentlichkeit als 
normativer Maßstab für soziale Zugehörigkeit. Dem Integrationsmodus der 
Erwerbsarbeit werden Orientierungs- und Handlungsmuster entgegengestellt, 
die mit alternativen Vorstellungen von sozialer Zugehörigkeit verbunden sind. 
Dabei werden die eigenen sozialen Beziehungen wiederum nicht als schicksalhaft 
zugeschrieben wahrgenommen, sondern als etwas, dass es durch eine permanen- 
te Pflege aktiv zu gestalten gilt. Auch bei diesem dritten Bewältigungsmuster 
handelt es sich um eine offensive Strategie, die auf die Erweiterung individueller 
Handlungsspielräume gerichtet ist. Deutlich stärker als in den beiden anderen 
Mustern findet hier allerdings eine Abgrenzung gegenüber den gesellschaftli- 
chen Verhaltenserwartungen statt. Diesen wird eine eigene Lebensphilosophie 
entgegengestellt, die durch das von freundschaftlichen Beziehungen geprägte 
soziale Netzwerk unterstützt wird. In diesem Netzwerk werden bewusst nicht- 
traditionale, alternative Orientierungs- und Handlungsmuster entwickelt und 
erprobt, die als gegengesellschaftlicher Entwurf verstanden werden. Damit kann 
auch hier von einer kollektiven Strategie gesprochen werden, in der sich Ansätze 
alternativer Formen der Vergemeinschaftung identifizieren lassen. 


Alle drei Muster zeichnen sich dadurch aus, dass ein eigensinniger Umgang mit 
fremdbestimmten Handlungsbedingungen stattfindet. Das selbstbestimmte 
Moment der drei Bewältigungsstrategien von Erwerbslosigkeit liegt in dem of- 
fensiven Bestreben, sich selbst als aktive Gestalter des eigenen Lebensschicksals zu 
setzen. Die Erwerbslosen entwickeln alternative Handlungsziele und -strate- 
gien, um ihre individuelle Selbstbestimmung zu behaupten oder zu erweitern. 
Dabei mobilisieren sie gezielt soziale Netzwerkressourcen, um diese Ziele und 
Strategien umzusetzen. In allen drei Strategien wird Bezug auf ein “Wir” ge- 
nommen, dass sich über gelebte, alltagsweltliche Gemeinsamkeiten definiert 
(z.B. gemeinsame Interessen und Aktivitäten, emotionale Zuneigung). Alle drei 


5 Dies steht im Gegensatz zu ideologischen Formen des ‘Wir’, die sich in Abgrenzung zu 
den ‘Anderen’ über die Zuschreibung homogener kollektiver Eigenschaften definieren. 
Aufdiese Konstruktion begründen sich exklusive Ansprüche der eigenen Zugehörigkeit, 
deren Genese sich nicht aus alltagsweltlichen Erfahrungen ableiten lässt, die aber solche 
Erfahrungen maßgeblich beeinflussen und strukturieren. 
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Muster gehen über eine exklusive, rein individualistische Bewältigungsstrategie 
heteronomer Verhaltensanforderungen hinaus, indem sie Momente ‘inklusiver’, 
kollektiver Selbstbestimmung beinhalten, in denen Ansätze alternativer Formen 
der Vergemeinschaftung sichtbar werden. Die alternativen Orientierungs- und 
Handlungsmuster, die innerhalb der jeweiligen Gemeinschaft entwickelt und 
erprobt werden, dienen als geteilte Maßstäbe der sozialen Anerkennung und 
Zugehörigkeit und können grundsätzlich auch von anderen angeeignet werden. 

Eine Differenzierung der drei Muster lässt sich anhand des zugehörigen 
Netzwerktypus vornehmen: Wird der am Streben nach Autonomie orientierte 
Umgang mit der Erwerbslosigkeit beim Muster 1 vor allem mit Hilfe quasi- 
professioneller Beziehungen umgesetzt, stehen in den anderen beiden Fällen 
freundschaftliche Beziehungen im Vordergrund. So ist Muster I durch einen stark 
instrumentell geprägten Umgang mit den eigenen sozialen Beziehungen geprägt. 
Die Qualität und Stabilität einer Beziehung ist entscheidend von der Frage ihrer 
Nützlichkeit abhängig, was sich im Fallbeispiel am Beitrag zum gemeinsamen 
ehrenamtlichen Projekt bemisst. Die Logik dieses Bewältigungsmusters stellt 
eine Analogie zu erwerbsbezogenen Interaktionsformen dar, in denen nicht die 
Beziehungals solche, sondern ein zu erreichendes Ergebnis im Mittelpunkt steht. 
Dies beschreibt insofern eine Schwäche des Ansatzes als die gegenseitigen Hand- 
lungsverpflichtungen (im Unterschied zu professionellen Beziehungen ebenso wie 
im Unterschied zu freundschaftlichen Beziehungen) nur wenig Verbindlichkeit 
besitzen. So besteht eine permanente Gefahr, dass Einzelne die Kooperation 
aufgrund abweichender, eigener Interessen aufkündigen. Die Vergemeinschaftung 
bleibt damit prekär, was immer wieder Anlass für Frust und Enttäuschungbietet. 

Anders im Falle der beiden anderen aufgezeigten Bewältigungsmuster. So ist 
der instrumentelle Umgang mit den eigenen Beziehungen bei Muster 2 deutlich 
schwächer ausgeprägt. Bei Muster 3 fehlt er gänzlich. In beiden Fällen stehen 
Freundschaftsbeziehungen als alltagsweltliche Gemeinschaften im Vordergrund. 
Die Personen im sozialen Netzwerk werden aufgrund einer gemeinsamen Inter- 
aktionsgeschichte, gemeinsamer Interessen und besonderer Persönlichkeitseigen- 
schaften hoch geschätzt. Die Stärke dieses Ansatzes besteht darin, dass er mit 
Zugehörigkeiten verbunden ist, die einer separaten Lebenswelt angehören, die (re- 
lativ) unabhängig vom Erwerbsstatus der Person besteht. Im Falle beider Muster 
hat mit der Erwerbslosigkeit keine Gefährdung freundschaftlicher Beziehungen 
stattgefunden. Stattdessen haben sie sich intensiviert oder sogar neu gebildet. 
Zugleich findet sich bei Muster 3 eine Netzwerkkonstellation, die überwiegend 
aus ebenfalls erwerbslosen Personen besteht. Dies könnte langfristig mit dem 
Problem eines mangelnden Zugriffs auf Ressourcen sozialer Unterstützung im 
Netzwerk verbunden sein. Muster 2 stellt demgegenüber den Typus eines hete- 
rogenen Freundschaftsnetzwerks dar, das einen breiten Zugriff auf Ressourcen 
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sozialer Unterstützung ermöglicht. Die Verbindung zwischen den Akteuren ist 
dabei emotional stark besetzt sowie durch gemeinsame Aktivitäten geprägt, die 
durch die finanziellen Restriktionen der Erwerbslosigkeit ausdrücklich nicht in 
Frage steht. 

Unterscheiden lässt sich bei den drei Mustern, ob und inwieweit sich die be- 
treffende Person durch die Erwerbslosigkeit selbst in Frage gestellt sicht. Bei 
Muster 1 stellt diese Wahrnehmung die Triebfeder für die Suche nach alter- 
nativen Formen der Anerkennung und Zugehörigkeit dar. Bei Muster 2 haben 
Alternativen zur Erwerbsarbeit stets nebenbei bestanden. Bei Muster 3 hat die 
Erwerbsarbeit für das Selbstkonzept nie eine tragende Rolle gespielt. Die ange- 
führten Fallbeispiele teilen die gemeinsame Eigenschaft, dass die Akteure sich 
der Bewältigung der heteronomen Handlungsanforderungen aktiv stellen und 
zugleich über die Perspektive individueller Selbstbestimmunghinausgehen. Dabei 
wird nicht beansprucht, einen repräsentativen Querschnitt verschiedener Muster 
des Umgangs mit Erwerbslosigkeit und aktivierenden Verhaltensanforderungen 
zu zeigen. Dennoch verdient eine solche, von der bisherigen Forschung weitgehend 
vernachlässigte Perspektive besondere Aufmerksamkeit. So dominiert in der 
kritischen wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit Arbeitslosigkeit noch immer 
die Wahrnehmung Erwerbsloser als ‘Opfer’ gesellschaftlicher Verhältnisse im 
Zeichen zunehmender Ausschlussdynamiken. Damit trägt der wissenschaftliche 
Diskurs zu einer ‘Viktimisierung’ der Arbeitslosen bei (vgl. Cole 2008). Wie 
die bisherigen Überlegungen gezeigt haben sollten, stellt dies eine verkürzte 
Perspektive dar. Stattdessen gilt es, ‘die Arbeitslosen’ als eigensinnige Subjek- 
te ernst zu nehmen und so den analytischen Blick für Prozesse und Potentiale 
gesellschaftlichen Wandels zu schärfen, die sich unterhalb der Schwelle großer 
sozialer Umwälzungen vollziehen. Im Folgenden werden nun die Ergebnisse der 


bisherigen Analyse abschließend diskutiert. 


6. Aktivierung: fremdbestimmte Handlungsbedingungen 
und selbstbestimmte Bewältigungsmuster 


Die integrative Funktion der Erwerbsarbeit steht heute verstärkt in Frage. Grund 
dafür ist nicht nur das Phänomen eines dauerhaften Ausschlusses aus dem Er- 
werbssystem, sondern auch die Zunahme von Beschäftigungsverhältnissen, die 
ungeschützt, schlecht bezahlt und als Bezugspunkt für die Herstellung einer 
positiven individuellen und sozialen Identität kaum geeignet sind. Der aktivieren- 
den Arbeitsmarktpolitik kommt hier eine doppelte Rolle zu: Zum einen ist sie als 
Reaktion (oder besser: als Reflex) der Arbeitsgesellschaft auf die Diffusion ihres 


integrativen Kerns zu verstehen. Ihr ‘aktivierendes’ Moment besteht in dem Ziel, 
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die Individuen ‘um jeden Preis’ an das Erwerbssystem zu binden. Der Krise der 
Erwerbsarbeitsgesellschaft wird also durch Erwerbsarbeit und individualisierte 
Ursachenzuschreibungen begegnet. Damit wirkt die Aktivierungspolitik aber 
zum anderen als Motor dieses Wandels, denn sie leistet einer Prekarisierung von 
Lebens- und Erwerbslagen weiteren Vorschub. Aus dieser Perspektive stellt die 
aktivierende Arbeitsmarktpolitik eine sich selbst erfüllende Prophezeiung oder 
wahlweise einen Circulus vitiosus dar. 

Damit ist jedoch nur die Seite der heteronomen Verhältnisse beschrieben. 
So findet auf der anderen Seite eine eigensinnige Aneignung der aktivierenden 
Verhaltensanforderungen durch die Betroffenen statt: Unter dem Druck der 
Aktivierung entstehen eigensinnige Strategien der Wiederherstellung sozialer 
Zugehörigkeit und Teilhabe, die (mehr oder weniger dezidiert) eine Alternative 
zum Inklusionsmodus der Erwerbsarbeit formulieren. Die oben aufgezeigten 
Bewältigungsmuster von Erwerbslosigkeit zeigen drei unterschiedliche Strategien, 
selbstbestimmtes Handeln unter heteronomen Handlungsbedingungen zu ver- 
wirklichen. Dabei beinhalten alle drei Muster neben dem Ziel der individuellen 
Selbstbestimmung zugleich eine Perspektive der kollektiven Selbstbestimmung, 
dasie als potentiell verallgemeinerbar wahrgenommen und zum Teil sogar explizit 
als Alternative zur in die Krise geratenen Vergesellschaftung durch Erwerbsarbeit 
formuliert werden. Ob sich diese Strategien auch langfristig als stabil erweisen 
oder ob sie lediglich eine Episode in der individuellen Biographie darstellen, 
kann und soll an dieser Stelle nicht beantwortet werden. Entscheidend ist, dass 
die Ergebnisse auf Dynamiken im Spannungsfeld zwischen heteronomen Ver- 
haltensanforderungen und eigensinnigen Bewältigungsstrategien verweisen, von 
denen die bisherige Forschung kaum Notiz genommen hat. 

Wie müsste nun aber eine Politik ausschen, die die in diesem Beitrag aufge- 
zeigten Zusammenhänge berücksichtigt? Ein positives Konzept der Aktivierung’ 
müsste zuvorderst eine Politik der Ermöglichung sein: Forderungen nach ‘mehr 
Eigenverantwortung’ sind nur dann realisierbar, wenn sie in eine Politik einge- 
bettet sind, die selbstbestimmtes Handeln in allen gesellschaftlichen Bereichen 
befördert. Dabei gilt eszum einen Defiziten entgegenzuwirken, die einer aktiven 
Selbstbestimmung entgegenstehen. Dies beinhaltet nicht zuletzt eine bedin- 
gungslose materielle Teilhabe am gesellschaftlichen Leben - unabhängig von 
etwaigen Gegenleistungen oder den sozialen Eigenschaften einer Person. Zum 
anderen bedeutet es, im Zeichen der Erosion der Erwerbsarbeit als zentralem 
Inklusionsmodus unterschiedliche Identitäten und Anerkennungsformen jenseits 
der Erwerbsarbeit zuzulassen und zu unterstützen. Damit ist kein beliebiges 
und unverbundenes Nebeneinander von Lebensentwürfen und Zugehörigkeiten 
gemeint, sondern die Anerkennung der individuellen und kollektiven Autono- 
miebestrebungen einer Gesellschaft. Schließlich stellt der konsequente Bezug 
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aufeine Perspektive der Autonomie auch für den wissenschaftlichen Diskurs eine 
Herausforderung dar: Aus dieser Perspektive lässt sich nicht nur eine fundierte 
Kritik am heteronomen Verständnis von ‘Eigenverantwortung in der Aktivie- 
rungspolitik entwickeln, sondern die veränderte Sicht aufdas Verhältnis zwischen 
Gesellschaft und Individuum ermöglicht es, die Frage nach gesellschaftlichem 
Wandel neu zu stellen. 
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Das neue Elend der US-Städte: 
eine avancierte Form des Klassenkampfs von oben 


Die Finanz- und Wirtschaftskrise von 2006-08 hatte in den USA nicht nur 
ihren Ursprungin den Städten (vgl. Evans 2007, Harvey 2010). Auch ihre Folgen 
weisen spezifisch städtische Dimensionen auf, die eine neue Krise der Kommu- 
nen und in der Folge auch neue Auseinandersetzungen über die Abwälzung der 
‘Schuldenkrise’ auf die einzelstaatliche und vor allem städtische Ebene mit sich 
bringen. Im Vergleich zu den 1960er und frühen 1970er Jahren manifestierte 
sich die aktuelle Krise der Städte nicht in Form von Getto-Rebellionen und 
sozialen Erschütterungen. Stattdessen äußerte sie sich zunächst in den Zwangs- 
vollstreckungen gegenüber verschuldeten Hauseigentümern in den Vorstädten 
alter Industriestandorte wie Cleveland oder Baltimore, die oftmals aus sozial 
marginalisierten Schichten kamen und nach der Räumung buchstäblich auf 
der Straße saßen. Bald rissen die zwangsenteigneten Immobilien immer größere 
Löcher von Brachen und Leerstand in immer mehr Teile der städtischen Agglo- 
merationen. In Florida, Kalifornien! und in anderen westlichen Bundesstaaten 
waren vor allem die Gegenden der kurz zuvor noch boomenden ‘exurbanen’ 
Peripherie betroffen. Was zunächst als Krise des Wohnungsmarkts, ausgelöst 
durch die neuartige Verschränkung von Finanz- und Immobilienmarkt, daher 
kam, ist inzwischen zu einer massiven Krise städtischer Haushalte mutiert — mit 
entsprechenden sozialen und politischen Konsequenzen - und allmählich auch 
neuen Protest- und Widerstandsformen. 

Dieser Aufsatz beleuchtet zunächst den Prozess, in dem die städtische Immo- 
bilienblase die Krise herbeigeführt hat, um dann deren Rückwirkungen auf die 
städtischen Haushalte selbst zu analysieren. Im dritten Schritt werden einige der 
sozialen Auswirkungen der Krise in den amerikanischen Städten und die staatli- 
chen Maßnahmen, mit diesen umzugehen, zusammen gestellt. So vielfältigund 
disparat die hierzum Ausdruck kommenden Widersprüche sind, so buntscheckig 
ist auch das Bild der Gegenbewegungen, die sich formieren. 


1 Kalifornien und Florida sind die am stärksten betroffenen Staaten. Dort befinden sich 
ca. 20 Prozent der Schuldner mit den Rückzahlungen mindestens 90 Tage im Verzug 
(Powell/Roberts 2009). 
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1. Städte als Auslöser der Finanzmarktkrise 


Als es 2002 zu den ersten Zwangsräumungen kam, wurde dies von der Öffent- 
lichkeit kaum bemerkt - denn betroffen waren zunächst Afroamerikaner und 
alleinerziehende Frauen. Seit Mitte der 1990er Jahre breitete sich die Praxis aus, 
dass zunächst kleine Hypothekenfirmen? mittels niedriger teaser rates (geringe 
Zins-und Tilgungsraten, die aber später steigen) viele Leute dazu brachten, hoch- 
riskante Hypotheken aufzunehmen, die dann an größere Firmen verkauft wur- 
den. Statt hier zu intervenieren, war die Bush-Regierungnoch 2004 eifrigbemüht, 
eine schärfere Regulierung solcher Subprime-Händler zu verhindern. Erst als die 
Zwangsräumungen 2007 eskalierten und deutlich wurde, dass auch die großen 
Wall Street-Banken daran beteiligt waren, Immobilien in Fondsinvestments zu 
verwandeln, stellte die Regierung fest, dass die USA sich auf dem Weg in eine 
riesige Finanzkrise befanden - eine Krise, an deren Produktion Washingtoner 
Akteure maßgeblich beteiligt waren. Denn diese Sorte Hypothekengeschäfte 
war erstaufgrund der Deregulierungen des Finanzmarkts möglich geworden, die 
unter der Clinton-Administration eingesetzt hatte.’ Eine wichtige Rolle spielten 
dabei Finanzinnovationen, die es erlaubten, die zweitklassigen Hypotheken, die 
Firmen wie beispielsweise AmeriQuest in Orange County besorgt hatte, mit 
15.000 anderen Hypotheken aus den ganzen USA in Zertifikate im Wert von 
2,4 Mrd. Dollarzu packen. Mit solchen von den Wall Street-Banken geschnürten 
hypotheken-basierten Wertpapieren transformierten sie die subprime-Kredite 
in begehrte Finanzanlagen, um die sich dann große internationale Investoren 
genauso wie Pensionskassen des öffentlichen Sektors bemühten. Dank dieser 
Finanzialisierung und Internationalisierung immobilienwirtschaftlicher Inves- 


2 Kreditinstitute wie AmeriQuest (die Pionierfirma), BNC Mortgage (gehörte Lehman 
Brothers), Option One, New Century überschwemmten ganze Viertel mit Anrufen und 
Postwurfsendungen, schickten Tausende von Verkäufern in Kirchenversammlungen und 
aufHausbesuche und versprachen, dass die Leute ihre Häuser - von deren steigendem Wert 
man allerseits ausging - beleihen könnten und so Geld für notwendige Anschaffungen 
oder die Ausbildung ihrer Kinder bekämen, oder dass neuerdings Hauseigentum auch 
ohne Anzahlung finanziert werden könne, die Liegenschaftswerte stabil und die Zinsen 
niedrig seien. Oft arbeiteten diese Firmen mit betrügerischen Methoden, fälschten Un- 
terschriften, und überhöhten die Einkommensangaben auf den Formularen. Die enormen 
Profite „überzeugten“ die großen Wall Street Banken, die diese Geschäfte finanzierten und 
ihnen den Anschein von Seriosität verlichen - und damit aus einer anfänglich marginalen 
Praxis am Hypothekenmarkt ein „Monster“ kreierten (Hudson 2010). 


3  Soerfolgte z.B. die Demontage des Glass-Steagall-Gesetzes in der Zeit als Robert Rubin 
(Citigroup chairman) Bill Clintons Finanzminister war. Auch nachträglich unternehmen 
die staatlichen Behörden bislang.nichts, um die verantwortlichen Banker zur Rechenschaft 
zu ziehen (vgl. Nocera 2011). 
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titionen verbreitete sich die Immobilienblase weltweit. Banken und Investoren 
machten mit den hochriskanten Hypotheken so lange enorme Gewinne, bis 
Millionen von Kreditnehmern die steigenden Zinsen nicht mehr zahlen konnten 
bzw. mit ihren Zahlungen in Rückstand gerieten. 

Der Zusammenbruch des Finanzierungssystems des amerikanischen städti- 
schen Immobilienmarkts bildete den Ausgangspunkt der großen Wirtschaftskrise 
- auch wenn er selbst nur Ausdruck der vorherigen drei Jahrzehnte währenden 
Stagnation der Reallöhne ist. Um die folgende ‘Rettung’ des Bankensystems sowie 
die krisenbedingten sozialen Kosten (v.a. aufgrund wachsender Arbeitslosigkeit) 
finanzieren zu können, haben sich die Regierungen - nicht nur die der USA - 
erheblich zusätzlich verschuldet. Damit wurde die Finanzkrise in eine Fiskalkrise 
des öffentlichen Sektors transformiert (vgl. French/Leyshon 2010: 2550), deren 
Bewältigung sich jetzt auch als eine lokalpolitische Herausforderung darstellt. 

In den USA verkörpert Detroit nicht nur die Krise der fordistischen Urba- 
nisierung (Steinmetz 2009), es ist auch die Stadt mit dem höchsten Anteil von 
Zwangsenteignungen wegen nicht zurückgezahlter Hypotheken. Ford, Chrysler 
und GM hatten schon lange Schwierigkeiten, ihre Autos abzusetzen, und schon 
seit geraumer Zeit bauten sie ihre Belegschaften ab. Aber zwischen Januar 2008 und 
Juli 2009 schnellte die Arbeitslosigkeit in Detroit von 14,8 auf 28,9% hoch. Be- 
rücksichtigt man die informelle Arbeitslosigkeit, so waren es sogar 40%. Ende 2010 
betrug die Arbeitslosigkeit laut 7he Detroit News knapp 50%.* Auch hier waren 
Familien trotz niedriger Einkommen mit günstigen Krediten dazu gebracht worden 
Häuser zu kaufen. Die Schließung und Verlagerung großer Produktionsstandorte 
und das gleichzeitige Platzen der Kreditblase führten zum historisch einmaligen 
Zusammenbruch des Immobilienmarkts: Zwischen 2007 und Ende 2009 wurden 
in Detroit 67.000 Häuser zwangsversteigert (Popelard/Vannier 2010). 

Die Bevölkerung Detroits ist seit den 1950ern um mehr als die Hälfte ge- 
schrumpft (damals hatte die Stadt fast 2 Millionen Einwohner, heute weniger als 
714.000, vgl. Davey 2011), mit alldem Leerstand (etwa 65.000 Grundstückspar- 
zellen) ist die Stadt jetzt so ausgedünnt und gefährdet, dass Bürgermeister Dave 
Bing.die verbleibenden Bewohner in 2/3 der Stadt zu konzentrieren versucht, um 
in den Quartieren mit den meisten Leerständen die kommunalen Dienstleistun- 
gen wie Wasser- und Abwasserversorgung, Elektrizität, Müllabfuhr, Polizeiund 
Feuerwehr beenden bzw. einschränken zu können (Dolan 2010; Davey 2011). 

Während sich die ersten Wellen der Pfändungen von Häusern noch innerhalb 
altindustrieller Städte wie Detroit, Baltimore, Cleveland (wo 2008-09 mehr als 


4  http://www.detnews.com/article/20091216/METRO01/912160374/Nearly-halfof-De- 
troit-s-workers-are-unemployed; vgl. auch http://www.huffingtonpost.com/2009/12/16/ 
detroits-unemployment-rat_n_394559.html 
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10.000 Zwangsräumungen stattfanden) zeigten, sowie in den Staaten, in denen 
die Housing bubble besonders stark ausgeprägt war (Kalifornien, Florida), ist der 
Verfall der Immobilienpreise und die Konzentration von Zwangsräumungen 
inzwischen in den Exurbs, also in den entfernter liegenden und relativ neuen 
Wohnsiedlungen noch massiver als in den zentralen Städten und ihren näher 
liegenden Suburbs. Die dort in den letzten Jahren empor schießenden McMansions 
verkörpern die aktuellste Variante des amerikanischen Traums: „die Menschen 
wollten gar nicht unbedingt so weit aus den Städten hinauszichen, aber sie taten es 
wegen der Aussicht aufein eigenes Haus mit Garten und der steuerlich absetzbaren 
Zinszahlungen (...). Während im Jahr 2000 14 Millionen Menschen in Exurbs leb- 
ten, waren es2007 schon etwa 17 Milllionen, also 5,6 Prozent der US-Bevölkerung, 
so das Brookings Institut. Kendall County, ein Landkreis erwa 50 Meilen westlich 
von Chicago, war während der Boomjahre eine der am schnellsten wachsenden 
Exurbs. Hier verdoppelte sich die Anzahl der Bevölkerung von knapp 55.000 im 
Jahr 2000 auf etwa 100.000 in 2008. (...) Das Einkommen der Bewohner, die in 
den letzten fünf Jahren zugezogen sind, liegt im Schnitt 20 Prozent unter dem der 
bereits länger dort Ansässigen. (...) Nun, da die Immobilienkrise und die Rezession 
die Exurbs von Wachstumsmaschinen in wirtschaftliche Nachzügler verwandelt 
hat, fühlen sich viele dieser Familien gleich doppelt bestraft: Sie stecken in der 
unattraktiven Pampa und haben trotzdem kein Eigenkapital“ (Dougherty 2009). 

Exemplarisch für die Hochburgen der kalifornischen Hypothekenkrtise ist 
Stockton, das ca. 130 km östlich von San Francisco in einem wasserarmen Teil des 
San Joaquin Valley liegt: hier wurde 2008 jedes zehnte Haus zwangsversteigert, 
40% des Wohnungsbestandes stehen leer. Die Kommune färbte die vertrockneten 
Rasenflächen grün ein: Weil deutliche Hinweise aufLeerstand zu weiteren sozia- 
len Problemen führen, hofft die Gemeinde, dadurch Unbefugte vom Eindringen 
abzuhalten. Die bewohnten Nachbarhäuser verzeichneten nach einer Schätzung 
des Center for Responsible Lending allein im Jahr 2009 einen Wertverlust von 
etwa 500 Milliarden Dollar, was bei 69,5 Millionen Eigenheimen eine durch- 
schnittliche Wertminderung von 7.200 Dollar pro Immobilie ausmacht (Kroll 
2010). In Florida fanden 2008 540.414 Liegenschaftspfändungen statt, davon 
56.477 in Miami. In Lehigh Acres finden die Banken für ca. 1500 leer stehende 
Häuser keine Käufer. Häuser, die noch 2004 für 300.000 Dollar den Besitzer 
wechselten, finden heute selbst für weniger als 100.000 Dollar keine Käufer. Viele 
davon sind in illegale Treibhäuser für Hanfanbau verwandelt worden, obwohl 
die Polizei schon über 100 Häuser zugemauert hat. 

Insgesamt sind laut Moody’s Economy.com zwischen 2006 und 2008 mehr 
als 3 Millionen Eigenheime gepfändet oder zwangsenteignet worden. Jede siebte 
Hypothek war im ersten Quartal 2010 im Zahlungsrückstand oder bereits in der 
Pfändung. Mehr als ein Sechstel aller Eigenheimbesitzer sind „under water“, d.h. 
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ihre Hypotheken sind höher als der Marktwert ihrer Immobilie.° Im Jahr 2010 
wurden mehr als eine Million Häuser zwangsenteignet; die Schätzungen weiterer 
Pfändungen bewegen sich zwischen 6und 11 Millionen (Gittelsohn/ Willis2010). 

Auch Studien der bei Banken und Finanzinstituten angestellten Ökonomen 
sagen kein baldiges Ende der Immobilienkrise voraus. Laurie Goodmans Studie® 
kommt ebenfalls zu dem Schluss, dass mehr als 11 Millionen Hypothekenkun- 
den in Gefahr sind, ihr Wohnungseigentum zu verlieren - d.h. 20 Prozent der 
Kreditnehmer. Auch Nouriel Roubini, einer der wenigen Ökonomen, die die 
Finanzkrise antizipiert haben, riet Investoren, sich auf die nächste Welle von 
Immobilienverlusten vorzubereiten. Ausgehend von Verlustschätzungen von 
11 Millionen weiteren Immobilien, kalkuliert er, dass auf die Finanzindustrie 
weitere Verluste in Höhe von einer Milliarde Dollar zukommen (Rusli 2010). 

Während bei den letzten sieben Rezessionen seit 1960 ein wieder einsetzender 
Wohnungsbau sowie Grundstücksverkäufe stets das Ende der Flaute ankündig- 
ten, ist dies bei dem bescheidenen Aufschwung, der seit der zweiten Hälfte von 
2009 verzeichnet wird, nicht der Fall. Statt dessen droht die Immobilienkrise den 
wirtschaftlichen Aufschwung zu erschweren - und sie erschwert die Situation 
der Kommunen und verschlimmert die soziale Krise. 


2. Die Krise der kommunalen Haushalte 


Wie u.a. von der National League of Cities angekündigt, machen sich die re- 
zessionsbedingten Einnahmeausfälle der Städte nun — mit einer Verzögerung 
von circa zwei Jahren - bemerkbar (vgl. Cohen 2009). Die kommunalen Ein- 
nahmequellen schrumpfen zwar schon länger, und vielerorts haben sich schon 
bald nach 2008 riesige Haushaltslöcher aufgetan. Nicht nur in den Städten des 
Rustbelt, wo die Kommunen bis zu 80% ihres steuerlichen Einkommens von den 
(mehr und mehr outsourcenden) Autofabriken bezogen hatten (wie in Detroit/ 
Michigan, Youngstown, Lordstown und Wilmington/Ohio), sondern auch in 
Städten mit breiteren Produktionspaletten begannen nun sämtliche kommunale 
Einnahmequellen gleichzeitig zu schrumpfen: Grundsteuern, Umsatzsteuern, 
Einkommenssteuern, Kreditlinien und die Zuwendungen von Einzelstaaten,” die 


5 23,1% aller mit einer Hypothek belasteten Eigenheime - das sind 11,1 Mill. Haushalte 
- sind „under water“, so Dylan Ratigan auf MSNBC am 8. März 2011 http://showdowni- 
namerica. org/news/msnbc-dylan-ratigan-america-fights-back-against-foreclosure/030811 

6 Laurie Goodman ist Senior Managing Director von Amherst Securities, und chemalige 
Ko-Direktorin von fixed income research von UBS (Goodman 2010). 

7 Nur wenige Einzelstaaten leisten sich noch Versuche, ihre verschuldeten Kommunen 
mit „Distressed Cities“-Programmen vor dem Bankrott zu retten: Pennsylvanien hat 
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selber mit wachsenden eigenen Finanzlöchern zu kämpfen haben, nahmen ab (vgl. 
Eaton 2009). Obamas Konjunkturpaket® sorgte zunächst dafür, dass ein Drittel 
der Haushalte der Einzelstaaten vom Bund (2008: ein Viertel) finanziert wurde, 
aber im Sommer 2011 läuft dieses Programm aus, und wird dank Republikani- 
scher Mehrheit im Repräsentantenhaus mit Sicherheit nicht neu aufgelegt. Bis 
dahin haben sich die einzelstaatlichen Steuereinnahmen - schon allein wegen der 
hohen Arbeitslosigkeit und des schwachen Wohnungsmarkts - natürlich keines- 
wegs erholt und das Niveau vor der Rezession erreicht. Im Gegenteil, die Summe 
der einzelstaatlichen Defizite wird bis 2013 auf 175 Mrd. Dollar veranschlagt 
(Dennis/Wallsten 2011). Dazu kommen die Verpflichtungen, die Städte und 
Staaten den Pensionskassen ihrer Angestellten schulden, deren Gewerkschaften 
im Lauf der letzten Jahrzehnte großzügige Renten anstatt Lohnerhöhungen 
erstritten haben (Riccardi 2011). „Pensionsansprüche aufbundesstaatlicher und 
lokaler Ebene, die in einigen Staaten sogar durch die Verfassung geschützt sind, 
treffen laut unterschiedlichen Berechnungen auf versteckte Defizite von bis 3,5 
Bill. Dollar“ (Cooper/ Walsh 2010, vgl. auch Rauh/Novy-Marx 2010). 

Wo die bisherigen Einnahmequellen allesamt schrumpfen, bleiben den Kom- 
munen im wesentlichen zwei Wege, um funktionsfähig zu bleiben: sie können 
versuchen, ihre Einkünfte zu steigern - durch Steuererhöhungen, Privatisierung 
öffentlicher Unternehmen und Liegenschaften, und durch Aufnahme kurzfristi- 
ger (teurer) Kassenkredite sowie durch eigene Risikogeschäfte an internationalen 
Finanzmärkten; oder sie können ihre Ausgaben einschränken. Alle diese Versuche 
werden, in unterschiedlichen Gewichtungen, unternommen, wobei die Erhöhung 
von Steuern zumeist das allerletzte, weil bei Politikern unbeliebteste Mittel ist. 
Dennoch haben bereits 30 Staaten zu Steuererhöhungen gegriffen, 12 davon 
haben Einkommenssteuern erhöht. In Illinois wurde - unter dem Druck breiter 
Mobilisierungen getragen von der sog. Responsible Budget Coalition - im Januar 
2011 das massivste Steuererhöhungspaket verabschiedet. 

Kommunale Anleihen (sog. municipal bonds) galten bislang als eine der si- 
chersten Arten, Gelder aufzutreiben, v.a. für den Bau von sozialer wie Verkehrs-In- 
frastruktur; sie galten als konservativ und risikofrei. Bereits in den späten 1970er 
Jahren begannen große Staaten wie Kalifornien allerdings damit, Anleihen mit 


20 (darunter Pittsburgh), Michigan 37, New Jersey sieben Städte in solche Programme 
aufgenommen: sie erhalten Not-Kredite, während sie ihre Finanzen unter Aufsicht des 
Einzelstaates in Ordnung bringen sollen (Williams Walsh 2010). 


8 Von 787 Mrd. Dollar des sog. Stimulus-Pakets, das weithin als viel zu knapp kritisiert 
wurde (vgl. Evans 2008), wurden mehr als 40% für Steuervergünstigungen und ein ver- 
gleichsweise geringer Teil zur Deckung der Finanzierungsdcfizite von Einzelstaaten und 
Kommunen verwandt (vgl. Krugman 2010b). 
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variablen Zinssätzen zu nutzen, um Geld zu sparen. In den späten 1990er Jahren 
fingen auch Kleinstädte damit an, weil es politisch einfacher war, als Steuern zu 
erhöhen. Bald darauf wurden die Zinsswaps eingeführt, die den Kommunen 
erlaubten, einen Teil ihres Fremdkapitals zu variablen Zinsraten zu bedienen. Sie 
spekulierten darauf, dass sich die Zinsraten zu ihren Gunsten entwickeln würden. 
Die Investoren schützten sich vor Verlusten mit Versicherungen, die garantierten, 
dass sie ausbezahlt würden. Als der Kreditmarkt schließlich kollabierte, wurde 
die Bonität der meisten Anleihen-Versicherer zurückgestuft, was den Investoren 
erlaubte, die Tilgung zu beschleunigen, wodurch die Zinsen explodierten. Hun- 
derte von Kleinstädten und Counties hatten solche riskanten Derivate gekauft 
- ganz so wie Hauseigentümer mit guten, festverzinslichen Hypotheken ihr 
Wohneigentum mit riskanten Hypotheken mit vorgeblich niedrigeren, aber 
variablen Zinsen beliehen haben. Weil auch der Markt für kommunale Anleihen 
kaum reguliert war, konnte beispielsweise die Investment Bank Morgan Keegan 
& Company in Tennessee seit 2001 kommunale Anleihenderivate im Wert von 
2 Mrd. Dollar an 38 Städte und Counties verkaufen. Mit dem Effekt, dass diese 
Städte heute enorme Gebührenerhöhungen für Wasser- und Abwasserversorgung 
von ihren Bürgern verlangen (Van Natta Jr. 2009). 

Dennoch bewerten die Rating Agenturen die Wertpapiere von Staaten und 
Kommunen noch gut. Sie sind sich sicher, dass „Bundesstaaten und Städte in der 
Regel ihre Gläubiger auszahlen noch bevor sie die Rechnungen für öffentliche Güter 
und Dienste begleichen. Standard & Poor gab diesen Monat einen Bericht heraus, 
nach dem es sich bei den Krisen der Bundesstaaten und Kommunen ‘eher um 
eine Frage harter Entscheidungen als um eine drohende Zahlungsunfähigkeit’ 
handele.“ (Cooper/ Walsh 2010, HervorhebungMM). Sobald Investoren entschei- 
den sollten, die Schuldscheine der schwächsten Einzelstaaten oder Kommunen 
nicht mehr zu kaufen, würde dies eine Krise auslösen, die sich dann auch aufdie 
robusteren Staaten und Kommunen ausbreiten würde, auch sie könnten dann 
nur noch teure Schulden aufnehmen. 

Die zu bedienenden Anleihen (in Höhe von circa 2,8 Bill. Dollar) werden 
allerdings von den Renten, die die Städte und Gemeinden und Einzelstaaten ihren 
Beschäftigten schulden, weit übertroffen. Auch deshalb sind die Wertpapiere der 
Staaten bei Investoren nicht mehr so begehrt, und einige Hedge Fonds wetten 
bereits auf die wachsende Verschuldung einiger Staaten (Cooper/ Walsh 2010). 
Die Parallelen zur Subprime-Krise drängen sich auf: Genauso wie Wohneigentum 
als sichere Wette galt und niemand für möglich hielt, dass die Preise im ganzen 
Land gleichzeitig fallen würden, gelten heute die Anleihen von Kommunen als 
sichere Kapitalanlage, da Staaten ihre bond holders ja jederzeit ausbezahlen könn- 
ten - und sei es durch Steuererhöhungen (natürlich nicht für die Vermögenden 
und Konzerne). Mehr und mehr Städte stehen allerdings inzwischen kurz vor 
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dem Konkurs, wie z.B. Harrisburg, die Hauptstadt von Pennsylvania, die wegen 
des fehlkalkulierten Baus einer Müllverbrennungsanlage mit 68 Mill. Dollar 
verschuldet ist. Noch weigern sich die Kommunalpolitiker, Steuern zu erhöhen. 

Die meisten Staaten und Kommunen greifen, jedenfalls bevor sie an Steuerer- 
höhungen denken, zu mehr und mehr Kürzungen und zunehmend drastischen 
Einschnitten bei ihren öffentlichen Dienstleistungen. Bis August 2010 hatten 
bereits 46 Einzelstaaten solche Einschnitte vorgenommen, deren Folgen vor allem 
für sozial benachteiligte Gruppen dramatisch sind (Center for Budget and Policy 
Priorities 2010). Die meisten Einzelstaaten reichen ihre Finanznot an die Städte 
und Gemeinden weiter, indem sie ihre städtischen Zuwendungsprogramme kürzen 
oder, wie in Nevada, komplett streichen (Cooper 2011). In der Folge schließen 
die Städte ‘entbehrliche’ öffentliche Einrichtungen, kürzen ihnen obliegende 
soziale Dienstleistungen, erhöhen kommunale Gebühren - von Parkgebühren 
über solche für Baugenehmigungen bis hin zu Gebühren für das Sterilisieren von 
Haustieren; öffentliche Bauvorhaben werden genauso wie notwendige Instand- 
haltungen aufgeschoben; der Thermostat in den Behörden wird auf niedrigere 
Temperaturen eingestellt, alte Polizeiautos im Internet zum Verkauf angeboten, 
Gefängnisangestellte in unbezahlten Urlaub geschickt; in den Rathäusern wird 
die Vier-Tage-Woche eingeführt; die Preise für den öffentlichen Nahverkehr in 
St. Louis, Boston, Atlanta, und San Francisco wurden erhöht und gleichzeitig 
das Angebot verringert. Kommunen entlassen mehr und mehr Personal: Lehrer 
an öffentlichen Schulen, Sachbearbeiter in den Verwaltungen, Angestellte in öf- 
fentlichen Einrichtungen - allein im September 2010 wurden 76.000 Angestellte 
im öffentlichen Sektor entlassen, zwei Drittel davon an Schulen. Die National 
League of Cities prognostiziert für 2011 weitere 480.000 Entlassungen bei den 
Kommunen (Lee 2010). Viele öffentliche Einrichtungen werden ganz geschlossen: 
Bibliotheken, Sport- und kulturelle Einrichtungen, Angebote für Jugendliche wie 
Ältere. Sogar Polizisten werden entlassen (in Newark 13% der Polizeikräfte) und 
Feuerwehren geschlossen (Cooper 2010b; Lee 2010; Brown 2009; Turse 2009). 
Colorado Springs hat ein Drittel der Straßenlampen ausgeschaltet, um Strom zu 
sparen, Polizisten entlassen und Polizeihubschrauber versteigert (Cooper 2010a). 
In 26 Staaten stellen Polizei und Feuerwehr ihre Dienstleistungen inzwischen in 
Rechnung - „denn die Reaktion auf Verkehrs- und andere Unfälle gehört weder zu 
den Funktionen der Strafvollzugsbehörden noch der Feuerwehr“ (Jensen 2010). 

Die Städte Kaliforniens’ und Illinois sind am stärksten gefährdet, denn von 
ihren tief verschuldeten Staaten können sie statt Hilfen nur weitere Zumutungen 


9 Der Staat Kalifornien hat das größte Defizit. Der Grund liegt v.a. im kalifornischen 
Steuersystem. Seit Einführung der Proposition 13 (welche die Grundsteuer massiv redu- 
zierte) und einer Reihe weiterer Steuerreformen werden fast nur noch Umsätze besteuert. 


Das neue Elend der US-Städte 261 


erwarten (z.B. Mishak 2011). Maywood, eine 50.000-Einwohner-Stadt südöst- 
lich von Los Angeles, hat sämtliche städtischen Angestellten entlassen und alle 
Aufgaben an Private und Nachbarkommunen vergeben. 

Mit ihren Entlassungen tragen die Kommunen natürlich ihrerseits zur Steige- 
rungder Arbeitslosigkeit bei, und mit dem Abbau der sozialen Infrastrukturen zur 
Verschlechterung der Daseinsvorsorge und zur Erosion des öffentlichen Raums. 
Paul Krugman klagte bereits letztes Jahr: „Ein Land, das die Welt einst mit visi- 
onären Investitionen in das Verkehrswesen fasziniert hat - vom Erie-Kanal bis 
zum System der Interstate Highways -, ist nun dabei, sich selbst zu demontieren: 
in etlichen Bundesstaaten brechen die lokalen Verwaltungen die Straßen auf, 
deren Instandhaltung sie sich nicht länger leisten können, und verwandeln diese 
wieder zu Schotter“ (Krugman 2010). 

Inzwischen allerdings geht es auch an bislang „unantastbare“ Programme 
und Einrichtungen im Erziehungssystem, bei der Gesundheitsversorgung für 
sozial Schwache und Alte und im Sozialsystem. Die im April in Washington 
beschlossenen tiefsten Einschnitte, die je in einem Bundeshaushalt vorgenom- 
men wurden (38 Mrd. Dollar für 2011, der Haushalt für 2012 wird noch weit 
schärfere Kürzungen bringen), werden ebenfalls bald auf der Ebene der Städte 
und Gemeinden ankommen. 

Aber die Bewältigung der Krise der kommunalen Haushalte wird nicht nur 
finanziell denjenigen überantwortet, die für die Ursachen der Rezession am we- 
nigsten Verantwortung tragen. Die Schuldenkrise wird nicht nur dazu „genutzt“, 
die Renten, Krankenversicherungszuzahlungen und andere Leistungen für die 
im öffentlichen Sektor Arbeitenden massiv abzubauen, sondern auch, um ihre 
gewerkschaftlichen Organisationsrechte einzuschränken oder gar komplett abzu- 
schaffen. In mehr und mehr Staaten - und nicht nur dort, wo die Republikaner 
seit 2011 Mehrheiten haben und/oder den Gouverneur stellen'” - dient die sog. 
Schuldenkrise dazu, den Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes den Krieg zu 
erklären (McAlevey 2011). Nicht nur in Madison, Wisconsin (wo eine wochen- 
lange Besetzung des Regierungsgebäudes und die „Flucht“ der Demokratischen 
Senatoren vor der Abstimmung über ein gewerkschaftsfeindliches Gesetz im 
März 2011 für bundesweite Aufmerksamkeit gesorgt haben), sondern auch in 
Ohio, South Dakota, Colorado, Michigan, Nebraska, New Hampshire, Oklahoma 


sowie in den von den Demokraten regierten Staaten New York und Massachusetts 


Da die Einnahmen des Staats also fast nur aus Umsatzsteuer und Gebühren (für Parken 
und Falschparken) bestehen, befindet sich Kalifornien seit den 1980er Jahren in einer 
permanenten Fiskalkrise (Walker 2010). 


10 In 21 Staaten verfügen die Republikaner über Mehrheiten in beiden Häusern und das 
Amt des Gouverneurs („trifecta“). 
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wurden bzw. werden die „exzessiven“ Gehälter und vergleichsweise hohen Renten 
der Arbeiter im öffentlichen Sektor als „wahre Ursache“ der Haushaltslöcher 
ausgemacht. Anstatt die von der Wall Street ausgelöste Rezession für die verrin- 
gerten Steueraufkommen und die gesteigerte Nachfrage nach sozialen Leistungen 
verantwortlich zu machen, behaupten viele Medienberichte und Politiker nun, 
dass Arbeiter und Angestellte im öffentlichen Sektor durchschnittlich mehr ver- 
dienen als solche in der Privatwirtschaft. Gezielt wird ein Antagonismus zwischen 
Steuerzahlern und Gewerkschaften konstruiert (Whoriskey/Gardner 2011). 

In der Attacke auf die Pensionen der Angestellten im öffentlichen Sektor 
drohen Konservative wie Newt Gingrich nun damit, Regierungen die Bankrott- 
erklärung zu erlauben - denn dann könnten sie ihre Verpflichtungen gegenüber 
Hunderttausenden von ehemaligen Staatsangestellten aufkündigen. Eine andere 
„Lösung“ deutet sich in den jüngsten, aufeinzelstaatlicher Ebene verabschiedeten 
bzw. aktuell verhandelten Budget Repair Bills an: diese schen z.T. schlicht die 
durch den jeweiligen Gouverneur autorisierte Möglichkeit der Auflösung der 
Stadtverwaltung, des Stadtrats, oder des School Board vor und die Einsetzung 
von Emergency Managers, die auch durch Privatfirmen gestellt werden könnten. 


3. Verschärfung der sozialen Krise und 
staatliche „Abhilfsmaßnahmen” 


Während die amerikanischen Banken und auch die großen Automobilhersteller 
nicht nur wieder schwarze Zahlen schreiben, sondern ihren Managern auch wie- 
der hohe Boni auszahlen, sind gut 15 Millionen Amerikaner ofhiziell arbeitslos, 
davon 6,1 Millionen länger als sechs Monate; 9,5 Millionen arbeiten unfreiwillig 
in Teilzeitjobs (Gittelsohn/ Willis 2010; Lee 2010). Mehr alseine Million haben 
aufgegeben, sich als arbeitslos zu registrieren. Die offizielle Arbeitslosigkeitsrate 
lagim Dezember 2010 bei 9,8% (Orr 2010), in einigen Staaten liegt sie wesentlich 
höher: in Nevada bei 14,3%, in Kalifornien und Michigan bei 12,4%.'' Die reale 
Arbeitslosigkeitsrate liegt also zwischen 17% und 18%. Die Durchschnittslöhne 
sind weiter im Fallen begriffen, so dass das Haushaltseinkommen 2008 und 
2009 um 4% geschrumpft ist (Weller 2010). Die Zahl der Bezieher von Lebens- 
mittelhilfe'* schnellte 2009 um 13% in die Höhe, sie ist bereits auf insgesamt 
43 Millionen angewachsen, 40% der Empfänger sind bezugsberechtigt, obwohl 


11 Einen Überblick über die Entwicklung der Arbeitslosigkeit in sämtlichen Staaten gibt 
http://www.economytrack.org/mainchart_3.php?_tab=unemployment 

12 Das „Supplemental Nutrition Assistance Program“ (SNAP) genannte Programm bezeich- 
net eine Zuwendung, auf die nur Haushalte unter der Armutsgrenze Anspruch haben. 
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sie (schlecht bezahlte) Arbeit haben, in 30 Staaten partizipieren ein Viertel aller 
Kinder am Food Stamp-Programm (Snyder 2011). Der Anstieg verlief in den 
Vorstädten noch stärker als in den Städten, !? obwohl der Anteil der Bezieher 
in schrumpfenden Städten wie z.B. Flint/Michigan überproportional hoch ist: 
hier lebten 2009 35,4% der Einwohner von Lebensmittelmarken (Associated 
Press 2009). 

Auch die Obdachlosigkeit ist mit der Immobilienkrise sprunghaft gewachsen, 
sie betrifft nun auch Menschen, die in Folge von Arbeitslosigkeit ihre Mittelklas- 
seeinkommen verloren. 2009 galten ca. 3 Millionen Menschen ofhiziell als obdach- 
los. In Los Angeles, der „hormeless capital of the nation‘, schlafen bis zu 100.000 
Menschen pro Nacht auf Straßen oder in Obdachlosenheimen. In LA County 
wurden im Jahr 2009 62.400 Menschen zwangsgeräumt: „Erst kommen die Leute 
bei Freunden und Verwandten unter, aber die sind auch arm. Dann leben sie in 
Autos, bis diese abgeschleppt werden oder kaputt gehen. Einige leben in Zelten. 
Fast alle Campingplätze im Umkreis von 100 Meilen um Los Angeles sind nun 
von Menschen belegt, die dort fest wohnen“ (Blasi zitiert nach McGreal 2009). 

Die UN-Sonderberichterstatterin für Menschenrechte, Raquel Rolnik, be- 
reiste 2009 eine Reihe US-amerikanischer Städte, um die Auswirkungen der 
Immobilienkrise festzustellen. Die UN definiert das Recht auf angemessene 
Wohnungsversorgung und das Recht auf Nicht-Diskriminierung als Teil der 
Menschenrechte - im State Department wurde ihr jedoch gleich zu Beginn des 
Besuchs klar gemacht, dass in den USA „angemessener Wohnraum kein Men- 
schenrecht ist“ (zitiert in McGreal 2009). Die von Obdachlosigkeit Betroffenen, 
die sie vorfand, waren Menschen, die Eigenheimbesitzer gewesen waren. Sie stellte 
fest, dass die subprime crisis die bereits vorher existierende Kluft zwischen Angebot 
und Nachfrage für bezahlbaren Wohnraum noch vergrößert hatte; und dass 
die folgende Wirtschaftskrise zu wachsender Arbeitslosigkeit und damit noch 
stärkerer Nachfrage nach erschwinglichem Wohnraum geführt hat. 

Im Oktober 2009 organisierte die Verbraucherschutzorganisation Neighbor- 
hood Assistance Corporation of America (NACA) eine Save the Dream-Tournee, 
um verzweifelten Eigenheimbesitzern zu helfen, eine Umschuldung ihrer Hy- 
potheken oder ihrer astronomisch verzinsten Kredite zu erwirken. Jeweils einige 
Tage langboten ihre Rechts- und Finanzberater in Arenen, in denen normalerwei- 
se Rodeos oder Viehschauen stattfinden, kostenlose Analysen und Vorschläge, mit 
denen die bedrohten Hausbesitzer sich dann in der gleichen Halle mit Vertretern 
ihrer Bank zusammen setzen konnten, um neue Konditionen für erschwingliche 


13 Im Verlauf des Jahres 2008 stieg die Zahl der Food Stamp-Empfänger in Vororten um 
20,5% auf 5,3 Millionen, in Städten um 16% auf 9 Millionen (Kneebone/Garr 2009). 
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Hypotheken auszuhandeln. Die professionelle Beratung brachte den in langen 
Schlangen viele Stunden, oft über Nacht wartenden Hilfesuchenden in vielen 
Fällen eine gravierende Ersparnis und in manchen konnte die Zwangsvollstre- 
ckung verhindert werden (Kroll 2010). 

Die geographische Verteilungder Auswirkungen der Wohnungsktise ist dabei 
ein Novum. Während früher die (weißen) Mittelklassen durch ihren Exodus in die 
Vorstädte die „städtischen“ Probleme von Armut, Ungleichheit und Kriminalität 
hinter sich ließen - mit dem Effekt, dass soziale Disparitäten und Armutskon- 
zentrationen innerhalb der US-Städte noch schärfer wurden -, manifestieren 
sich heute die Auswirkungen der Rezession - wachsende Arbeitslosigkeit und 
explodierende Nachfrage nach Sozialhilfe- und Notfall-Leistungen - genau so wie 
die Immobilien-Pfändungen in den Vorstädten noch schärfer als in den Städten. 
Eine Studie des Brookings Instituts verglich die Entwicklungen in urbanen und 
suburbanen Bezirken von 100 amerikanischen Metropolen (Kneebone/Garr 
2009) und fand heraus, dass die Arbeitslosenquote, die während der Rezession 
2001/02 in den Vororten noch deutlich schwächer angestiegen war als in den 
Städten (um 1,9 Prozentpunkte in sog, primary cities, um 1,4 Prozentpunkte in 
Vorstädten), nun in allen Regionen außer im Nordosten der USA in den Vor- 
städten deutlich stärker anstieg.'* Der mittlere Westen verzeichnet die höchste 
städtische Arbeitslosenquote (Mai 2009: 11,1%), während der Westen mit der 
höchsten vorstädtischen Arbeitslosenquote führt (9,7%). 

Die staatlichen Maßnahmen, mit denen auf die Immobilienkrise und die 
verschärfte soziale Situation reagiert wurde, verdienen kaum den Namen Trost- 
pflaster - angemessener lassen sie sich mit dem von NaomiKlein geprägten Begriff 
der „Shock Doctrine“ beschreiben. 

Zunächst sollte Obamas Konjunkturpaket Abhilfe schaffen. Sein Home Af- 
fordable Modification Program (HAMP) verpflichtete die Banken, ihre Darle- 
henskonditionen mit überschuldeten Haushalten neu zu verhandeln. Dem (mit 
immerhin 75 Mrd. Dollar ausgestatteten) Foreclosure-Präventions-Programm 
fehlten jedoch jegliche Zähne, so dass selbst Neil Barofsky, der special inspector 
general für das Troubled Asset Relief Program (TARP) in seinem Bericht vom 
Januar 2011 HAMP als „anämisch“ bezeichnete: bis Dezember 2010 habe es 
kaum mehr als 500.000 Kreditmodifikationen erreicht, von denen wiederum nur 
238.000 über HAMP finanziert waren. Der Bericht übt auch scharfe Kritik an 


14 Insgesamt stieg die Arbeitslosigkeit um 3,9 bzw. 3,7 Prozentpunkte an; im Süden sogar 
um mehr als 10 Prozentpunkte. Dabei haben sich die städtischen und vorstädtischen 
Arbeitslosenquoten angeglichen: im Mai 2009 betrug die städtische Arbeitslosigkeit 
9,6% und die in Vorstädten 8,7%, im Mai 2002 waren es noch 6,7% und 5,0% gewesen 
(Kneebone/Garr 2009:5). 
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dem für die Aufsicht über das Programm verantwortlichen Treasury Department, 
weil es weder sinnvolle Ziele noch Benchmarks für HAMP entwickelt habe 
(Rooney 2011). Statt die Banken zu beaufsichtigen und zu kontrollieren, pflegt die 
Obama-Administration cher eine Kooperationshaltung mit den großen Banken 
(Kiel/Pierce 2011a), und so lassen sowohl die Hypothekenindustrie als auch das 
zentrale staatliche Rettungsprogramm die von der mortgage-Krise Betroffenen 
im Stich (Kiel/Pierce 2011b). 

Als Teil des (im Februar 2009 verabschiedeten) American Recovery and Rein- 
vestment Act (ARRA) bewilligte der Kongress 1,5 Mrd. Dollar für (befristete) 
Wohnungsbeihilfen für obdachlose Familien bzw. solche, die in Gefahr sind, 
wegen Arbeitslosigkeit oder sonstigen Härtefällen ihre Wohnung zu verlieren. 
Das Wohnungsministerium HUD verteilt diese Mittel über das sog. Homelessness 
Prevention and Rapid Re-Housing Program (HPRP) an lokale Behörden, die 
damit circa 300.000 gefährdete Familien bei Miet- und anderen Wohnkosten 
unterstützen können - angesichts des Ausmaßes des Problems sind das sprich- 
wörtliche “Tropfen aufden heißen Stein’. Seit Verabschiedungvon ARRA haben 
sich die Arbeitslosigkeits- und Unterbeschäftigungsraten weit schneller und höher 
entwickelt als damals unterstellt wurde. 

Da die Städte bei weitem nicht hinreichend Mittel für alle Betroffenen haben, 
unternehmen einige nun interessante Laborversuche und geben wissenschaftli- 
che Studien in Auftrag, mit denen eruiert werden soll, ob bzw. wie Programme 
wie HPRP überhaupt die Menschen vor der Obdachlosigkeit bewahren. Wie in 
medizinischen Studien bekommt die eine Hälfte der Probanden die Droge), die 
Kontrollgruppe geht leer aus. So lässt sich ermitteln, ob die Menschen nicht doch 
über ganz andere Ressourcen verfügen, die ihnen ermöglichen, die Obdachlosig- 
keit zu vermeiden." 

Ein anderes Beispiel sind die sog. Community Action Agencies (CAAs), die 
5 Mrd. Dollar aus dem ARRA Konjunkturprogramm erhielten, und die so ziem- 
lich das einzige noch existierende umfassende Anti-Armutsprogramm der USA 
darstellen. Unter den 200 Bundesprogrammen, die ARRA-Gelder erhielten, 


15 Die Stadt New York gibt 577.000 Dollar für eine solche Studie aus, um das dortige, bis 
dato relativ erfolgreiche Programm, genannt Homebase, zu testen. Homebase existiert 
bereits seit 2004 und bietet Ausbildungsprogramme, Beratung, und Notfallmittel, um 
Menschen zu unterstützen, damit sie ihre Wohnungen behalten können. Es kostet die 
Stadt 23 Millionen, jedoch wird 2012 die aus dem Konjunkturpaket des Bundes stam- 
mende Bezuschussung für Homebase auslaufen. In der Studie werden deshalb die 400 
Haushalte, die zwischen Juni und August 2010 Homebase-Unterstützungbeantragt haben, 
beobachtet. 200 der Haushalte wurden regulär in das Programm aufgenommen, den 
andern 200 wurden die Namen und Adressen von anderen Behörden (wie Arbeitsamt, 
Räumungs-Interventions-Dienste, etc.) angeboten (Buckley 2010). 
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rangieren die CAAs an achter Stelle in Bezug auf die Zahl geschaffener Ar- 
beits- und Ausbildungsplätze. Diese Bundesgelder fließen nur, wenn sie - wie alle 
sogenannten block grants - durch weitere öffentliche und private Mittel ergänzt 
werden: auf diese Art arbeiten die Community Action Agencies in einer Vielfalt 
von Sozial- und Wohnungsprogrammen, Kinder-, Jugendlichen- und Ausbil- 
dungsprogrammen, Intervention bei häuslicher Gewalt, Rechtsberatung, und 
Obdachlosigkeitsprävention - und sparen den Kommunen dadurch viel Geld. 
„Community Action Agencies (...) sind weithin kaum bekannt, aber sie dienen 
im ganzen Land als Rettungsleinen für Menschen und Familien, die verzweifelt 
auf Suppenküchen, Obdachlosenheime oder Betreuung angewiesen sind. (...) 
Über 20 Millionen Menschen nehmen die Hilfe der Community Action Agencies 
derzeit aufdie eine oder andere Artund Weise in Anspruch“ (Herbert 2011). Im 
Rahmen der Auseinandersetzungen zur Reduzierung des Haushaltsdefizits schlug 
Obama schon im Februar 2011 vor, die (etwa 700 Mill. Dollar umfassenden) 
Community Services Block Grants um die Hälfte zu kürzen (die Republikanische 
Mehrheit im Repräsentantenhaus willsie komplett abschaffen) - was dem Defizit 
kaum an den Kragen gehen, aber die meisten der Programme der Community 
Action Agencies vernichten wird. 

Nachdem nun im April die tiefsten Haushaltseinschnitte in der Geschichte 
der USA beschlossen wurden, stehen diese Block Grants mit Sicherheit zur Dis- 
position, zu 50 oder - spätestens 2012 - zu 100%. 


4. Widerstand? 


Protest gegen die Abwälzung der Krisenkosten auf die Steuerzahler regte sich in 
den USA zunächst nur in sporadischen und sehr überschaubaren Aktionen. Orga- 
nisationen wie National People’s Action‘ und auch die neu gegründete Allianz von 
“Recht auf Stadt’-Gruppen’ mobilisierten zwar hier und dort vor Niederlassungen 
der großen Banken, zwangsversteigerten und anderen leer stehenden Häusern 


16 NPA ist ein seit 30 Jahren etabliertes Netzwerk v.a. städtischer Organisationen, die sich 
für wirtschaftliche Gerechtigkeit und gegen rassische Diskriminierung einsetzen. Zu- 
sätzlich zu den genannten öffentlichkeitswirksamen Aktionen engagieren sie sich auch 
für Reformvorhaben aufunterschiedlichen staatlichen Ebenen, wie z.B. die Frank-Dodd- 
Gesetzgebungzur Wall Street-Reform, und publizieren Analysen zu den Auswirkungen 
der staatlichen Rettung von Wall Street etc. (vgl. http://www.npa-us.org/und auch ma- 
kewallstreetpay.org). 

17 2007 haben sich Stadtteil- und Community-Labor-Organisationen aus Los Angeles, Bos- 
ton, New York, Chicago, Miami, New Orleans undanderen US-Metropolen zu einer Right 
to the City Alliance zusammen geschlossen, um zu den übergreifend relevanten Themen 
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oder den Büros und auch Wohnungen von verantwortlichen Politikern. Im Ver- 
gleich zu den massenhaften Demonstrationen und Protesten in europäischen 
Städten sind die Reaktionen im Land, wo sich die Auswirkungen der Krise vor 
allem in den Städten dramatisch manifestierten, jedoch erstaunlich schwach. 
Massenhafte Eigenheimverluste, Hächendeckender Leerstand, sich ausbreitende 
Zeltstädte und erodierende kommunale Infrastrukturen wurden scheinbar ohne 
großes Aufmucken hingenommen. Allerdings protestierten nicht nur Gruppen 
und Organisationen wie die oben genannten (die in den Medien kaum erwähnt 
werden). Auch die rechten - unter dem Label der Tea Party mobilisierenden — 
sogenannten Astroturf-Bewegungen waren schr aktiv'® und instrumentalisierten 
die Kritik des ‘kleinen Mannes’ an der Regierung und den Banken. 

Darüber hinaus sind es oft lokale und kleinere Organisationen, die spektaku- 
läre und radikale Aktionen veranstalten. Take back the land in Miami/Florida, 
beispielsweise besetzt leer stehende Häuser und bringt in ihnen obdachlose Fami- 
lien unter - z.T. dieselben Familien, die dort zwangsgeräumt wurden (seihe http:// 
takebacktheland.org/). Take back the Land ist Teil eines neuen, noch kleinen 
Netzwerks von Organisationen, dienicht nur gegen Zwangsräumungen protestie- 
ren, sondern sich aktiv ihre Räume (wieder) aneignen." Auch City Life/La Vida 
Urbana in Boston gehört dazu. Diese bereits seit 1973 im Bostoner Stadtteil Ja- 
maica Plainsaktive Bewegungsorganisation’” organisierte 2007 eine Bank Tenant 
Organization (BTA), um effektiver gegen die Zwangsvollstreckungen vorgehen zu 
können. Daim Moment der Vollstreckungserklärung von Hypotheken die Eigen- 
heim- bzw. Wohnungsbesitzer zu Mietern der Banken werden (bank tenants), mo- 
bilisiert City Life dievon Räumungund ZwangsversteigerungBedrohten, sowohl 
ehemalige Eigentumsbesitzer als auch Mieter, BTA beizutreten: hier vernetzen 
sich hunderte von vorher isolierten Räumungsbedrohten auf wöchentlichen 
Meetings (auf denen Austausch, Rechtsberatung, und die Planunggemeinsamer 
Aktionen stattfinden); viele Betroffene werden im Rahmen der von ihnen und 
anderen Unterstützern (darunter viele Jura-Studierende von Harvard und anderen 
regionalen Universitäten) getragenen Eviction Blockades politisiert. In Boston 


von Zwangsräumungen, Mieterrechten, Minderheitendiskriminierung, Gentrifizierung 
und Verdrängung zu kooperieren (Goldberg 2008; Liss 2011). 

18 „Astroturf“ bedeutet „Kunstrasen“ - im Gegensatz zu „echten“ grassroots-Bewegungen 
werden die Tea Party-Gruppierungen von Republikanischen Business-Eliten, Billionären, 
und konservativen Medien finanziell schr generös ausgestattet (vgl. Jane Mayer 2010). 

19 Die verschiedenen beteiligten Organisationen in Chicago, Rochester, Washington, 
Atlanta, Portland etc. sind hier aufgeführt: http://www.takebacktheland.org/index. 
cfm?fuseaction=links 


20 Zur Geschichte und Ausrichtung der Gruppe siche http://www.clvu.org/about_us.html 
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waren bis Juni 2010 bereits ca. 5000 Haushalte von Räumungen betroffen. Bei 
den circa 800 Fällen, in denen BTA sich eingeschaltet hat, konnte meist bereits 
durch Verhandlungen mit der Bank - unterstützt durch öffentlichkeitswirksame 
Nachtwachen vor den bedrohten Häusern und Demos vor den Banken oder bei 
ihren Golfturnieren (vgl. z.B. Dealbook 2010) - eine Lösung erreicht werden 
(entweder in der Form, dass die Nutzer/Bewohner Miete an die Bank zahlen, 
oder dass das Gebäude zum aktuellen Schätzwert zurückgekauft wird; in einigen 
Fällen kann auch die Unterstützung durch die Kommunalpolitik mobilisiert 
werden). Wo dies nicht möglich ist, organisiert die Gruppe Räumungsblockaden, 
sobald die Bewohner den Räumungsbescheid erhalten. Der öffentliche Druck 
führt sehr häufig zum Erfolg, und die Organisation wächst dank des Zustroms 
der politisierten Menschen, die ihre Wohnung retten konnten. 

Nachdem auch nach drei Jahren Wohnungsmarktkrise die Regierung im- 
mer noch keinerlei wirksame Schritte unternimmt, die Hypothekenfirmen zu 
Darlehensmodifikationen und Wertanpassungen zu drängen, sind mehr und 
mehr Kommunen bereit, die nun im Besitz der Banken befindlichen Immobili- 
en aufzukaufen, um sie dann - meist in Zusammenarbeit mit gemeinnützigen 
Stadtteil-Finanzinstitutionen (wie Boston Community Capital) oder auch mit 
Habitat for Humanity — an alternative Wohnungsbaugesellschaften zu verkau- 
fen. Allerdings ist dieser Weg zunehmend durch die eigene Fiskalkrise bedroht 
und funktioniert perspektivisch nur, falls Washington weitere Stimulus-Gelder 
bereit stellt. Diese Lage radikalisiert jedenfalls inzwischen auch die sonst stärker 
auf Kooperation und Lobby-Arbeit setzenden Organisationen wie NPA, die im 
März 2011 mit öffentlichkeitswirksamen Aktionen einige Furore in den Medien 
erzielten. So organisierte sie einen Massenbesuch der Versammlungder National 
Association of Attorneys General in Washington, D.C., in deren Macht es steht, 
den Bankern strengere Auflagen zu erteilen. 

Eine Radikalisierung und Ausweitung der Proteste wurde jedoch vor allem 
durch die Attacken von immer mehr Einzelstaatsregierungen auf die Rechte der 
Gewerkschaften im öffentlichen Sektor ausgelöst, die, angefangen in Madison, 
Wisconsin (Sulzberger 2011) inzwischen breite, lautstarke und anhaltende Pro- 
teste in vielen einzelstaatlichen Hauptstädten, inklusive Belagerung der jeweili- 
gen Regierungsgebäude, hervorgerufen haben. Nachdem die Gewerkschaften in 
Wisconsin den Forderungen nach Lohn-, Renten- und Krankenversicherungs- 
einbußen schon nachgegeben hatten, um ihren Beitragzur Linderung des Haus- 
haltsdefizits (von 137 Mill. Dollar) zu leisten - eines Defizits, das Gouverneur 
Walker in Wisconsin durch 117 Mill. Dollar an Steuergeschenken an Konzerne 
erst noch vergrößert hat (Davey 2011a) - waren sie nicht bereit, die umfassenden 
Angriffe auf die gewerkschaftlichen Organisationsrechte der bei Kommunen 
und Staaten Beschäftigten kampflos hin zu nehmen. Lehrer, Müllarbeiter, Kran- 
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kenschwestern, Ärzte, Schüler und andere im öffentlichen Sektor Angestellte 
wurden in ihren Protesten von Gewerkschaften im Privatsektor, von Bauern, 
die mit ihren Traktoren in die Hauptstadt kamen, von Studenten und vielen 
anderen gesellschaftlichen Gruppen unterstützt. Ohio, Iowa, Michigan, Indiana, 
Washington, New Jersey, insgesamt 22 Staaten folgten bald mit ähnlichen, z.T. 
noch schärferen gewerkschaftsfeindlichen Vorhaben,” mit dem Effekt, dass sich 
die Proteste jetzt quer durch die USA ausbreiten: in Indiana, Ohio, Iowa, Florida, 
Tennessee, Idaho und Washington. 

Zum Teilklinkte sich auch die Wiederwahlmaschinerie für Präsident Obama 
in diese Proteste ein: Ohio und Wisconsin sind schließlich wahlentscheidende 
Staaten, in denen es gilt, von den Demokraten enttäuschte Wähler wieder für 
Obama zu mobilisieren. Aus diesem Grund beteiligten sich auch die Demokraten 
und die Wahlkampforganisation des Weißen Hauses Organizingfor America an 
der Mobilisierung für die Proteste. 

Dass die Unterstützung aus Washington nachhaltig sein könnte, erscheint an- 
gesichts der Schwerpunkte, die bei den Washingtoner Kürzungsrunden gesetzt 
werden, allerdings fraglich. Vielleicht ist der Fallder Bundeshauptstadt wegweisend. 
Auf diese Stadt wirken sich die drastischen Einschnitte des Bundeshaushalts wegen 
ihres Sonderstatus als District of Columbia sofort und unmittelbar aus. Da die 
Stadt nicht autonom über die Verwendungihrer eigenen Steuergelder entscheiden 
darf, bestimmte der Kongress nun - ohne jede Verhandlung mit der Washingto- 
ner Stadtverwaltung -, dass im aktuellen Haushalt Gelder für Programme zur 
Subvention von Abtreibung bei einkommensschwachen Frauen, oder für saubere 
Spritzen (wegen der hohen Aids-Raten in Washington) gestrichen wurden. Der 
Washingtoner Bürgermeister Gray und Stadtratsmitglieder und weitere Bürger 
konnten ihrer Position nur noch mit einer Kundgebung und Sitzblockade vor dem 
Capitol zum Ausdruck bringen - und wurden prompt verhaftet (Pershing 2011). 
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FRAUEN SM SOLIDARITET 


Sabah Alnasseri 


Revolutionäre ernten die Früchte selten: 
Der 17. Bouazizi 2010 


Für Mohamed Bouazizi 


Ist der Islam der Motor, sind die so genannten islamischen Fundamentalisten das 
Subjekt der Geschichte im arabischen Raum? Man kommt sich fast idiotisch vor, 
diese Frage zu stellen, aber genau diese Absurdität prägte die Mehrzahl der akade- 
mischen und medialen Darstellungen und Analysen der politischen Verhältnisse 
in dieser Region bis zum 17. Dezember 2010.' Wie aus heiterem Himmel wurde 
an diesem Tag ein Paradigmenwechsel angekündigt. Nun erfahren wir, dass es 
dort Menschen gibt, die sich für demokratische Verhältnisse einsetzen. Dass die- 
selben Menschen seit langem kämpfen und dass viele ihr Leben im Kampf gegen 
die gleichen Regimes verloren, die von der neoliberalen Demokratie unterstützt 
wurden, kommt für viele als eine große Überraschung. Nicht nur die Menschen 
dort wurden von den Ereignissen überwältigt, sondern vor allem jene im Westen. 

Eine Revolution kann nicht geplant werden. Explosive Momente, die Revolten 
und Revolutionen entzünden, sind schr schwer vorherzusagen, eben weil sie schr 
konkret sind, weil sich multiple Verschiebungen sozialer Verhältnisse in ihnen 
verdichten. Nicht die Proteste an sich sind neu, sondern ihre Verdichtung. Die 
Konzentration aufeinige zentrale Forderungen kettete die Menschen aneinander. 
Natürlich gibt es erhebliche Unterschiede zwischen den jeweiligen Ländern; die 
kleinen, aber feinen Details sind entscheidend. Die Dialektik von Spontaneität 
und Organisation, die den revolutionären Prozess prägt, könnte bedeuten, dass 
nicht die populärsten, sondern die politisch am besten organisierten Kräfte die 
Oberhand gewinnen. 


l An diesem Tag fand der erste explosive Akt in einer Kette von Ereignissen statt, durch 
die ein neuer revolutionärer Kalender geschaffen wurde: Im Gedenken an Mohamed 
Bouazizi nenne ich den 17. Dezember den 17. Bouazizi. 
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Der revolutionäre Kalender: 
Freitag ist ein tragischer Tag für Diktatoren 


Zunächst einmal ist eine chronologische Übersicht angebracht. Die Tunesie- 
Innen machten es vor, wie der populare Wille einen Diktator vertreibt: Am 17. 
Dezember 2010 um 11:30 Uhr hat der junge Tunesier Mohamed Bouazizi aus der 
kleinen Stadt Sidi Bouzid sich selbst geopfert, nachdem die Polizei seinen Gemü- 
sestand beschlagnahmte, ihm ins Gesicht spuckte, ihn öffentlich beschimpfte und 
beleidigte. Gedemütigt und niedergeschlagen ging Bouazizi, der Ernährer einer 
achtköpfigen Familie, in der Hoffnung zur Präfektur, dass die Beamten ihm hel- 
fen würden, aber diese weigerten sich, seine Beschwerde anzuhören. Eine Stunde 
später kehrte Bouazizi zur Präfektur zurück, überschüttete sich mit Benzin und 
setzte sich selbst und die gesamte Region in Brand. Ein spontaner Aufstand in 
Solidarität mit ihm begann in seiner Stadt, von dort breiteten sich die Unru- 
hen auf andere periphere Städte und Dörfer aus, bevor sie die Hauptstadt zwei 
Wochen nach dem Vorfall erreichten. Am Freitag, dem 14. Januar 2011 floh der 
tunesische Präsident Zine el-Abidine Ben Ali nach Saudi-Arabien. Mindestens 
200 Menschen wurden während der Unruhen getötet. Am 5. Januar fingen die 
Proteste in Algerien an, am 7. Januar in Jordanien. 

Am 23. Januar 2011 trat die pro-amerikanische Regierungal-Hariri im Liba- 
non zurück. Am gleichen Tag veröffentlichte al-Jazeera die „Palästina-Papiere“, 
interne diplomatische Dokumente der israelisch-palästinensischen Verhandlun- 
gen im Zeitraum 1999-2010, die die Mitschuld der Fatah um Abbas an der von 
Israel zu verantwortenden Misere in den besetzten Gebieten deutlich machten. 
Daraufhin trat zunächst der Chef des palästinensischen Verhandlungsteams 
Erekat zurück, und am 14. Februar das gesamte Kabinett der Palästinensischen 
Autonomiebehörde im Westjordanland. 

Am 25. Januar versammelten sich Hunderttausende auf dem Tahrir-Platz in 
Kairo und verlangten radikale Reformen. Nach wochenlangen Massenprotes- 
ten und Angriffen auf Demonstranten, bei denen mindestens 800 Menschen 
umgebracht wurden, trat der ägyptische Präsident Hosni Mubarak am Freitag, 
dem 11. Februar zurück. Die Unruhen in Libyen, die Mitte Januar begannen, 
eskalierten in einen Bürgerkriegmit Tausenden Toten und in einer Intervention 
derNATO. In der dritten Januarwoche begannen die Proteste im Jemen, am 28. 
Januar in Saudi-Arabien, am 30. Januar im Sudan. Im Jemen wurden Hunderte 
Demonstranten durch Anhänger und Sicherheitskräfte des seit 1978 regierenden 
Präsidenten Salih erschossen. Am 14. Februar starteten die Protestmärsche in 
Bahrain, die dortzu einer militärischen Intervention des Golf-Kooperationsrats 
und vor allem Saudi-Arabiens führten. Vom 18. Februar an fanden Proteste im 
Irak und in Oman statt; am 15. März begannen Proteste in Syrien. In all diesen 
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Ereignissen haben die Menschen einen revolutionären Kalender eingeführt: Tage 
der Empörung, der Märtyrer, der Siege usw. 

Zunächst dachte keineR der TeilnehmerInnen daran, dass dies eine revo- 
lutionäre Situation sei. Sie dachten, wenn sie eine große Anzahl von Menschen 
mobilisieren könnten, dann wäre dies an sich ein großer Erfolg. Als Zehntausende 
und Hunderttausende marschierten, übertraf dies alle Erwartungen. Erst bei die- 
sem Anblick haben die Menschen ihre Angst und Desorganisation überwunden 
(vgl. Bamych 2011). Aber vor allem eskalierten die Regimes diese Augenblicke 
zur Unkontrollierbarkeit. Die Arroganz der Macht, Brutalität und Gewalt ver- 
wandelten die turbulenten Momente in einen explosiven Zündstofl. Was als ein 
Tag der Wut startete, endete in einer Revolution (Abd El Fatah 2011). 

Bei all diesen Ereignissen reagierten alle Regierungen auf vorherschbare Weise. 
Sie haben sich als unglaublich inkompetent erwiesen. Alle Präsidenten haben am 
Anfang, als ihre Machtposition erschüttert wurde, angekündigt, dass sie weder für 
weitere Präsidentschaftswahlen kandidieren oder ihre Amtszeit verlängern noch 
die Macht an Familienmitglieder übergeben würden. Sie versprachen Reformen, 
steigende Subventionen, die Schaffungvon Arbeitsplätzen usw. Dann aber griffen sie 
in ihrer Verzweiflungzu Gewalt und Mord oder militärischer Intervention (Bahrain), 
bevor sie wie heiße Kartoffeln von ihren eigenen Komplizen fallengelassen wurden. 
Es war überall das gleiche Muster der Reaktionen, das gleiche Szenario des Sturzes. 

Was ist so dramatisch schiefgelaufen bei der Organisation der Staatsmacht 
als Klassenmacht? Die Erklärung dieser vielfältigen und komplexen Ereignisse 
stellt ein Forschungsprogramm dar, das hier in seiner Gesamtheit nicht bearbeitet 
werden kann. Obwohl die theoretischen Annahmen für alle Fallstudien gültig 
sind, möchte ich mich hier auf die zwei Fälle bisher erfolgreicher Proteste (mehr 
auf Ägypten als auf Tunesien) konzentrieren. 


Hypothesen 


1. Der plötzliche und schnelle Zusammenbruch der Regimes ist der strukturellen 
Schwäche der Staaten zu verdanken: der Schwächung der Zivilgesellschaft durch 
Unterdrückung, der Einhegung des öffentlichen Raums und des politischen Fel- 
des. Daher geht der Konflikt sofort über den Mechanismus der Repräsentation im 
engeren Sinne (Parteien, Parlament, staatliche Medien etc.) hinaus und durchzieht 
die ganzen Staatsapparate, mit der Folge einer relativen Verselbständigung der 
Bürokratie, der Armee und der höheren Ränge des Kapitals. 

2. Die Staats- und Parteieliten waren nicht bereit und fähig, mit notwendigen 
Reformen aufsich verändernde sozioökonomische Realitäten zu reagieren: Kon- 
kurrierende nationale und internationale Kräfte des wirtschaftlichen Wandels 
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wurden in ihren Operationen eingeschränkt. Ihr Zugang zu den staatlichen 
Entscheidungsgremien wurde beschränkt und ihr Eigentum wurde unsicher, 
mit anderen Worten, diese Kräfte wurden im Machtblock marginalisiert. Die 
Krise der regierenden Parteien bedeutet gleichzeitig eine ökonomische Krise der 
Kompradorenfraktion des Kapitals, die den Frontalangriff der Massen auf die 
Regimes erleichterte, indem sie konkurrierende kapitalistische Fraktionen auf 
die Seite der popularen Klassen brachte. 

3. Die regierenden Parteien haben ihre eigenen, die Staatsmacht unterstützen- 
den Stellungen durch den Putsch der Parteiwirtschaftseliten gegen lokale und 
regionale Eliten der Partei, Funktionäre, Technokraten und die Armee zerstört. 

4. Die Eskalation der Konflikte ist von den Regimes selbst verschuldet: Der 
Stellungskrieg innerhalb der Zivilgesellschaft verwandelt sich wegen politischer 
Fehler und Fehleinschätzungen der regierenden Eliten in einen politischen Bewe- 
gungskrieg. Der exzessive Gebrauch von Gewalt erzeugt gegenläufige Wirkungen 
wegen der Risse, Konflikte und Widersprüche in und zwischen den Sicherheits- 
apparaten des Staates. 

5. Die Oppositionsparteien waren zum Schatten ihrer selbst geworden, Mu- 
mien, die nicht fähig waren, sich an neue Situationen und Kräfteverhältnisse 
anzupassen; somit hatten sie sich in starre, vom Staat abhängige Bürokratien 
verwandelt. Ihre jeweilige soziale Basis war allerdings noch mit den popularen 
Klassen verbunden, was ihnen eine relative Autonomie in ihrem Handeln gegen- 
über dem Regime verlieh. Die Oppositionsparteien wurden von ihren jeweiligen 
Klassen, Klassenfraktionen und anderen sozialen Gruppen verlassen. Politische 
Neulinge oder weniger bekannte Kräfte ergriffen die Initiative für den Wandel 
in dieser Konfliktsituation. 

These: Um die gegenwärtige Lage zu verstehen, gilt es, die Existenzbedingungen 
der Staatsmacht zu begreifen: neoliberale Umstrukturierung, Restrukturierung 
von Klassen, Umbildung in der regierenden Staatspartei, imperialistische Ein- 
bettung des Staates, brutale Desorganisation, Gewichtsverlagerung unter den 
Staatsapparaten. Diese Entwicklungen schufen neue Widersprüche, Interessen- 
gegensätze und Konflikte, die durch den vermehrten Widerstand einerseits und 
die internationalen und regionalen Verschiebungen (geostrategische Schwäche 
der USA und ihrer Verbündeten in der Region, wirtschaftliche Krise, politische 
Fehler der Staatsparteien, Entfremdung von Teilen der herrschenden Klassen 
und der Staatsakteure) andererseits ausgebrochen sind. 

In Zeiten globaler und nationaler Krisen und angesichts einer kaum vor- 
handenen sozialistischen Organisation der popularen Klassen im arabischen 
Raum fördern Fraktionen der herrschenden Klassen und bestimmte Kräfte in 
den Staatsapparaten mit der Unterstützung internationaler Kräfte Initiativen 
politische Veränderungen. Dabei appellieren sie an die popularen Klassen, die seit 
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langem multiple Widerstandsformen ohne Erfolg erprobten, den Kampf dieser 
Fraktionen gegen andere dominante Fraktionen im Machtblock zu unterstützen. 
Das wahrscheinlichste Ergebnis wird ein Modell sein, dasähnliche Züge wie das 
jetzige Entwicklungsmodell in der Türkei aufweist. 

Alle aufgelisteten Variablen sind notwendigund reichen jeweils einzeln nicht, 
um die zündenden Momente zu erklären. Nur die Berücksichtigung von Wider- 
sprüchen und Konflikten zwischen Fraktionen der herrschenden Klassen, Rissen 
innerhalb der regierenden Partei und des Staatsapparats, Initiativen der popularen 
Klassen, der globalen Wirtschaftskrise und der Schwächung der geostrategischen 
Position der USA und mit ihr der dominanten Position der regionalen Mächte 
versetzt uns in die Lage, die Ereignisse zu erklären, nur so können wir die hinrei- 


chende Verdichtung der Widersprüche in der Zeit erkennen. 


Begriffsklärung 


Die klassischen bürgerlichen Revolutionen strebten ebenso wie die antikolonialen 
und antiimperialistischen Revolutionen nach der Formierung des Nationalstaates 
und der nationalen Bourgeoisie. Es ist problematisch, die aktuellen Ereignisse 
an dem klassischen Revolutionsmodell zu messen. Der gramscianische Begriff 
der passiven Revolution, der die Initiative der herrschenden Klasse und ihrer 
politischen Vertreter mit Hilfe des Staates bezeichnet, ist ebenso problematisch. 

Was die Proteste in Tunesien und Ägypten von Demokratiebewegungen in 
Lateinamerika in den 1980er Jahren, in Osteuropain den 1990er Jahren, von den 
jüngsten Demokratiebewegungen in Georgien und der Ukraine unterscheidet, 
ist, dass sie weder vom Westen unterstützt wurden noch eine führende Partei 
oder eine charismatische Persönlichkeit aufweisen, die dann die alte korrupte 
Konstellation in neuen Formen reproduzieren. Darüber hinaus unterscheiden sich 
die aktuellen Protestbewegungen von den alten antikolonialen, nationalen Be- 
wegungen darin, dass letztere avantgardistische Cliquen an die Macht brachten, 
die genauso autoritär und korrupt wie die kolonialen Regime endeten. Aber was 
diese neuen Proteste gegen die chauvinistische Haltungder Herrschenden und des 
Imperialismus vor allem zeigen, ist, dass die Rationalität der popularen Klassen 
demokratischer ist als die nationalistische und imperialistische Rationalität der 
Ordnung und Stabilität. Die Protestierenden haben sich nicht nur friedlich, 
demokratisch und vereint in ihrem Willen und Handeln gezeigt, sie haben auch 
gezeigt, dass alle Vorurteile über die popularen Klassen, diese seien nicht in der 
Lage, sich zu organisieren, und bräuchten stets eine elitäre Führung, absurd sind. 

Wie sollen wir nun die aktuelle Situation bezeichnen? Angesichts der imperi- 
alistischen Krise, der Konflikte unter den Fraktionen der herrschenden Klassen, 
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der Initiativen der Volksmassen und der Unterstützung von einigen staatlichen 
Apparaten und Akteuren, der Kettenreaktion in der gesamten Region und der 
Beschwörung von sozialen und politischen Fragen schlage ich den Begriff revo- 
lutionäre Situation vor. 


Die Krise: Revolutionäre Situation 


Armut, Arbeitslosigkeit, Marginalisierung, die Wirtschaftskrise, die steigenden 
Nahrungsmittel- und Energiepreise, die Kämpfe der Arbeiter und des Kleinbür- 
gertums sind notwendige, aber nicht hinreichende Variablen, um die revolutio- 
näre Situation zu erklären. 

Die Krisensituation, die durch globale wirtschaftliche Turbulenzen und po- 
litisch-militärische wie geostrategische Einwirkungen beschleunigt (aber eben 
nicht verursacht) wurde, beinhaltet eine Spaltung innerhalb der Staatsapparate 
und Konflikte unter den Fraktionen der herrschenden Klassen im Machtblock, 
die in eine Krise des Staates einmündeten. Die Krise erlaubt die Entstehungeiner 
dualen Machtstruktur und die Möglichkeit der Eroberung der Staatsmacht. Die 
Krise tritt auf, weil der Staat die gleichen Kräfte und Institutionen, auf denen 
seine Macht beruhte, längst zerstört hatte. 

Drei entscheidende, sich gegenseitig determinierende Momente erklären die 
Eskalation der Konflikte und explizieren, was unter der Oberfläche kochte: Risse 
innerhalb der regierenden Parteien, Spaltungen innerhalb der Sicherheitsapparate 
und Konflikte unter den Fraktionen der herrschenden Klassen. Wenn sich die 
Konflikte im ersten Fall, in Tunesien, in hohem Tempo aufgrund mangelnder 
Verteidigungsgräben des Staates, die durch das Regime selbst zerstört worden 
waren, entfalteten, so setzte die Flucht Ben Alis nach Saudi-Arabien nach dem 
gescheiterten Versuch der gewaltsamen Eindämmung der Proteste Mubaraks 
Regime unter enormen Druck, nicht wie gewohnt, nämlich vorbeugend und 
gewaltsam zu handeln, um genau den Zusammenbruch zu verhindern. Dies 
entpuppte sich als tödlicher Fehler, der die Proteste der Kontrolle des Regimes 
entzogund den Raum für die freie Entfaltungder latenten Widersprüche öffnete. 
Sonst kann nicht erklärt werden, warum der Staat nicht rechtzeitig handelte, 
obwohl er genug Zeit und Kenntnisse von der Planung des Protesttags am 25. 
Januar 2011 hatte. Am 6. April 2008 waren sowohl der Streik in den Fabriken als 
auch die Facebook-Initiative in der Phase der Planung stecken geblieben, nachdem 
der Staat mit aller Härte gegen die Initiatoren vorgegangen war. Mit anderen 
Worten, selbst entscheidende strukturelle wie institutionelle Momente waren 
nicht hinreichend für einen politischen Umbruch: erst durch politische Fehler 
seitens des Staates konnte das Mögliche wirklich werden. 
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Wir müssen im allgemeinen differenzieren zwischen den Formen der Organisa- 
tion und Führung, der Art der Forderungen, der geostrategischen und geopoli- 
tischen Positionierung und Relevanz und nicht zuletzt den Mitteln der Proteste 
und des Widerstands. 

Formen der Organisation und Führung: Offensichtliche Schwächen waren der 
Mangel an Führung und rudimentäre Formen der Organisation. Abgesehen von 
sozialen Netzwerkern und Teilen der Gewerkschaften gab es kein effektives Organi- 
sationsgerüst der popularen Klassen. Alte Formen der Organisation und Führung 
sind jedoch unter den gegenwärtigen Bedingungen wenig hilfreich. Es mangelt 
an nenen Formen (obwohl es embryonale Versuche gibt), die der gegenwärtigen 
Situation entsprechen: Es gibt keinen neuen Typ der Partei, der Gewerkschaft 
oder der popularen Komitees etc. Die herrschenden Klassen und Staatskräfte sind 
dagegen wirksamer organisiert, haben disziplinierte Truppen und eine kohärente 
Führung und sind damit besser ausgerüstet, künftige Initiativen zu ergreifen. 

Art der Forderungen: Obwohl die soziale Frage noch nie so brisant war, wurde 
sie kaum artikuliert; die Forderungen waren strikt politisch-moralisch: liberale 
Demokratie, bürgerliche Freiheitsrechte, Rechtsstaatlichkeit und das Ende der 
Korruption. Dies stellt bei der Abwesenheit effektiver Organisationsformen der 
popularen Klassen die Grenze dessen dar, was gesellschaftspolitisch verwirklich- 
bar ist. In diesem Sinne ist die historische Kontingenz der Kämpfe hervorzuheben: 
Liberal-demokratische Forderungen sind möglich, weil historisch notwendig 
und somit, d.h. verglichen (aber eben nur im Vergleich) mit dem Status quo ante, 
stellen sie eine Errungenschaft dar. 

Geostrategische und geopolitische Relevanz: Die Wahrscheinlichkeit und Mög- 
lichkeit des tunesischen Falls ergab sich u.a. aus dem marginalen Status des Landes 
in geostrategischer und geopolitischer Hinsicht: Tunesien war weniger relevant 
im Kontext imperialistischer Intervention in der Region, das Land verfügte nicht 
über wichtige Rohstoffe und spielte kaum eine Rolle im Israel-Palästina-Konflikt. 
Selbst seine Rolle im imperialistischen Krieg gegen den so genannten globalen 
Terror war zweitrangig. Tunesien war das schwächste Glied der zerbrechlichen 
Kette. Alle darauffolgenden Revolten spielen sich in relevanteren Kontexten ab. 
Daher können sie sich auch weniger „frei“ entfalten. 

Formen und Mittel der Proteste und des Widerstands: Weniger die Gewaltlosig- 
keit (abgesehen von Libyen) und die klassischen Formen der Proteste wie Streiks, 
Sitzblockaden, Demonstrationen, Sabotage etc. waren es, die die neuen Proteste 
charakterisieren. Während der letzten Jahre lernten AktivistInnen, wie neue Formen 
der Kritik zu entwickeln und wie die nicht-monopolisierten Techniken der neuen 
Medien zu nutzen sind. Vor allem erwies sich die politisch-ideologische Verschie- 
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bung von regionalen und internationalen Ereignissen und Zusammenhängen als 
entscheidend für die Mobilisierunggegen die nationalen Regimes: die Verschiebung 
der Frage der von den Regimes verschwörungslegitimatorisch instrumentalisierten 
militärischen Interventionen in der Region, des Gazakriegs und der Gazablockade, 
der Irakbesatzung und der sicherheitspolitischen Zusammenarbeit dieser Regimes 
mit NATO-Staaten unter der Schirmherrschaft der USA. Seit der Intifada im 
September 2000 in den Besetzten Gebieten haben die Protestbewegungen all diese 
Fragen zu einer Frage des internen Regimewechsels verschoben. 


Nun möchte ich einige öffentlich propagierte Behauptungen in Frage stellen: 

Erstens die Behauptung, es handele sich um eine Jugendrevolte: Sie ist nicht 
sonderlich aufklärend, weil Jugendliche die absolute Mehrheit in der Bevölkerung 
der Region sind und weil alle Revolten und Revolutionen in ihrer Mehrheit von 
Jugendlichen getragen wurden. 

Zweitens die Behauptung, es handele sich um eine Facebook-Revolution, eine 
Revolution der sozialen Netzwerke: Dies sagt nicht viel aus, da alle großen Er- 
eignisse von der Nutzung bestimmter Kommunikationsmittel begleitet wurden. 
Es wäre absurd, die islamische Revolution im Iran 1979 als eine Kassettenrevo- 
lution zu bezeichnen, nur weil die Mullahs dieses Mittel genutzt haben, um ihre 
Botschaften zu verbreiten: alle Mittel der Kommunikation haben ihren eigenen 
Gebrauchswert, ihr eigenes subversives Potential. 

Drittens die Behauptung, die Revolten seien eine unmittelbare Folge der 
jüngsten Weltwirtschaftskrise: Trotz der Verbindungen, die in der Tat zwischen 
der globalen Krise und den Aufständen bestehen, ist es verkürzt, zu behaupten, 
dass die globale Wirtschaftskrise unmittelbar die Ursache der revolutionären 
Ereignisse sei, weil dies alle möglichen Vermittlungen, ungleichmäßige und un- 
gleichzeitige Entwicklungen und Verzögerungen sowie die Rolle der Menschen, 
die ihre eigene Geschichte machen, schlichtweg verneint und ignoriert. 

Was schließlich die Verschwörungstheorie angeht, dass die USA hinter all 
diesen Ereignissen stecken, so kann ich nur sagen, falls dies immer noch nicht 
klar ist: Es gibt Geschichten jenseits der Reichweite des Empire. 


Der arabische, neoliberale Staat: Notstandsstaaten 
und autoritärer Korporatismus 


Der arabische Staat - ob republikanisch oder monarchistisch - operiert durch 
Notstandsgesetze. Der Notstand wurde zum normalen Betrieb des Staates, die 
Ausnahme zur Regel. Was sind seine Schwächen, die in einem explosiven Moment 
zu seinem Bröckeln und Zusammenbrechen führen? 
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Die Präsidenten nehmen Verfassungsänderungen in einer quasi absolut mo- 
narchistischen Weise vor. Die Notstandsgesetze schränkten alle Freiheits- und 
sozialen Rechte ein. In allen Staaten (ob republikanisch oder monarchistisch) 
spielt die Legislative eine beratende, untergeordnete oder gar keine Rolle. In 
allen sind Oppositionsparteien nicht geduldet oder haben eine legitimierende 
Funktion. In allen spielt das Rechtsystem eine periphere oder apologetische Rol- 
le. Alle Machthaber stehen über der Verfassung bzw. der Machterhalt diktiert 
Verfassungsänderungen. Alle Machthaber haben in den letzten Jahren Verfas- 
sungsreformen erzwungen, wonach mehr Macht in der Hand der Exekutive 
bzw. des Machthabers konzentriert wird und die Amtsperiode des letzteren bzw. 
seiner Erben ad infinitum niedergeschrieben wurde. Alle Regierungen werden 
von den Machthabern ernannt und abgesetzt. Gewaltenteilung entpuppt sich 
mehr als Gewalt und weniger als Teilung. Parlamente haben in der Regel eine 
Stempelfunktion für die Entscheidungen der Exekutive. Der Präsident kann in 
den meisten Bereichen durch Verordnungen und Dekrete regieren. Die Folgen 
dieser Machtkonzentration und der rechtlich-politischen Grauzonen waren 
Entgrenzungen von Partei, Regierung und Staatsapparat. 

Die regierenden Parteien wurden von „strategischen Gruppen“ in den diversen 
Staatsapparaten, in den wirtschaftlichen und ideologischen Instanzen getragen und 
bildeten so ein labiles Gleichgewicht der politischen Kräfte. Die regierende Partei 
spielte mit den besonderen Interessen der herrschenden Klassenfraktionen und 
verstärkte so deren klasseninterne Konflikte. Dies halfder Parteielite dabei, enormen 
Reichtum anzuhäufen und die unangefochtene politische Macht der Partei zu ze- 
mentieren. Die Durchdringungvon Kapital und Staat ist weniger eine institutionelle 
Anomalie, sondern struktureller Natur: sie ist Ausdruck der neoliberalen ursprüngli- 
chen Akkumulation, der Anhäufung von unproduktivem Reichtum, der Formation 
von Kompradorenklassen, der organisierten Kriminalität der Machteliten. 

Zunächst versammelten sich alle Fraktionen der herrschenden Klassen um 
die regierenden Parteien, die ihre Interessen am besten vertraten. Durch pater- 
nalistisch-klientelistische und autoritär-koporatistische Mechanismen wurden 
die regierenden Parteien in die Lage versetzt, den Zugang für bestimmte wirt- 
schaftliche Kräfte zu erleichtern und den popularen Klassen, aber auch Teilen der 
herrschenden Klassen die Teilnahme an den Prozessen der Entscheidungsfindung 
des Staates zu erschweren: institutionelle Selektivität des Staates. 

Die besonderen Interessen verschärften den Wettbewerb zwischen und in den 
Fraktionen der herrschenden Klassen über den Zugang zu höheren Rängen der 
regierenden Partei und der zivil-militärischen Bürokratie durch wirtschaftliche 
Zugeständnisse und politische Loyalität. Klientelismus ist ein strukturelles Merkmal 
des Systems und stellt keine kulturelle Abartigkeit dar. Er ist der institutionali- 
sierte Mechanismus des Austauschs und der Artikulation von Klasseninteressen, 
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der das Fehlen eines pluralistischen Modus der öffentlichen Auseinandersetzungen 
und die Irrelevanz der legalisierten Oppositionsparteien erklärt. Gewalt ist ein 
Merkmal dieses Systems, sie ist strukturell und nicht willkürlich. 


Der Machtkampf der Kapitalfraktionen 


Nicht alle Kapitalfraktionen wurden in den letzten turbulenten Jahren in die 
Entscheidungsgremien integriert und durch die regierenden Parteien und Prä- 
sidentenfamilien gefördert. Diejenigen Fraktionen, die eine kritische Distanz 
zu den regierenden Parteien aus Angst vor dem langen Arm des Regimes in 
Bezug auf ihr Eigentum hielten, verbündeten sich lieber mit internationalen 
Kapitalfraktionen. Aber auch diejenigen Kapitalfraktionen, die aus Angst um 
ihre nationalen Marktanteile ihre Investitionen vor dem aggresiven, internatio- 
nalen Wettbewerb und der Kompradorenfraktion schützen wollten, entwickelten 
eine kritische und misstrauische Haltung gegenüber dem Regime. Die „innere 
Bourgeoisie“ (Poulantzas) und die zeo-nationale Bourgeoisie stellten sich auf die 
Seite der Protestierenden. Wenn wir einen Blick aufdie jeweiligen Länder werfen, 
so finden wir genügend Beispiele dieser Dissidenten. Genau diese Fraktionen des 
Kapitals setzen sich für liberale politische und wirtschaftliche Verhältnisse und 
insbesondere für den Schutz des Privateigentums ein. Die Eliten dieser Fraktionen 
spielten eine nicht unwichtige Rolle in den letzten Jahren und in den aktuellen 
Ereignissen als Sponsoren des politischen Wandels. Da ich hier nicht im Detailauf 
diese Frage eingehen kann, werde ich kurz relevante Beispiele dieser Fraktionen 
im Vergleich zu Mitgliedern der Kompradorenfraktion beschreiben. 

Eine neue politische und wirtschaftliche Fraktion wurde unter Ben Ali und 
seiner Partei sowie unter Mubarak und seinem Sohn Gamal geschaffen, eine 
Klassenfraktion von Eigentümern der privatisierten Unternehmungen des che- 
mals öffentlichen Sektors. Diese wurden weit unter dem Marktwert an loyale 
Eliten und Partei- oder Familienfreunde verkauft. Sie erhielten außerdem günstige 
Bankdarlehen, massive Steuererleichterungen und große Landstriche, um ihre 
Loyalität zu sichern. Im Gegenzug haben sich die regierende Nationaldemo- 
kratische Partei (NDP) von Mubarak sowie das Rassemblement constitutionnel 
democratigque (RCD) von Ben Ali zunehmend auf die neuen Wirtschaftseliten 
als Basis für finanzielle und politische Unterstützung verlassen. 

Das Beispiel Ägypten ist lehrreich in dieser Hinsicht. Als Ergebnis dieser Ent- 
wicklung wurden 2005 20% der Sitze der Volksversammlung, des Unterhauses des 
ägyptischen Parlaments, von befreundeten Geschäftsleuten besetzt. Darüber hinaus 
bekleideten diese leitende Positionen in der regierenden Partei und vor allem in 
ihrem politischen Komitee um Mubaraks Sohn Gamal. So forcierte der ägyptische 


Revolutionäre ernten die Früchte selten 283 


Geschäftsmann Raschid Mohammed Raschid als Handels- und Industrieminister 
ab 2004 die Öffnung Ägyptens für den internationalen Handel und ausländische 
Direktinvestitionen. Er führte auch eine neue Form von öffentlich-privaten Part- 
nerschaften in Ägypten ein, eine neoliberale Governancestruktur, die Mitglieder 
des privaten Sektors in die Regierungspolitik, in den Entscheidungsgremien und 
den Entscheidungsfindungsprozessen einbezog. Ahmed Ezz, ein weiteres pro- 
minentes NDP-Mitglied, ist Besitzer von Al Ezz Industries, einem der größten 
Stahl- und Keramikhersteller im Nahen Osten und in Nordafrika. Zugleich war 
er Vorsitzender des Haushaltsausschusses der ägyptischen Volksversammlung. 
Durch seine Bindungen zur Mubarakfamilie erhielt er mehr als 60% des Markt- 
anteils der Stahlindustrie in Ägypten. Des Weiteren sicherte er sich Aufträge in 
öffentlich-privaten Bauvorhaben. Hischam Talaat Mustafa, ehemaliges Mitglied 
des ägyptischen Parlaments und Eigentümer eines der größten ägyptischen Un- 
ternehmen, kaufte weite Landstriche, um Siedlungen für gehobene Schichten und 
für Touristen bauen zu lassen. Politische Verbindungen sicherten ihm nicht nur 
den Zugriff auf die Ländereien, sondern auch die bevorzugte Behandlung bei der 
Anbindung seiner Siedlungen an das Straßennetz und die Versorgungsinfrastruktur. 

Gegen diese Kompradorenfraktion traten andere auf, die sich für liberale po- 
litische und wirtschaftliche Verhältnisse einsetzten. Naguib Sawiris z.B. ist einer 
der einflussreichsten Kapitalisten in Ägypten dank seines rasch expandierenden 
Telekom-Imperiums mit der Unternehmensgruppe Orascom (sie umfasst Eisen- 
bahnen, Badeorte, Autobahnen, TK-Anlagen, Windparks, Eigentumswohnungen 
und Hotels), dem Mobilfunkanbieter Mobinil und der Investmentgesellschaft Wind 
(Amar 2011b). Orascom ist der größte private Arbeitgeber und das größteägyptische 
Unternehmen nach Marktkapitalisierung an den Börsen in Kairo und Alexandria. 
Es begann unter Sadat und expandierte unter Mubarak. Sawiris ist ein liberaler 
Nationalist, der die linksliberale Zeitung al-Masry al-Youm und das Satelliten- 
TV-Netz OTV ins Leben gerufen hat, die auf ägyptische Jugendliche abzielten. 
Die sozialen Netzwerker des neuen Kleinbürgertums sind die Truppe von Sawiris. 
Orascom betreibt GSM-Netze in sieben verschiedenen Ländern im Nahen Osten, 
in Afrika und in Indien und bietet einer Reihe von Internet Service Providern und 
Satelliten-Betreibern Dienste an. Sawiris ist auch einer der wichtigsten Finanziers 
in der arabischen Welt und im Mittelmeerraum. Im vergangenen Jahrzehnt wurden 
Sawirisund seine Verbündeten von Gamal Mubaraks extremem Neoliberalismus und 
seiner Begünstigung der ausländischen Investoren gegenüber nationalen Unterneh- 
mern bedroht. Weil ihre Investitionen sich mit denen des Militärs überschneiden, 
haben Sawiris und seine Verbündeten ein starkes Interesse an der Ausbeutung der 
Landesressourcen sowie an nationalen und regionalen Marktanteilen. 

Sawiris schloß sich im Januar 2011 den Demonstranten an und forderte die Ab- 
setzungvon Mubarak. Als Reaktion auf das politische Vakuum hat sich auf seine 
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Initiative hin am 4. Februar 2011 der „Rat der Weisen“ gebildet. Er umfasst u.a. 
Amr Moussa, den Generalsekretär der Arabischen Liga, und Sawiris selbst, der 
zunächst Omar Suleiman als Leiter einer Übergangsregierung empfahl. Sawiris 
gründete am 3. April2011 die Partei „Die freien Ägypter“, die sich für bürgerliche 
Rechte, Rechtsstaatlichkeit, Gleichheit und freie Marktwirtschaft einsetzt. 

Gamal Mubarak trat im Februar 2011 als Leiter des politischen Komitees der 
NDP zurück. An seine Stelle trat Hosam Badrawy, der auch der neue Generalsckre- 
tär der Partei wurde. Badrawy war der Mann, der 1989 in Ägypten die erste private 
GesundheitsversorgungHMO gründete (ebd.). Allen Ägyptern war bis dahin der 
Zugang zur kostenlos-universellen Gesundheitsversorgung verfassungsrechtlich 
garantiert. Doch Mubarak kürzte im Rahmen der Strukturanpassungsprogramme 
desIWF drastisch die öffentliche Gesundheitsvorsorge. Badrawy setzte die Priva- 
tisierung des Gesundheitswesens um. Doch da die Gesundheitsindustrie in den 
letzten Jahren durch den globalen Wettbewerb bedroht war, wollte Badrawy sie vor 
diesem Wettbewerb und somit sein Kapital schützen, in dem er nationalistische 
wie paternalistische Argumente ins Spiel brachte. Doch Gamal Mubarak, der als 
Förderer ausländischer Investitionen fungierte, sah eine Bedrohung in Badrawy 
und schob diesen parteiintern zur Seite. Die Entstehung einer Koalition neo- 
nationaler Akteure im Bündnis mit dem Militär begünstigte den Widerstand 
gegen die Vetternwirtschaft um Hosni Mubarak und seinen Sohn Gamal. Und 
so ermöglichte die Revolution das Comeback des liberalen Badrawy. 


Der Sicherheitsapparat: Die Armee und die Milizen der Exekutive 


Die dominante ideologische Erzählungin der Region, wonach die Armee neutral 
sei, stellt an sich einen Indikator der Verkennung der realen Machtverhältnisse 
dar. Die Armeen haben ihre eigenen Interessen und ihre Eliten sind einer der 
wichtigsten Profiteure der Regimes seit der neoliberalen Umstrukturierungsof- 
fensive (vgl. Amar 2011a). Die Armee ist zu schr in die Geopolitik der globalen 
und regionalen Mächte eingebettet. Dennoch gibt es erhebliche Unterschiede 
unter den Armeen und bezüglich ihrer Stellung in den jeweiligen Staaten. 

In Tunesien hat die Armee kaum eine Rolle in der Unabhängigkeitsbewegung 
oder in der frühen Staatsbildung gespielt. Das Militär erhält weniger staatliche 
Mittel als in Ägypten, spielte kaum eine Rolle in der Sicherheitspolitik und eine 
periphere im Machtblock. Dies erklärt u.a. auch, warum es sich weigerte, auf die 
Demonstranten zu schiessen, und sich auf deren Seite stellte. Anders in Ägypten, 
Algerien, Syrien und im Irak. 

In Ägypten führt die Armee eine Vielzahl von Unternehmen - Hotels, Baufir- 
men, Fabriken - ein Portfolio, das der Armee die Kontrolle über einen wichtigen 


Revolutionäre ernten die Früchte selten 285 


Teil der ägyptischen Wirtschaft verleiht (vgl. ebd.). Das bedeutet Milliarden 
an jährlichen Einnahmen, eine wirtschaftliche Basis, die einige hochrangige 
Mitglieder der Armee in die Reihen der Finanzelite katapultiert hat. Im Laufe 
der Jahre hat die Armee ihre wirtschaftliche Macht ausgebaut, u.a. durch den 
Bau von Straßen und Flughäfen sowie in der Lebensmittelindustrie. Dies hat zu 
Reibungen mit Teilen der Business-Eliten geführt, deren politische Macht in 
der regierenden Partei wuchs. Das Militär sicherte sich lukrative Aufträge auf 
Kosten jener Eliten. Nach einer relativ kurzen Karriere in der Armee sind hoch- 
rangige Offiziere mit solchen Vergünstigungen wie hochdotierten Positionen in 
den Verwaltungsräten von Unternehmen und Einkaufszentren belohnt worden. 
Einige öffentliche Unternehmungen sind im Rahmen der Strukturanpassungs- 
programme des IWF auf den militärischen Bereich übertragen worden. Die 
Generäle erhalten auch Privilegien im privaten Sektor. Die Militärausgaben selbst 
sowie die amerikanische Militärhilfe waren für Mittelsmänner ebenfalls lukrativ. 

Anfangder 1990er Jahre fand eine wichtige Verschiebung innerhalb der Sicher- 
heitsapparate statt. Die Armee wurde numerisch durch die Kräfte der inneren 
Sicherheit, die seit den 1990er Jahren zu einem riesigen Apparat mit Millionen 
Menschen angewachsen waren, überholt. Mit der Gewichtsverschiebung vom 
Verteidigungs- zum Innenministerium und von der Armee zur Polizei wurde 
diese folglich zur Miliz der Exekutive. Ein großes Budget, das nicht Gegenstand 
parlamentarischer Kontrolle war, erlaubte der Polizei die Unterdrückung und 
Einschüchterung jeglicher Opposition. Das Verhältnis der Sicherheitsausgaben 
zum BIP ist seit den 1990er Jahren gestiegen. Im Jahr 2009 beschäftigte das 
ägyptische Innenministerium 1,7 Millionen Mitarbeiter. Mit dieser Erweiterung 
hat die Polizei wichtige politische Funktionen übernommen. 

Während der aktuellen Ereignisse spielte das ägyptische Militär eine ent- 
scheidende Rolle. Es war um Stabilität besorgt und stellte sich gegen das poli- 
tische Diktat der protestierenden Massen. Es war aber auch entschlossen, seine 
öffentlich-ideologische Glaubwürdigkeit und seine erheblichen Geschäfts- und 
institutionellen Interessen zu schützen. Genau in diesem Moment trat es auf 
der politischen Bühne auf, verdrängte seinen Rivalen (die Milizen des Innen- 
ministeriums) von der Bühne, putschte de facto und setzte den Präsidenten ab. 


Das Elend des Neoliberalismus und 
die Verschärfung der sozialen Frage 


Seit den 1990er Jahren unterwarfen sich alle diese Regimes den neoliberalen 
Strukturanpassungsprogrammen. Folgen waren u.a. die Liberalisierung des 
Außenhandels, die Privatisierung von Staatsunternehmen, die Abwertung der 
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nationalen Währungen, Kürzungen in den sozialen Sicherungssystemen, der 
massive Ausbau der Sicherheitsapparate und eine restriktive Haushaltspolitik. 

Von 2004 bis 2008 verfolgte Ägypten eine neoliberale Strategie, die den Verkauf 
größerer Teile der ägyptischen Banken an die Meistbietenden zur Folge hatte. 
Das Ergebnis waren ausländische Bankübernahmen. Spekulatives Geldkapital 
drangin das Land ein. Ägypten eliminierte die Kontrollen ausländischer Immo- 
bilieninvestitionen. Es gab keine Beschränkungen für ausländische Investitionen 
oder die Rückführung von Gewinnen und auf Dividenden, Kapitalerträge oder 
Unternehmensanleihen wurden keine Steuern erhoben. Als Folge boomte der Ak- 
tienmarkt, die Marktkapitalisierungsstiegzwischen 2004 und 2008 aufmehr als das 
Zwölffache. Ägypten eliminierte Mindestkapitalanforderungen für Investitionen. 

Die Jagd der Banken, Hedge-Fonds oder Private Equity-Fonds nach Profiten 
hat mehr Armut erzeugt. Mit zunehmender Armut und Korruption verschärfte 
sich die Brutalität des Regimes. Die Verbindung zwischen Wirtschaftskrise, 
Spekulation und Korruption kann nirgendwo deutlicher illustriert werden als 
an der Lebensmittelfrage: „Die Korruption hat zuletzt zugenommen, weil die 
Preise für Weizen undandere Grundnahrungsmittel emporschnellten“ (Slackman 
2008). Die Armut war in Ägypten nach einem Bericht der Weltbank 2004-2005 
„wieder fast aufdem gleichen Niveau wie 1995-1996. [...] fast 14 Millionen Men- 
schen konnten ihren grundlegenden Bedarf an Nahrungsmitteln und anderen 
Lebensmitteln nicht decken“ (ebd.). Zwischen 2005 und 2008 stieg die Armut 
um fast 20%. Ein Viertel der Bevölkerunglebt unterhalb der Armutsgrenze. Auch 
das neue Kleinbürgertum wurde seit 2004 hart getroffen durch die Spekulation 
und die steigenden Immobilienpreise, so dass Eigentums- und Mietwohnungen 
fast unbezahlbar wurden. 

Tausende von ausländischen Unternehmen waren bis zur Krise 2008 im 
arabischen Raum aktiv. Doch die Unsicherheit (wegen des Einflusses der den 
Regimes nahe stehenden Clans und Cliquen) in Bezugaufdie Gewährleistungdes 
Privateigentums wurde von internationalen Akteuren zunehmend als Hemmnis 
für Investitionen angesehen. Oft begegnen sie institutionellen, politischen und 
wirtschaftlichen Barrieren (Schwächen des Bankensektors und der Bürokratie, 
prekäre Rechtslage, Korruption etc.). Erfolgreiche private Unternehmen in neuen 
Sektoren ziehen das Interesse von Teilen der Präsidentenfamilien und ihnen nahe 
stehenden Cliquen auf sich. Vor allem wegen ihrer engen Beziehungen zu den 
regierenden Parteien und der Verwaltung sowie wegen eines leichteren Zugangs 
zu Krediten haben jene Familienclans eine privilegierte Stellung. Aufgrund dieser 
engen Verbindung haben sich Monopole in strategischen Sektoren gebildet, die 
den Zugang für andere interne und internationale Kapitalien enorm erschwerten. 

Seit der Wirtschaftskrise 2008 bauten ausländische Banken ihre Kapitalbetei- 
ligungen in arabischen Ländern radikal ab. Durch den weltweiten Abschwung 
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schrumpften die ausländischen Direktinvestitionen in Ägypten um fast 30% in 
einem Jahr. Der Wert der ägyptischen Exporte sank im Jahr 2009 um fast 12%. 
Die Inflation erreichte im Jahr 2008 11,8 Prozent, ausgelöst durch die Spekula- 
tion auf Öl- und Nahrungsmittelpreise (El-Ghobashy 2010). In Tunesien hatte 
die Rezession in der europäischen Automobil- und Textilindustrie Ende 2008 
erhebliche Auswirkungen auf die tunesischen Exporte elektronischer Bauteile. 
Diese gingen deutlich zurück. Große Infrastrukturprojekte kamen zum Stillstand. 
Gleichzeitig stagnierte der Mindestlohn auf dem Niveau des Jahres 1984 bei 
gleichzeitigsteigenden Preisen (10% Inflation) und zunehmender Arbeitslosigkeit 
(vgl. Alizadeh/Ohsten 2010). 

Seit 2008 hat die Finanzkrise eine vierfache Wirkung gehabt: einen sprung- 
haften Anstieg der Finanzierungs- und Immobilienpreise, einen Zusammenbruch 
der Rohstoffpreise einschließlich der Preise für Energie und Nahrungmittel, 
einen Mangel an Liquidität, insbesondere an US-Dollars auf den Geldmärkten 
und einen raschen Rückgang der Exporterlöse. Die Realeinkommen sanken, die 
Arbeitslosigkeit stieg, die Überweisungen durch MigrantInnen aus den Ländern 
des Golf-Kooperationsrates waren rückläufig. 


Nepotismus und Krisenmomente 


Das Trickle-down des Neoliberalismus bedeutet nichts anders als staatliche Kor- 
ruption. Die Privatisierung unter dem Gewaltmonopol des Staates ist primitive 
Akkumulation. Das öffentliche Eigentum wird zur Beute von wohlhabenden 
Eliten, die der Partei und ihrem „Boss“ nahe stehen und die die öffentlichen 
Unternehmungen zu Dumpingpreisen erhalten. Da politische Verbindungen der 
sicherste Wegzu astronomischen Gewinnen waren, hatten Geschäftsleute starke 
Anreize, politische Ämter in den regierenden Parteien zu kaufen. Der Wettbewerb 
um Sitze in der ägyptischen Volksversammlung und im Konsultativrat fand 
hauptsächlich innerhalb der NDP statt. 

Die regierenden Parteien entfremdeten sich von wichtigen wirtschaftlichen 
Gruppen, die von der neoliberalen Wirtschaft und der Westbindung profitiert 
hatten. Die Erosion der Unterstützungunter diesen kritischen Gruppen machte 
die Parteien verletzlich. Diese Verletzlichkeit machte sich deutlich bemerkbar, 
als die Proteste eskalierten. Der entscheidende Faktor war die Weigerung der 
Armeen, zu schießen. Ihre Weigerungsignalisierte einen tödlichen Riss im Gerüst 
der Sicherheitsapparate des Staates. Esexistieren keinealternativen Machtzentren, 
die den Regierungen das Überleben hätten sichern können. 

Die Risse innerhalb der NDP und die Antagonismen unter den regierenden 
und herrschenden Eliten verschärften sich 2010. Ahmed Ezz, Verbündeter von 
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Gamal Mubarak, verkündete 2010 strenge Regeln für die Kandidatur bei den 
Parlamentswahlen, u.a. konnten Parteimitglieder, die nicht von der Partei vor- 
geschlagen wurden, nicht als unabhängige Kandidaten gegen vorgeschlagene 
Parteikandidaten auftreten. Die neuen Regeln lösten nicht nur Unruhen in 
der NDP aus, sondern trugen auch dazu bei, dass abgelehnte Kandidaten ihren 
Anhängern ausdrücklich empfahlen, nicht für die offiziellen Kandidaten der 
NDP zu stimmen. Sie verursachten Spaltungen innerhalb der Partei und unter 
manchen reichen Kandidaten, die aufgrund dieser Regeln von der Kandidatur 
ausgeschlossen wurden (El-Ghobashy 2010). 

Die instabile Situation spiegelte sich auch in der Auseinandersetzung über 
den Nachfolger von Mubarak wider. Große Fraktionen innerhalb des Regimes, 
vor allem in der Armee und der Bürokratie, waren nicht zufrieden damit, dass 
Mubaraks Sohn Gamal als Nachfolger vorgesehen war (vgl. Cambanis 2010). 


Die Protestbewegungen 


Der Sturz des tunesischen Präsidenten Ben Aliam 14.1.2011 verstärkte die Über- 
zeugung in der Region, dass nicht durch vom jeweiligen Regime orchestrierte 
Wahlen, sondern nur durch außerparlamentarische Proteste und populare Auf- 
stände die Verhältnisse in den jeweiligen Staaten verändert werden können. 

Die Verdichtung der jüngsten Proteste stellt eine Verbindung zwischen den 
Kämpfen der Arbeiterklasse in den letzten Jahren und neuen Formen der Proteste 
anderer popularen Klassen und Gruppen (des neuen Kleinbürgertums, der Bauern, 
der Marginalisierten etc.) her. Die geopolitische Verschiebung in den letzten Jahren 
aufgrund des so genannten Kriegs gegen den Terror hat zu der Eskalation der Pro- 
teste beigetragen, da alle Regierungen am neokonservativen Projekt teilnahmen. So 
entwickelten sich demokratische Bewegungen nicht wegen der US-Intervention, 
sondern gegen die US-Intervention und die imperialistische Agenda in der Region. 

Die Proteste am Tahrir-Platz setzten die Bewegung gegen den Golfkrieg in 
den frühen 1990er Jahren und gegen die Strukturanpassungsprogramme des 
IWF in den späten 1990er Jahren fort sowie die Solidaritätsbewegung für die 
zweite Intifada2000-2001 und die massiven Antikriegsproteste am 20.-21. März 
2003, die in Proteste gegen Mubarak umschlugen. Das „Bündnis des 20. März“, 
das diese Proteste organisierte, wurde von Linken, Nasseristen und Panarabisten 
gegründet. Ohne massive Repressalien seitens des Regimes hätte dieses schon 
damals zusammenbrechen können (vgl. Al-Hamalawy 2003; Howeidy 2002, 
2003, 2005b; Harman 2005). 

Die gleichen Akteure waren auch die Hauptinitiatoren der Bewegung für 
Demokratie Kifaya (arabisch: „Es reicht“) im September 2004 (Howeidy 2004). 
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Kifaya entwickelte eine neue Strategie: „Außerhalb des Gesetzes, aber nicht gegen 
das Gesetz operieren“ (Howeidy 2005b). Diese Strategie öffnete einen Raum für 
andere Bewegungen und Gruppierungen, im Rahmen dieses Protestmodus zu 
operieren. In März 2005 setzte das Regime die Gangster und Schläger der NDP 
sowie Sicherheitsdienste des Innenmimisteriums in Zivil gegen Proteste von 
Kifaya ein, die sich gegen das Verfassungsreferendum richteten, mit dem der Weg 
für die Präsidentschaft von Gamal Mubarak geebnet werden sollte. Schon damals 
kam es zu Angriffen auf Frauen und sexuelle Angriffe als Mittel der Repression. 
Dies führte zur Gründung der Bewegung „Die Straßen sind unser - Frauen für 
Demokratie“. Im Juni 2005 und als Folge der Repressalien gegen Kifaya und 
die Frauenbewegung formierten sich diverse Gruppen wie die „Ärzte für Ver- 
änderung“, „Journalisten für Veränderung‘, „Intellektuelle für Veränderung“ 
etc. Diese Entwicklung beeinflusste die Muslimbrüder, die sich aus Angst vor 
Inferiorität und aufgrund von Spaltungsdrohungen an den Straßenprotesten 
gegen Mubarak beteiligten. Dies gab den Protesten einen erheblichen Schub, da 
die Muslimbrüder die am besten organisierte und zahlenmäßig stärkste Kraft 
sind. Diese Lektion war entscheidend für die Erfolge 2011. Die Dynamik im 
Jahr 2005 war dadurch bedingt, dass Kifaya eine neue Taktik der Allianz mit 
islamistischen Gruppen positiv sanktionierte und somit zu einer Aufhebungder 
ideologisch zementierten und vom Regime geförderten Dichotomie von säkula- 
ren und religiösen Kräften beitrug. Kifayas Forderungen von 2004 sind die von 
2011 (Howeidy 2005a), aber auch ihre Zusammenarbeit mit der „Jugend für den 
Wandel“, der „Studentenbewegung des 9. März für unabhängige Universitäten“ 
etc. bereitete den Boden für die jetzige Entwicklung. Diese muss auch vor dem 
Hintergrund der Streikwellen von 2005 und 2006-08, dem Kampf für einen 
Mindestlohn, der Gaza-Solidaritätsbewegung 2008-2009 und schließlich der 
Proteste gegen Folter und den Wahlbetrug von 2010 geschen werden (vgl. Gamal 
2005; Beinin 2005; The Solidarity Center 2010). 

Während dieser Zeit lernten AktivistInnen, wie neue Formen des Protests zu 
entwickeln und wie die nicht-monopolisierten Techniken der neuen Medien zu 
nutzen sind. Die „Bewegungdes 6. April“ begann als Facebook-Gruppe und wurde 
von linksliberalen AktivistInnen im Frühjahr 2008 gegründet, um den Streik am 6. 
April in el-Mahalla el-Kobra, einer Industriestadt im Nildelta, zu unterstützen. Auf 
ihrer Facebook-Seite ermutigte sie Tausende, zu protestieren und sich dem Streik 
anzuschliessen. Innerhalb weniger Wochen schlossen sich über 100.000 Mitglie- 
der der Gruppe an, die vorwiegend jung und gebildet, aber politisch unerfahren 
oder bis dato inaktiv waren. Die Blogger „schen ihre Aufgabe darin, eine direkte 
Verbindungzu dem herzustellen, was sie ‘die Straße’ nennen, die primär als Raum 
der staatlichen Repression und der politischen Gewalt, aber auch als Raum der 
politischen Aktion und des popularen Widerstands begriffen wird“ (Hirschkind 
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2011). Virtuelle Medien sind hier notwendig, da ein alternativer öffentlicher 
Raum und eine öffentliche Meinungsbildungangesichts der totalen Unterwerfung 
der institutionalisierten Medien unter das Regime ansonsten undenkbar sind. 

In Tunesien sind Demonstrationen gegen die Regierung oft im peripheren In- 
neren entstanden, ebenso wie die Unruhen, die Ben Aligestürzt haben. Auch die 
Revolten in Ägypten und in den anderen Ländern fingen dieses Malam Rande an. 
„Die kollektive Wahrnehmung, dass eine Revolution an den Rändern stattfand, 
wo sie am wenigsten erwartet wurde, gab jedem die notwendige Zuversicht, zu 
begreifen, dass sie überall stattfinden könnte“ (Bamych 2011). 

Die Kämpfe der ArbeiterInnen ergaben sich allerdings nicht wegen ihrer 
Marginalisierung, sondern aus ihrer Zentralität im wirtschaftlichen Entwick- 
lungsprozess der letzten Jahre. Mehrere Freihandelszonen und Ansiedlungen für 
russische Unternehmen waren aufgebaut worden, China, Brasilien, die Türkei, 
die zentralasiatischen Republiken und die Emirate am Golf diversifizierten ihre 
Investitionen. Sie bewegen sich in der verarbeitenden Industrie, in der Informatik, 
im Bereich der Infrastruktur ebenso wie im Ölsektor und im Immobiliengeschäft. 
Viele der ArbeiterInnen in der Textilbranche und allgemein in der Akkordarbeit 
sind Frauen (Amar 2011b). Junge ArbeiterInnen und AktivistInnen aus dem 
Kleinbürgertum trugen zur Überwindung der Apathie und Passivität in der 
Gesellschaft bei, zum Verhängnis eines patriarchalisch-kapitalistischen Regimes: 
Frauen begannen die meisten urbanen Proteste und Streiks. Allein im Jahr 2009 
gab es 478 Proteste der ArbeiterInnen und Angestellten (Streiks, Kundgebungen, 
Sitzblockaden usw.) in allen Sektoren der ägyptischen Wirtschaft. 

Die großen Wohnblöcke der Arbeiterklasse am Rande von Kairo oder die 
Dörfer sind Werkstätten voller Frauen, wo Lederwaren, Spielzeug und Com- 
puterteile für den Verkauf in Europa, im Nahen Osten und in der Golfregion 
gefertigt werden. Diese Heimarbeiterinnen bildeten zusammen mit den Fab- 
rikarbeiterInnen die soziale Basis der „Bewegung des 6. April“ (ebd.). Sie waren 
diejenigen, die die Organisation und die Mobilisierung in Gang gesetzt haben, 
die zum Aufstand geführt haben, u.a. durch die Verteilung von Zehntausenden 
Flugblättern in den Slums von Kairo. 

Das neoliberale Ägypten hat die Wohlfahrt und die sozialen Leistungen für 
Arbeiter, Bauern, Arbeitslose und Marginalisierte massiv zurückgeschraubt. An 
die Stelle von Beschäftigungsprogrammen und der Subvention von Lebensmit- 
teln trat das System der Mikrokredite, das unter dem Motto der Förderung der 
Selbständigkeit seitens des IWF und der Weltbank institutionalisiert wurde. Die 
Kredite wurden speziell auf Frauen und Jugendliche zugeschnitten. Da aber diese 
Eigentumslosen keine Mittel haben, um die Darlehen abzusichern, und somit die 
Gefahr bestand, dass sie ihre Schulden nicht tilgen können, hat sich das System zu 
einem massiven Einsatzbereich der Polizei und krimineller Gangs - beide verlan- 
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gen Bestechungsgelder - entwickelt. Gewalt und der Missbrauch des Strafrechts 
waren die Mechanismen der Regulierung dieses auf Schuldenlast basierenden 
wirtschaftlichen Sektors (ebd.). In diesem Zusammenhang hat er sich zu einer 
organisierten Kraft gegen den Überwachungsstaat entwickelt. Die Akteure dieses 
Sektors sind die Basis für die große Bewegung gegen die Brutalität der Polizei. 

Die große Mehrzahl der Proteste entstand nicht auf Initiative der politischen 
Parteien, sondern durch selbst organisierte Straßenaktionen von Marginalisier- 
ten, entlassenen IndustriearbeiterInnen, verarmten Reis- und Baumwollbauern 
oder Arbeitslosen aus dem Kleinbürgertum (ebd.). Die kleinformatigen Kund- 
gebungen bildeten ein neues Gesicht der popularen Politik. Für die Mehrheit der 
Bevölkerung, die keine Verbindungen zu den paternalistischen Netzwerken oder 
anderen Quellen der Macht hat, war die Straße die mediale und die politische 
Bühne geworden. Die klassischen Instanzen der politischen Vertretung haben 
ihre Bedeutung längst verloren. Kleine Werkstätten und Geschäfte bilden die 
sozialen Milieus des neuen Kleinbürgertums und der kleinen Warenproduzen- 
tinnen Ägyptens. Dies sind die realen sozialen Räume, die Referenzpunkte der 
so genannten Facebook communities.” 

Dabei ist die Spontaneität als Bewegungsform der Proteste ein zweischnei- 
diges Schwert. Auf der einen Seite war Spontaneität notwendig im Sinne einer 
durch die Situation erzwungenen Bewegungsform (in Bezug auf organisatori- 
sche Bedürfnisse, politische Forderungen, Formen der popularen Ausschüsse 
und Führung, logistische Notwendigkeiten, Formen der politischen Vertretung 
etc.). „Die Spontaneität war, so scheint es, verantwortlich für die Ausweitung 
der Ziele des Aufstands, von grundlegenden Reformforderungen am 25. Januar 
zur Veränderung des gesamten Regimes drei Tage später [...] Aber während die 
Spontaneität die Revolution mit vielen Elementen ihres Erfolgs versorgte, bedeu- 
tete sie auch, dass der Übergang zu einer neuen Ordnung von den existierenden 
Kräften innerhalb des Regimes und der organisierten Opposition organisiert 
werden würde, da die Millionen auf den Straßen keine Kraft hatten, die sie hätte 
repräsentieren können“ (Bamyeh 2011). 


Zum Überleben hat die Hydra noch viele Köpfe: 
Diktatoren sind verschwunden, aber die Diktatur? 


Die Spontanität, bisher eine Stärke der popularen Klassen, könnte in den kommen- 
den Monaten zu ihrem Verhängnis werden. In dem Maße, in dem die Bewegung 
sich von der Straße zu den Korridoren der Macht verlagert, könnte diese Stärke sich 


2 Zuden aktuell relevanten politischen Kräften und Parteien vgl. El-Merghani 2011. 
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in eine Schwäche verwandeln. Rivalitäten unter den verschiedenen Akteuren und 
Interessenkonflikte zwischen verschiedenen sozialen Gruppen werden auftauchen. 

Die Zusammensetzung der protestierenden Kräfte ist inkonsistent. Verschie- 
dene Fraktionen diverser Klassen sind beteiligt und haben unterschiedliche Ziele. 
Jede Fraktion hat ihre eigenen Vertreter, ihre eigenen Forderungen, ihre eigenen 
Interessen, ihre eigenen Vorstellungen von den politischen Veränderungen. Diese 
reichen von kosmetischen Reformen bis zu permanenter Revolution. Der Staat 
nutzt diese Konflikte, er macht selektive Zugeständnisse, um die Gräben zwi- 
schen den Protestierenden zu vertiefen. Diese Taktik wird nicht nur von den 
imperialistischen Kräften unterstützt, sondern wird auch durch die ideologi- 
sche, politische und organisatorische Schwäche der popularen Klassen und die 
unzureichende Artikulation von programmatischen und praktischen Schritten 
für eine radikale Veränderung wirksam. Diese Konstellation stärkt die Seite der 
Reformer und erschwert die Durchsetzung der strukturellen Forderungen der 
popularen Klassen. Unter einer solchen Konstellation der Machtverhältnisse 
werden die Forderungen der Volksmassen mit geringfügigen Zugeständnissen 
unter dem „Dialog“-Tisch weggefegt. Dieses Ergebnis erfüllt die Erwartungen 
der herrschenden und regierenden Klassen und die Interessen der regionalen 
und imperialen Mächte. 

Der Mangel an effektiver Organisation in vorrevolutionärer Zeit zwingt die 
Menschen dazu, sich während der revolutionären Ereignisse zu organisieren. 
Zwar wurden durch die Schlachten in Tunesien und Ägypten von den Men- 
schen Führungen und Nationalräte als alternative autoritative Institutionen 
geschaffen, um die Revolution zu schützen, doch regierungsfähig und gar einen 
neuen Staat bildend sind sie noch lange nicht. Das Gerücht, dass die Wirtschaft 
in Trümmern liegt, könnte die Protestierenden dazu veranlassen, kosmetische 
Reformen zu akzeptieren und die Strukturen der neoliberalen Technokratie unter 
der Schirmherrschaft einer zivilen oder militärischen Übergangsregierung intakt 
zu lassen, und somit konterrevolutionäre Rückschläge fördern. 

Seit der Oberste Rat der Streitkräfte unter Tantawi de facto in Ägypten die 
Macht übernahm, ist er auf konterrevolutionäre Maßnahmen ausgerichtet, die von 
außergerichtlichen Verhaftungen und Folter, kosmetischen Änderungen einiger 
Paragraphen der Verfassung bei gleichzeitiger Aufrechterhaltungihrer Grundsätze, 
der Einführung von Dekreten zum Verbot von Protesten bis hin zur Zurückhal- 
tung bei der Verfolgung der Täter des Mubarak-Regimes reichen. Die Eliten der 
Armee, wie die anderen Eliten des Staates, nutzen das Chaos, das Gespenst der 
Anarchie und Instabilität aus, um die Proteste zum Schweigen zu bringen oder 
wenigstens zu erreichen, dass sie die Interessen der Armee nicht gefährden. 

Sicherlich ist die Armee kein homogener Block, sie ist durchdrungen von 
Widersprüchen, Interessenkonflikten, unterschiedlichen Einschätzungen der 
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Situation. Aber die höheren Ränge der Armee sind zu schr in das Gewebe des Re- 
gimes eingebettet und beharren wie andere Nutznießer des Regimes um jeden Preis 
auf ihrer privilegierten Position. Daher ist es fast undenkbar, dass die Generäle 
des Obersten Rats der Streitkräfte freiwillig mehr als kosmetische Veränderungen 
in der politischen Ökonomie Ägyptens zulassen werden. 

Die Übergangsverfassung, die nach einer Volksabstimmung am 18. März 
vom Obersten Rat der Streitkräfte autorisiert wurde und wohl zumindest bis zu 
den Parlamentswahlen im September 2011 gelten wird, entspricht bis aufeinige 
Änderungen der Verfassungvon 1971 und teilt mit ihr alle Mängel. In der neuen 
Verfassung gibt es keine Beschränkung der präsidialen Machtbefugnisse. Das 
Datum der Parlamentswahlen gewährt den neu gebildeten politischen Parteien 
kaum Zeit, sich gesellschaftlich wie institutionell zu etablieren. Das neue Par- 
teiengesetz reproduziert alte Verbote in neuen Formen - z.B. ist die Bildungvon 
Parteien auf regionaler, religiöser oder Klassengrundlage verboten. 

Während der kommenden Monate wird zwar der Ministerrat zusammen mit 
dem Obersten Rat der Streitkräfte die Entscheidungen treffen, das Militär wird 
aber alles daran setzen, dass die Macht in den Händen des Präsidenten bleibt, 
dass die Exekutive mehr Gewicht hat als das Parlament, dass der Präsident nicht 
nur der Oberbefehlshaber bleibt, sondern dass auch militärische Angelegenheiten 
inklusive der Wirtschaftsmacht der Armee und ihre milliardenschwere Auslands- 
hilfe - Rente für das Friedenabkommen mit Israel - unter der Prärogative des 
Präsidenten bleiben und dass die Sicherheitszusammenarbeit mit dem US-Militär 
intakt bleibt. Es bleibt abzuwarten, wie die Opposition und die radikalen Ele- 
mente der Revolution dagegen vorgehen und wie repräsentativ und demokratisch 
die Parlaments- und Präsidentschaftswahlen sein werden. 

Nicht zu vergessen: Die herrschende Klasse hat die Polizei, die Armee, die 
Bürokratie, kurz: die Staatsapparate im Allgemeinen zur Verfügung, die popu- 
laren Klassen brauchen ihre eigenen politischen Instrumente und Institutionen. 
Der anhaltende Mangel an Organisation und Führung der popularen Klassen 
ermöglicht die Reorganisation der herrschenden Klassen, die die Initiative er- 
greifen und die alte Ordnungin modifizierten Formen wiederherstellen werden. 
Desorganisation und Spontanität der Massen bedeuten daher zugleich einen 
Mangel an Struktur, den Mangel einer neuen Form des Staates. Dies ist der 
Grund, warum die konterrevolutionären Kräfte in der Lage sein werden, die 
alte Struktur in neuer Form wieder aufleben zu lassen: Die Staatsmacht wurde 
noch nicht radikal in Frage gestellt. 

Die gegenwärtige Konstellation basiert freilich aufeinem labilen Gleichgewicht 
der Kräfteverhältnisse. Daher werden unter dem Druck von unten Krisenmomen- 
te und Meinungsverschiedenheiten unter den Kräften im Machtblock in Bezug 
aufdas Krisenmanagement und die Frage, wie man aufinnenpolitischen Druck 
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und externe Erwartungen und Zwänge reagieren soll, hervortreten. Die revolutio- 
näre Geschichte ist noch lange nicht vorbei. Revolutionen können scheitern, aber 
ihre strukturellen Auswirkungen bestehen länger, als es den Herrschenden lieb ist. 
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Ingar Solty 


Krieg gegen einen Integrationsunwilligen? 
Die politische Ökonomie des libyschen Bürgerkriegs 
und der westlichen Intervention im Kontext 
der Krise des globalen Kapitalismus’ 


1. Der neue Imperialismus in der Theorie 
des globalen Kapitalismus 


Der Kapitalismus ist ein seltsames Wirtschaftssystem. Nur weil er sich ständig 
wandelt, kann er so bleiben wie er ist. Der Profitproduktion ist das Problem 
der permanenten Produktion von Überschusskapital immanent, das profitabel 
angelegt werden muss, damit es nicht zu Krisen kommt. Daraus ergibt sich der 
Zwang, permanent zu wachsen, permanent in neue Räume vorzudringen und 
permanent neue Bereiche inwertzusetzen. Dieser Zwang zur Inwertsetzungund 
dieser räumliche Aspekt des Kapitalismus ist der Hintergrund, warum der Kapi- 
talismus nicht ohne „Imperialismus“ zu denken ist (Harvey 2005 u. 2010). Dabei 
ist es die Aufgabe des Staates, die Widersprüche der kapitalistischen Akkumu- 
lation zu managen und dabei gleichzeitig legitim zu sein (Poulantzas 2002). In 
Hegemoniekrisen wie der gegenwärtigen zeigt sich, wie überfordert der Staat mit 
diesem Balanceakt sein kann. Dann verstärken sich Tendenzen zur Stärkungder 
Exekutivgewalt und zum autoritären Kapitalismus (Deppe u.a. 2008). 

Die temporäre Lösung der kapitalistischen Widersprüche wird in der Kapi- 
talismustheorie häufig als Landnahme bezeichnet. Diese Landnahme kann im 
Inneren geschehen. So kann sich der Kapitalismus paradoxerweise auch durch den 
gegen ihn geleisteten Widerstand erneuern, indem gesellschaftliche Kämpfe gegen 
die Inwertsetzung von Mensch und Natur dazu führen, dass Überschusskapital 
vom Staat abgeschöpft und teilweise umverteilt wird und dass neue Räume er- 
schlossen werden, die die Umlaufzeit des Kapitals beschleunigen und gleichzeitig 
eine gewisse binnenwirtschaftliche Orientierung erlauben (Dörre 2009). Dies 
war im fordistischen Nachkriegskapitalismus der Fall, der eine temporäre und 
räumlich wie sozial begrenzte Kohärenz zwischen fordistischer Massenproduk- 
tion und Massenkonsum schuf (Zeller 2004: 64). 


1 Auszüge auseiner früheren Fassung dieses Aufsatzes sind in „konkret“ 5/2011 erschienen. 
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Die klassische Landnahme erfolgt in einem zum Weltmarkt tendierenden 
System jedoch jenseits der Grenzen des Nationalstaats. Die letzten 30 Jahre haben 
diesbezüglich eine dramatische Welle kapitalistischer Landnahme produziert, in 
der bislangder kapitalistischen Warenproduktion entzogene Räume wie Russland 
und Osteuropa oder nur wenig kommodifizierte Räume im globalen Süden in 
den globalisierten Kapitalismus integriert wurden. Das Neue am „neuen Im- 
perialismus“ ist, dass er im Gegensatz zum klassischen auf Formalisierung, d.h. 
Territorialkontrolle, Abschottung und einseitige Ausplünderung, weitgehend 
verzichtet. Vielmehr geht es zunächst um die Integration nichtkapitalistischer 
Räume in den globalen Kapitalismus (Harvey 2005). Die Integration beruht 
dabei auf drei Formen der imperialistischen Durchdringung: (1.) Die erwünschte 
Durchdringung durch das Kapital qua Handelsabkommen und kohäsionsstiftende 
ausländische Direktinvestitionen (Panitch/Gindin 2004), (2.) die ökonomisch 
erzwungene Durchdringung durch das Kapital qua Schuldenimperialismus ver- 
mittels IWF und Weltbank (Wood 2003: 130ff.; McNally 2011) und (3.) die 
politisch-militärisch erzwungene Durchdringung duch das Kapital qua militäri- 
scher Mittel, der ultima ratio des Imperialismus. 

Dies alles hat dramatische Folgen, die sich in der Oberflächenstruktur des 
peripheren und semiperipheren Kapitalismus niedergeschlagen haben: die mil- 
liardenfache Proletarisierung und Landflucht von Subsistenzbauern als Folge der 
„neuen Agrarfrage“ (Amin 2004), die Verwandlungdes Marktes als zusätzlicher 
Geschäftsmöglichkeit in einen disziplinierenden Zwang in Form von Lohnab- 
hängigkeit (Wood 2002, Comninel 2010) und die Entstehung von gigantischen 
südlichen Megalopolen des Elends (Davis 2006), in denen sich ein Gemisch aus 
formeller und informeller Lohnarbeit, neuen Formen der Sklaverei und Über- 
schussbevölkerungen ansammelt (Altvater/Mahnkopf 2005). Der Druck dieser 
Entwicklungen führt dabei zu Prozessen des Staatszerfalls, die oft mit gewaltsam 
ausgetragenen Konflikten um die Ausbeutungvon lokalen Rohstoffvorkommen 
einhergehen, bei der sich nicht selten Teile der militärisch-repressiven Staatsap- 
parate verselbständigen (Münkler 2002). 

Aus diesen Gründen ist jenseits der ökonomischen Durchdringung auch die 
politische Bearbeitung der Widersprüche dieser Globalisierung kapitalistischer 
Sozialverhältnisse ein entscheidender Aspekt des neuen Imperialismus. Dies gilt 
insbesondere dann, wenn diese Widersprüche die (Wirtschafts-)Interessen der 
entwickelten kapitalistischen Länder und der von diesen aus operierenden, trans- 
nationalisierten kapitalistischen Klassen direkt berühren (Panitch/Gindin 2004). 
Hierzu zählen (1.) die neuen globalen Massenmigrationsbewegungen in Folge 
von proletarisierter Verelendung und Konflikten (Hobsbawm 2007), die in den 
entwickelten kapitalistischen Ländern zum Aufstieg von rechtspopulistischen For- 
mationen beitragen, (2.) die politische Instabilität der peripheren (Akkumulations-) 
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Räume und damit die Bedrohung von getätigten oder geplanten Investitionen und 
(3.) terroristisch-reaktionäre Formen des Antiimperialismus (Deppe/Salomon/ 
Solty 2011: 117f.), die als „Bumerang“ (Panitch 2003: 203) auf den neuen Im- 
perialismus zurückschlagen. Kurzum, sowohl die ökonomische Reproduktion des 
Kapitals in global-räumlicher Perspektive als auch ihre politische Absicherung 
durch einen internationalisierten Staat (Hirsch 2005) sind Formen des neuen 
Imperialismus. Vor diesem Hintergrund soll im Folgenden erörtert werden, ob es 
sich im Fall Libyen um einen neuen Imperialismus handelt und, falls ja, welchen. 


2. Libyen und der Imperialismus: Ein typischer Ölstaatsfall? 


Dass der Fall Libyen etwas mit Imperialismus zu tun hat, ist eine zunächst nahe- 
liegende Schlussfolgerung, da hier dessen letztes Mittel angewandt wird: direkte, 
militärische Gewalt. Zwischen dem 31. März und dem 5. Mai 2011 fanden in Li- 
byen über 5.000 Lufteinsätze und 2.000 Luftangriffe der NATO statt. Legitimiert 
wurden diese durch die Konstruktion eines Luftkriegs Muammar al-Gaddafis ge- 
gen die eigene Bevölkerung, Für diesen existieren aber selbst nach dem Dafürhalten 
von US-Verteidigungsminister Robert Gates, der FAZ und der von der Fraktion 
Die LINKE befragten Bundesregierung bislang keine Belege (Henken 2011). 
Zudem scheint es, dass erst der Aufbau einer militärischen Drohkulisse kurz vor 
der Verabschiedung der UN-Resolution 1973 zur Verschärfung des Bürgerkriegs 
und ersten Luftschlägen Gaddafis auf von Rebellen eroberte Militäreinrichtungen 
in innerstädtischen Gebieten sowie der Androhungeines „Haus-zu-Haus“-Kriegs 
im besetzten Bengasi geführt hat (vgl. die minutiöse Rekonstruktion der Ereignisse 
in Henken 2011). Mit dieser Politik, darauf haben so unterschiedliche Völker- 
rechtler wie Norman Paech, Kamil Majchrzak oder Reinhard Merkel (FAZ, 22.3.) 
hingewiesen, wird das Völkerrecht (als unzureichender aber einziger Rechtsschutz 
der schwachen vor den starken Staaten) aufgeweicht, indem militärisch in einen 
Bürgerkrieg innerhalb eines souveränen Staat eingegriffen wird. Dabei hat man sich 
mit den todbringenden Luftangriffen faktisch zur Luftwaffe der Rebellen gemacht. 

Was auch immer die wirklichen Gründe sind, warum der Westen in Libyen 
Krieg führt, er folgt dabei eigenen Interessen. Das Wohl der Zivilbevölkerung steht 
dabei an letzter Stelle. Während Gaddafis zweifellosbrutale Menschenrechtsverge- 
hen - vor dem Ausbruch des Bürgerkriegs ließ er aufunbewaffnete Demonstranten 
schießen - mit psychologischer Kriegsführung zu einer Art libyschem Hufeisen- 
plan aufgebauscht wurden (Luxemburgs Außenminister Asselborn sprach z.B. von 
einem „Völkermord in höchster Potenz“), schweigt bzw. befördert der Westen 
die kriegerische Intervention des wohl repressivsten, islamischen Regimes und 
westlichen Bündnispartners Saudi-Arabien in der Nachbarautokratie Bahrain zur 
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gemeinsamen Unterdrückung der dortigen Demokratiebewegung. Nicht zufällig 
ist dabei im ölreichen Bahrain auch die Fünfte Flotte der USA stationiert. Auch im 
verarmten Jemen geht die brutale Unterdrückung der demokratischen Opposition 
durch den vom Westen gestützten Diktator Ali Abdullah Salch weiter. Hier gibt es 
nicht einmal ein Waffenembargo. Zu Recht kritisiert Kevin Ovenden (2011) bei 
linken Kriegsbefürwortern ein gespaltenes Bewusstsein, denn sie müssen unter- 
stellen, dass dieselben Akteure, die in Libyen aus reiner Menschenfreundlichkeit 
intervenieren, am Golf von ganz anderen Motiven geleitet werden. 

Inwiefern aber lässt sich Libyen in das oben skizzierte Bild des neuen Imperi- 
alismus einordnen? Zunächst einmal gilt für Libyen, den achtgrößten Rohölpro- 
duzenten weltweit, was für alle Ölstaaten gilt. Während die ölimportierenden 
Länder des Südens, zu denen auch Ägypten und Tunesien gehören, durch die 
Mittel des Schuldenimperialismus zur Marktöffnung und damit zur Preisgabe 
der ländlichen Bevölkerung und des öffentlichen Sektors gezwungen werden 
konnten, sind die Machtmittel des Imperialismus gegenüber Ölstaaten begrenzt. 
Denn sie erwirtschaften i.d.R. Exportüberschüsse und können aufder Grundlage 
der Öl-Rente ihre Binnenwirtschaft und ihren Umverteilungsstaat im Allgemei- 
nen vor neoliberalen Strukturanpassungsprogrammen von Seiten internationaler 
Not-Kreditgeber wie dem IWF und der Weltbank schützen (Harvey 2005). 
Historisch zeigte sich das Erfordernis von direkter Gewalt oder ihrer Androhung 
bspw. während des Öl-Embargos durch die OPEC-Staaten 1973, die in Großbri- 
tannien nachweislich zu Invasionsüberlegungen führten (Harvey 2006, 20f.). 

Der Ölstaatstatus gilt auch für Libyen. So betrug noch im Jahr vor Ausbruch 
der demokratischen Aufstände in Nordafrika und im Mittleren Osten 2010 
Libyens Staatsverschuldung nur 11% des BIP. Damit gehörte Libyen zur Gruppe 
der 15 am wenigsten verschuldeten Länder der Welt, untertroffen bloß durch 
andere Ölstaaten wie Iran oder Nigeria (zum Vergleich: Deutschland 70,7% 
[2010]). Auch die Schulden des öffentlichen Haushalts machen Libyen den Zah- 
len nach zu einem besseren Maastricht-Kandidaten als die krisengeschüttelten 
Euroländer. Mit 3,30% (2010) weist Libyen die geringste Haushaltsverschul- 
dung aller registrierten 128 Länder auf. Die Grenzen des neuen, informellen 
Imperialismus, der anders als der klassische Kolonialismus auch ohne Kriegund 
Besatzung auskommt, gelten also auch für Libyen. Die erste Frage ist also, ob 
Libyen ähnlich dem Irak ein Fall imperialistischer Politik gegen einen Ölstaat 
ist, dessen Ziel u.a. die Integration dieses Staats in den Weltmarkt und seine 
innere Inwertsetzung qua Öffnung für (ausländisches) Kapital ist (vgl. zum Fall 
Irak näher Harvey 2006, Iff.). 

Diesbezüglich fällt zunächst auf, dass es bei den Staaten des Westens bezüglich 
des Sinns oder Unsinns eines Krieges große Unsicherheiten gab. Während Frank- 
reich und Großbritannien die Kriegstrommel rührten, lehnten die USA eine 
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Führungsrolle ab und im UN-Sicherheitsrat enthielt sich neben Russland, China 
und Brasilien auch Deutschland der Stimme. Zudem wurde insbesondere eine 
Okkupation qua Bodentruppen von den USA und den meisten Kriegsparteien 
genauso wie von den Rebellen (bislang) abgelehnt. Zu Recht kommentierte der 
Economist: „Es fällt schwer, sich ein militärisches Unternehmen vorzustellen, 
dass mit ähnlich vielen Zweifeln und Unsicherheit entwickelt worden wäre.“ 
(26.3.2011: 13) Angesichts der Tatsache, dass die USA in der Vergangenheit 
mehrfach libysche Städte bombardiert haben, muss dies verwundern. Bot sich 
hier nicht eine einzigartige Gelegenheit, ein Land, dem sich mit den Mitteln des 
Schuldenimperialismus nicht beikommen lässt, mit militärischen Mitteln für 
die Kapitalakkumulation („Weltmarktintegration“) aufzubrechen und im selben 
Atemzug die nach der Revolution von 1969 verlorenen Militärbasen wiederzuer- 
langen? War dies nicht eine hervorragende Gelegenheit für einen Regime Change 
gegen den „verrückten Hund“ (Ronald Reagan) in Tripolis? 


3. Kleine politische Ökonomie Libyens: Vom autoritären 
„Olsozialismus” zum autoritären Neoliberalismus 


Um die genaueren Beweggründe der als „Flugverbotszone“ verniedlichten Bom- 
bardierung durch den Westen zu verstehen, bedarf es einer Auseinandersetzung mit 
der politischen Ökonomie Libyens von der Entkolonialisierungbiszur Gegenwart. 
Kurz nach der Entlassungin die Unabhängigkeit 1951 war Libyen eines derärmsten 
Länder der Welt. Sein BIP beruhte auf Handel mit Weltkriegsschrott, Entwick- 
lungshilfe sowie Besteuerung der später von Gaddafı geschlossenen, britischen und 
US-Militärbasen. Die Armut Libyens stand dabei auch im Zusammenhang mit 
den widrigen geographischen Bedingungen. 85% der Landesfläche gehören zur 
Sahara. Da in Libyen kein einziger ständiger Fluss Hießt, sind bloß 2% der Fläche 
agrarisch nutzbar. In der Zeit der Regentschaft von König Idris bestätigten sich je- 
doch schon von den italienisch-faschistischen Besatzern gehegte Vermutungen, dass 
es in Libyen Ölvorkommen gebe (Sereni 2011). Die nun einsetzende Förderung 
erfolgte jedoch im Stil peripherer Kompradorenbourgeoisien (zu diesem Begriff 
vgl. Poulantzas 1975). König Idris ließ das Öl durch ausländische Konzerne auf 
den Weltmärkten verscherbeln (Libyen erzielte seinerzeit die weltweit niedrigste 
Ölrente), häufte durch den Export ein großes Privatvermögen an, während die Be- 
völkerungvom nationalen Reichtum nichts hatte. Dies war wohl auch der Grund, 
warum 1969 der Putsch einer Gruppe von Militärs um den jungen Oberst Gaddafı 
fast ohne Blutvergießen und ohne signifikanten Widerstand erfolgen konnte. 
Gemessen an der Situation vor der Revolution war die folgende Zeit durchaus 
eine Erfolgsgeschichte. Der vom arabischen Nationalismus Nassers inspirierte 
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Gaddafı zeigte ein besonderes Geschick darin, die ausländischen Ölkonzerne 
gegeneinander auszuspielen und die Ölproduktion 1974 schließlich ganz zu ver- 
staatlichen (Sereni 2011). Dass er dabei die Ölrente deutlich erhöhen konnte, 
lag auch an der wachsenden Bedeutung des libyschen Öls in Folge der Schlie- 
ßung des Suezkanals durch Ägypten (van der Pijl 2006: 116). Daraufaufbauend 
schuf Gaddafi ein „ölsozialistisches“ Projekt zur Verteilung des gesellschaftlichen 
Reichtums einerseits und der ökonomischen Unabhängigkeitsentwicklung qua 
Importsubstitution und Diversifikation der Wirtschaftsstruktur andererseits 
(Otman/Karlberg 2007). Hinzu kam eine libysche Variante der chinesischen 
Kulturrevolution, die - mit äußerst gemischten Ergebnissen - die bürokratische 
Erstarrung des sowjetischen Staatssozialismus durch Formen der „direkten De- 
mokratie“ zu ersetzen suchte. Auch neoliberale Beobachter haben darauf hinge- 
wiesen, wenigstens den Anspruch und die (ursprüngliche Form und Funktion) 
des neuen politischen Systems ernst zu nehmen. So heißt es bei Otman/Karlberg 
(2007: 16): „In dem Versuch, das libysche mit dem im Westen vorherrschenden, ja 
selbst mit anderen arabischen Regierungssystemen zu vergleichen, übersehen [die 
ausländischen Beobachter], dass Libyens politisches System eine einmalige und 
singuläre Kreation ist, die auch als solche begriffen werden muss.“ Allerdings hielt 
man insofern am sowjetischen Modell fest, als dass es keine freien Gewerkschaften 
gab - ein Umstand, der die noch zu behandelnde neoliberale Reformpolitik der 
1990er und 2000er Jahre erheblich erleichterte. 

Das „ölsozialistische“ Projekt basierte dabei auf einer Landreform (v.a. im Osten 
des Landes), der Verstaatlichungder Banken und Unternehmen (als Grundlagen der 
Abschaffung der privaten Lohnarbeit), der Deckelung von Vermögen in privaten 
Bankkonten, Preiskontrollen, der Beschränkungdes legalen Immobilieneigentums 
auf das eigene Haus, der Abschaffung der Mieten, der Förderung sozialen Woh- 
nungsbaus sowie der Entwicklung eines sozialen Netzes bestehend aus kostenloser 
Gesundheitsversorgung und Bildungsowie einer Alten-, Witwen- und Waisenrente. 
Die komplementäre Entwicklungsstrategie beruhte auf der wirtschaftlichen Ab- 
schottung (Verstaatlichung des Außenhandels und später auch des binnenwirt- 
schaftlichen Einzelhandels, Import-/Exportverbote, hohe Außenhandelszölle) und 
der Erzielung von Exportüberschüssen, die im Rahmen der zwei Fünfjahrespläne 
von 1976-1980 und 1981-1985 als Grundlage für ambitionierte Infrastrukturpro- 
jekte (im Volumen von 20,6 bzw. 19,0 Mrd. Libysche Dinar) dienen sollten. Zu 
Letzteren gehörte z.B. das Great-Man-Made-River-Projekt, mit dem eiszeitliche 
Süßwasservorkommen unter der Sahara angezapft werden sollten, um Libyen von 
einem agrarimportierenden in ein agrarexportierendes (!) Land zu verwandeln. 

Die Ergebnisse dieses Entwicklungsprojckts, das sich von den anderen arabisch- 
nationalistischen Projekten der ölfördernden Ländern und womöglich sogar den 
Öl-Emiraten nur durch den „sozialistischen“ Anspruch unterschied (Crome 2011: 
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6f. u. 12), waren gemischt: Während die egalitaristische Umverteilung und der 
Ausbau des Sozialstaats weitgehend erfolgreich waren und Libyen im Hinblick 
auf die Indizes des United Nations Human Development Report (Kindersterblich- 
keit, Müttersterblichkeit, durchschnittliche Lebenserwartung, Alphabetisierung, 
Bildungsexpansion, etc.) bis heute an die Spitze Afrikas katapultierten, scheiterte 
das Projekt der ökonomischen Unabhängigkeit qua Diversifizierung der Wirt- 
schaftsstruktur. So importiert Libyen bis heute 75% seiner Nahrungsmittel und 
es beruhen 70% des BIP und 97% aller Exporterlöse (besonders nach Italien und 
Deutschland) auf der Öl- und Gasproduktion. Nur 1,4% der Wirtschaftsleistung 
fallen aufdas verarbeitende Gewerbe, unter 10% auf (öffentliche) Dienstleistungen. 

Das Scheitern der auf gemäßigter Importsubstitution und Ölrenten basie- 
renden Entwicklungsstrategie hat viele Ursachen. Dazu gehört sicherlich auch 
der „Fluch des Öls“. So weist Elmar Altvater (2006: 159) darauf hin, dass „Öl 
exportierende Länder nicht wie selbstverständlich in der Lage (sind), den fossi- 
len Reichtum in ökonomischen Wohlstand zu verwandeln (...). Grundsätzlich 
bedeutet die Konzentration auf den monostrukturellen Export einer Ressource, 
dass eine regional oder national vernetzte und diversifizierte Wirtschaft nicht 
ausgebildet werden kann. Die ‘linkages’ zwischen den Produktionsstufen und 
zwischen Produktion und Konsum, Wirtschaft und Staat bleiben aus.“ 

Zwar gab es im Fall Libyen keine Verschuldungsprobleme. Jedoch hat der hohe 
Sozialstandard - hinter den Gaddafı angesichts mehrerer Putschversuche politisch 
nicht zurückfallen wollte oder durfte - gekoppelt mit den mangelnden Ressourcen 
für eine Diversifizierungspolitik Libyen zu einer Politik der Verteilung zu Lasten ei- 
ner Politik der Entwicklung verdammt. Dabei darfjedoch nichtüberschen werden, 
dass die Ursachen für das Scheitern des libyschen Entwicklungs-, wenn auch nicht 
unbedingt Sozialmodells mindestens ebenso schr in Washington und Moskau 
zu suchen sind wie in Tripolis. So war dieses Scheitern auch eine Folge globaler 
Zusammenhänge wie der Krise des Fordismus und der neoliberalen Konterrevolu- 
tion (Alnasseri 2004: 163ff.). Nachdem die Aufhebung der Dollar-Goldbindung 
1971 esden USA erlaubt hatte, die Geldmenge konjunkturpolitisch auszuweiten, 
reagierte die OPEC noch mit einer einigermaßen erfolgreichen Kartellpolitik, um 
den Preisverfall des dollardenominierten Öls zu kompensieren (McNally 2011: 
32). Die Umstrukturierung des Kapitalismus in Folge des Volcker-Schocks 1979 
sorgte dann aber nach einem kurzen „zweiten Ölschock“ zwischen 1980 und 1986 
für eine kontinuierliche Talfahrt des Ölpreises. Libyens Öleinnahmen sanken im 
Verlauf des zweiten Fünfjahresplans von 21 Mrd. auf 6,5 Mrd. US-$, und Libyen 
sah sich ab 1987/88 und im Gefolge der Gorbatschowschen Politik zu einer 
Aufgabe des Entwicklungsprojekts und zu austeritätspolitischen Maßnahmen wie 
den Stopp wichtiger Importgüter gezwungen. In den 1990er Jahren legte dann die 
Kombination aus (1.) dem Zusammenbruch des wichtigsten Wirtschaftspartners 
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Sowjetunion 1991, (2.) den verheerenden ausländischen Wirtschaftssanktionen 
gegen Libyen (1992-2003), (3.) dem fortgesetzt niedrigen Ölpreis bis 2002/03 
sowie (4.) der ideologischen Krise des Sozialismus die Grundlagen für eine frei- 
willige Politik der neoliberalen Integration in den Weltmarkt (Alafı/de Bruijn 
2009), d.h. ganz ohne die Strukturanpassungsprogramme von IWF und Weltbank, 
die die neoliberale Privatisierungspolitik bspw. in Jordanien in den 1980ern oder 
Ägypten ab 1991 begleiteten (zum Fall Ägypten vgl. Mitchell 2010). 

Bei der gegenwärtigen Intervention kann es sich also nicht um das gewaltsame 
Aufbrechen eines Ölstaates handeln. Wäre das heutige noch das alte Libyen, in 
dem die Wasser- und Energieversorgung, die Telekommunikation, das Kredit- 
system, Transport und Flughäfen der Kapitalakkumulation dauerhaft entzogen 
waren, und wäre Libyen zudem weiter ein ökonomisches und politisches Gegen- 
modell mit Ausstrahlungskraft nach Afrikaund in den Nahen Osten hinein, das 
gleichzeitignoch wie in den 1970/80er Jahren nationale Befreiungsbewegungen 
in aller Welt unterstützt, so wäre ein militärischer Regime Change aus der Per- 
spektive des imperialistischen Westens nachvollziehbar. Die mittelfristige und 
unter Gaddafi irreversible Integration in den Weltmarkt und in die Weltordnung 
ist jedoch schon längst erfolgt. 

So bekannte Gaddafi 2003: „Genauso wie in der ehemaligen Sowjetunion und 
Osteuropa ist das System gescheitert, weilesaufunqualifizierten Arbeitskräften 
beruhte, die sich nicht um die Interessen ihres Landes scheren. In der Wirtschaft 
gibt es aber keinen Platz für Gefühle und Nettigkeiten und deshalb bedarf es 
einer [äußeren] Neubewertung, weil in Libyen niemand was davon versteht.“ 
(zitiert nach Alafı/de Bruijn 2009: 13) Gaddafis bemerkenswert offen zur Schau 
getragene sozialpaternalistische Ratlosigkeit deckt sich dabei pikanterweise mit 
einer Warnung, die der berühmte marxistische Islamforscher Maxime Rodinson 
(1971: 284f.) schon 1966 an die neuen arabischen Nationalismen richtete, als er 
schrieb: „Im Gegensatz zur kapitalistischen Option verlangt die sozialistische 
(...) eine mobilisierende, ‘utopische’ Ideologie im Wirtschaftsbereich. Die kapita- 
listische Wirtschaft verbreitet sich allmählich, gleichsam automatisch, wenn die 
erforderlichen Bedingungen gegeben sind. Ein Individuum nach dem anderen 
eignet sie sich an, wenn seine Gewinnperspektiven günstigsind und wenn sein 
Trieb, Nutzen daraus zu ziehen, die geistigen Hindernisse überwunden hat, die 
sich dem entgegenstellen können. Für die sozialistische oder etatistische Wirt- 
schaft gilt das nicht. Sie muß sozial, kollektiv organisiert werden.“ 

Vor dem Hintergrund der gescheiterten Revolution und der Widersprüche 
des autoritären Sozialpaternalismus holte sich Gaddafi in den frühen 2000er 
Jahren Weltbank-Berater ins Land, die die neue Entwicklungsstrategie der Welt- 
marktintegration seither begleiten. Vorgeschen ist die Anziehung von ausländi- 
schem Kapital durch eine massive Privatisierungswelle und die Schaffung von 
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Sonderwirtschaftszonen nach chinesischem Vorbild, für die sich v.a. sein Sohn 
Muatassim stark macht. Ähnlich reformeifrigist auch dessen Bruder Saif, der mit 
einer von David Held betreuten Arbeit über NGOsals Alternative zu wirklichen 
Weltordnungsveränderungen an der London School of Economics promovierte 
und wie seine Brüder durch Luxuseskapaden im westlichen Ausland die Wut 
der einfachen Bevölkerung auf sich zog. 

Als Folge der Reformen wurden in weniger als einem Jahrzehnt über hundert 
Staatsunternehmen privatisiert. Zwar hat die Regierung versucht, durch Arbei- 
terbeteiligungen (Libyen hat seit 2007 auch wieder eine Börse) und besondere 
Begünstigung von Libyern bei den Privatisierungen einen „Volkskapitalismus“ 
(Gaddafi) zu schaffen. Profitiert haben aber eigentlich nur die „crony“-kapitalis- 
tischen Staatseliten und die ausländischen Konzerne. So befinden sich 29 der seit 
2003 privatisierten Unternehmen im Bereich Öl, Tourismus und Immobilien zu 
100% in ausländischem Besitz. Dabei tummeln sich in Libyen Ölkonzerne aus den 
USA, Großbritannien, Frankreich, Deutschland, Kanada und zahlreichen anderen 
westlichen Ländern. Der Guardian ging sogar so weit, Libyen als ein „Mekka für 
westliche Investoren“ (4.9.09) zu bezeichnen. Dies hängt v.a. mit dem Reformeifer 
des Gaddafi-Neoliberalismus zusammen. So ließ der Ex-Premierminister und 
heutige Geschäftsführer der Nationalen Ölgesellschaft (NOC), Shukri Ghanem, 
2010 verlauten, dass bis 2020 die Hälfte der Wirtschaft privatisiert werden soll. 

Die Einreihung Libyens in die Masse der exportorientierten Länder, die mit 
kapitalfreundlichen Investitionsbedingungen ausländisches Kapital anlocken 
wollen, während sie gleichzeitig alle darauf hoffen, dass andere Länder die in 
ihrem Land produzierten Waren kaufen, bringt schwerwiegende soziale Folgen 
mit sich. Die einstige Befreiung vom Marktzwangwird im Rahmen der massiven 
Reproletarisierung rückgängig gemacht. Der Guardian zitiert einen 42jährigen 
namens Mohammed, der sein monatliches Staatsgehalt von 500 LD (rund 285 
Euro) durch Zweit- und Dritt-Jobs ergänzen muss: „Die einfachen Leute müs- 
sen spüren, dass sie von den Reformen profitieren.“ (4.9.09) Mit der Öffnung 
für ausländisches Kapital und dem Rückzug des Staates kehrt auch die soziale 
Ungleichheit ins Land zurück. Während in Tripolis in Nobelvierteln wie der 
Girash Road Marks & Spencers und andere westliche Geschäfte aufmachen und 
für die Masse der Bevölkerung unerschwingliche Waren zu Weltmarktpreisen 
feilbieten, steigen im Zuge der wachsenden Ungleichheit auch Korruption, Prosti- 
tution etc. Gleichzeitig darf die Entwicklung seit der neoliberalen Öffnung nicht 
als völlig einseitig verstanden werden. Denn zum einen hat sich die universelle 
Grundversorgung nicht verschlechtert. Im Gegenteil, Libyens Indizes im UN- 
HDR haben sich in den letzten Jahren sogar noch verbessert. Zum anderen ist 
auch der allgemeine Wohlstand deutlich angestiegen. So fiel das BIP von 6.600 
US-$ im Jahre 1990 bis 2002 auf 3.600 US-$, dann stieg es aber bis 2008 auf 


304 Ingar Solty 


16.200 US-$ an. Dass dies wohl in erster Linie auf das Ende der Sanktionen 
2003 und den steigenden Ölpreis in den letzten Jahren (von 20 US-$/Barrel im 
Jahr 2002 auf 150 US-$ im Sommer 2008!) zurückzuführen ist, ist für die Frage 
nach den sozialen Ursachen der Revolution aber unerheblich, weil es sich im 
Alltagsbewusstsein nicht niederschlägt. Vermutlich ist es auch auf diese relative 
Stabilität des Herrschaftssystems zurückzuführen, dass im Gegensatz zu Ägypten 
und Tunesien das Militär durchaus willens ist, das System Gaddafi gegen die 
Aufständischen zu verteidigen (Crome 2011: 15). 

Sozioökonomisch entscheidend ist trotzdem, dass die „Schockbehandlung“ im 
Innern die Arbeitslosigkeit massiv ansteigen lässt. „Angesichts der Ineffizienz eines 
kriselnden und global isolierten Industrie- und eines aufgeblasenen öffentlichen 
Sektors, ist die libysche Wirtschaft nicht in der Lage, die wachsende Zahl an relativ 
gutausgebildeten Absolventen der sekundären und tertiären Bildungsinstitutionen 
zu integrieren.“ (Otman/Karlberg2007: 378) Laut der Internationalen Arbeitsor- 
ganisation (/ZO) ist die Arbeitslosigkeit im arabischen Raum die höchste der Welt. 
Hier hat seit den neoliberalen Reformen ausgerechnet das wohlhabende Libyen 
die höchste Arbeitslosenquote (Roubini 2011). Offizielle Zahlen sind zwar nicht 
leicht zu finden. Die meisten Schätzungen gehen aber wie die Tripolis Post, die die 
Arbeitslosenquote von 2009 mit 20,74% angab, von einem Prozentsatz (teilweise 
weit) über 20% aus. Hinzu kommen die Unterbeschäftigten. 

Zu diesem Bild gehört ferner ein demographischer Aspekt. Die Erfolge des 
libyschen „Ölsozialismus“ und fortgesetzten Öl-Marktsozialdemokratismus im 
Bereich Gesundheit und Bildung haben zu einem starken Bevölkerungsanstieg 
und einem hohen Bildungsniveau geführt. So hat sich während einer Generati- 
on, von 1975 bis 2009, die Bevölkerungszahl mehr als verdoppelt. Die Zahl der 
Hochschulstudierenden hat sich in weniger als 30 Jahren verzwanzigfacht. Para- 
doxerweise führt gerade dieser Erfolg zu neuen Widersprüchen. Denn der Bevöl- 
kerungszuwachs verringert die Verteilungsspielräume, mit denen bislang politische 
Zustimmungerkauft wurde. Esistdas Zusammenspiel von hoher Arbeitslosigkeit, 
hohem Urbanisierungsgrad (88%), hohem Jugendanteil und gestiegenen Erwar- 
tungen durch Bildung, Auslandskontakte und neue Medien, das das revolutionäre 
Potentialnicht nur in Libyen, sondern in weiten Teilen der Region bildet. So istes 
zulässigvon der Entstehung einer blockierten Jugend durch die Marktöffnung zu 
sprechen. Diese hat zwar noch Zugangzu den allgemeinen staatlichen Leistungen, 
aber zunehmend keine Perspektive mehr auf eine Anstellung im Staatsapparat, 
während die Beschäftigung in den ausländischen und exportorientierten Privat- 
konzernen nur für wenige in Frage kommt. Dies hängt auch damit zusammen, 
dass während der Sanktionsphase eine Wendungnach innen einsetzte, bei der die 
Fremdsprache Englisch nicht mehr auf dem Lehrplan stand. Schließlich fehlen 
der jungen Generation (in gewisser Weise analog zur letzten Phase der DDR) die 
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positiven Erfahrungen, die größere Teile der Älteren mit dem Gaddafi-System 
verbinden, weil es ihnen einst zum sozialen Aufstieg verhalf. 

Jenseits breiterer Massen im strukturell seit der neoliberalen Wende vernach- 
lässigten Osten bilden diese Bevölkerungsteile die Basis der Oppositionsbewe- 
gung. Dabei wird der Protest durch die erodierende Hegemonie des Regimes 
befördert, dessen Herrschaftsweise zwar schon immer auch auf einem starken 
Überwachungs- und Unterdrückungsapparat beruhte, aber im Zuge der Preis- 
gabe größerer Bevölkerungsteile an die kapitalistischen Marktgesetze nun noch 
stärkere Züge des Zwangs annimmt. Diese zeigen sich auch im Umgang mit 
al-Zahf al-Akhdar, dem Zentralorgan des Allgemeinen Volkskongresses, das v.a. 
im Tourismusbereich gegen ausländische Konzerne wetterte und moderaten 
Widerstand gegen das Privatisierungs- und Liberalisierungsprogramm organi- 
sierte (Prashad 2011) und hierfür zwischen 2003 und 2010 regelmäßig zensiert 
und aus dem Handel gezogen worden ist. Zusammen mit der klientelistischen 
Privatisierungspolitik verstärken diese und andere Formen der Willkürherrschaft 
in den Mittelschichten den Ruf nach bürgerlich-liberaler Rechtsstaatlichkeit. 

Der von der WTO, um dessen Aufnahme sich Libyen seit 2004 bemüht, 
geforderten Privatisierung der Staatsbetriebe und Liberalisierung des Außen- 
handels (nebst Subventionsabbau) ist dabei eine besondere Logik immanent. 
Die Öffnung der Wirtschaft und die Abschaffung der Import- und Export- 
quoten 1987/88 bedeutet, dass die neu geschaffenen Privatunternehmen ihre 
Halbfertigprodukte zu i.d.R. günstigeren Preisen auf dem Weltmarkt beziehen 
können. Das Produktionsmonopol des Staates ist damit zerstört. Dies führt auf 
Seiten der staatlichen Unternehmen zu Einnahmeausfällen, die sie wiederum zu 
Belastungen des Staatshaushalts machen und die Rationalisierungs- und Priva- 
tisierungslogik noch anheizen. Mit der Marktöffnung ist somit ein wachsender 
Privatisierungsdruck verknüpft, der mit Schließungen staatlicher Betriebe und 
Massenentlassungen in neuprivatisierten Unternehmen Hunderttausende von 
Menschen in die Arbeitslosigkeit zwingt (Prashad 2011). Damit ist selbstverständ- 
lich auch die soziale Sicherheit des öffentlichen Sektors, der bis zum Vorabend der 
neoliberalen Reformen noch 75% aller Arbeiter beschäftigte, Geschichte.Kurz- 
um, insofern die Erschließung des libyschen Absatz-, Rohstoff- und Arbeitsmarkts 
der inneren Logik der neoliberalen Reformpolitik überlassen werden konnte, 
bestand kein Grund, im Ölstaat Libyen einen imperialistischen Regime Change 
zu betreiben. Zudem hat sich Gaddafi durch seine Zusammenarbeit mit den USA 
insbesondere im „Krieg gegen den Terror“ soweit dem Westen angedient, dass 
ihn die Hardlinerin Condoleeza Rice sogar als Rollenmodell pries.” Dazu gehört 


2 Zur hier ausgesparten politischen Wiederannäherung vgl. z.B. Mellenthin 2011. 
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auch die Kollaboration mit Italien zur präventiven Deportation von afrikanischen 
Flüchtlingen, wodurch bereits die Prüfung von Asylrechtsansprüchen auf italie- 
nischem Boden verhindert werden soll (Achcar 2011). Vor diesem Hintergrund 
sind die kriegskritischen Äußerungen des spanischen Ex-Präsidenten Jose Maria 
Aznar zu schen, der Gaddafı als einen „extravaganten Freund des Westens“ be- 
zeichnete (Süddeutsche Zeitung, 17.4.11). Die Frage bleibt also, was die wahren 
Gründe sind, die im Westen schließlich zur Interventionsentscheidung führten. 


4. Imperialistische Interessen im Kontext der arabischen 
Demokratiebewegungen und der globalen Krise 


Bis zur Öffnung der Archive für zukünftige Historiker lässt sich über die wahren 
Kriegsziele nur Vorläufiges sagen. Zudem sind sie bei den Beteiligten sicherlich 
unterschiedlich gewichtet und mitunter verschieden. Ausmachen lassen sich 
trotzdem drei gemeinsame Motive. 


Kriegsziel 1: Freier Ölfluss 


Die westlichen Interessen sind im Kontext der Krise und ihrer Bearbeitung zu 
verorten. Es muss an dieser Stelle vorausgesetzt werden, dass die zaghaften Ver- 
suche der Politik, durch einen Green New Deal (GND) die organische Krise des 
globalen Kapitalismus, bei der die verschiedenen Ebenen der Akkumulation, der 
sozialen Reproduktion, der Ökologie und der Demokratie/Legitimität ineinan- 
dergreifen (Demirovic u.a. 2011), zu bearbeiten, vorerst gescheitert sind - und 
zwar paradoxerweise an der Schwäche gesellschaftlichen Widerstands. Stattdessen 
wird das marode neoliberale System durch staatliche Feuerlöschaktionen zeit- 
weilig stabilisiert. Dazu werden die Kosten der Krise und ihres Managements 
durch Formen sekundärer Ausbeutung auf die breite Bevölkerung abgewälzt. 
So werden im Rahmen der globalen Austeritätspolitik neben Gehältern und 
Arbeitsplätzen auch staatliche Sozialleistungen abgebaut und Rentenansprüche 
enteignet. Die Folge ist jedoch Stagnation, ein „global slump“ (McNally 2011), 
d.h. eine relative Erholung der Profitraten bei gleichzeitiger chronischer Über- 
akkumulation und einem äußerst fragilen „jobless recovery“. Dieser ist besonders 
anfällig für Stabilitätsstöorungen wie den GAU in Fukushima oder die arabischen 
Demokratiebewegungen. Das gilt insbesondere, weil die fossil-energetischen 
Grundlagen des Kapitalismus angesichts des im Übergangzur Austeritätspolitik 
gescheiterten GND unverändert bleiben. Gleichwohl wären die mit diesem Schei- 
tern verbundenen Widersprüche und Gefahrenherde des Klimawandels und der 
Ressourcenkriege auch bei einem erfolgreichen GND nicht einfach vom Tisch, da 
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dieser komplexe Fragen nicht bloß über seinen sozialen Aspekt, sondern auch über 
das Wachstum selbst aufwirft (vgl. den Überblick in Schachtschneider 2009 sowie 
die Debatte in Luxemburg 1/2011). Vor diesem Hintergrund ist der unbehin- 
derte Fluss günstigen Öls ein entscheidendes Kriterium für das Management des 
globalen Kapitalismus und seiner Widersprüche. Dabei bleiben imperialistische 
Rivalitäten zwischen den USA und ihren Bündnispartnern bestehen; ihre innere 
ökonomische Verflechtung und das gemeinsame Interesse an einem integrierten 
globalen Kapitalismus hat aber unter dem Dach der Systemkonkurrenz einen 
„asymmetrischen Ultraimperialismus“ unter der Führung der USA geschaffen, 
der bis heute hält (Deppe/Salomon/Solty 2011). 

Es wäre ein borniertes Verständnis von Materialismus, anzunehmen, dass es 
beim Imperialismus um die direkte Kontrolle der Ölquellen geht. Es sind die 
partikularkapitalistischen Interessen der Ölwirtschaft, die ein Interesse an der 
Privatisierungder Ölquellen haben mögen, weil sie als Teil der Joint Ventures mit 
dem Staat bis heute noch 80% ihrer Profite an die staatliche Ölgesellschaft NOC 
abführen müssen. Die von Poulantzas (2002) theoretisierte „relative Autonomie 
des Staates“ zeigt sich aber gerade in der Fähigkeit des Staates, sich vor eben 
diesen Interessen abzuschließen. Der Erfolg dabei zeigte sich z.B. daran, dass 
sich die britischen und US-Ölkonzerne auch im Irakkrieg nicht durchsetzen 
konnten, denn die Förderrechte der teilprivatisierten Ölfelder bedienten nicht 
die Partikularinteressen von Halliburton und anderen mit der Bush-Administra- 
tion personell verflochtenen Unternehmen, sondern v.a. ausländische Konzerne 
einschließlich französischer und chinesischer. Zudem stehen die Interessen der 
Ölkonzerne an einem hohen Ölpreis in einem Gegensatz zu den Interessen einer 
im übertragenen Sinne geölten Weltwirtschaft, was Kees van der Pijl (2006: 
116ff.) am Beispiel der Ölkrise 1973 gezeigt hat. Zur Abwendung der Gefahr 
von abrupten Preissteigerungen durch Ölkartelle reicht die Teilprivatisierung, 
auf die die ölexportierenden Länder in Form von Joint Ventures i.d.R. ohnehin 
angewiesen sind. Dies gilt insbesondere für Libyen und seine in Folge des Weg- 
bruchs sowjetischer Technologie und der Sanktionen veralteten Fördermethoden. 

Die Sorgen um den freien Ölfluss wurden in der bürgerlichen Wirtschafts- 
presse offen diskutiert. Zwar beteuern die Regierungen in Saudi-Arabien und 
im besetzten Irak, der bei einer Staatsverschuldung von 76% des BIP mit seinem 
Öl für seine „Befreiung“ zahlt, dass sie bei Lieferengpässen mit der Ausweitung 
ihrer Produktion den Weltmarktpreis stabil halten werden. Zunehmend drängen 
sich jedoch Zweifel auf, ob sie im Kontext der gleichsam natürlichen wie politi- 
schen Knappheit des Öls (vgl. hierzu näher Harvey 2010: 83f. sowie allgemein 
Brand/Görg 2003: 16ff.) dazu dauerhaft fähig oder willens sein werden. Auf 
das kurzfristige Problem von Engpässen wies der Economist, das Zentralorgan 
einer unvergleichlich selbstbewussten angelsächsischen Bourgeoisie, schon kurz 
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nach Beginn der Proteste hin: „Der Ölpreis besitzt die beunruhigende Fähigkeit, 
die Weltwirtschaft in die Luft zu jagen, und der Funke dazu kam oft aus dem 
Mittleren Osten (...). Folgt auf die Protestwelle in Arabien ein neuer Ölschock? 
Es gibt gute Gründe, besorgt zu sein. Der Mittlere Osten und Nordafrika produ- 
zieren mehr als ein Drittel des Öls der Welt, und das Chaos in Libyen zeigt, dass 
eine Revolution die Ölzufuhr schnell stören kann.“ (26.2.2011: 11) Tatsächlich 
brach die einstige Ölproduktion Libyens von 1,7 Mio. Barrel/ Tag in Folge des 
Bürgerkriegs zusammen; und trotz der saudi-arabischen Aufstockung sorgte die 
Flucht der ausländischen Vertragsarbeiter für eine Reduzierung der globalen 
Ölproduktion um 1%. Das klingt nach nicht viel. Während des Öl-Schocks 
1973 waren es aber auch „nur“ 7,5%. Bis gut zwei Wochen vor Einrichtung der 
„Flugverbotszone“ stiegder Ölpreis mit entsprechend negativen Effekten auf die 
Börsenentwicklung dementsprechend um immerhin 15% (Economist, 5.3.2011). 
Die Rebellen, die schon bald eine eigene Zentralbank und eine Ölgesellschaft 
gründeten und neben der Mehrzahl der Ölquellen auch den einzigen noch funk- 
tionsfähigen Hafen unter ihre Kontrolle brachten, förderten immerhin noch 
130.000 Barrel/Tag und stellten eine Erhöhung auf 300.000 in Aussicht. Nach 
NATO-Kriegsbeginn hat Gaddafi durch die Zerstörung von Raflinerien diesen 
Zufluss von Finanzressourcen an die Rebellen relativ erfolgreich unterbunden, 
was wiederum den Druck auf den Westen erhöht, den Krieg zu beschleunigen. 

Die starken Meinungsverschiedenheiten nicht nur zwischen, sondern auch in- 
nerhalb der NATO-Staaten sowie die erratische Politik insbesondere der Türkei und 
Italiens erscheinen als ein Ausdruck der Unsicherheit darüber, auf welches Pferd in 
Bezug auf den reibungslosen Ölfluss zu setzen ist. Ganz unsentimental registrierte 
der Economist: „Die Ölkonzerne, die in Libyen wirtschaftlich tätig waren, konnten 
zurecht behaupten, dass sie damit den westlichen Konsumenten und der libyschen 
Bevölkerung halfen. Dabei haben sie nie so getan, als sei Herr Gaddafi ein feiner 
Ehrenmann“ (5.3.2011) Das Bewusstsein der ökonomischen und politischen Eliten 
fasste Noam Chomsky (2011) zusammen: „Unterstützt sie, solange es geht, und 
wenn cs so aussicht, dass das nicht mehr geht, prescht nach vorne mit Deklarationen 
über die Liebe zur Demokratie und dass man auf der Seite der Bevölkerung steht“ 

Dabei sind die Meinungsverschiedenheiten wohlauch aufeine Vielzahl von kon- 
tingenten Faktoren zurückzuführen. Obamas und Merkel/Westerwelles zögerliche 
und Sarkozys kriegerische Haltung scheinen analog zum Kotau der bürgerlichen 
Parteien vor dem Rechtspopulismus in der Flüchtlingsfrage bis zu einem gewissen 
Punkt auch innenpolitisch motiviert zu sein. Die USA, die in der EU wohl spätes- 
tens seit der Eurokrise mittelfristig keinen Konkurrenten um die Welthegemonie 
mehr schen, scheinen die Libyenkrise auch als eine Gelegenheit zu begreifen, die 
Anforderungen der globalkapitalistischen Imperialpolitik stärker auf die Schul- 
tern der EU zu legen (Zeit, 21.3.2011). Dabei sorgen sich Realisten in den USA 
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angesichts der drohenden imperialen Überdehnung in Afghanistan und Irak v.a. 
vor dem Mission Creep, d.h. der Notwendigkeit von Bodentruppen, die woanders 
besser aufgehoben wären. Denn die direkte Abhängigkeit vom libyschen Ölist unter 
den Europäern weit größer. So importieren die USA nur 5% des libyschen Öls, 
während Italien, das zusammen mit Frankreich frühzeitig den nicht legitimierten 
Übergangsrat als neue Regierung Libyens anerkannte, 38%, Deutschland 15%, 
Spanien 9% und die Türkei immerhin noch 6% des libyschen Öls importieren. 


Kriegsziel 2: Kooptation der Demokratiebewegung 


Neben diesem zentralen Motiv scheinen aber noch zwei weitere entscheidend 
zu sein. Tarig Ali (29.3.2011 im Guardian) und Ovenden (2011) ist in ihrer 
Einschätzung zuzustimmen, dass nach dem Verlust der befreundeten Regimes 
in Tunesien und Ägypten mit der Kooptation der Demokratiebewegung und 
ihrer Einhegungals rein politische Revolutionen auch dem Einflussverlust in der 
Region vorgebeugt werden soll. Um deren Erfolgsaussichten einschätzen zu kön- 
nen, muss man sich eingehender mit dem Charakter der Bewegung beschäftigen. 

Sicherlich ist es falsch, aus antiimperialistischer Gesinnung die Legitimität 
der Oppositionsbewegung in Frage zu stellen und wie Alex Cockburn (2011) 
Verbindungen zwischen ihr und al-Qaida herzustellen. Der islamische und 
nordamerikanisch-christliche Autoritarismus wie auch der säkular-islamfeind- 
liche Rechtspopulismus westeuropäischen Zuschnitts sind ein Ausdruck der 
sozialen Ohnmacht mittelalter absteigender Mittelschichten und nur zum Teil 
und auch erst seit jüngerer Zeit prekarisierter/blockierter junger Eliten. Mit 
Selbstermächtigungsbewegungen, die erfahrbare Gegenmacht beweisen, tun 
sich diese nachweislich schwer. Das lässt sich in Madison/ Wisconsin genauso 
studieren wie in Kairo oder Tripolis. Ungeachtet der hohen Bedeutung, die der 
Islamismus ähnlich dem christlichen Fundamentalismus in der ökonomischen, 
sozialen und psychologischen Abfederung des neoliberalen Staatsumbaus spielt, 
mit dem er gleichzeitig eng verquickt ist (vgl. zu den USA Solty 2008), spielt der 
Islamismus in den Demokratiebewegungen kaum eine Rolle. Zu Recht urteilt 
Tahr Ben Jelloun in der Zeit: „Hunderttausende (...) protestierten gegen korrup- 
te diktatorische Regime, ohne sich (...) auf den Islam oder Allah zu beziehen. 
Auch das beweist, dass der islamistische Diskurs (...) nicht mehr funktioniert.“ 
(7.4.2011) Die arabischen Demokratiebewegungen sind die beste Prophylaxe 
auch gegen einen innerlinken Rassismus, der keine konkrete Klassenanalyse 
und politische Ökonomie mehr betreibt, sondern über ganze Volksgruppen ge- 
schichtsphilosophiert und kulturell präjudiziert. 

Dabei ist für den Charakter des Aufstands auch entscheidend, dass es sich um 
eine popular-subalterne Revolte handelt (Boyle 2011). Hierbei fällt auf, dass sie 
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gerade in Ländern erfolgreich sind, die sich durch ihre politisch-revolutionäre 
Geschichte von den Emiraten unterscheiden (Crome 2011: 12). Ob aus bürger- 
lich-demokratischen aber auch soziale Revolutionen werden können, ist in allen 
Ländern unklar und hängt von der Kooptationsfähigkeit der inneren Eliten 
und des Westens ab (Middle Eastern Report 258, Editorial). Dabei kann kein 
Zweifel daran bestehen, dass zu diesem Zweck alle Mittel zum Einsatz kommen 
(Economist, 2.4.2011: 43 u. 9.4.2011: 51). 

Im Hinblick auf die Frage des Gelingens dieses Unterfangens scheinen zwei 
Aspekte entscheidend zu sein: (1.) die wachsende Abhängigkeit der Rebellen 
von der Hilfe des Westens, die selbstverständlich ihren Preis hat, und (2.) die 
unterentwickelten Widerstandspotentiale der subalternen Basis der Bewegung 
gegenüber einer Kooptation der Führung. 

Die Abhängigkeit ist dabei v.a. wirtschaftlicher und militärischer Natur. 
Militärisch hat sich gezeigt, dass entgegen der scheinbar gehegten Erwartungen 
einer raschen Implosion des Regimes in Folge der äußeren Bedrohung dieses 
offensichtlich noch über eine größere soziale Basis verfügt. Erhard Crome (2011: 
15 u. 19) hat daraufhingewiesen, dass der Unterschied zwischen Ägypten und Tu- 
nesien aufder einen und Libyen (und in Folge Jemen und Syrien) auf der anderen 
Seite darin besteht, dass das Militär willens war, auf die eigene Bevölkerung zu 
schießen. Dadurch wurden Hoffnungen enttäuscht, die durch die Fraktionierung 
des alten Regimes genährt worden waren. Obwohl der Innenminister Abdel 
Fatah Younis, der General Suleiman Mahmud und Justizminister Mustapha 
Abdel Jalil zusammen mit 6.000 im Osten stationierten Soldaten des 50.000 
Mann starken Heeres zu den Rebellen überliefen, weigerten sich diese, sich den 
Rebellen militärisch anzuschließen und forderten stattdessen Verhandlungen. 
Dadurch blieb es bei den etwa 1.000 mit Ausnahme der Irakkriegsrückkehrer 
kriegsunerfahrenen jungen Kämpfern (New York Times, 23.3.2011). 

Der Westen steckt damit in einer schlimmen Sackgasse, aus der wiederum die 
von Invasionsgegnern innerhalb und außerhalb der Eliten befürchtete Mission 
Creep logisch folgt. Zur Wiederherstellung des freien Ölflusses kann es ihm jetzt 
nur noch darum gehen, Gaddafi durch eine Eskalation des Krieges rasch zu be- 
seitigen. Eine friedliche Lösung, einen Waffenstillstand oder gar Verhandlungen 
mit Gaddafi darfes nicht geben. Das Ziel des Regime Change wird dabei mit der 
Selbstherrlichkeit der Macht zunehmend offener formuliert. Erreicht werden kann 
dies jedoch nicht ohne die Überschreitungder UN-Resolution 1973, mit welcher 
der Krieggemäß dem völkerrechtlich ohnehin fragwürdigen UN-Statut „Verant- 
wortungzum Schutz“ von 2005 legitimiert wurde. Die zentrale Formulierung der 
UN-Resolution 1973 - „allnecessary means“ zum „Schutz der Zivilbevölkerung“ 
— besitzt dabei eine solch „nützliche Elastizität“ (Economist, 23.4.2011, 12), dass 
selbst noch der vom britischen Außenminister Liam Fox Ende März in Aussicht 
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gestellte und am 2. Mai vom Daily Telegraph bestätigte Versuch, mit Gaddafi 
den politischen Führer eines souveränen Staates gezielt zu ermorden, von der 
wachsenden Kritik als „rechtlich einwandfrei“ abgeschirmt werden mag. So lassen 
sich die nach der Bombardierung der Gaddafi-Residenz am 30. April getöteten 
drei Enkelkinder und ein Sohn als Kollateralschäden verbuchen. Auch die von 
der Resolution ebenfalls nicht gedeckte militärische Ausbildung und Aufrüstung 
der Rebellen sind als Versuch zu bewerten, die Pattsituation aufzuheben und den 
militärischen und sozialen Vorteil Gaddafis auszugleichen. Dabei kann nicht 
einmal die von den Rebellen lange abgelehnte Entsendung von Bodentruppen, 
für die u.a. die EUFOR Libya bereitsteht, ganz ausgeschlossen werden. 

Neben der militärischen ist es aber vor allem die finanzielle Abhängigkeit der 
Rebellen, die nichts Gutes im Hinblick aufeine nachhaltige soziale Revolution in 
Libyen, die sich gegen westliche Interessen richten würde, ahnen lässt. Der am 4. 
April vom Übergangsrat vorgelegte Haushaltsplan hat einen Umfangvon 1,5 Mrd. 
US-$. Die seit Februar ausstehenden Löhne im öffentlichen Sektor konnte der 
Übergangsrat erstzahlen, nachdem Katar mit dessen Finanzminister, Ali Tarhouni, 
ausgehandelt hatte, den Ölhandel der Rebellen abzuwickeln (FAZ, 30.3.2011). Die 
finanzielle Not der Rebellen führte den Westen dazu, auch die UN-Resolution 
1970 (Einfrierung des libyschen Auslandsvermögens) deutlich zu überschreiten. 
Sobeschloss die Libyen-Gruppe Anfang Mai bar jeder Rechtsgrundlage die Wei- 
terleitung dieser Gelder (allein 30 Mrd. US-$ lagern in den USA, 6 Mrd. US-$ in 
Deutschland) an den demokratisch nicht legitimierten Übergangsrat. 

Dabei ist davon auszugehen, dass sich die Gerüchte über geheime Handels- und 
Investitionsgarantien (Ovenden 2011; Economist, 2.4.2011: 43; Business Week, 
18.4.) vor dem Hintergrund der militärischen und finanziellen Abhängigkeit be- 
wahrheiten werden. Für solche Einflussnahme über die Volksmassen hinweg gibt 
es viele Anzeichen wie z.B. die völkerrechtliche Anerkennung der Rebellen durch 
Frankreich nach einem Treffen Sarkozys mit dem designierten Präsidenten Mah- 
mud Dschibril. Eines der bemerkenswertesten ist aber wohl die erratische Politik 
Italiens, dessen Außenminister Franco Frattini im März 2011 zunächst vehement 
vor den Aufständischen und ihrer Bewaffnung warnte, um nach diversen politischen 
Manövern und der völkerrechtlichen Anerkennung des Übergangsrats am 4. April 
plötzlich vehement die Bewaffnung der Aufständischen (Spiegel! Online, 13.4.2011) 
und die Verschärfung der NATO-Bombardierungen zu fordern. Dabei spielte wohl 
auch eine Rolle, dass die Ölgesellschaft der Rebellen den Ölexport von der völker- 
rechtlichen Anerkennung abhängig machte (Economist, 12.3.2011: 54). Die Wahr- 
scheinlichkeit ist hoch, dass sich eine zukünftige verfassungsgebende Versammlung 
mit unantastbaren „Neuen Konstitutionalismen“ im Sinne des Begriffs von Stephen 
Gill (2008: 161 ff.) konfrontiert sähe, die die Souveränität und insbesondere den 
Umschlag einer politischen in eine soziale Revolution verunmöglichen würden. 
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Dass der Übergangsrat, selbst wenn er könnte, nicht geneigt sein dürfte, den 
westlichen Interessen die Stirn zu bieten, zeigt sich anhand seiner Zusammenset- 
zung. Aus ihr geht hervor, dass er keine grundlegende Alternative zum Gaddafi- 
Neoliberalismus darstellt. Im Gegenteil, viele der heutigen Anführer nahmen 
unter Gaddafı politische Spitzenpositionen ein. So war der designierte Handels- 
minister, der junge Ali Abd-al-Aziz al-Isawi, Direktor des als „Eigentümerexpan- 
sionsprogramms“ verniedlichten Privatisierungsfonds. Dschibril arbeitete lange 
für den Gaddafi-Sohn Saif. Selbst die FAZ bezeichnete ihn als „Neoliberalen“ 
(25.3.2011). Als Direktor des National Economic Development Board war er der 
entscheidende Mann der Privatisierungs- und Liberalisierungspolitik. Dabei 
verfügen insbesondere er und Tarhouni, der bis zuletzt eine BWL-Professur an 
der University of Washington School of Business innehatte, über ausgezeichnete 
wirtschaftliche und politische Kontakte in die USA. So studierte Dschibril an der 
American University in Kairo und in Pittsburgh Politik und Wirtschaftswissen- 
schaften, lehrte dann mehrere Jahre „Strategic Planning“ in den USA und setzte 
sich für Auslandsinvestitionen in Libyen ein. Aus den Wikileaks-Dokumenten 
geht hervor, dass er vom US-Handels- und Finanzministerium als ein äußerst 
verlässlicher Partner eingeschätzt wurde. Indem Dokument „OITRIPOLI386“ 
heißt es: „With a PhD in strategic planning from the University of Pittsburgh, 
Jibril is a serious interlocutor who ‘gets’ the U.S. perspective.“ Der Economist 
schwärmte deshalb schon vom „American-trained“ Übergangsrat (2.4.2011: 
42), während er gleichzeitig einräumte, dass „etliche Rebellenführer Saif für ihre 
Rückkehr aus dem Exil, ihre Unternehmenslizenzen und in einigen Fällen ihre 
Bengasi-Villen zu Dank verpflichtet“ (16.4.2011: 53) seien. 

Für viele der auslandsstudierten Rebellenführer mit gehobenem Klassen- 
hintergrund gilt, dass sie sich im Gegensatz zu den popularen Klassen in einer 
internationalisierten Ökonomie nicht nur bewähren können, sondern von der 
voranschreitenden Westintegration auch durch neue westliche Konsumgüter und 
gewachsenes Prestige profitieren. Dadurch zeichnet sich ein Interessensgegensatz 
zwischen der nicht-legitimierten Führung und der popularen Basis der Demo- 
kratiebewegung ab. Anzeichen, dass sich dieser bereits artikuliert, sind auch zu 
beobachten. So kam es Anfang April zu größeren Protesten von Ölarbeitern, die 
sich zuvor den Rebellen angeschlossen hatten, gegen die Machenschaften der 
Übergangsregierungen. Ein Ingenieur, der Mitglieder gewerkschaftlich organi- 
sierte, klagte nach Angaben des Economist: „Local godfathers are tryingto carve 
up the country as fast as foreign players.“ (9.4.2011: 51) Auch mit den Lehrern, 
die vor dem Hintergrund der ausstehenden Löhne das Recht auf Bildung einer 
Gewerkschaft forderten, gab es Konflikte (Economist, 12.3.2011: 55). 

Die Aussicht auf eine fortgesetzte sozialrevolutionäre Verve auch gegen die 
westliche Vereinnahmung der selbsternannten Rebellenführung ist ebenfalls 
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eher dürftig. Anders alsin Tunesien und Ägypten gingen den Protesten in Libyen 
keine (wilden) Streiks und andere Formen des Arbeitskampfes voraus. Das heißt 
nicht, dass sich solche Formen der Klassenformierung nicht im Windschatten 
eines nun fragwürdiggewordenen Rebellensiegs entwickeln könnten. Zumindest 
aufgeworfen werden muss jedoch die Frage nach einem etwaigen Zusammenhang 
zwischen den spontaneistischen Zügen der Rebellion und den verstörenden Vi- 
deos und Berichten über Lynchaktionen gegen Gaddafi-Anhänger in Bengasi und 
Pogrome gegen unbewaffnete schwarzafrikanische Gastarbeiter, die auf Verdacht 
als mögliche Söldner Gaddafis gelyncht wurden (Economist, 7.5.2011: 55; zu den 
allgemeinen nationalistisch-rassistischen Tendenzen vgl. Economist, 26.2.2011: 
26f.). Dabei ist zu erwähnen, dass diesen im Jahr 2000 schon ähnliche Pogrome 
durch Arbeitslose vorausgegangen sind. 


Kriegsziel 3: Relegitimierung des imperialistischen Kriegs 


Aus Sicht des Westens stellt der Krieg schließlich eine bemerkenswerte Option 
dar, der in den Kriegslügen und -verbrechen im Irak und in Afghanistan immens 
beschädigten Ideologie der Menschenrechtskriege zu neuem Leben zu verhelfen. 
Der Menschenrechtsdiskurs ist für die Legitimation des Krieges unerlässlich. Er 
ist insbesondere seit der Einschreibung der Neuen Sozialen Bewegungen in den 
Neoliberalismus ein elementarer Bestandteil einer neubegründeten Herrschaft 
mit einer verbreiterten Basis (Candeias 2004: 331ff.). Diesbezüglich hat Georg 
Diez den Krieg nicht zu Unrecht für die Linke bzw., was er dafür hält, reklamiert 
(Spiegel Online, 25.3.2011). 

Gleichzeitig gehörte der Appell an die Menschenrechte schon immer zum 
Arsenal des Imperialismus (Achcar 2002: 9ff.; Deppe/Salomon/Solty 2011: 
103ff.) und waren Terrorbekämpfung (van der Pijl 2006: 203), „Freiheit und 
Demokratie“ die Phrasen, mit denen die USA im Kalten Krieg sozialistische 
Experimente bekämpften (Amin 2004). Hatte man geglaubt, dass sich die 
Menschenrechtskriegsideologie angesichts des offensichtlichen Vortäuschens 
humanitärer Motive, der illiberalen Kriegsmethoden, des beispiellosen Elends 
der irakischen Bevölkerung während und seit Bombardierung/ Besatzung sowie 
der Ausweglosigkeit des Kriegs in Afghanistan erledigt hatte, ergab sich mit 
dem Bürgerkriegin Libyen plötzlich die „Gelegenheit, eine nützliche Erzählung 
wiederauferstehen zu lassen“ (Landau 2011): die Ideologie des gerechten Krieges, 
der „humanitären Intervention“. In seiner Kritik an linken Kriegsbefürwortern 
wie Uri Avnery (2011) oder Gilbert Achcar (2011) warnte Ovenden (2011) dabei 
zu Recht: „Den aktuellen humanitären Vortäuschungen Glaubwürdigkeit zu 
verleihen, erleichtert es [dem Westen] dieselbe Erzählung für noch mehr Iraks zu 
konstruieren.“ Vergessen ist dabei nicht nur, dass der Schutz von Menschenrechten 


allenfalls ein Nebeneffekt einer imperialistischen Agenda, aber niemals Sinn 
und Zweck des Krieges ist, sondern auch, dass die „Weltinnenpolitik“ und der 
„Freiheitsexport“ selbst an ihren eigenen, vermeintlichen Ansprüchen scheitern 
(Hobsbawm 2007; Canfora 2008). Oder, wie Hobsbawm (ebd.) schreibt: „In der 
Geschichte gibt es schr wenige Abkürzungen.“ Selbst der Economist warnte: „Sol- 
che Manöver begannen zu oft mit guten Intentionen und naiver Überzuversicht, 
während ölreiche Despoten ihr Militär angesichts der überlegenen westlichen 
Technologie bröckeln und brennen sahen. Innerhalb weniger Wochen wird aus 
der Prahlerei dann aber ein teurer und blutiger Morast.“ (26.3.2011: 13) 

In diesem Morast müssen aber nicht die linken und liberalen Schaukelstuhl- 
generäle baden, sondern in diesem Fall eine libysche Bevölkerung, die entweder 
ihre nationale Einheit verliert, dauerhaft besetzt (Economist, 23.4.2011: 12) oder 
gezwungen sein wird, gemeinsam in einem Land zu leben, in dem eine signifi- 
kante, aber offensichtliche Minderheit in einem Bürgerkriegdie Bombardierung 
des eigenen Landes von außen gefordert hat, der jetzt schon eine hohe Anzahl 
Zivilisten zum Opfer gefallen ist. 

Niemand kann sagen, ob die kriegerische Intervention eine Bombardierung 
Bengasis letzten Endes verhindert hat oder nicht und ob die Drohkulisse sie nicht 
eher wahrscheinlicher gemacht hat. Auch in der Debatte um politische Alterna- 
tiven haben beide Seiten gewichtige Pro- und Kontra-Argumente. Das äußerst 
brutale Vorgehen Gaddafis gegen die unbewaffnete, eigene Bevölkerung Mitte 
Februar, aus der sich der (auch vom Übergangsrat bedauerte) Bürgerkrieg ergab, 
ist durch nichts gerechtfertigt. Dafür wäre er nach einer geglückten Revolution 
vor ein libysches Gericht zu stellen. Unbedingt getrennt voneinander diskutiert 
werden müssen aber zwei Aspekte: Einerseits die Frage nach der „wünschens- 
werten“ Zukunft des souveränen Libyens, d.h., welche der beiden Parteien am 
Ende siegreich aus dem Bürgerkrieg hervorgehen soll; und andererseits, ob sich 
der Westen kriegerisch in diesen einmischen darf. 

Es wurde zuvor argumentiert, dass der Westen nicht das Wohl der libyschen 
Bevölkerung im Auge hat. Soviel sollte aus der Geschichte der imperialistischen 
Heucheleigelernt worden sein. Jegliche Leidersparnis für die Bevölkerung wäre kein 
Ziel, sondern ein Nebeneffekt des - in den Worten des NATO-Generalsekretärs 
Rasmussen — „militärisch nicht zu gewinnenden“ Krieges. Die leichtfertige Auf- 
weichung des Interventionsverbots in die inneren Angelegenheiten souveräner 
Staaten öffnet jedem zukünftigen Imperialismus Tür und Tor. Die Tatsache, dass 
Außenpolitik per definitionem Elitenpolitik ist, hat zur Folge, dass die Linke zwar 
Transparenz fordern kann, in Wirklichkeit aber von der emotionalisierten Bericht- 
erstattung/Kriegspropaganda, die oft wenig bis nichts mit den realen Ereignissen 
zu tun hat, mitgerissen wird. Anders als die Staatsapparate des American Empire 
verfügen die am Frieden Interessierten auch nicht über riesige Dossiers zu inne- 
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ren Verhältnissen in den einzelnen Ländern und Schlachtpläne für sich plötzlich 
ergebende imperialistische Optionen. Deshalb hatte George W. Bush Recht, als 
ereinmal in sprachlos machender Offenherzigkeit verkündete: „Wir sind jetzt ein 
Imperium. Und während wir handeln, schaffen wir uns unsere eigene Wirklichkeit. 
Und während Ihr diese Wirklichkeit noch studiert (...), handeln wir weiter, schaffen 
wir neue Wirklichkeiten, die ihr dann auch wieder studieren könnt (...). Wir sind 
die Akteure der Geschichte“ (Zit. nach New York Times Magazine, 17.10.2004) 

In dem permanenten Kriegdes amerikanischen Imperiums zur Durchsetzung 
und Stabilisierungglobaler kapitalistischer Sozialverhältnisse definieren die USA 
(und ihre Verbündeten) die Gemengelage und entscheiden dann, wann sie (wie in 
Guantanamo) elementare Menschenrechte verletzen, wann sie einen mutmaßli- 
chen Massenmörder lieber umbringen als ihn gefangen zu nehmen und ihm den 
Prozeß machen und wann sie einen Krieg führen, deren erste Opfer jene sind, 
deren Menschenrechte angeblich geschützt werden sollen. Eine solche Situation, 
in der es lediglich der (starke) Staat selbst ist, der definiert, wann er rechtliche 
Grenzen respektiert und wann er sie überschreitet, markiert jedoch nichts weniger 
als einen Rückfall in die Barbarei. Versteht die Linke ihre Aufgabe darin, diesen 
aufzuhalten, sollte sie auch im Umgang mit einem Osama bin Laden oder einem 
Muammar al-Gaddafi die Anwendung des Rechtsstaatsprinzip in dubio pro reo 
fordern, während sie für ihre eigene Politik ein anderes Prinzip anwenden sollte: 
in dubio pro jus inter gentes. 


Literatur 


Achcar, Gilbert (2002): Der Schock der Barbarei, Köln. 

- (2011): Libyen - eine notwendige Debatte, in: Das Argument 291: 186-192. 

Alafı, Abouazoum/de Bruijn, Erik J. (2009): A Change in the Libyan Economy. Towards a More 
Market-Oriented Economy. Vortragsmanuskript (http://doc.utwente.n1/76014/1/Abouazoum 
10change.pdf). 

Alnasseri, Sabah (2004): Periphere Regulation, Münster. 

Altvater, Elmar (2006): Das Ende des Kapitalismus wie wir ihn kennen, Münster. 

Altvater, Elmar/Mahnkopf, Birgit (2005): Globalisierung der Unsicherheit, Münster. 

Amin, Samir (2004): The Liberal Virus, New York. 

Avnery, Uri (2011): Höfliche Lüge, in: junge Welt, 4.4. 

Boyle, Peter (2011): Gaddafı’s Libya. From Nationalism to Neoliberalism (http://www.greenleft. org. 

au/node/46839). 

Brand, Ulrich/Görg, Christoph (2003): Postfordistische Naturverhältnisse, Münster. 

Buchanan, Patrick J. (2004): Where the Right Went Wrong, New York. 

Candeias, Mario (2004): Neoliberalismus - Hochtechnologie - Hegemonie, Hamburg. 

Canfora, Luciano (2008): Die Freiheit exportieren. Vom Bankrott einer Ideologie, Köln. 

Chomsky, Noam (2011): Interview auf BBC Newsnight, 8.3. (http://news.bbc.co.uk/2/hi/pro- 

grammes/newsnight/9418922.stm). 

Cockburn, Alexander (2011): Libya rebels (http://www.thefirstpost.co.uk/76789,news-comment, 

news-politics,alexander-cockburn-libya-rebels-gaddafi-could-be-right-about-al-gaeda). 


316 Ingar Solty 


Comninel, George (2010): Historischer Materialismus und die Spezifik des Kapitalismus, in: Z. - 
Zeitschrift Marxistische Erneuerung, Nr. 84: 104-115. 

Croms, Erhard (2011): Revolution in Nordafrika? Der libysche Krieg des Westens. Ein Zwischenstand, 
Berlin. 

Davis, Mike (2006): Planet of Slums, London. 

Demirovic, Alex u.a. (2011): Die Vielfachkrise, Hamburg. 

Deppe, Frank/Schmitthenner, Horst/Urban, Hans-Jürgen (Hg.) (2008): Notstand der Demo- 
kratie, Hamburg. 

Deppe, Frank/Salomon, David/Solty, Ingar (2011): Irnperialismus, Köln. 

Dörre, Klaus (2009): Die neue Landnahme, in: ders./Lessenich, Stephan/Rosa, Hartmut (2009): So- 
ziologie - Kapitalismus - Kritik, Frankfurt/M: 21-86 

Gill, Stephen (2008): Power and Resistance in the New World Order, London. 

Harvey, David (2005): Der neue Imperialismus, Hamburg. 

- (2006): Spaces of Global Capitalism, London. 

- (2010): The Enigma of Capital and the Crises of Capitalism, London. 

Henken, Lühr (2011): Das libysche Öl und die NATO (htrp://www.ag-friedensforschung.de/ 
regionen/Libyen/henken.html). 

Hirsch, Joachim (2005): Materialistische Staatstheorie, Hamburg. 

Hobsbawm, Eric (2007): Globalisation, Democracy and Terrorism, London. 

Klein, Naomi (2007): The Shock Doctrine, New York. 

Landau, Christopher (2011): Neo-liberalism, Libya and the Left (http://orwellandothermatters. 
blogspot.com/2011/03/neo-liberalism-libya-and-Ieft-false.html). 

McNally, David (2011): Global Slump, Oakland. 

Mellenthin, Knut (2011): Bomben vom Bewährungshelfer, in: junge Welt, 6.5. 

Mitchell, Timothy (2010): Dreamland. The Neoliberalism of Your Desires, in: Middle East 
Report 210 (http://www.merip.org/mer/mer210/dreamland-neoliberalism-your-desires). 

Münkler, Herfried (2002): Die neuen Kriege, Berlin. 

Otman, Waniss A./Karlberg, Erling (2007): The Libyan Economy. Economic Diversification and Inter- 
national Repositioning, Berlin. 

Ovenden, Kevin (2011): The Arab Revolution Must Stay in Arab Hands. A Response to Gilbert Ach- 
car, in: The Bullet, Socialist Project E-Bulletin 483 http://www.socialistproject.ca/bullet/483.php 
Panitch, Leo (2003): Der 11. September und seine Nachwirkungen aus der Klassenperspektive, in: 

Bischoff, Joachim u.a. (Hg.) (2003): Klassen und soziale Bewegungen, Hamburg: 194-218. 

Panitch, Leo/Gindin, Sam (2004): Globaler Kapitalismus und amerikanisches Imperium, Hamburg. 

Polanyi, Karl (2001): The Great Transformation, Boston. 

Poulantzas, Nicos (1975): Klassen im Kapitalismus heute, Hamburg. 

- (2002): Staatstheorie, Hamburg. 

Prashad, Vijay (2011): The Libyan Labyrinth, in: Eurasia Review http: //www.eurasiareview.com/the- 
libyan-labyrinth-22022011/ 

Rodinson, Maxime (1971): Islam und Kapitalismus, Frankfurt/M. 

Roubini, Nouriel (2011): Young, Poor and Jobless, in: Slate (http://www.slate.com/id/2287598/). 

Schachtschneider, Ulrich (2009): Green New Deal - Sackgasse und sonst nichts? RLS-Standpunkte 
17/2009, Berlin. 

Sereni, Jean-Pierre (2011): Am Anfang war der Rote Scheich. Eine kleine Geschichte des libyschen 
Öls, in: Le Monde Diplomatique, 84. (http://www.monde-diplomatique.de/pm/2011/04/08 
mondelextl.artikel,a0036.idx,8). 

Solty, Ingar (2008): Neoliberalismus und Evangelikalismus in den USA, in: PROKLA 153: 613-634. 

Van der Pijl, Kees (2006): Global Rivalries from the Cold War to Iraq, London. 

Wood, Ellen Meiksins (2002): The Origin of Capitalism, London. 

- (2003): Empire of Capital, London. 

Zeller, Christoph (2004): Die globale Enteignungsökonomie, Münster. 


Heide Gerstenberger 


Atalanta: Militär gegen Piraterie 


Das Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen (SRÜ) ermächtigt die 
Signatarstaaten, Seeräuberschiffe aufzubringen (Art. 105).! Es wurde 1982 be- 
schlossen und ist seit 1994 in Kraft (BGBL II 1994: 1799-2018). Das Abkommen 
überlässt es den Signatarstaaten auf welche Weise sie gegen Piraterie vorgehen 
wollen. Während es in manchen Staaten - so etwain Dänemark und Frankreich 
- rechtens ist, Militär auch für polizeiliche Maßnahmen einzusetzen, schließt 
das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland (Art 87a) dies aus und be- 
schränkt den Einsatz der Streitkräfte auf den Verteidigungsfall. Entgegen dieser 
Verfassungsbestimmungbeteiligt sich die Bundesmarine vor der Küste Somalias 
an der Bekämpfung von Piraterie und bewaffneten Überfällen. 

Diese Beteiligungerfolgt im Rahmen der Anti-Piraterie-Operation „Atalanta‘, 
die am 10. November 2008 vom Rat der Europäischen Union beschlossen wurde. 
Im Rahmen dieser Aktion kommen erstmalig Kriegsschiffe unter europäischer 
Flagge zum Einsatz. Ihr Auftrag bestand - und besteht - darin, Schiffe des 
Welternährungsprogramms zu schützen und einen Beitragzur „Abschreckung, 
Verhütungund Bekämpfungvon seeräuberischen Handlungen und bewaffneten 
Raubüberfällen vor der Küste Somalias“ zu leisten (2008/851/GASP, Art.1). Die 
an der Mission beteiligten Kräfte sind befugt, alle „erforderlichen Maßnahmen, 
einschließlich des Einsatzes von Gewalt“ zu treffen (Gemeinsame Aktion: Art. 
2d). Aufgrund der geographischen Ausweitung der Aktivitäten somalischer Pi- 
raten und einer Bitte der Regierung der Seychellen ist das Einsatzgebiet im Juni 
2009 bis zu den Gewässern rund um die Seychellen erweitert worden. Folglich 
umfasst es jetzt mehr als fünfMillionen Quadratkilometer. Im Dezember 2009 
hat der Deutsche Bundestag der Verlängerung von Atalanta um ein Jahr zuge- 
stimmt. Am 10.11.2010 hat das Bundeskabinett die Fortsetzung des Mandats 
und - folgend einem EU Beschluss vom Juli 2010 - eine zusätzliche Erweiterung 
des Einsatzgebietes aufden Indischen Ozean und seine Randgebiete beschlossen. 


1 Einige Mitgliedsstaaten der UNO - darunter die USA - sind dem SRÜ nicht beigetreten. 
Weil die Artikel, in denen es um die Definition der Piraterie und ihre Bekämpfung geht, 
aber nahezu wörtlich die Bestimmungen des Genfer Abkommens von 1958 wiedergeben, 
dem auch diese Staaten beigetreten sind, werden die entsprechenden Regelungen heute 
als international geltend interpretiert (Treves 2009:41). 
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Derzeit sind 320 Soldaten beteiligt. Die Mandatsobergrenze soll weiterhin bei 
1.400 bleiben (Bundesministerium der Verteidigung, 10.11.2010). 

Seit dem Ende der von den sogenannten Barbareskenstaaten in Nordafrika aus- 
gehenden Überfälle in den 1830er Jahren wird Piraterie nirgends mehr im Auftrag 
von Staaten betrieben, sondern ausschließlich von Privatpersonen verübt. Ein „Krieg 
gegen Piraterie“ ist Internationalem Recht zufolge deshalb unzulässig. Andererseits 
fällt Piraterie auch nicht unter die rechtliche Bestimmung von Kriminalität. Denn 
jede Definition krimineller Handlungen setzt die Strafgewalt eines Staates voraus. 
Traditionell werden als Piraterie im rechtlichen Sinne aber lediglich Übergriffe 
gewertet, die auf der Hohen See, also außerhalb der Hoheitsrechte eines Staates 
verübt werden. Diese Bestimmung wurde auch beibehalten, als 1958 im Rahmen 
der sog. Genfer Abkommen das Internationale Übereinkommen über die Hohe 
See beschlossen wurde. Und sie findet sich auch in Art. 101 des bereits erwähnten 
Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen. Weil auf der Hohen See aber 
kein Staat Hoheitsrechte hat, unterliegt ein Pirat auch nicht der Strafgewalt eines 
bestimmten Staates. Damit wird er zum „Feind aller“ und kann von jedem Staat 
verurteilt werden. Heute wird dies dadurch gerechtfertigt, dass bei Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit auch Drittstaaten intervenieren können (Arnauld 2009: 454£.). 

Die völkerrechtliche Bestimmung der Piraterie als strafbare Handlung, die 
außerhalb der Hoheitsrechte eines Staates begangen wird, bedeutet aber auch, 
dass Angriffe gegen die Besatzung, die Ladung und gegen das Eigentum an einem 
Schiff, die innerhalb eines Küstengewässers begangen werden, keine Piraterie sind. 
Im Bereich von 12 Seemeilen vor der Niedrigwasserlinie entlang der Küste eines 
Staates handelt es sich um Raub, Erpressung, Geiselnahme, Mord: um Kriminalität 
also.” Ihre Prävention und Bestrafungliegen in der Verantwortung der Küstenstaa- 
ten. Weil damit jedoch nicht nur die rechtliche Definition eines Überfalls davon 
abhängig ist, ob er gerade noch in Territorialgewässern oder aber ein paar Meter 
weiter verübt wurde, und weil dieser Unterschied die Bedrohung der Seefahrt 
nicht zureichend erfassen kann, dokumentiert das International Maritime Bureau 
(IMB) nicht nur „Piraterie“, sondern auch „bewaffneten Raub“, also Überfälle, die 
in Territorialgewässern verübt wurden. Tatsächlich wurden den veröffentlichten 
Statistiken zufolge in den Jahren 2009 und 2010 die meisten der gemeldeten Über- 
fälle aufder Hohen See begangen, entsprachen also der rechtlichen Definition von 
Piraterie (Arnauld 2009: 457und Fn. 20). Wobei gegenüber allen Statistiken des 
Bureaus - auch dessen ofliziellen Vertretern zufolge - durchaus Vorsicht angebracht 
ist. Da viele Kapitäne (und Eigner) auf eine Unterrichtung des IMB verzichten, 


2 IMSRÜsgibtesschr präzise Regeln für die Bestimmung der nationalen Gewässer im Falle 
von Inseln, Flussmündungen, Buchten usw., die wir hier aber außer Acht lassen können. 
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sind zahlreiche Überfälle nicht in den Statistiken enthalten.? Dass Meldungen 
unterlassen werden, hängt nicht zuletzt damit zusammen, dass eine erhöhte Zahl 
dokumentierter Übergriffe in einer bestimmten Region regelmäßig eine Verteu- 
erung von Versicherungsprämien nach sich zieht. Dennoch vermitteln die veröf- 
fentlichten Statistiken einen brauchbaren Eindruck von der realen Entwicklung. 


Die neue Welle der Piraterie: ein Produkt der Globalisierung 


Nachdem es den europäischen Seemächten in den ersten Jahrzehnten des 19. 
Jahrhunderts gelungen war, die Piraterie sowohl in europäischen Gewässern als 
auch in Übersee weitgehend zu unterdrücken, * war „Piraterie“ mehr als hundert 
Jahre lang so gut wie unbekannt. (Eben deshalb konnte sich ja die romantisierende 
Vorstellung von Piraten entwickeln, die bis heute in vielen Formen gegenwärtig 
ist.) Seit Ende der 1980er Jahre sahen sich Seeleute jedoch zunehmend versuchten 
und tatsächlich erfolgten Überfällen ausgesetzt.’ Mehrere Entwicklungen kamen 
damals zusammen: In den Jahren der Wirtschaftskrise Mitte der 1970er Jahre 
hatte sich in vielen Ländern Asiens und Afrikas die Armut verschärft. Gleichzeitig 
hatte sich das Wachstum des Welthandels und damit des internationalen See- 
transports zwar verlangsamt, war aber keineswegs vollständigeingebrochen. Han- 
delsschiffe boten somit Gelegenheiten zur Versorgung mittels Raub. In Ostasien 
erhöhten sich diese Chancen, als nach dem Ende der Konfrontation zwischen den 
politischen Blöcken schr viel Kriegsmarine aus den dortigen Gewässern abgezo- 
gen wurde. Diese „Friedensdividende“ ließ sich umso einfacher einfahren, als in 
der Schifffahrtskrise der ausgehenden 1970er Jahre die Besatzungsstärken auf 
Handelsschiffen drastisch reduziert wurden (Gerstenberger/ Welke 2004/2008). 


3 Schätzungen über die Fehlerquote der Statistiken schwanken. Manche gehen von einem 
Drittel, andere sogar von bis zu 50% mehr an versuchten bzw. erfolgreichen Überfällen 
aus. Im Bericht für das 1. Quartal 2009 verweisen die Autoren auf die Tatsache, dass 
für das Jahr 2008 zwar 40 Überfälle in den nigerianischen Küstengewässern gemeldet 
wurden, sie aber „von dritter Seite“ erfahren haben, dass es zusätzliche (!) 92 Überfälle 


gegeben habe (ICC-IMB: First Quarter 2009: 32). 


4 Das von Redicker (2004) behauptete Ende der Piraterie im Jahre 1726 trifft nur den von 
ihm behandelten sehr kleinen Ausschnitt der Piraterie. 


5 Auchzuvor waren in Südamerika vereinzelt Jachten entführt worden, um sie zum Trans- 
port von Drogen in die USA zu nutzen - eine Praxis, die überflüssiggeworden ist, seit sich 
Drogen schr viel einfacher in Containern schmuggeln lassen. Auch hatte sich ausgangs 
der 1950er Jahre in der Sulu-See eine Praxis des Seeraubs entwickelt. Deren Ursache war 
das Verbot des freien Handels mit den Bewohnern von Borneo (damals noch britische 
Kolonie, heute ein Teilvon Indonesien) durch die Regierung der Philippinen (Eglöf2005). 
Die verheerenden sozialen Auswirkungen des Regimes von Suharto trugen dazu bei, dass 
die Piraterie in dieser Region bis auf den heutigen Tag andauert. 
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Eine der wirksamsten Präventionsmaßnahmen gegen Überfälle, die Aufstellung 
doppelter Wachen in gefährlichen Gegenden, ist deshalb nur noch schr schwer 
durchzuführen. Es sagt schr viel über die heutige Handelsschifffahrt aus, dass es 
in den vom International Maritime Bureau und weiteren Organisationen erarbei- 
teten Empfehlungen zur Verhütung von Angriffen vor der Küste Somalias und in 
der Arabischen See heißt, man solle in diesem Gebiet Attrappen von Wachleuten 
(dummies) aufstellen (BMP3: 22). Beeinflusst wurde die Entwicklungder Pirate- 
rie auch durch die Revolutionierung der Kommunikationstechnik. Informanten 
können jetzt schnell und unkompliziert Nachrichten über den Inhalt von La- 
dungen übermitteln, und Hintermänner von Seeraub und Schiffsentführungen 
können sich in Netze internationaler Kriminalität einklinken. Auch für die 
Erpressung von Lösegeld, auf die sich Piraten in Somalia spezialisiert haben, 
werden die neuerdings verfügbaren Kommunikationsmittel genutzt. 

Obwohl Piraterie in manchen Regionen der Welt heute oft im Auftrag von 
Unternehmern geplant und durchgeführt wird (Warren 2003: 16; Gerstenberger 
2007: 27), macht die Gelegenheitspiraterie nach wie vor einen erheblichen Anteil 
der versuchten und der erfolgreichen Angriffe aus. In aller Regel werden derartige 
Überfälle gegen Schiffe verübt, die im Hafen oder auf Reede vor Anker liegen. 
Meist führen die Räuber Messer mit sich, eher selten auch Schusswaffen. Weil 
sie buchstäblich stehlen, „was nicht niet- und nagelfest ist“, versuchen Schiffs- 
besatzungen in gefährdeten Gebieten, Ausrüstungsgegenstände und Ladung 
möglichst zusätzlich zu sichern und Zugänge unpassierbar zu machen. Gelingt 
es Räubern, an Bord zu kommen, werden oft Kapitäne gezwungen, ihren Safe 
zu öffnen, Seeleuten werden die unterwegs erstandenen elektronischen Geräte 
entwendet. Farben, Taue, Wäsche, Nahrungsmittel - es gibt fast nichts, was auf 
dem einen oder anderen Schiff nicht schon geraubt worden wäre. 

In den letzten Jahren ist die Zahl der Überfälle auf Schiffe dramatisch gestie- 
gen. Im ersten Quartal2011 war sie so hoch wie nie zuvor. Beim Piracy Reporting 
Centre in Kuala Lumpur gingen 142 Meldungen ein, davon allein 97 vor der 
Küste Somalias, im Golf von Aden und im Roten Meer.‘ Vor allem aber ist die 
Zahl der Entführungen von Schiffen dramatisch angestiegen: 2006 warenes11, 
im Jahre 2009 bereits 34 und 2010 dann sogar 49. Bis Ende März des Jahres 2011 
wurden bereits 18 Schiffe gekapert und 344 Seeleute für kürzere oder längere 
Zeit als Geiseln genommen, 299 von ihnen durch somalische Piraten. Sieben 
Seeleute wurden in dieser Zeit ermordet, 34 wurden verletzt. 


6 Diese und alle weiteren statistischen Angaben beruhen auf den Veröffentlichungen des 
1992 vom International Maritime Bureau der Internationalen Handelskammer gegründeten 
Piracy Reporting Centre. Das Zentrum gibt Jahresberichte, Vierteljahresberichte, Informa- 
tionen über einzelne Vorfälle und aktuell erforderliche Warnungen an Schiffsführer heraus. 
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Wenn derzeit von Piraterie die Rede ist, denken fast alle an Somalia. Das erklärt 
sich zum einen dadurch, dass in den letzten Jahren die Mehrzahl aller Überfälle tat- 
sächlich von somalischen Piraten verübt wurden, zum anderen aber auch dadurch, 
dass somalische Piraten überwiegend bestrebt sind, Schiffe zu entführen, um dann 
Lösegeld für die Besatzung zu fordern. Und die Entführungeines ganzen Schiffes 
beeindruckt die internationale Öffentlichkeit eben mehr als die Erfahrungen 
einzelner Seeleute, die bedroht oder gar vorübergehend als Geiseln genommen 
wurden. Zum anderen wird das besondere öffentliche Interesse durch den Einsatz 
von Kriegsschiffen in diesem Gebiet gefördert. Dennoch teilte - und teilt - sich 
Somalia die Klassifikation als „hotspot der Piraterie“ mit anderen Regionen. 

Jahrelangkam es in indonesischen Gewässern, im chinesischen Meer und vor 
den Küsten von Bangladesch zu schr vielen Überfällen. Diese haben abgenommen, 
sind neuerdings aber wieder häufiger geworden. Besonders eindrucksvoll ist der 
Rückgang der Überfälle in den Malacca Straits. Mindestens 2.000 Schiffe, da- 
runter besonders viele Containerschiffe in deutschem Eigentum, fahren täglich 
durch dieses Nadelöhr des Welthandels. Sie transportieren einen großen Teil der 
zwischen Europa, dem Nahen Osten und Asien gehandelten Waren. Vor allem 
aber befördern die Tanker, die durch die Malacca Straits fahren, 80% -90% des 
Öls, das China und Japan aus dem Nahen Osten importieren. 

Die Malacca Straits wären auch ohne Piraterie eine schwierige Wasserstraße 
(Gerstenberger 2007). Aber das enge Fahrwasser, der rege Verkehr, die vielen 
Wracks und die wechselnden Gründe schaffen eben auch ideale Bedingungen 
für Angriffe von Piraten. Ab dem Ende der 1990er Jahre wurden sie häufiger: 
6 im Jahr 1998 und 37 im Jahr 1999, 112 im Jahr 2000, annähernd ein Viertel 
der damals weltweit gemeldeten Überfälle (Evers/Gerke 2008: 16). Dagegen 
gingen in den Jahren 2009 und 2010 lediglich zwei Meldungen ein, für 2011 
bislang keine. Doch könnte auch ein einziger Überfall dazu führen, dass diese 
Wasserstraße eine Zeit lang ganz unpassierbar würde, dann nämlich, wenn eine 
Brückencrew überwältigt würde und ein voll beladener Tanker ohne Steuermann 
in dem engen Fahrwasser unterwegs wäre. Eine Kollision mit einem anderen 
Schiff müsste eine Katastrophe auslösen.” Selbst die inzwischen begrenzte Anzahl 
von Überfällen in den Malacca Straits bedeutet für die Handelsschifffahrt und 
damit für den Welthandel eine schr große Gefahr. Dennoch agiert die interna- 
tionale Staatengemeinschaft hier anders als vor Somalia. 


7 Inderinternationalen Sicherheitsdebatte werden solche Überfälle nicht nur von Piraten, 
sondern auch von Terroristen befürchtet (vgl. The Terrorism Maritime Threat. http:/ 
www.military.com/NewsContent, 30. Dezember 2003, abgerufen am 25.11.2010). 
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Das International Maritime Bureau (IMB) führt den Rückgang der Über- 
fälle in den Malacca Straits darauf zurück, dass die Anrainer-Staaten häufigere 
Patrouillen durchführen lassen (ICC Report 1.1.- 31.9. 2010: 22). Tatsächlich 
hat Singapur seine Marine verstärkt, mehrere der anderen beteiligten Staaten 
haben Küstenwachen gegründet und ausgebaut. Seit 1992 sind eine Reihe bi- 
lateraler Abkommen und viele Verhandlungen über die Möglichkeiten der ge- 
meinsamen Piratenabwehr abgeschlossen und durchgeführt worden. Sie haben 
allerdings nur zur Koordination, nicht aber zu wirklicher Kooperation geführt. 
Die Schwierigkeiten bei der Entwicklung gemeinsamer Abwehrmaßnahmen, 
die nach wie vor unzureichende Ausrüstung von Einheiten des Militärs und der 
Küstenwachen, aber auch die Korruption in den Militär- und Polizeieinheiten 
samt Mängeln im Justizsystem einzelner Anrainerstaaten haben dazu geführt, 
dass private Sicherheitsunternehmen (PSCs) vergleichsweise erfolgreich ihre 
Dienste anbieten. Viele von ihnen offerieren Analysen der Gefährdungslage, 
Sicherheitspläne, Training für Besatzungen, manche auch direkte Mitfahrten 
auf Schiffen. Allerdings erlauben keineswegs alle Staaten der Region - so insbe- 
sondere Singapur - die Durchfahrt durch ihre Gewässer mit Waffen an Bord, 
andere - so vorallem Malaysia - verlangen, dass eine Lizenz beantragt wird, wenn 
ein privates Unternehmen in nationalen Gewässern operiert.’ Für die Begleitung 
eines Schiffes mit bewaffnetem privatem Sicherheitspersonal durch die Malacca 
Straits ist damit allerdings wenig erreicht, weil Schiffe hier die Hoheitszonen 
mehrerer Staaten durchqueren. 

Aus diesem Grund sind auch politische Alleingänge ausgeschlossen. Denn 
während in Singapur vergleichsweise geringe Bedenken gegen die Annahme inter- 
nationaler Hilfsangebote bestehen, sicht es in Malaysia, Indonesien und Thailand 
ganz anders aus. Die Regierungen dieser Staaten schen ihre Hoheitsrechte durch 
den Einsatz internationaler Spezialisten und womöglich gar Marineeinheiten 
gefährdet. Folglich sind Angebote der USA, Japans, Chinas, Indiens und Aust- 
raliens, Militär oder doch zumindest Expertise zur Verfügungzu stellen, bislang 
immer abgelehnt worden (Liss 2007: 9-12). 

Anders vor der Küste Somalias. Seit 1999 rechnet das IMB den Golf von 
Aden und das Somalische Becken zu den Regionen, in denen die internationale 
Seeschifffahrt durch Angriffe von Piraten besonders gefährdet ist. Inzwischen 
hat sich die Situation verschärft. Im Jahr 2002 gab es insgesamt 17 Überfäl- 
le, 2003 waren es 21. Nach einem Rückgang im Jahre 2004 kam es 2005 zu 
45 Überfällen, 2009 waren es 147, 2010 152 und von Januar bis März 2011 


8 Allerdings scheint es möglich zu sein, gegen Bezahlung eine mehr oder minder ofhzielle 
Genehmigung zu erhalten. Die Angaben von Carolin Liss ( 2007: 16) basieren auf In- 
terviews mit Beschäftigten privater Sicherheitsunternehmen. 
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bereits 97. Von den im Jahre 2010 und seit Anfang des Jahres 2011 weltweit 
erfolgten Geiselnahmen auf Schiffen wurden die meisten durch somalische 
Piraten verübt. 


Ursachen und Entwicklung der Piraterie in Somalia 


Die Geschichte Somalias in den ausgehenden 1970er und den 1980er Jahren lie- 
fert Anschauungsunterricht für die These Achille Mbembes, dass die Strukturan- 
passungsprogramme von IWF und Weltbank die Regierungen der Postkolonien 
gewissermaßen in eine Art Kriegszustand gegenüber der armen Bevölkerung 
ihres Landes getrieben haben (Mbembe 2001: 74). Die Zerstörungtraditioneller 
Versorgungspraktiken und die drastische Einschränkung staatlicher Ausgaben für 
Gesundheit und Bildungsind nicht die einzigen, aber doch wichtige Ursachen für 
den Bürgerkrieg und den daraus resultierenden Zusammenbruch der Regierung 
in Somalia im Jahre 1991. Insofern sind diese „Entwicklungsprogramme“ nicht 
nur den Ursachen für die Fluchtbewegungen und die Hungerkrisen in Somalia, 
sondern auch den Ursachen der Piraterie in dieser Region zuzurechnen. Denn 
der Zusammenbruch der Staatsgewalt wirkte sich unmittelbar auf die Versor- 
gungslage somalischer Fischer aus. 

Viele Bewohner Somalias haben sich traditionell durch Fischfang in den 
besonders fischreichen Gründen vor Somalia ernährt. Schätzungen der Welt- 
ernährungsorganisation zufolge soll es 2005 etwa 30.000 hauptberufliche und 
vermutlich 60.000 nebenberufliche Fischer in Somalia gegeben haben, wobei 
die meisten von ihnen Küstenfischerei mit kleinen Booten betrieben. Aus den 
vorhandenen Statistiken ergibt sich, dass von den seit 1990 immens gesteigerten 
Fangmengen immer weniger in Somalia selbst gehandelt wurden. Waren es 1990 
noch fast 7.000 Tonnen, so in den Jahren 1998-2001 nur noch durchschnittlich 
2.500 Tonnen. Als Fangmengen wurden in diesen Jahren aber 30.000 Tonnen 
angegeben (Fisch-Magazin 3/2009). Mit anderen Worten: vor Somalia wird 
sehr viel gefischt, aber für die einheimischen Fischer fällt davon kaum noch et- 
was ab. Dabei hatte Somalia bereits 1972 eine maritime Zone im Umfang von 
200 Seemeilen als Territorialgewässer beansprucht. Die Veröffentlichung dieses 
Anspruchs fällt in die Zeit der internationalen Auseinandersetzungen über die 
Ausdehnungder Territorialgewässer. Während zahlreiche andere Entwicklungs- 
länder ihre bereits in den 1960er und 1970 Jahren veröffentlichten Ansprüche 
später genauer definierten, indem sie sich auf die Bestimmungen über das Recht 
der ausschließlichen wirtschaftlichen Nutzung (Exclusive Economic Zone, EEZ) 
bzw. des ausschließlichen Rechts zum Fischfang (EFZ) bezogen, die im Verlaufder 
Verhandlungen über ein neues Seerechtsübereinkommen der UNO allmählich 
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präzisiert wurden, unterblieb eine derartige Präzisierungfür Somalia (Churchill/ 
Lowe 1993, 1990: passim und Appendix I.) 

Seit das Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen in Kraft getreten 
ist, gehört allerdings zu jedem Küstenstaat eine Zone der ausschließlichen wirt- 
schaftlichen Nutzung (EEZ) im Umfang von 200 Seemeilen vor der Küste (Art. 
56 SRÜ). Weil es seit 1991 in Somalia aber keine Regierung mehr gibt, die in 
der Lage wäre, dieses Recht tatsächlich geltend zu machen, steht die Zone der 
ausschließlichen Fischereirechte des Landes seither faktisch für die Ausbeutung 
mittels Fischtrawlern aus Europa, Asien und den USA offen. Ihre Fänge sind 
illegal Und nicht selten benutzen sie dabei auch Methoden, die international 
verboten sind. Sanktionen mussten aber weder von Seiten des somalischen Staates 
noch von den Einsatzkräften der Atalanta Mission befürchtet werden.!? Die 
illegalen Fischereiaktivitäten haben die Armut in Somalia verschärft. Sie haben 
auch zu einer dramatischen Überfischung der küstennahen Gewässer geführt." 
Folglich wird die Versorgungslage einheimischer Fischer selbst bei einem Rück- 
gang der illegalen Fischerei auf längere Zeit gefährdet bleiben. 

Doch damit nicht genug. Denn mit dem Zusammenbruch der Staatsmacht 
wurden die somalischen Gewässer auch zur Deponie für giftige und sogar radio- 
aktiv verseuchte Abfälle. Was einheimische Fischer seit langem beklagten, hat 
der Tsunami des Jahres 2004 unüberschbar „ans Licht“ gebracht, als viele ans 
Land gespülten Stahlcontainer von anbrandenden Wellen zerstört wurden. In 
dem Bericht des United Nations Environment Programme (UNEP), der sich mit 
den Folgen des Tsunami in Somalia befasst, heißt es, die Deponie gefährlicher 
Abfälle habe das Grundwasser in manchen Küstenregionen verseucht. In den 
dortigen Fischerdörfern seien inzwischen viele akute Infektionen, ungewöhnliche 
Hauterkrankungen und plötzliche Todesfälle nach dem Einatmen giftiger Stoffe 
aufgetreten (UNEP 2005: 134). Manche der Unternehmen, die giftige Abfälle 
verklappten, haben sich von korrupten somalischen Ministern Lizenzen ausstellen 
lassen. Berichten zufolge handelte es sich um fiktive Unternehmen, die nur zu 


9 Daranändert auch nichts, dass einzelne Unternehmen sich bei warlords oder korrupten 
Ministern Lizenzen besorgten. Dem SRÜ zufolge können solche Lizenzen an auslän- 
dische Fischer vergeben werden, sofern einheimische Fischer die staatlich festgelegten 
Fangquoten nicht ausnutzen können. 


10 Erst seit der Verlängerung des Mandats im Jahre 2009 sind die Einsatzkräfte gehalten, 
Daten über Fischereiaktivitäten zu sammeln, die später einer eventuellen Regierung von 
Somalia zur Verfügunggestellt werden sollen. (AuftragNr. 3g Deutscher Bundestag, DRS 
17/179). 

11 Ebenso wenig wie eine somalische Regierungdic illegale Fischerei verhindern konnte, war 
es möglich, die den Küstenstaaten laut SRÜ (Art 61.1) zugewiesene Aufgabe, maximale 
Fangmengen zur Verhinderung von Überfischung festzulegen, zu erfüllen. 
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diesem Zweck gegründet worden waren und im Auftragrrealer europäischer und 
asiatischer Unternehmen handelten. Der UN Gesandte für Somalia, Ahmedou 
Ould-Abdallah, hat diesen Praktiken ausländischer Unternehmen eine Mitschuld 
an der Verlängerung des Bürgerkrieges zugeschrieben (Aljazeera.Net: 11.10.2008). 

Angesichts solcher Belastungen ist es durchaus verständlich, dass somalische 
Piraten immer wieder behauptet haben, sie handelten anstelle einer in Somalia 
nicht vorhandenen Coast Guard (Küstenwache).'” Inzwischen wird diese Auf- 
fassung auch von Mitgliedern der provisorischen Regierung vertreten." 

Dabei wird allerdings unterschlagen, dass die kriminellen Schädigungen so- 
malischer Fischer und ihrer Familien zwar die Anfänge der somalischen Piraterie 
erklären und manchen Beteiligten wohl auch bis heute als Rechtfertigung der 
eigenen Verhaltensweisen dienen, dass die Piraterie in Somalia inzwischen aber 
zu einem regelrechten Geschäftszweig geworden ist. Nach wie vor verschaffen 
die Piratengruppen arbeitslosen Männern die Möglichkeit, die Mitglieder ihrer 
Großfamilie zu unterstützen, sich ein Auto anzuschaffen und ein Haus zu bauen, '* 
aber längst gibt es Geschäftsleute, die in Piraterie investieren und ihre „Gewinne“ 
im Ausland deponieren. Sie finanzieren den Kauf neuer und schnellerer Bote, die 
Anschaffung von GPS-Systemen, Satellitentelefonen und modernen Waffen 
(Perras 2009). Typische Piratengruppen setzen sich aus ehemaligen Fischern, 
ehemaligen Milizionären und aus Experten zusammen, die Informationen von 
Kontaktpersonen beschaffen und Verhandlungen führen können (Heinrich 
2010: 21). Die Ausweitungdes Operationsgebietes somalischer Piraten bis hin zu 
den Territorialgewässern der Seychellen und der Straße von Mozambique wurde 
möglich, seit die Piraten über Schiffe verfügen, die sie als Mutterschiffe für ihre 
Überfälle nutzen können. Inzwischen handelt es sich nicht mehr um Wider- 
standsmaßnahmen verzweifelter Fischer, sondern um Aktionen organisierter 


12 Vgl. middle east online vom 26.7.2008; zusätzlich: Aljazeera.Net (11. Okt. 2008) zitiert 
Januna Ali Jama, einen Sprecher somalischer Piraten: „Ihe Somali coastline has been dest- 
royed, and we believe this money [will sagen: das geforderte Lösegeld] is nothingcompared 
to the devastation that we have seen on the seas.“ K’naan (somalisch-kanadischer Rapper) 
erläutert, „why we don’t condemn our pirates.“ Sein Artikel endet mit der Feststellung: 
„One man’s pirate is another man’s coast guard.“ (Huffingtonpost 12. April 2009) 


13 Auf dem Arbeitstreffen der Experts on Maritime Security and Safety der Afrikanischen 
Union am 6.-7. April 2010 sagte Abdirahman Adam Ibrahim, Vizepräsident der provi- 
sorischen Regierung von Somalia: „If the international community wants to limit acts 
of piracy, it has to help Somalis keep illegal foreign fishing and toxic waste dumpingaway 
from their coasts.“ (Alshahid Network: 7. April, 2010) 

14 In einem Bericht über das „Piratennest“ Haradheere zitiert Mohamed Ahmed einen der 


jungen Piraten, dem sich Piraterie als weniger lebensgefährliche Alternative zur Emigration 
nach Europa anbot (Reuters 1. Dez. 2009). 
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Kriminalität. Sie sind - dem Bericht an den Sicherheitsrat vom 10. März 2010 
ist zuzustimmen - ein Symptom der in Somalia fortdauernden Kriegsökonomie. 
Manche Berichte über das Leben der Piraten an Land und vor allem dasjenige 
ihrer Bosse scheinen durch jene Faszination geprägt zu sein, welche die Bezeich- 
nung „Pirat“ bis heute bei vielen hervorruft. Dass inzwischen auch im Ausland 
lebende Somalier in Piraterie investieren, wird dennoch ebenso zutreffen wie 
die Meldung, dass in dem früheren Fischerdorf Haradheere im letzten Jahr eine 
„Börse“ eröffnet wurde. Lokalen Aussagen zufolge wird sie von 15 „Maritimen 
Unternehmen“ genutzt, um die Finanzierung ihrer Überfälle zu organisieren 
(Ahmed: 1.12.2009). Und plausibel erscheint auch die Komplizenschaft führen- 
der Kräfte in der provisorischen Regierung, auf welche die Monitoring Group for 
Somalia in ihrem Bericht an den Sicherheitsrat hingewiesen hat (S/2010/91: 7). 

Trotz der Weiterentwicklung des Geschäftsmodells „Piraterie“ in Somalia 
stehen den dortigen Piraten angesichts der mangelhaften Infrastruktur nicht 
sehr viele Strategien zur Verfügung. Weder wäre es möglich, erhebliche Men- 
gen an geraubter Schiffsladung zu Geld zu machen, noch gibt es im Land die 
Voraussetzung für die weitere Nutzung eines geraubten Schiffes außerhalb des 
Pirateriegeschäftes, wie dies in Ostasien mehrfach praktiziert wurde. Somalische 
Piraten haben sich deshalb seit Jahren auf die Erpressung von Lösegeld speziali- 
siert. Die entsprechenden Verhandlungen erfolgen fernmündlich und zunehmend 
professionell. Neuerdings sollen sich Lösegeldforderungen im Durchschnitt auf 
knapp 5 Mill. Dollar belaufen. 


Folgen der somalischen Piraterie 


Die Spezialisierung somalischer Piraten prägt auch eine ihrer besonders dramati- 
schen Folgen. Zwar werden Seeleute in anderen Regionen ebenfallsvorübergehend 
als Geiseln genommen, im somalischen Becken droht ihnen dieses Schicksal aber 
besonders häufig und für lange Zeit. Obwohl es den Geiselnehmern um Lösegeld 
und folglich um lebende Geiseln geht, sind die Überfälle in jüngster Zeit brutaler 
geworden. Allein in den ersten Monaten des Jahres 2011 wurden sieben Geiseln 
ermordet und 34 verletzt. Und völlig zu Recht fürchten Seeleute um ihr Leben, 
wenn Waffen eingesetzt werden, um einen Überfall zu verhindern oder Geiseln 
zu befreien.’ Wie immer eine Geiselnahme ausgeht, viele der Seeleute, die diese 


15 Wie schr solche Furcht berechtigt ist, musste die Besatzung der am 22.01.2011 gekaperten 
„Beluga Nomination“ erfahren. Nachdem bei einem misslungenen Befreiungsversuch 
durch zwei Kriegsschiffe ein Pirat erschossen worden war, töteten die Kaperer zwei Scc- 
leute. Ein Ingenieur ertrank bei einem Fluchtversuch, zwei Besatzungsmitgliedern gelang 
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Erfahrung machen mussten, tragen den Schrecken für den Rest ihres Lebens mit 
sich (Kahrs 2010). Während es - zumindest in der Bundesrepublik - inzwischen 
selbstverständlich ist, Piloten und Zugführern, die eine gefährliche und womöglich 
traumatische Situation erlebt haben, psychologische Betreuung für die Bewältigung 
zur Verfügung zu stellen, sind derartige Hilfen für Seeleute nicht vorgeschen.'° Es 
gibt keine Statistik darüber, wie viele von ihnen danach nie mehr zur See fahren. 
Wohl aber ist bekannt, dass sehr viele weiterhin versuchen, eine Heuer zu bekommen, 
weil ihnen der heimische Arbeitsmarkt wenig andere Möglichkeiten lässt.'” 

Die Verluste von Schiffseignern ergeben sich vor allem aus den drastisch er- 
höhten Beträgen für Versicherungen, '*® wobei die Versicherungswirtschaft die 
Kosten für die weltweite Piraterie schon 2009 mit 3 bis 16 Mrd. US-Dollar angab 
(König2009). Dass nur schr wenige Schiffseigner beschlossen haben, ihre Schiffe 
auf die etwa 12 Tage längere Fahrt um das Kap der guten Hoffnung zu schicken, 
kann jedoch als Indiz dafür gewertet werden, dass das Risiko eines vom Reeder 
zu tragenden Verlustes durch Piraterie vielfach geringer eingeschätzt wird als die 
mit Sicherheit zu tragenden Kosten der längeren Fahrt. 


die Flucht. Erst am 13. April wurden die noch verbliebenen sieben Seeleute frei gelassen 
(Weser Kurier 5.2.2011; 22.3.2011; 14.04.2011). 


16 Im Sommer 2009 hat die Deutsche Seemannsmission - sie hat Anlaufstellen in vie- 
len Häfen der Welt - ein Aktionsprogramm unter dem Titel „Piraten: Bedrohung auf 
See“ gestartet. Die Mitarbeiter werden vermehrt für Krisenintervention geschult, lokale 
Kompetenz-Netzwerke werden aufgebaut, die Öffentlichkeit wird informiert. Die Arbeit 
wird fortgesetzt, aber nach einem Jahr hat sich herausgestellt, dass die Information der 
Öffentlichkeit nicht mehr finanziert werden kann, weil die für dieses Programm einge- 
gangenen Spenden nicht ausreichen. Mit der Auslagerung des Personalmanagements 
in die Herkunftsländer der Seeleute haben viele Reeder auch die moralische Pflicht zur 
Fürsorge für ihre Mitarbeiter „ausgelagert“. Information (und Hinweise auf Interviews 
mit Betroffenen) unter http://www.bedrohung-auf-see.de 


17 2008 wurde - statistisch geschen - alle sechs Stunden ein philippinischer Seemann 
entführt. Als der philippinische Außenminister angesichts dieser Entwicklungerwog, die 
Vermittlung philippinischer Seeleute auf Schiffe zu untersagen, die durch die besonders 
gefährdeten Gewässer fahren, fand er keine Mehrheit in seiner Regierung. Stattdessen 
wurde beschlossen, von den internationalen Arbeitgebern doppelte Bezahlung für die 
Zeit der Durchfahrt durch die besonders gefährdeten Gebiete sowie verbesserte Krank- 
heitsversorgung zu fordern. Seither sind noch mehr philippinische Seeleute bereit, auf 
Schiffen zu arbeiten, die pirateriegefährdete Gebiete durchqueren. 


18 Angaben variieren, immer wieder wird von einer zchnfachen Erhöhung berichtet, auch 
wenn es etwas weniger ist, kommt für ein mittelgroßes Containerschiff wohl mindestens 
ein Risikoaufschlag von 10.000 US-Dollar für eine Golf-Durchfahrt zustande (Förster, 
2009). Neuerdings bietet auch ein deutsches Consortium (German War Cover) Versiche- 
rungen gegen Kriegsrisiken und Piraterie an. Pro Schiff sind Schäden (also auch Löse- 
geldforderungen) bis zu 55 Mill. Euro versichert (ftd.de/unternehmen/versicherungen/ 
kriegsriken, abgerufen am: 14.04.2011). 
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Zu den Folgen der Piraterie ist aber auch die Verlängerung des Bürgerkriegs in 
Somalia zu rechnen, weil als gesichert gelten muss, dass ein erheblicher Teil der 
erpressten Gelder an die warlords beider Seiten geht. Ein Ende der somalischen 
Piraterie ist deshalb nur von einer Stabilisierung der politischen Situation in 
Somalia zu erhoffen. Der Einsatz von Kriegsschiffen vor den Küsten des Landes 
kann dies keinesfalls bewirken.'” Wenn im Folgenden Maßnahmen aufgeführt 
werden, die Überfälle verhindern sollen, so sind diese also nicht mit Maßnahmen 
zur wirksamen Bekämpfung der Piraterie zu verwechseln. 


Maßnahmen gegen Überfälle 


Es gibt - mehrfach überarbeitete - Ratschläge für Schiffseigner und für Schiffs- 
führer, die am Horn von Afrika navigieren (BMP3). Sie reichen von der Empfeh- 
lung, einen Sicherheitsraum (Zitadelle) einzurichten,” verstärkte Wachen (oder 
zumindest Attrappen) aufzustellen, in voller Geschwindigkeit und mindestens 
400 Meilen von der Küste entfernt zu fahren, bis zur Empfehlung, dass sich 
vergleichsweise langsame Schiffe einem Konvoy anschließen. Bei einem akut 
drohenden Überfall wird u.a. geraten, Piraten mit sehr starkem Wasserstrahl 
aus Löschschläuchen zu vertreiben. Eine der neuesten Erfindungen kombiniert 
Wasserstrahle mit flüssiger Seife und einer schwer zu entfernenden Markierungs- 
flüssigkeit (Schiff & Hafen, Dezember 2010: 78). 

Immer häufiger heuern die Eigner von Handelsschiffen und Fischtrawlern 
private Sicherheitskräfte an (CBS News, 3. 5. 2010). In den letzten beiden Jahr- 
zehnten ist Maritime Security zu einem boomenden Geschäftszweig geworden. 
Manche PSCs (Private Security Companies) konzentrieren sich auf die Beratung 
von Schiffseignern”' und offerieren Training für die Mannschaften. Es gibt Un- 
ternehmen, die anbieten, unbewaffnete Spezialisten mitfahren zu lassen.” Zahl- 


19 Tatsächlich wird die provisorische Regierung von mehreren Staaten finanziell unterstützt 
(The New York Times, 07.03.2011). Inzwischen versucht sie, gegen Piraterie vorzuge- 
hen und auf diese Weise ihre internationale Anerkennung zu erreichen (Weser Kurier, 


03.04.2011). 
20 Auf der „Beluga Nomination“ wurde der Sicherheitsraum aber aufgeschweißt. 


21 Beispielsweise wurde empfohlen, „Schallkanonen“ anzuschaffen, um Piraten durch un- 
erträglichen Lärm zu vertreiben. Andere empfehlen, das Überklettern der Relingmittels 
Schmierseife zu verhindern. Wieder Andere empfehlen die Montage eines Elektrozaunes 
an der Reling -eine Maßnahme, die sich auf Tankern freilich verbictet.. 

22 Beieinem Angriffaufeinen Tanker in somalischen Territorialgewässern haben sich die drei 


unbewaffneten Sicherheitskräfte allerdings durch einen Sprung über Bord in Sicherheit 
gebracht (Mike Pflanz, Telegraph, 28 Nov. 2008, zit nach: Liss 2009: 7). 
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reiche PSCs offerieren aber auch die Mitfahrt von Sicherheitskräften, die mit 
nicht-tödlichen (manchmal aber auch mit tödlichen) Waffen ausgerüstet sind 
(Fox News: 26.10.2008). Das Risiko ist enorm. Nicht nur, dass Fischer, die keinen 
Überfall beabsichtigen, zu Opfern werden können, jeder Schusswechsel aufeinem 
Öl-, Chemie- oder Gastanker kann eine Katastrophe auslösen. Hinzu kommt, 
dass sich Sicherheitskräfte an die rechtlichen Bestimmungen des Staates zu halten 
haben, unter dessen Flagge ein Schiff fährt. Im September 2008 hat das Sicher- 
heitskomitee der International Maritime Organisation (IMO) den Flaggenstaaten 
empfohlen, Regeln für die Beschäftigung bewaffneter Sicherheitskräfte aufihren 
Schiffen auszuarbeiten (Liss 2009: 10). Für Schiffe, die im deutschen Zweitregister 
fahren, ist die Mitfahrt bewaffneter privater Sicherheitskräfte untersagt. Deshalb 
drängt der Verband Deutscher Reeder seit Sommer 2009 darauf, dass während 
der Fahrt durch den Golf von Aden kleine Einheiten von Marinesoldaten oder 
Bundespolizisten an Bord von Schiffen unter deutscher Flagge kommen. Auf 
Schiffen, die für Hilfsprogramme der UNO fahren, seien solche Einsätze ja be- 
reits praktiziert worden.”” Der VDR ergänzt diese Forderung um die dringende 
Bitte, eine beschleunigte Rückflaggung von Schiffen ins deutsche Schiffsregister 
möglich zu machen (Südwestpresse 2009). Tatsächlich hat die seit 1999 jährlich 
wiederholte Zusage einer vermehrten Rückflaggungbislang wenig Erfolg gezeitigt. 
Die Mehrheit der Schiffe in deutschem Eigentum fährt weiterhin unter einer flag 
of convenience. In der jüngsten Wirtschaftskrise hat sich der Anteil der Schiffe in 
deutschem Eigentum, die keine „deutschen Schiffe“ sind, sogar noch weiter erhöht 
(Förster 2010). Womöglich bewirken die Kosten, die für private Sicherheitskräfte 
aufzubringen wären, nun tatsächlich Rückflaggungen in nennenswertem Umfang. 
Denn nur für Schiffe unter deutscher Flagge können die Kosten für bewaffnete 
Begleitkommandos den deutschen Steuerpflichtigen aufgebürdet werden. 
Auch der Einsatz deutscher Marineeinheiten im Rahmen der Operation 
„Atalanta“”* wird aus Steuergeldern finanziert. Weil diegemeinsame Außen-und 
Sicherheitspolitik der EU (GASP) laut EU-Vertrag (Titel 5) nicht vergemein- 
schaftet ist, konnte sie vom Rat der EU ohne Zustimmung des Parlaments be- 
schlossen werden. Als rechtliche Basis der Entsendung wird auf Bestimmungen 


23 Aufdem 7. Handelsblattforum „Sicherheitspolitik und Verteidigungsindustrie“ im Ok- 
tober 2009 hat Ralf Nagel diese Forderung wiederholt (http://weser-ems.business-on.de/ 
piraten-schutz-ralf-nagel- bundespolizei-marine-_id15 abgerufen am 1.12.2010). Seither 
ist sie mehrfach erhoben, von der Bundesregierungaber regelmäßigabgelehnt worden. Der 
für die Regierung zuständige maritime Koordinator, Hans-Joachim Otto, hat stattdessen 
vorgeschlagen, die besonders gefährdeten Fahrtgebiete für die Handelsschifffahrt zu 
sperren (Weser Kurier 04.02.2011). 


24 Die ofhizielle Bezeichnung ist: EU NAVFOR Somalia- Operation Atalanta, wobei NAV- 
FOR für naval forces steht. 


330 Heide Gerstenberger 


des Seerechtsübereinkommens von 1982, auf die Resolutionen 1816 (Juni 2008) 
und 1846 (Dez. 2008), vor allem aber auf die Resolution Nr. 1851 des Sicherheits- 
rates der Vereinten Nationen vom 18.12.2008 verwiesen (Drucks. 17/3691). Diese 
Resolution gestattet die Bekämpfung von Seeräuberei und bewaffneten Raub- 
überfällen in den Territorialgewässern Somalias - und sogar auf dem Festland. 
Der Sicherheitsrat erklärt, er handle an Stelle des Küstenstaates, weil dieser (der- 
zeit) nicht in der Lage ist, seine Hoheitsrechte zu verteidigen. Die provisorische 
Regierung sei einverstanden. Eine Intervention sei erforderlich, weil die Piraterie 
die friedensbedrohende Situation in Somalia verschärfe. Damit wird zum einen 
die Fortdauer nationaler Souveränität als Basis des internationalen Rechtes betont 
(Treves 2009: 406), zum anderen umgeht der Hinweis auf die Verschärfung der 
friedensbedrohenden Situation die Feststellung, die Piraterie als solche bedrohe 
den Frieden. Denn in diesem Fall wäre die Aufforderung zu ihrer Bekämpfung 
einer Aufforderung zum Krieg gegen Privatpersonen gleichgekommen. 

Die Beschlüsse des Sicherheitsrates gelten für alle Kriegsschiffe, die am Horn 
von Afrika Piraterie bekämpfen sollen. Sie gelten damit auch für den Einsatz der 
NATO in dieser Region. Dass die NATO Piraterie bekämpft, entspricht der 1999 
beschlossenen Neuausrichtung des Bündnisses, der zufolge seine Militärmacht 
fortan auch zur „Verteidigung“ gegen mögliche[!] Gefährdungen ökonomischer, 
politischer und ökologischer Interessen der Mitgliedstaaten eingesetzt werden 
soll (Alliance Strat. Concept 1999). Diese Zielsetzungen sind auch im Weißbuch 
zur Sicherheitspolitik Deutschlands und zur Zukunft der Bundeswehr von 2006 
sowie im Jahresbericht des Flottenkommandos von 2010 enthalten. Sehr deut- 
lich wird im Weißbuch ausgeführt, dass Deutschland aufgrund seiner engeren 
Verflechtung in der Weltwirtschaft besonderes Interesse an internationaler Sta- 
bilität und ungehindertem Warenaustausch hat, und dass „Verwerfungen im 
internationalen Beziehungsgefüge ... beispielsweise durch zunehmende Piraterie“ 
Auswirkungen auf „nationale Volkswirtschaft, Wohlstand und sozialen Frieden“ 
haben (22f.). Tatsächlich sind deutsche Reeder in besonderem Maße betroffen. 
Von den im Jahr 2010 insgesamt verübten Überfällen betrafen die meisten Schiffe 
in deutschem Eigentum (Bundespolizei See 2010: 14) Es kann überhaupt kein 
Zweifel daran bestehen, dass die Mitwirkung der Bundeswehr an der Operation 


25 Die Empörungvieler Abgeordneter über Äußerungen des Bundespräsidenten, die militä- 
rischen Schutz deutscher Wirtschaftsinteressen einforderten, lässt darauf schließen, dass 
sie nicht wirklich gelesen haben, was ihnen seit Jahren vorgelegt wurde. Die Bundespolizei 
See verweist in ihrem Jahresbericht 2010 darauf, dass der chemalige Verteidigungsmi- 
nister Karl Theodor zu Guttenberg diesen Zusammenhang „ähnlich wie seinerzeit der 
ehemalige Bundespräsident Horst Köhler“ aufeiner internationalen Sicherheitskonferenz 


hervorgehoben habe (Bundespolizei See 2010: 32). 
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„Atalanta“ dem Ziel dient, wirtschaftliche Interessen zu schützen. Dagegen ist 
durchaus zu bezweifeln, dass dieser Einsatz in Einklang mit den Bestimmungen 
des Grundgesetzes erfolgt (für viele: Allmendinger/Kees 2008: II). 

Dennoch: der Verweis aufwirtschaftliche Interessen erklärt „Atalanta“ nur un- 
zureichend, denn diese Interessen hätten auch im Rahmen der NATO-Operation 
Enduring Freedom geschützt werden können. Die Piraterie vor Somalia und die 
Resolutionen des Sicherheitsrates boten der EU aber die Möglichkeit, „to do 
something militarily“ (Riddervold 2010: 14). In einem der Interviews, die Ma- 
rianne Riddervold im Zusammenhang der Entscheidung für „Atalanta“ geführt 
hat, wurde ihr gesagt, es habe verhindert werden sollen, dass „NATO takes the 
credit“ (ebd.). Das Bestreben, die Autonomie der EU als politischer Akteur zu 
stärken, sei im Europäischen Parlament weit verbreitet gewesen. Wobei sich die 
Anti-Piraterie Operation besonders angeboten habe, weil sie einen guten Zweck 
betreffe und wenig Risiko für das militärische Personal mit sich bringe (ebd.: 5). 
„Atalanta“ markiert „die Metamorphose der Europäischen Union von einer reinen 
Zivilmacht zum militärischen Akteur“ (Fischer-Lescano/Tohibur 2009: 1243). 

Die Demonstration dieser neuen politischen Rolle ist teuer, und sie ist nicht 
erfolgreich (Shortland 2010). Zwar hat der Schutz der Schiffe, die für das Welter- 
nährungsprogramm eingesetzt waren, weitgehend funktioniert (Elagab 2010: 71), 
aber die Piraten haben ihren Aktionsradius ausgeweitet, und längst überfallen sie 
nicht mehr nur langsame und niedrigbordige Schiffe. Alle Hinweise auf Erfolge 
müssen unterstellen, dass es ohne die Anwesenheit der Kriegsschiffe noch mehr 


Überfälle gegeben hätte. 


Und dann sind da noch die Menschenrechte 


Den Resolutionen des Sicherheitsrates zufolge sind alle an der Piratenabwehr vor 
Somaliabeteiligten Einsatzkräfte berechtigt, Waffengewalt gegen Piraten - und 
das heißt zunächst einmal immer: der Piraterie verdächtige Personen - einzu- 
setzen. Tatsächlich hat französisches Militär füchtende Verdächtige mit einem 
Hubschrauber über Land verfolgt und das Fluchtauto zerstört (Kreye 2009). 
Die US-Marine hat einen entführten Kapitän freigeschossen und sich damit 
zuhause überwiegend Anerkennung verschafft. Andreas von Arnauld zufolge 
hat der Sicherheitsrat aber lediglich Gewalt „zur Aufbringung“ autorisiert. Er 
habe den geographischen Bereich erweitert, in dem Anti-Piraterie Maßnahmen 
zulässig sind, jedoch nicht zu jenen target sanctions ermächtigt, die im Kampf 
gegen Terroristen zulässig sein sollen (2009: 466f). 

Die Bundeswehr ist gehalten, die an einem Überfall beteiligten Personen 
festzusetzen und die dabei angewandte Gewalt auf jenes Maß zu beschränken, 
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das dem polizeilichen Charakter der Operation Rechnung trägt.° Mit anderen 
Worten: Die deutschen Einsatzkräfte vor Somalia sollen sich als Polizei betätigen. 
Dem steht das Grundgesetz entgegen, das eine strikte Trennung von Polizei und 
Militär vorsieht. Die Annahme, die Mitwirkungan einer Aktion gegen Piraten, die 
im Seerechtsübereinkommen vorgesehen ist, berechtige, von dieser Bestimmung 
abzusehen, ist nicht haltbar, weil in Art. 107 SRÜ die Befugnis zur Aufbringung 
wegen Seeräuberei nur solchen Schiffen gestattet ist, die dazu (von Staats wegen) 
befugt sind. Konkret also: weder das SRU, noch die Resolutionen des Sicherheits- 
rates, noch die Mitwirkung an einer gemeinsamen Operation der EU können 
die Tatsache heilen, dass das Grundgesetz den Einsatz von Militär gegen Private 
untersagt (Fischer-Lescano/Tohidipur 2010: 1245). Zwar folgen nicht alle Exper- 
ten der Interpretation, dass der Einsatz deutscher Marineeinheiten vor Somalia 
verfassungswidrig ist, doch wird die Beschränkung des Einsatzes auf polizeiliche 
Maßnahmen allgemein anerkannt. Daraus wird dann aber immer wieder geschlos- 
sen, dass die rechtliche Basis der Einsätze den neuen Sicherheitsbedrohungen 
angepasst werden müssen. Damit würde aber nicht nur gegen die Menschenrechte 
von Verdächtigen verstoßen, es würde — gewissermaßen exterritorial - auch der 
immer wieder geforderte Einsatz der Bundeswehr im Inneren denkbar gemacht. 
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